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Vaduz, den 7. Februar 1995 

P 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

sehr geehrte Frauen und Herren Abgeordnete, 

die Regierung gestattet sich, dem Hohen Landtag nachstehend den Bericht und 

Antrag betreffend die Teilnahme des Fürstentums Liechtenstein am Europäischen 

Wirtschaftsraum (EWR), 2. Teil: Bericht zum Verhandlungsergebnis mit den 

EWR-Vertragsparteien und zu den Auswirkungen der Teilnahme am Europäi-

schen Wirtschaftsraum (EWR) auf das Fürstentum Liechtenstein sowie Antrag, zu 

unterbreiten. 

1 EINLEITUNG 

Nach dem unterschiedlichen Ausgang der Volksabstimmung in der Schweiz vom 

6. Dezember 1992 und in Liechtenstein vom 13. Dezember 1992 konnte das 

EWR-Abkommen in seiner der Abstimmung zugrundeliegenden Fassung nicht in 

Kraft treten. Auf der Seite der EWR-Partner waren verschiedene Anpassungen des 

EWR-Abkommens (EWRA), seiner Protokolle und Anhänge, von zugehörigen 

Erklärungen usw. vorzunehmen. Dies führte zu mehreren Anpassungsprotokollen, 

einschliesslich der auf EFTA-Seite im Zusammenhang mit dem EWRA beschlos-

senen Übereinkommen. Nach der Durchführung der notwendigen Ratifikations-

verfahren sind das EWRA und die mit seiner Durchführung verbundenen Ab-

kommen am 1. Januar 1994 für die Unterzeichnerstaaten des EWRA, mit Aus-

nahme der Schweiz und Liechtensteins, in Kraft getreten. 

Liechtenstein konnte die in der Abstimmung vom 13. Dezember 1992 
angenommenen Abkommen auf den 1. Januar 1994 nicht ratifizieren, 
da es sich, im Vergleich mit den anderen EWR-Partnern, in einer be-
sonderen Situation befand. Im EWR-Abkommen von 1992 sind ver-
schiedene Bestimmungen enthalten, die sich ausdrücklich auf das beson-
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ders enge Verhältnis zwischen Liechtenstein und der Schweiz, insbesondere auf 
der Grundlage des Zollvertrages, beziehen. Deshalb mussten in den Anpassungs-
instrumenten auf EWR-Seite Bestimmungen aufgenommen werden, die einerseits 
dem unterschiedlichen Ausgang der Abstimmung in der Schweiz und in Liechten-
stein Rechnung tragen und andererseits Liechtenstein die Möglichkeit einer Teil-
nahme am EWR offenhalten. 

Im Verhältnis zwischen Liechtenstein und der Schweiz bestand die Notwen-
digkeit, die für die Teilnahme Liechtensteins am EWR relevanten bilateralen 
Verträge, insbesondere den Zollvertrag, so anzupassen, dass die regionale Uni-
on bzw. der gemeinsame Wirtschaftsraum unter Aufrechterhaltung der offenen 
Grenzen zwischen den beiden Staaten erhalten bleibt und gleichzeitig die in 
Artikel 121 (b) EWRA enthaltene Bedingung erfüllt wird, dass nämlich da-
durch das gute Funktionieren des EWRA nicht beeinträchtigt wird. 

Im Hinblick auf diese Ausgangslage hat die Regierung die sich aus der Volks-
abstimmung vom 13. Dezember 1992 ergebende Aufgabe wahrgenommen und 
die Verhandlungen mit der Schweiz einerseits und den EWR-Partnern anderer-
seits geführt und abgeschlossen. Parallel dazu sind die Arbeiten zum Erlass 
bzw. zur Anpassung verschiedener Gesetze und Verordnungen aufgenommen 
worden. Die wichtigen und mit dem Inkrafttreten des EWRA für Liechtenstein 
von Liechtenstein zu erlassenden Gesetze sind dem Landtag zur Behandlung 
unterbreitet worden bzw. befinden sich in Vorbereitung. 

Vom Frühjahr bis Juni 1993 fanden bilaterale Gespräche mit der Schweiz 
auf Expertenebene statt. Auf der Grundlage dieser Vorarbeiten wurde in 
der Folge eines liechtensteinisch-schweizerischen Regierungsgesprächs 
am 22. Juni 1993 eine gemeinsame Arbeitsgruppe auf Beamtenebene be-
auftragt, eine Lösungsplattform für die Problemgebiete zu erstellen, wel-
che sich bei einem EWR-Beitritt Liechtensteins im bilateralen Vertrags-
verhältnis ergeben würden. Dabei sollte auch die Möglichkeit von Lösun-
gen zur Gleichbehandlung von Schweizer Personen und Schweizer Unter-
nehmen in Liechtenstein im Vergleich zu EWR-Personen und EWR-
Unternehmen und auf Grundlage der Reziprozität, speziell im öffentlichen 
Auftragswesen und im Freien Personenverkehr, näher untersucht werden. 
Diese Arbeitsgruppe hat, je nach Problemgebiet, in verschiedener Zusam-
mensetzung mehrere Sitzungen abgehalten und eine Lösungsplattform 
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erstellt, welche von der Regierung und vom Bundesrat im Dezember 1993 zur 
Kenntnis genommen wurde. Der substantielle Inhalt der Lösungsplattform wur-
de Mitte Dezember 1993 den EWR-Partnern in Form einer Notiz zur Kenntnis 
gebracht. Auf bilateraler Ebene wurden die früheren Expertengespräche in Ge-
sprächen auf Beamtenebene unter Beizug von Experten fortgesetzt, um den In-
halt der Lösungsplattform in entsprechende Rechtstexte zu überführen. Die for-
mellen Verhandlungsrunden zwischen einer liechtensteinischen Delegation unter 
der Leitung von S.D. Botschafter Prinz Nikolaus von Liechtenstein und einer 
schweizerischen Delegation unter der Leitung von Minister Josef Doswald, 
Stellvertretender Direktor der Direktion für Völkerrecht im Eidg. Departement 
für auswärtige Angelegenheiten, fanden am 5. und 7. Juli sowie am 9. und 10. 
August 1994 jeweils in Bern statt. Am 4. Oktober 1994 erfolgte in Vaduz die 
Paraphierung und am 2. November 1994 in Bern die Unterzeichnung der Ver-
tragstexte. Das bilaterale Verhandlungsergebnis wurde im Bericht der Regierung 
Nr. 1994/93 vom 15. November 1994 dem Landtag unterbreitet und in der Land-
tagssitzung vom 16. Dezember 1994 zur Kenntnis genommen. Die Eidgenössi-
schen Räte, der Nationalrat wie der Ständerat, haben in der Dezembersession 
1994 das Verhandlungsergebnis jeweils einstimmig genehmigt. 

In Kenntnis der von Liechtenstein vorgeschlagenen Lösungen zu den grundsätz-
lichen Fragen nahm der EWR-Rat in seiner ersten Sitzung am 17. Mai 1994 be-
züglich Liechtensteins Stellung. Er würdigte den politischen Willen des Volkes 
und der Regierung von Liechtenstein, am Europäischen Wirtschaftsraum teilzu-
nehmen. Er bekräftigte den Willen aller Parteien, ihr Möglichstes zu tun, um 
sicherzustellen, dass Liechtenstein vor Jahresende (1994) Mitglied des 
EWR werden kann. In diesem Sinne forderte er den Gemeinsamen 
EWR-Ausschuss auf, die Vorarbeiten für die Beschlüsse voranzutrei-
ben, die erforderlich sind, damit das EWR-Abkommen entsprechend 
Artikel 1 Absatz 2 des Protokolls zur Anpassung des EWR-Abkommens 
auch in bezug auf Liechtenstein in Kraft treten kann. Er erklärte seine 
Absicht, in dieser Frage so bald wie möglich einen Beschluss zu fassen. 

Am 13. April 1994 fand in Brüssel ein umfassendes Gespräch mit den 
Experten der einzelnen Generaldirektionen der EU-Kommission statt. Die 
von der liechtensteinischen Delegation vorgetragenen Wünsche bezüglich 
einzelner zoll- bzw. währungsvertragsbedingter Anpassungen wurden 
positiv aufgenommen. Einzelne Fragen, zu denen die Kommission um 
Präzisierungen gebeten hatte, wurden auf technischer Ebene mit den 
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zuständigen Stellen der Kommission besprochen und geklärt. Die Vor-
aussetzungen und Bedingungen für eine Teilnahme Liechtensteins am 
EWR wurden anschliessend sowohl im Ständigen Ausschuss der EFTA-
Staaten (der Ausschuss setzt sich aus jenen EFTA-Staaten zusammen, die 
dem EWR angehören; diese Staaten werden im folgenden als "EFTA-EWR-
Staaten" bezeichnet) wie auch in den zuständigen Gremien der Europäischen Uni-
on sowie vom Gemeinsamen EWR-Ausschuss diskutiert und festgelegt. Dies war 
die Grundlage für die Schlussfolgerungen des EWR-Rates vom 20. Dezember 
1994, in welchem die Modalitäten der liechtensteinischen Teilnahme am EWR 
festgelegt wurden. Der Gemeinsame EWR-Ausschuss hat den Entwurf zum Be-
schluss Nr. 1/95 des EWR-Rates am 27. Januar 1995 genehmigt. Am 15. Februar 
1995 erfolgt voraussichtlich die Zustimmung durch den Ausschuss der Ständigen 
Vertreter der EU, am 20. Februar 1995 voraussichtlich jene des Wirtschafts- und 
Finanzrates der EU. Dann wird der Beschluss auf dem Zirkularweg allen EWR-
Vertragsparteien zur definitiven Zustimmung unterbreitet, die nicht in Frage steht. 
Die Regierung hat den Beschluss am 27. Januar 1995 genehmigt. 

Die Regierung hat in ihrer Berichterstattung zur europäischen Integration immer 
wieder darauf hingewiesen, dass aus heutiger Sicht das EWR-Abkommen für 
Liechtenstein die einzige realistische Möglichkeit einer souveränitätspolitisch 
adäquaten Position im europäischen Integrationsgeschehen darstellt. Der Landtag 
und die Öffentlichkeit sind darüber regelmässig und ausführlich unterrichtet wor-
den. Die Regierung hat, nach dem unterschiedlichen Abstimmungsergebnis vom 
Dezember 1992 zum EWRA in der Schweiz und in Liechtenstein, konsequent den 
Weg weiterverfolgt, Liechtenstein die Teilnahme am EWR unter Beibehaltung der 
sehr engen Partnerschaft mit der Schweiz und der offenen Grenzen zwischen den 
beiden Staaten zu ermöglichen. Die Regierung -und mit ihr wohl auch der über-
wiegende Teil der Bevölkerung - sieht in der Isolation bzw. im Alleingang Liech-
tensteins keine vertretbare Alternative. Eine solche Position hätte weitreichende 
wirtschaftliche und politische Konsequenzen und würde auf lange Sicht auch die 
liechtensteinische Souveränität in Frage stellen. Andererseits wäre auch ein integ-
rationspolitischer Weg, der sich ausschliesslich auf jenen der Schweiz ausrichtete, 
mit zu vielen offenen Fragen versehen. 

Der von der Regierung eingeschlagene Weg „EWR und Zollvertrag“ ermöglicht Liech-
tenstein die Beibehaltung und Weiterentwicklung der besonderen Partnerschaft mit der 
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Schweiz. Die Grenzen bleiben offen, und die "parallele Verkehrsfähigkeit" erlaubt 
Liechtenstein, am EWR teilzunehmen. Die Auswirkungen dieser Teilnahme sind 
bekannt. Die Steuern sind vom EWR-Abkommen ausgeklammert. Die für das 
Finanzdienstleistungswesen wichtigen Gesellschaftsformen der Anstalt und der 
Stiftung sowie der Schutz des Bankgeheimnisses sind nicht betroffen. Damit sind 
die Rahmenbedingungen für diesen wichtigen Wirtschaftszweig gesichert. Auch 
die Chancen und Risiken für die übrigen Sektoren sind bekannt. Die Exportmärkte 
für die Industrie bleiben offen. Das Gewerbe erhält durch die Ausweitung des 
Marktes neue Chancen. In den sensiblen Bereichen Personenverkehr und Immobi-
lienhandel bestehen Vereinbarungen, die auf die Kleinheit und auf die begrenzte 
Aufnahmefähigkeit Liechtensteins Rücksicht nehmen. Schliesslich sind auch die 
finanziellen und personellen Auswirkungen bekannt. Sie sind für Liechtenstein 
tragbar - zumal auch jede andere Integrationsform mit Kosten verbunden wäre, 
deren Höhe jedoch in keiner Weise voraussehbar ist. 

Das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum ist eine tragfähige und 
entwicklungsfähige Grundlage für eine adäquate Stellung Liechtensteins im künf-
tigen Europa. Es sichert der Wirtschaft den Zugang zu ihren wichtigsten Märkten 
und lässt darüber hinaus genügend nationalen Spielraum, um für Liechtenstein 
wichtige Rahmenbedingungen auch in Zukunft zu gewährleisten. Zudem gewähr-
leistet es die weiterhin enge Partnerschaft mit der Schweiz und lässt für die Zu-
kunft Optionen offen. Im wesentlichen gelten zusammengefasst die folgenden 
Argumente für die Teilnahme Liechtensteins am EWR: 

• Die Partnerschaft mit der Schweiz kann auf der Basis der bisherigen Verträ-
ge weiterentwickelt werden. 

• Die EWR-Teilnahme sichert Liechtenstein in Europa mehr Mitwirkungs-
rechte, als in einem bilateralen Abkommen ausgehandelt werden könnten. 
Dies ist zur Verteidigung der Standortvorteile aller Wirtschaftssektoren von 
ausschlaggebender Bedeutung. Gleichzeitig kann Liechtenstein durch die 
EWR-Teilnahme seine Position in Europa stärken. 

• Der EWR sichert Liechtenstein die unbeschränkte Teilnahme an den EU-
Programmen für Aus- und Weiterbildung sowie in der Forschungszusam-
menarbeit. 
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Das bringt neue Chancen für die Jugend und sichert der Industrie den An-
schluss an die Technologien von morgen. 

• Mit dem EWRA erlangt die liechtensteinische Wirtschaft über das Cassis-
de-DijonPrinzip für ihre Produkte den ungehinderten Marktzugang in allen 
EWR-Staaten. Waren, die in Übereinstimmung mit den Vorschriften eines 
einzelnen EWR-Landes hergestellt und in Verkehr gebracht wurden, dürfen 
in allen EWR-Mitgliedstaaten ungehindert ebenfalls in Verkehr gebracht 
werden. Dies bedeutet für die liechtensteinische Industrie und für das grenz-
überschreitend tätige Gewerbe eine überaus wichtige Marktzugangsgarantie, 
die im GATT nicht vorgesehen ist. Im EWR bestehen klare Wettbewerbsre-
geln, welche im GATT bis auf weiteres nicht gegeben sind. Gleich lange 
Spiesse im Wettbewerb stärken die Exportwirtschaft und sichern die Ar-
beitsplätze in Industrie und Gewerbe. 

• Das EWR-Abkommen stellt die Beziehungen Liechtensteins zur EU auf ei-
ne vertragliche Grundlage und bietet die beste Ausgangsbasis für alle in der 
europäischen Entwicklung heute denkbaren Möglichkeiten. 

• Nur wenn Liechtenstein selbständig, d.h. über das EWR-Abkommen, an der 
europäischen Integration teilnimmt, kann es seine Aussenpolitik in Europa 
auch selbständig gestalten. 

Die Uruguay-Runde des GATT hat am 15. April 1994 zum Abschluss des Ab-
kommens zur Errichtung der Welthandelsorganisation (WTO) geführt. Hierzu 
wird die Regierung dem Landtag einen eigenen Bericht und Antrag unterbreiten. 
Das WTO-Abkommen kann das EWR-Abkommen nicht ersetzen. Das GATT-
Abkommen stellt zwar auf globaler Ebene einen grossen Schritt nach vorne dar, 
indem es den grenzüberschreitenden Handel erleichtert, es schafft aber keinen 
garantierten Marktzugang. 

Von den liechtensteinischen Exporten gehen fast zwei Drittel in die EU- und EFTA-
Staaten. Was den Handel mit Industrieprodukten betrifft (Kapitel 25-97 des Harmoni-
sierten Bereichs), ist die Integrationstiefe zwischen den EFTA- und EU-Staaten bereits 
dergestalt, dass das neue GATT-Abkommen im Handel zwischen diesen Staaten keine 
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neuen Erleichterungen bringt. Weitere Zugangserleichterungen können in den 
erwähnten Produktekategorien nur über das EWR-Abkommen erreicht werden. 

Das WTO-Abkommen und das EWR-Abkommen unterscheiden sich in erster 
Linie durch die Intensität der Integrationsschritte. Während die über 120 Mitglied-
länder des GATT eine schrittweise Liberalisierung des Welthandels anstreben, 
geht der EWR mit der Schaffung binnenmarktähnlicher Verhältnisse wesentlich 
weiter. Zudem schafft das EWR-Abkommen einen gemeinsamen Rechtsraum mit 
harmonisierten oder gegenseitig anerkannten Vorschriften, während sich die Ver-
tragsparteien des GATT bislang auf die Vereinbarung von "Spielregeln" für den 
Welthandel beschränkten. 

Aufgrund dieser Ausgangslage unterbreitet die Regierung hiermit dem Landtag 
unter dem Titel "Teilnahme des Fürstentums Liechtenstein am Europäischen 
Wirtschaftsraum (EWR), 2. Teil: Bericht zum Verhandlungsergebnis mit den 
EWR-Vertragsparteien und zu den Auswirkungen der Teilnahme am Europäi-
schen Wirtschaftsraum (EWR) auf das Fürstentum Liechtenstein sowie Antrag", 
die hierfür notwendigen bilateralen Verträge und Erklärungen, die mit den EWR-
Partnern abgeschlossenen Abkommen sowie die vom EWR-Rat bzw. von den 
EFTA-Partnern bezüglich Liechtensteins beschlossenen Vereinbarungen dem 
Landtag mit dem Antrag auf Zustimmung. Das Abkommen vom 2. Mai 1992 über 
den Europäischen Wirtschaftsraum und die zugehörigen Abkommen sind im Be-
richt und Antrag Nr. 46/92 vom 15. Juni 1992 vor allem auch mit ihren Aus-
wirkungen auf Liechtenstein ausfiihrlich dargestellt worden. Die Regierung ver-
zichtet daher darauf, den Inhalt dieses Berichts und Antrags im vorliegenden Be-
richt und Antrag vollumfänglich zu wiederholen. Die Ausgangslage für die Be-
wertung des Abkommens mit Hinblick auf die liechtensteinische Interessenlage ist 
grundsätzlich unverändert geblieben. Die nachstehenden Ausführungen konzent-
rieren sich im wesentlichen auf die seit Dezember 1992 eingetretene Entwicklung. 
Der Inhalt des Berichts und Antrags der Regierung Nr. 1994/93 vom 15. Novem-
ber 1994 (1. Teil: Bericht zum bilateralen Verhandlungsergebnis mit der Schweiz) 
wird im vorliegenden Bericht und Antrag nicht nochmals wiedergegeben. Es er-
folgt lediglich eine Aktualisierung von Aussagen, die damals noch Gegenstand 
von Verhandlungen mit den EWR-Partnern waren. 
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Die bilateralen Abkommen mit der Schweiz und die mit den EWR-Partnern abge-

schlossenen Vereinbarungen bilden eine Einheit mit Hinblick auf die Teilnahme 

Liechtensteins am EWR. Die Annahme dieses Gesamtpaketes ist die Vorausset-

zung dafür, dass das EWRA als Ganzes, ergänzt und geändert durch die seit 1993 

verabschiedeten Anpassungen und Beschlüsse, für Liechtenstein in Kraft treten 

kann. 

Gemäss den Schlussfolgerungen des EWR-Rates vom 20. Dezember 1994 und 

gemäss Beschluss Nr. 1/95 des EWR-Rates soll das EWR-Abkommen für Liech-

tenstein am 1. Mai 1995 in Kraft treten, wenn die innerstaatlichen Zustimmungs-

verfahren bis dahin abgeschlossen sind. Die Regierung ersucht daher den Hohen 

Landtag, den Bericht und Antrag möglichst in der 2. Woche des Monats März 

1995 zu behandeln, damit anschliessend unter Berücksichtigung der Debatten im 

Landtag ausreichend Zeit für die Öffentlichkeitsarbeit mit Hinblick auf die Volks-

abstimmung verbleibt. Aus der Sicht der Regierung wäre es richtig, die Volksab-

stimmung am 7./9. April 1995 durchzuführen. 

Die diversen Beilagen zu diesem Bericht und Antrag werden den Mitgliedern des 

Landtages mit dem Bericht und Antrag zur Verfügung gestellt. 
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2 ANPASSUNG DES BILATERALEN 

VERTRAGSVERHÄLTNISSES MIT DER SCHWEIZ 

Die Anpassung des bilateralen Vertragsverhältnisses mit der Schweiz war Ge-
genstand des 1. Teils zum Bericht und Antrag betreffend die Teilnahme des Fürs-
tentums Liechtenstein am Europäischen Wirtschaftsraum (EWR), Nr. 1994/93, 
vom 15. November 1994. Dieser Bericht wurde vom Landtag in seiner Sitzung 
vom 16. Dezember 1994 zur Kenntnis genommen. Er wird deshalb hier nicht in 
seinem Wortlaut wiederholt. Die bilateralen Vertragstexte sind in der Beilage zum 
erwähnten Bericht enthalten. Die Gemeinsame Erklärung vom 2. November 1994 
zu Gleichbehandlungsfragen, die Gemeinsame Erklärung vom 2. November 1994 
zum öffentlichen Beschaffungswesen und die Erklärung vom 2. November 1994 
betreffend die Liberalisierung des öffentlichen Beschaffungswesens im schweize-
risch-liechtensteinischen Verhältnis sind nicht Gegenstand des Antrags in Kapitel 
11, weil es sich nicht um Staatsverträge, sondern um politische Absichtserklärun-
gen handelt, die nicht der Zustimmung des Landtages bedürfen. 

Der Bericht vom 15. November 1994 enthielt einige Aussagen betreffend 
wenige Fragen, die zum Zeitpunkt der Berichterstattung noch nicht definitiv 
beantwortet werden konnten. Die nachstehenden Ausführungen beschränken 
sich auf die diesbezüglichen Textpassagen im Kapitel 2 des damaligen Be-
richts. Es kann festgestellt werden, dass alle offenen Fragen gelöst werden 
konnten. Der EWR-Rat hat in seinen Schlussfolgerungen vom 20. Dezember 
1994 "Kenntnis von den zwischen Liechtenstein und der Schweiz vereinbar-
ten Änderungen an ihrem Zollvertrag genommen, mit denen die Teilnahme 
Liechtensteins am EWR ermöglicht werden soll" und "die pragmatischen 
Lösungen für mehrere komplizierte Probleme im Bereich des freien Waren-
verkehrs begrüsst, die sich daraus ergeben haben, dass Liechtenstein seinen 
Zollvertrag mit der Schweiz, wenn auch in geänderter Form, beibehält" so-
wie "auf dieser Grundlage den Schluss gezogen, dass die in Artikel 121 (b) 
des EWR-Abkommens vorgesehene Bedingung, dass das gute Funktionieren 
des EWR-Abkommens nicht durch die regionale Union zwischen Liechten-
stein und der Schweiz beeinträchtigt wird, erfüllt ist". Dies wird auch in 
Artikel 1 des Beschlusses Nr. 1/95 des EWR-Rates bestätigt. 

Auf Seite 5, 2. Absatz des Berichts wurde ausgeführt, dass der Bereich der verarbei-
teten Landwirtschaftsprodukte (Protokoll 3 EWRA) noch Gegenstand der Verhandlungen mit 
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den EWR-Partnern bilde. Liechtenstein hat zu diesem Bereich eine Übergangs-
frist bis zum Jahr 2000 erhalten. Die entsprechende Begründung wird in Kapitel 
7.13 des vorliegenden Berichts und Antrags gegeben. 

Ebenfalls auf Seite 5, letzter Absatz, wurde betreffend den freien Kapitalverkehr 

auf die Möglichkeit der Ergreifung von Währungsmassnahmen durch die Schwei-

zerische Nationalbank hingewiesen, die aufgrund des Währungsvertrags auch für 

Liechtenstein gelten würden, und dass deshalb ein Vorbehalt im Rahmen des 

EWRA anzubringen sei. Der EWR-Rat hat in der Erklärung zu Protokoll 18 EW-

RA die liechtensteinische Ausgangslage berücksichtigt und anerkannt, dass Liech-

tenstein seine Verpflichtungen unter Protokoll 18 im Rahmen seiner Währungs-

union mit der Schweiz wahrnehmen wird. Siehe hierzu Kapitel 6.2 (Punkt 4) und 

Kapitel 7.40. 

Auf Seite 6, 4. Absatz wurde festgehalten, dass betreffend die Erstellung von Sta-

tistiken durch Liechtenstein eine Sonderregelung mit den EWR-Partnern ange-

strebt werde. Liechtenstein hat diese Sonderregelungen erhalten. Sie werden in 

Kapitel 6.2 (Punkt 26) und in Kapitel 7.74 ausführlich beschrieben. 

Im 3. Absatz auf Seite 12 wurde ausgeführt, dass Fragen zum Zollverfahren und 

Ursprungswesen noch Gegenstand der Gespräche mit den EWR-Partnern seien 

und daher Auswirkungen auf den Anhang III der Vereinbarung zum Zollvertrag 

nicht ausgeschlossen seien. Bezüglich der Substanz besteht keine Notwendigkeit, 

Anpassungen des Anhangs III vorzunehmen. 
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3 ANPASSUNGSPROTOKOLL VOM 17. MÄRZ 1993 ZUM 

ABKOMMEN ÜBER DEN EUROPÄISCHEN 

WIRTSCHAFTSRAUM 

3.1 Anpassungsprotokoll 

Nachdem die Schweiz am 6. Dezember 1992 in einer Volksabstimmung den Beitritt 
zum EWRA abgelehnt, Liechtenstein in der Volksabstimmung vom 13. Dezember 
1992 dem Beitritt zugestimmt hatte, war das Abkommen unter Berücksichtigung der 
Ausgangslage in der Schweiz einerseits und in Liechtenstein andererseits anzupassen. 
Dies ist mit dem Anpassungsprotokoll vom 17. März 1993 geschehen. Vertragspar-
teien sind die EWG, die EGKS und die damals zwölf EU-Mitgliedstaaten einerseits 
und die EFTA-Staaten ohne die Schweiz andererseits. 

Die Präambel nimmt u.a. Bezug auf die Nicht-Ratifikation des EWR-Abkommens 
durch die Schweiz und hält fest, dass für Liechtenstein besondere Bestimmungen 
festzulegen und dass technische Anpassungen des EWRA erforderlich sind. Sie ver-
weist auch auf die Möglichkeit eines allfälligen späteren Beitritts der Schweiz. 

Artikel 1 bestimmt das Inkrafttreten des Anpassungsprotokolls für die EWRA-Ver-
tragsparteien. Gemäss Absatz 2 tritt für Liechtenstein das EWRA, so wie durch das 
Anpassungsprotokoll geändert, an dem vom EWR-Rat bestimmten Datum und unter 
der Voraussetzung in Kraft, dass der EWR-Rat entschieden hat, dass die Bedingung 
von Artikel 121 (b) des EWRA erfüllt ist, dass nämlich das gute Funktionieren des 
EWRA nicht beeinträchtigt wird, und die geeigneten Beschlüsse gefasst hat, insbe-
sondere bezüglich der Anwendung von jenen Massnahmen auf Liechtenstein, welche 
der EWRRat und der Gemeinsame EWR-Ausschuss zwischenzeitlich beschlossen 
haben (Einbezug des neuen verabschiedeten "Acquis"). Liechtenstein war und ist es 
gestattet, an den Entscheidungen des EWR-Rates gemäss Absatz 2 teilzunehmen. 

Die Artikel 2 - 4 betreffen technische Anpassungen. Artikel 5 ersetzt Ab-
satz 1 von Artikel 128 EWRA: Die Schweiz hat die Möglichkeit, dem 
EWRA später beizutreten. Artikel 6 enthält eine Anpassung von Artikel 
129 Absatz 3 EWRA bezüglich des Inkrafttretens. In Artikel 7 erfolgt 
eine technische Anpassung von Paragraph 11 des Protokolls 1, in Artikel 
8 eine technische Anpassung der Anhänge V und VI des Protokolls 4, in 
Artikel 9 eine technische Anpassung des Protokolls 5. Gemäss Artikel 10 
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wird Protokoll 6 über das Anlegen von Pflichtlagern durch die Schweiz 
und Liechtenstein ersetzt durch ein neues Protokoll 6, das sich nur noch auf 
Liechtenstein bezieht. Die Artikel 11 - 14 enthalten technische Anpassungen. 

Artikel 15 bestimmt das Inkrafttreten verschiedener Bestimmungen des EWRA 
sowie der Protokolle 30, 31 und 32 auf den 1. Januar 1994 (Rahmenprogramme, 
Sonderprogramme, Projekte und andere Aktionen der Gemeinschaft - Zugang der 
EFTA-Staaten und allfällige Mitfinanzierung). 

Mit Artikel 16 wird das Protokoll 38 über den Finanzierungsmechanismus auf-
grund der Nichtbeteiligung der Schweiz angepasst. 

Artikel 17 enthält eine technische Anpassung des Protokolls 41, nämlich die Strei-
chung von zwei gemischten Rhein-Schutz-Abkommen, an welchen die Schweiz 
beteiligt ist. 

Mit Artikel 18 wird das Protokoll 44 zum Abkommen zwischen der EG und der 
Schweiz zum Strassengüterverkehr aufgehoben. Artikel 19 enthält Änderungen 
zum Anhang zu Protokoll 47. Artikel 20 bezieht sich auf die Änderung verschie-
dener Anhänge zum EWRA gemäss Anhang zum Anpassungsprotokoll. 

Gemäss Artikel 21 kommen alle Vorschriften, Hinweise, speziellen Anpassungen, 
Zeiträume und Zeitpunkte betreffend Liechtenstein, wie sie im EWRA, angepasst 
durch das Anpassungsprotokoll, festgelegt sind, für Liechtenstein erst zur Anwen-
dung, wenn das EWRA und das Anpassungsprotokoll gemäss Artikel 1 Absatz 2 
des Anpassungsprotokolls für Liechtenstein in Kraft getreten sind. (Siehe hierzu 
den Beschluss des EWRRates vom 20. Dezember 1994.) 

Artikel 22 enthält Bestimmungen zu den Vertragssprachen des Anpassungsproto-
kolls (identisch mit jenen des EWRA), zum Ratifikationserfordernis, Depositär 
und dessen Aufgaben, zum Datum des Inkrafttretens und zum Inkrafttreten für 
Liechtenstein. 

Der Anhang zum Anpassungsprotokoll bringt technische Anpassungen zu den An-
hängen I - IX, XII, XIII, XVI und XVIII - XXII des EWRA aufgrund der Nicht-
Teilnahme der Schweiz. 
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3.2 Schlussakte 

Bei der Unterzeichnung des Anpassungsprotokolls wurden von den Unterzeich-
nern in Form der Schlussakte das Anpassungsprotokoll und sein Anhang formell 
angenommen. Sie haben mit der Schlussakte auch verschiedene Erklärungen, wel-
che zum Zeitpunkt der Annahme des EWRA verabschiedet wurden, mit Hinblick 
auf die Nicht-Teilnahme der Schweiz am EWR als hinfällig erklärt oder entspre-
chende Anpassungen vorgenommen. 

3.3 Gemeinsame Erklärung 

Mit der Schlussakte wurde eine Gemeinsame Erklärung verabschiedet, in welcher 
die EWRA-Vertragsparteien uneingeschränkt den Ausgang der Abstimmung vom 
6. Dezember 1992 in der Schweiz respektieren, es aber gleichzeitig bedauern, dass 
infolge der Nicht-Teilnahme der Schweiz der EWR nicht zwischen allen ur-
sprünglich vorgesehenen Vertragsparteien verwirklicht werden konnte. Es wurde 
zur Kenntnis genommen, dass der Bundesrat die Möglichkeit einer späteren Teil-
nahme am EWR offengehalten hat, und die Bereitschaft bekundet, entsprechende 
Verhandlungen zu führen, wenn die Schweiz entsprechend Antrag stellt. Basis für 
solche Verhandlungen würden das ursprüngliche EWRA und die anschliessend 
erfolgten Änderungen des EWRA sein. 

3.4 Vereinbarte Niederschrift 

Die Vereinbarte Niederschrift bezieht sich auf Artikel 15 des Anpassungsproto-
kolls mit Bezug auf die in Artikel 81 und 82 und in den Protokollen 30, 31 und 32 
EWRA festgelegte Zusammenarbeit. Die Sachverständigen der EFTA-Staaten 
erhielten die Möglichkeit, schon vor dem 1. Januar 1994 in Ausschüssen betref-
fend die in den erwähnten Artikeln und Protokollen erwähnte Zusammenarbeit im 
EWR teilzunehmen. Ferner erfolgten Präzisierungen zu Artikel 20 des Anpas-
sungsprotokolls betreffend Anhang IV und XIV EWRA. 
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Liechtenstein hat das Anpassungsprotokoll vom 17. März 1993 zum Abkommen 

über den Europäischen Wirtschaftsraum am 17. März 1993 zusammen mit den 

EFTA-EWRStaaten unterzeichnet. Das Anpassungsprotokoll einschliesslich der 

Schlussakte, der Gemeinsamen Erklärung und der Vereinbarten Niederschrift ist 

von Liechtenstein zu ratifizieren. 



15 

4 ANPASSUNGSPROTOKOLLE ZU ABKOMMEN DER EFTA-
STAATEN 

Neben dem EWRA selbst waren auch die auf Seite der EFTA-EWR-
Vertragsparteien abgeschlossenen Abkommen aufgrund der Nicht-Teilnahme der 
Schweiz anzupassen. Diese Anpassungs- und Änderungsprotokolle, welche für die 
andern EFTA-EWR-Staaten in Kraft getreten sind, sind auch von Liechtenstein, 
soweit es sie unterzeichnet hat, zu ratifizieren. 

4.1 Anpassungsprotokoll vom 17. März 1993 zum Abkommen zwischen 
den EFTA-Staaten zur Errichtung einer Überwachungsbehörde und eines 
Gerichtshofes vom 2. Mai 1992, in der Fassung vom 29. Dezember 1994 
(Siehe Beilage) 

Vertragsparteien sind die EFTA-EWR-Staaten. Die Präambel verweist auf die 
Beweggründe zum Abschluss des Anpassungsprotokolls: u.a. die Nicht-
Teilnahme der Schweiz am EWR, die Notwendigkeit besonderer Bestimmungen 
für Liechtenstein und zeitlicher und technischer Anpassungen. 

Gemäss Artikel 1 trat das Abkommen der EFTA-Staaten zur Errichtung einer 
Überwachungsbehörde und eines Gerichtshofs, angepasst durch das Anpassungs-
protokoll, für die EFTA-EWR-Staaten unter den in Artikel 9 festgelegten Bedin-
gungen am 1. Januar 1994 in Kraft. Für Liechtenstein tritt es am Tag des Inkraft-
tretens des EWRA für Liechtenstein in Kraft. 

Artikel 2 enthält technische Anpassungen. Anpassungen im institutionellen Be-
reich ergeben sich über die Artikel 3 - 5: Die ursprüngliche Zahl von sieben Mit-
gliedern in der Überwachungsbehörde wird auf drei reduziert. 

Artikel 6 ändert Artikel 29 des Abkommens: Für die Gültigkeit von Entscheidun-
gen des Gerichtshofs ist anstatt der Mitwirkung von fünf Richtern nurmehr jene 
von drei Richtern nötig. Artikel 7 regelt das Rotationsverfahren bei der Besetzung 
der Richterstellen aufgrund der veränderten Ausgangslage. Artikel 8 enthält eine 
technische Anpassung von Artikel 53 Absatz 3 des Abkommens bezüglich seines 
Inkrafttretens. 
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Artikel 9 bestimmt die Vertragssprachen, den Depositär und dessen Aufgaben, das 
Datum des Inkrafttretens und das Inkrafttreten für Liechtenstein, nämlich am Tag 
des Inkrafttretens des EWRA für Liechtenstein. 

Die Vereinbarte Niederschrift betrifft die Anpassung des Protokolls 4 zum EW-
RA: "EFTA" bezieht sich auf jene Staaten, für die das Abkommen der EFTA-
Staaten zur Errichtung einer Überwachungsbehörde und eines Gerichtshofs in 
Kraft getreten ist. 

Liechtenstein hat das vorliegende Anpassungsprotokoll am 17. März 1993 zu-
sammen mit den EFTA-EWR-Staaten unterzeichnet. Liechtenstein ratifiziert das 
Anpassungsprotokoll in der Fassung vom 29. Dezember 1994, d.h. in der Fassung, 
die mit dem Beitritt von Finnland, Österreich und Schweden zur EU (1. Januar 
1995) Gültigkeit erlangt hat. 

4.2 Protokoll vom 24. November 1993 zur Änderung von Protokoll 4 zum 
Abkommen zwischen den EFTA-Staaten zur Errichtung einer 
Überwachungsbehörde und eines Gerichtshofes (Siehe Beilage) 

Die Anlagen 1 bis 6 und 8 bis 10 zu Protokoll 4 zum Abkommen zwischen den 
EFTA-Staaten zur Errichtung einer Überwachungsbehörde und eines Gerichtsho-
fes waren zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des Abkommens (2. Mai 1992) noch 
nicht fertiggestellt. Die erwähnten Anlagen sind unter Berücksichtigung des An-
passungsprotokolls zum Abkommen mit dem Protokoll vom 24. November 1993 
daher als ergänzende Anlagen zum Protokoll 4 angenommen worden. Die Anla-
gen, in einem Anhang zum Protokoll festgehalten, sind damit Bestandteil des ih-
nen zugrundeliegenden Abkommens geworden und für die bisherigen Vertrags-
parteien des EWRA am 1. Januar 1994, zusammen mit dem EWRA, in Kraft ge-
treten. Für Liechtenstein treten sie gleichzeitig mit dem EWRA in Kraft, voraus-
gesetzt, Liechtenstein hat die Ratifikationsurkunden zum Abkommen, zum An-
passungsprotokoll und zu diesem Protokoll hinterlegt, und unter der Vorausset-
zung des Artikels 1 Absatz 2 des Anpassungsprotokolls (siehe voran-stehendes 
Kapitel). 
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Protokoll 4 regelt die Befugnisse und Zuständigkeiten der EFTA-
Überwachungsbehörde im Bereich des Wettbewerbs. Die Anlagen 1, 3 - 6, 8 und 
9 enthalten die diversen sogenannten Formblätter, die Anlagen 1 und 10 enthalten 
Listen der Feiertage, auf die in verschiedenen Artikeln des Protokolls 4 Bezug 
genommen wird. Sie alle ändern nichts an der liechtensteinischen Ausgangslage 
vom Dezember 1992. 

Liechtenstein hat das vorliegende Protokoll am 24. November 1993 zusammen 
mit den EFTA-EWR-Staaten unterzeichnet. Das Protokoll ist von Liechtenstein zu 
ratifizieren. 

4.3 Abkommen vom 17. März 1994 zur Änderung von Protokoll 4 zum 
Abkommen zwischen den EFTA-Staaten zur Errichtung einer 
Überwachungsbehörde und eines Gerichtshofes 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss hat mit Beschluss Nr. 3/94 vom 8. Februar 
1994 eine Änderung des Protokolls 21 EWRA über die Durchführung der Wett-
bewerbsregeln für Unternehmen vorgenommen. Das Protokoll 4 zum Abkommen 
der EFTA-Staaten zur Errichtung einer Überwachungsbehörde und eines Ge-
richtshofes wurde daher dahingehend geändert, dass Artikel 1 Absatz 2 von Kapi-
tel XI durch eine Bestimmung ersetzt wurde, wonach dieses Kapitel nur den Luft-
verkehr zwischen Flughäfen innerhalb des vom EWRA erfassten Gebietes betrifft. 
(Bisher lautete Artikel 2: "Dieses Kapitel gilt nur für den internationalen Luftver-
kehr zwischen Flughäfen innerhalb des räumlichen Anwendungsbereichs des 
EWR-Abkommens.") 

Das Abkommen wurde von den damaligen EFTA-EWR-Staaten unterzeichnet und 
ist für diese am 1. Juli 1994 in Kraft getreten. Das Abkommen ist von Liechten-
stein nicht gesondert zu ratifizieren. 

4.4 Abkommen vom 21. März 1994 zur Änderung der Protokolle 2 und 3 
zum Abkommen zwischen den EFTA-Staaten zur Errichtung einer Über-
wachungsbehörde und eines Gerichtshofes 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss hat mit Beschluss 7/94 vom 21. März 1994 das Pro-
tokoll 47 (Beseitigung technischer Handelshemmnisse für Wein) und bestimmte An-
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hänge des EWRA, insbesondere die Anhänge XV EWRA (staatliche Beihilfen) 
und XVI EWRA (öffentliches Auftragswesen) geändert (vgl. Ziffer 5.2). 

Das Protokoll 2 über die Aufgaben und Befugnisse der EFTA-

Überwachungsbehörde auf dem Gebiet des öffentlichen Beschaffungswesens 

wurde daher ebenso wie das Protokoll 3 über die Aufgaben und Befugnisse der 

EFTA-Überwachungsbehörde auf dem Gebiet der staatlichen Beihilfen technisch 

angepasst. 

Das Abkommen wurde von den damaligen EFTA-EWR-Staaten unterzeichnet und 

ist für diese am 1. Juli 1994 in Kraft getreten. Das vorliegende Abkommen ist von 

Liechtenstein nicht gesondert zu ratifizieren. 

4.5 Abkommen über Übergangsregelungen für eine Zeit nach dem Beitritt 

von bestimmten EFTA-Staaten zur Europäischen Union 

Am 28. September 1994 haben die EFTA-EWR-Vertragsparteien Österreich, 

Finnland, Island, Norwegen und Schweden ein Abkommen abgeschlossen, in wel-

chem verschiedene Übergangsbestimmungen betreffend die EFTA-

Überwachungsbehörde und den EFTA-Gerichtshof enthalten sind für jene Fälle, 

die vor dem Beitritt eines betroffenen EFTA-Staates zur EU eingetreten sind und 

den beiden genannten Behörden innerhalb von drei Monaten nach dem EU-Beitritt 

des betroffenen EFTA-Staates unterbreitet werden. Dieses Übergangsregime wur-

de vor allem zur Gewährleistung der Rechtssicherheit eingerichtet. 

Liechtenstein hat gemäss Artikel 9 die Möglichkeit, dem Abkommen zusammen 

mit dem Beitritt zum Anpassungsprotokoll vom 17. März 1993 zum ESA / Ge-

richtshof-abkommen (siehe 4.1) beizutreten. Da die EU-Erweiterung in zeitlicher 

Hinsicht planmässig auf den 1. Januar 1995 erfolgt ist, erübrigt sich der Beitritt 

Liechtensteins zum vorliegenden Abkommen. 
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4.6 Anpassungsprotokoll vom 17. März 1993 zum Abkommen betreffend 

einen Ständigen Ausschuss der EFTA-Staaten vom 20. Mai 1992, in der 

Fassung vom 29. Dezember 1994 (Siehe Beilage) 

Vertragsparteien sind die EFTA-EWR-Staaten. Die Präambel verweist auf die 

Beweggründe zum Abschluss des Anpassungsprotokolls: u.a. die Nicht-

Teilnahme der Schweiz am EWR, die Notwendigkeit besonderer Bedingungen für 

Liechtenstein und zeitlicher und technischer Anpassungen. 

Gemäss Artikel 1 trat das Abkommen betreffend einen Ständigen Ausschuss der 

EFTA-Staaten, angepasst durch das Anpassungsprotokoll, für die EFTA-EWR-

Staaten unter den in Artikel 4 festgelegten Bedingungen am 1. Januar 1994 in 

Kraft. Für Liechtenstein tritt es am Tag des Inkrafttretens des EWRA für Liech-

tenstein in Kraft. 

Artikel 2 enthält technische Anpassungen, Artikel 3 eine technische Anpassung 

von Artikel 14 Absatz 3 des Abkommens. 

Artikel 4 bestimmt die Vertragsparteien, den Depositär und dessen Aufgaben, das 

Datum des Inkrafttretens und das Inkrafttreten für Liechtenstein, nämlich zum 

Datum des Inkrafttretens des EWRA für Liechtenstein und unter den Bedingungen 

von Artikel 1 Absatz 2. 

Die Vereinbarte Niederschrift betrifft Artikel 1 Absatz 2 des Anpassungsproto-

kolls: Bevor das Abkommen für Liechtenstein in Kraft tritt, kann Liechtenstein in 

der Regel und ohne anderslautenden Beschluss des Ständigen Ausschusses an 

dessen Arbeiten teilnehmen, jedoch ohne Stimmrecht. 

Liechtenstein hat das vorliegende Anpassungsprotokoll am 17. März 1993 zu-

sammen mit den EFTA-EWR-Staaten unterzeichnet. Liechtenstein ratifiziert das 

Anpassungsprotokoll in der Fassung vom 29. Dezember 1994, d.h. in der Fassung, 

die mit dem Beitritt von Finnland, Österreich und Schweden zur EU (1. Januar 

1995) Gültigkeit erlangt hat. 
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4.7 Anpassungsprotokoll vom 17. März 1993 zum Abkommen über einen 
Parlamentarischen Ausschuss der EFTA-Staaten vom 20. Mai 1992, in der 
Fassung vom 29. Dezember 1994 (Siehe Beilage) 

Vertragsparteien sind die EFTA-EWR-Staaten. Die Präambel verweist auf die 
Beweggründe zum Abschluss des Anpassungsprotokolls: u.a. die Nicht-
Teilnahme der Schweiz am EWR, die Notwendigkeit besonderer Bestimmungen 
für Liechtenstein und zeitlicher und technischer Anpassungen. 

Gemäss Artikel 1 trat das Abkommen über einen Parlamentarischen Ausschuss 
der EFTA-Staaten, angepasst durch dieses Anpassungsprotokoll, für die EFTA-
EWRStaaten unter den in Artikel 6 festgelegten Bedingungen am 1. Januar 1994 
in Kraft. Für Liechtenstein tritt es am Tag des Inkrafttretens des EWRA für Liech-
tenstein in Kraft. 

Gemäss Artikel 2 werden die institutionellen Bestimmungen gemäss Artikel 3 und 
4 angepasst. Im Ausschuss erhalten Norwegen 22 und Island 11 Sitze. Nach dem 
Beitritt Liechtensteins reduziert sich die Zahl der Sitze für Island auf 10 und für 
Norwegen auf 20 Sitze. Liechtenstein erhält 3 Sitze. 

In Artikel 4 erfolgt eine Anpassung von Artikel 12 des Abkommens betreffend die 
Beschlussfähigkeit zur Verabschiedung der Geschäftsordnung des Parlamentarier-
ausschusses. 

Artikel 5 enthält eine technische Anpassung von Artikel 16 Absatz 3 des Abkom-
mens bezüglich des Inkrafttretens. Artikel 6 bestimmt die Vertragssprache, den 
Depositär und dessen Aufgaben, das Datum des Inkrafttretens und das Inkrafttre-
ten für Liechtenstein, nämlich auf das Datum des Inkrafttretens des EWRA für 
Liechtenstein. 

Liechtenstein hat das vorliegende Anpassungsprotokoll am 17. März 1993 zu-
sammen mit den EFTA-EWR-Staaten unterzeichnet. Liechtenstein ratifiziert das 
Anpassungsprotokoll in der Fassung vom 29. Dezember 1994, d.h. in der Fassung, 
die mit dem Beitritt von Finnland, Österreich und Schweden zur EU (1. Januar 
1995) Gültigkeit erlangt hat. 
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4.8 Anpassungsprotokoll vom 18. Juni 1993 zum Abkommen der EFTA-
Staaten mit der Europäischen Investitionsbank 

Das Abkommen über die Zusammenarbeit zwischen den EFTA-Staaten und der 
Europäischen Investitionsbank vom 30. Juni 1992 war als solches nicht Gegens-
tand des Berichts und Antrags zum EWRA vom 15. Juni 1992, da es sich um ein 
auf Regierungsebene abgeschlossenes Abkommen handelt, welches die technische 
Durchführung der Finanzierung des Kohäsionsfonds regelt. Im Anpassungsproto-
koll sind aufgrund der Nicht-Teilnahme der Schweiz verschiedene Anpassungen 
des Abkommens vorgenommen worden. 

Der schweizerische Anteil am Kohäsionsfonds hätte ca. 27 Prozent betragen. Es 
wurde nach dem Ausscheiden der Schweiz vereinbart, die Höhe des gewährten 
Darlehens (insgesamt 1.5 Mrd. ECU als Zinssubventionierung, 500 Mio ECU als 
Zuschüsse) beizubehalten. Hingegen wurde die ursprünglich vorgesehene Zins-
subventionierung der Darlehen von drei auf zwei Prozent gesenkt. Dies bedeutet 
für die vier Kohäsionsländer der EU eine leichte Verteuerung der zur Verfügung 
gestellten Kredite. Die Fondstätigkeit begann mit dem Inkrafttreten des EWRA 
am 1. Januar 1994. 

Der Beitragsschlüssel für die einzelnen EFTA-EWR-Länder berechnet sich auf-
grund ihres Bruttosozialproduktes zu Marktpreisen. Der Anteil wird jährlich auf-
grund der neuesten verfügbaren Daten der Vertragsparteien zum Bruttosozialpro-
dukt berechnet. 

Die Höhe der jährlichen Rate ist gemäss der zugrundeliegenden Berechnungsme-
thode nicht nur vom Bruttosozialprodukt des betroffenen Staates, sondern auch 
von jenem der andern Vertragspartner abhängig. So bewirkt z.B. der Rückgang 
des Wirtschaftswachstums in einem Vertragsstaat und die damit verbundene Re-
duktion seines Jahresanteils bei sonst gleichbleibenden Voraussetzungen eine Er-
höhung des Jahresanteils der anderen Vertragspartner. Ausserdem ist für die defi-
nitive Höhe des Gesamtanteils über Auf- und Abzinsfaktoren die Inflation der 
kommenden Jahre einzubeziehen. 

Aufgrund der heutigen Daten ergibt sich somit für Liechtenstein ein Anteil von 
0,18 Prozent oder eine Jahresrate von ca. Fr. 350'000 bzw. ein Gesamtbetrag (= 
fünf Jahresraten) von ca. Fr. 1'750'000. Dies entspricht einer Erhöhung des ur-
sprünglich (1992) vereinbarten Gesamtbeitrages um insgesamt Fr. 400'000. 
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Das Abkommen und das Anpassungsprotokoll treten für Liechtenstein gleichzeitig 

mit dem EWRA in Kraft. Die finanziellen Auswirkungen einer Beteiligung Liech-

tensteins am Kohäsionsfonds (nach dem Inkrafttreten des EWRA für Liechten-

stein) sind im Kapitel 8 "Personelle und finanzielle Auswirkungen" dieses Be-

richts und Antrags berücksichtigt. 

Liechtenstein wird seine Beiträge erst ab dem Inkrafttreten des EWRA für Liech-

tenstein auszahlen. In einem Verständigungsprotokoll kamen die übrigen EFTA-

Staaten für den Fall des Beitritts der Schweiz zum EWRA überein, dass der von 

ihnen unter dem Anpassungsprotokoll zum EWRA geleistete zusätzliche Beitrag, 

welcher sich aus dem Ausscheiden der Schweiz ergibt, rückerstattet wird. Ab dem 

Datum des Beitritts der Schweiz zum EWRA würden die Beiträge der übrigen 

EFTA-Staaten gemäss den Bestimmungen des ursprünglichen EWRA festgelegt. 

In einer Erklärung hielt die Regierung Liechtensteins fest, nach Inkrafttreten des 

EWRA für Liechtenstein den Regierungen der anderen EFTA-Staaten (ohne die 

Schweiz) jenen Betrag rückzuerstatten, den diese zur Deckung des Anteils Liech-

tensteins am Finanzmechanismus (Kohäsionsfonds) vorfinanziert haben. Liech-

tenstein wird also 1995 zwei Jahresraten (für 1994 als Rückerstattung und für 

1995 als erste "direkte" Rate) einzubezahlen haben. Andererseits berücksichtigt 

diese Lösung, dass die liechtensteinische Regierung nicht dazu verpflichtet wer-

den wollte und konnte, vor dem Beitritt zum EWRA bereits Zahlungen zu leisten 

(siehe Kapitel 8.60). 

Wie erwähnt, handelt es sich beim Abkommen der EFTA-Staaten mit der Europä-

ischen Investitionsbank und beim vorliegenden Anpassungsprotokoll um auf Re-

gierungsebene abgeschlossene technische Abkommen zur Durchführung der Fi-

nanzierung des Kohäsionsfonds, die nicht der Zustimmung des Landtags bedür-

fen. 
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5 BESCHLÜSSE DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

5.1 Ausgangslage 

Gemäss Artikel 92 EWRA gewährleistet der Gemeinsame EWR-Ausschuss, der 
sich aus Vertretern aller EWRA-Vertragsparteien zusammensetzt, die wirksame 
Durchführung und Anwendung des Abkommens. Er führt zu diesem Zweck einen 
Meinungsund Informationsaustausch und fasst in den im Abkommen vorgesehe-
nen Fällen Beschlüsse. Zur Gewährleistung der Rechtssicherheit und der Homo-
genität des EWRA fasst der Gemeinsame EWR-Ausschuss Beschlüsse zur Ände-
rung von Protokollen und Anhängen zum EWRA in dem in Artikel 102 EWRA 
beschriebenen Verfahren. Dieses Vorgehen entspricht dem Inhalt und der Zielset-
zung des EWRA als einem dynamischen Vertragswerk. 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss hat nach dem Inkrafttreten des EWRA am 1. 
Januar 1994 im Jahr 1994 44 Beschlüsse (Nr. 1/94 - 44/94) und im Jahr 1995 bis-
her 10 Beschlüsse (Nr. 1/95 -10/95) verabschiedet, die zu dem von Liechtenstein 
mit der Teilnahme am EWR zu übernehmenden Rechtsstand gehören. Sie bilden 
Bestandteil des EWRA. 

Nachstehend werden die vom Gemeinsamen EWR-Ausschuss bisher verabschie-
deten und von Liechtenstein mit dem Inkrafttreten des EWRA anzuwendenden 
Beschlüsse kurz dargestellt. Die Auswirkungen für Liechtenstein werden nur in 
Einzelfällen dargestellt, da sie im Zusammenhang mit dem von Liechtenstein zu 
übernehmenden Acquis bzw. Zusatzacquis beschrieben werden. 

5.2 Beschluss Nr. 7/94 

Angesichts seines umfangreichen Inhalts wird zuerst und ausführlicher der Be-
schluss Nr. 7/94 vom 21. März 1994 behandelt: 

Bei den Verhandlungen zum EWRA wurde der 31. Juli 1991 als Zeitpunkt festgelegt, 
bis zu dem die EG-Rechtserlasse verarbeitet und in das Abkommen aufgenommen 
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werden konnten. Das Abkommen, über das im Dezember 1992 in Liechtenstein abge-
stimmt wurde, beinhaltet alle relevanten EG-Rechtserlasse, die bis Ende Juli 1991 im 
EG-Amtsblatt veröffentlicht wurden. 

Nach diesem Zeitpunkt wurde von der EG weiteres Recht verabschiedet. Die Verzö-
gerungen beim Abschluss der Verhandlungen und bei der Ratifizierung führten dazu, 
dass das EWRA bei seinem Inkrafttreten am 1. Januar 1994 gegenüber der EU einen 
Regulierungsrückstand von fast zweieinhalb Jahren aufwies. Zur Aufnahme dieses 
zusätzlichen Rechts in den EWR-Rechtsbestand wurde die Form eines Zusatzproto-
kolls, welches auch unter dem Titel "Zusatzacquis" bekannt ist, gewählt. Von EFTA-
Seite war man bestrebt gewesen, die veröffentlichten EG-Erlasse laufend aufzuarbei-
ten. Dabei war man sich mit der EG einig, dass die im EWRA ausgehandelten Spezi-
allösungen für bestimmte Bereiche (Übergangslösungen, Spezialbestimmungen für 
einzelne Länder usw.) auch für die Rechtserlasse des Zusatzprotokolls gelten würden, 
soweit sie in den gleichen Bereich fielen. Die Rechtserlasse wurden dann Anfang 
1994 bereinigt, so dass das Zusatzprotokoll vom Gemeinsamen EWR-Ausschuss als 
Beschluss Nr. 7/94 am 21. März 1994 angenommen werden konnte. Nach der Ratifi-
kation durch die Vertragsparteien trat es am 1. Juli 1994 in Kraft. 

Der allgemeine Rechtstext des EWRA (Artikel 1-129) bleibt vom Zusatzprotokoll 
unberührt. Nur eines der 49 Protokolle (Protokoll 47 über die Beseitigung technischer 
Handelshemmnisse für Wein) ist betroffen. Die Mehrzahl der Änderungen fällt in die 
in den Anhängen geregelten Bereiche (19 von 22 Anhängen sind berührt). Neue An-
hänge werden jedoch durch das Zusatzprotokoll nicht geschaffen, und nur im Bereich 
der technischen Vorschriften werden drei neue Themen erschlossen (Medizinalpro-
dukte, Explosivstoffe, Kulturgüter). 

Die durch das Zusatzprotokoll vereinbarten Änderungen und Ergänzungen vari-
ieren stark bezüglich ihrer Zahl und fachtechnischen Relevanz. Die im Protokoll 
abgedeckten zweieinhalb Jahre dienten in der EU dazu, das Binnenma-
rIctprogramm abzuschliessen (bis Ende 1992) und die ersten Anpassungsarbei-
ten nach der Einführung des freien Binnenmarktes in Angriff zu nehmen (1993). 
Dementsprechend sind die Bereiche Veterinärwesen, Pflanzenschutz, Wein, 
Transport/Verkehr, Umweltschutz, Statistik und technische Vorschriften relativ 
stark vertreten, weil hier die EU entweder im Abschluss des Binnenmarktpro-
gramms (z.B. Veterinärschutz, Wein, Statistik) im Rückstand war oder mit der 
dynamischen Entwicklung Schritt gehalten werden musste, die sich auch 
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nach Einführung des Binnenmarktes fortsetzte (z.B. Umweltschutz, technische 
Vorschriften). Sehr viele Rechtsakte datieren im Abkommen bereits aufgenom-
mene Richtlinien und Verordnungen auf oder ergänzen sie. In weiteren Bereichen 
sind alte EG-Rechtsakte durch neue total ersetzt worden, ohne dass die bereits 
bestehenden in ihrer Substanz stark modifiziert worden wären (z.B. der Bereich 
des Beschaffungswesens). 

Die EFTA-Staaten hatten sich während den EWR-Verhandlungen dazu bereit er-
klärt, ein während über dreissig Jahren innerhalb der Europäischen Gemeinschaft 
entwickeltes Binnenmarktmodell innerhalb kurzer Zeit im Rahmen des EWR zu 
übernehmen. Mit der erfolgten Errichtung und weitgehenden Vervollständigung 
dieses Binnenmarktes im Jahre 1992 ist davon auszugehen, dass sich der Umfang 
der im EWR zu übernehmenden EU-Normen nach der Inkraftsetzung des Be-
schlusses Nr. 7/94 wesentlich reduziert. 

5.3 Die Beschlüsse Nr. 1/94 - 6/94, 8/94 - 44/94 und 1/95 - 10/95 

Beschluss Nr. 1/94 vom 8. Februar 1994 betrifft die Annahme der Geschäftsord-
nung des Gemeinsamen EWR-Ausschusses, welche keiner besonderen Erläute-
rung bedarf. Liechtenstein hat wie die anderen EWR-Vertragsparteien Sitz und 
Stimme im Gemeinsamen EWR-Ausschuss, sobald es am EWR teilnimmt. Bisher 
hat es als Beobachter an den Sitzungen teilgenommen. 

Beschluss Nr. 2/94 vom 8. Februar 1994 vereinfacht den Austausch und die Wei-
terleitung von Informationen zwischen den EFTA-Staaten und der EFTA-
Überwachungsbehörde (ESA) bzw. dem Ständigen Ausschuss der EFTA-Staaten. 

Beschluss Nr. 3/94 vom 8. Februar 1994 verwirklicht das sog. dritte "Luftver-
kehrs-Liberalisierungspaket". In Artikel3 Absatz 1 von Protokoll 21 EWRA 
(Wettbewerbsregeln für Unternehmen) wird die Verordnung 2410/92 neu aufge-
nommen. 

Beschluss Nr. 4/94 vom 8. Februar 1994 erweitert und vertieft die Zusammenar-
beit innerhalb des EWR im Bereich der Statistik wesentlich und ändert diesbezüg-
lich das Protokoll 30 EWRA (Zusammenarbeit im Bereich der Statistik). 
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Beschluss Nr. 5/94 vom 8. Februar 1994 bewirkt, dass die EU-

Koordinierungsgruppe für die gegenseitige Anerkennung der Hochschuldiplome 

in das Verzeichnis des Protokolls 37 EWRA (Beteiligung von Sachverständigen 

der EFTA-Staaten an Ausschüssen) aufgenommen wird. Wie die anderen EFTA-

EWR-Staaten kann Liechtenstein als Beobachter an den Sitzungen dieser Koordi-

nierungsgruppe teilnehmen. 

Beschluss Nr. 6/94 vom 8. März 1994 passt die Ursprungsregeln des ursprüngli-

chen EWRA (Protokoll 4) an die Situation aufgrund der Nicht-Teilnahme der 

Schweiz am EWR an, um für die verbleibenden EWR-Vertragspartner zumindest 

den Liberalisierungsgrad im Rahmen der Freihandelsabkommen der EFTA-

Staaten mit der EWG von 1972 aufrechterhalten zu können. 

Beschluss Nr. 8/94 vom 7. Juni 1994 ändert Protokoll 31 EWRA (Zusammenar-

beit in bestimmten Bereichen ausserhalb der vier Freiheiten) dahingehend, dass in 

der Hauptsache neue Programme in den folgenden Bereichen hinzukommen: In-

formationsdienste, Umweltpolitik, Bildungspolitik, Sozialpolitik, Verbraucher-

schutz, kleinere und mittlere Unternehmen (KMU), Fremdenverkehr, audiovisuel-

ler Sektor, Handelserleichterungen, Verkehr und Mobilität. 

Beschluss Nr. 9/94 vom 7. Juni 1994 ändert Anhang XI EWRA (Telekommunika-

tionsdienste) mit Hinblick auf den Einbezug von Grundsätzen für den Universal-

dienst im Bereich der Telekommunikation und von Regeln über die Entwicklung 

der Postdienste. 

Beschluss Nr. 10/94 vom 12. August 1994 ändert Anhang XXII EWRA (Gesell-

schaftsrecht) bezüglich der in ECU ausgedrückten Schwellenwerte für die Bilanz-

summe und die Nettoerlöse (Richtlinie 78/660 angepasst durch Richtlinie 94/8), 

unterhalb derer die Mitgliedstaaten bestimmte Ausnahmen zu den Vorschriften 

der Richtlinien zulassen können. 
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Beschluss Nr. 11/94 vom 12. August 1994 ändert Protokoll 31 EWRA (Zusam-

menarbeit in bestimmten Bereichen ausserhalb der vier Freiheiten) bezüglich der 

Beteiligung der EFTA-Staaten an der Europäischen Umweltagentur. 

Beschluss Nr. 12/94 vom 28. September 1994 ändert Anhang I EWRA (Veterinär-

wesen und Pflanzenschutz) und Anhang II EWRA (Technische Vorschriften, 

Normen, Prüfung und Zertifizierung) aufgrund der gemäss Beschluss Nr. 7/94 

vorgenommenen Änderungen von Protokoll 47 EWRA und von anderen Anhän-

gen zum EWRA. 

Beschluss Nr. 13/94 vom 28. Oktober 1994 ändert Anhang II EWRA (Technische 

Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) bezüglich der Aerosole. 

Beschluss Nr. 14/94 vom 28. Oktober 1994 ändert Anhang II EWRA (Technische 

Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) bezüglich der Ausrüstung in 

explosiver Umgebung. 

Beschluss Nr. 15/94 vom 28. Oktober 1994 ändert Anhang II EWRA (Technische 

Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) bezüglich der Ausfuhr und 

Einfuhr von gefährlichen Chemikalien. 

Beschluss Nr. 16/94 vom 28. Oktober 1994 ändert Anhang II EWRA (Technische 

Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) bezüglich der Kennzeichnung 

von Fussbekleidungen. 

Beschluss Nr. 17/94 vom 28. Oktober 1994 ändert Anhang IX EWRA (Finanz-

dienstleistungen) bezüglich des Solvenzverhältnisses bei Kreditinstitutionen. 

Beschluss Nr. 18/94 vom 28. Oktober 1994 ändert Anhang IX EWRA (Finanz-

dienstleistungen) bezüglich der Anlagegarantievorschriften. 
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Beschluss Nr. 19/1994 vom 28. Oktober 1994 ändert Anhang IX EWRA (Finanz-

dienstleistungen) bezüglich der Liste der an der Börse zugelassenen Unternehmen. 

Beschluss Nr. 20/94 vom 28. Oktober 1994 ändert Anhang XIII EWRA (Verkehr) 

bezüglich der Beförderung von Gütern mit Kraftfahrzeugen im Werkverkehr. 

Beschluss Nr. 21/94 vom 28. Oktober 1994 ändert Anhang XIII EWRA (Verkehr) 

bezüglich der Strukturbereinigung in der Binnenschiffahrt. 

Beschluss Nr. 22/94 vom 28. Oktober 1994 ändert Anhang XX EWRA (Umwelt-

schutz) bezüglich Leitlinien für die Festlegung von Gebühren im Zusammenhang 

mit dem EG-Umweltzeichen, bezüglich vereinfachter Verfahren für die absichtli-

che Freisetzung genetisch veränderter Pflanzen und bezüglich der Vergabe des 

gemeinschaftlichen Umweltzeichens. 

Beschluss Nr. 23/94 vom 28. Oktober 1994 ändert Anhang )0( EWRA (Umwelt-

schutz) bezüglich der Anpassung der Richtlinie über die absichtliche Freisetzung 

genetisch veränderter Organismen in die Umwelt und bezüglich des Anmeldever-

fahrens. 

Beschluss Nr. 24/94 vom 2. Dezember 1994 ändert Abhang VI EWRA (Soziale 

Sicherheit) bezüglich der Mustervordrucke zur Durchführung der bestehenden 

Verordnungen. 

Beschluss Nr. 25/94 vom 2. Dezember 1994 ändert Anhang VII EWRA (Gegen-

seitige Anerkennung beruflicher Qualifikationen) bezüglich der Anhänge C und D 

(Regelung zur Anerkennung beruflicher Befähigungsnachweise). 

Beschluss Nr. 26/94 vom 2. Dezember 1994 ändert Anhang X EWRA (Audiovi-

suelle Dienste) bezüglich des Orientierungsrahmens für die Gemeinschaftspolitik 

im Bereich des Digitalfernsehens. 
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Beschluss Nr. 27/94 vom 2. Dezember 1994 ändert Anhang XI EWRA (Tele-

kommunikationsdienste) bezüglich des Anhangs II der Richtlinie 92/44. 

Beschluss Nr. 28/94 vom 2. Dezember 1994 ändert Anhang XI EWRA (Tele-

kommunikationsdienste) bezüglich der Grundsätze für den Universaldienst im 

Bereich der Telekommunikation, bezüglich der Entwicklung der Postdienste in 

der Gemeinschaft und bezüglich der Koordinierung im Bereich des Informations-

austausches zwischen Verwaltungen. 

Beschluss Nr. 29/94 vom 2. Dezember 1994 ändert Anhang XIII EWRA (Ver-

kehr) bezüglich der Festsetzung von Mindestnormen für die Prüfung von Brems-

anlagen von Kraftfahrzeugen. 

Beschluss Nr. 30/94 vom 2. Dezember 1994 ändert Anhang II EWRA (Techni-

sche Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) bezüglich mechanischer 

Verbindungseinrichtungen von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern. 

Beschluss Nr. 31/94 vom 2. Dezember 1994 ändert Anhang II EWRA (Techni-

sche Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) bezüglich elektrischer 

Betriebsmittel zur Verwendung in explosiver Atmosphäre (bestimmte Zünd-

schutzarten). 

Beschluss Nr. 32/94 vom 2. Dezember 1994 ändert Anhang II EWRA (Techni-

sche Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) bezüglich der Festsetzung 

von Höchstgehalten an Rückständen von Schädlingsbekämpfungsmitteln auf und 

in Getreide sowie Lebensmitteln tierischen Ursprungs. 

Beschluss Nr. 33/94 vom 2. Dezember 1994 ändert Anhang II EWRA (Techni-

sche Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) bezüglich der Kontrollbe-

scheinigung für Einfuhren aus Drittländern und entsprechende Kennzeichnung im 

Bereich des ökologischen Landbaus. 
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Beschluss Nr. 34/94 vom 2. Dezember 1994 ändert Anhang II EWRA (Techni-

sche Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) bezüglich der Festsetzung 

von Höchstgehalten an Rückständen von Schädlingsbekämpfungsmitteln auf und 

in bestimmten Erzeugnissen pflanzlichen Ursprungs. 

Beschluss Nr. 35/94 vom 2. Dezember 1994 ändert Anhang II EWRA (Techni-
sche Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) bezüglich der verwal-
tungsmässigen Organisation der Zusammenarbeit bei der wissenschaftlichen Prü-
fung von Lebensmittelfragen. 

Beschluss Nr. 36/94 vom 2. Dezember 1994 ändert Anhang II EWRA (Techni-
sche Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) bezüglich der Festsetzung 
von Höchstmengen für Tierarzneimittelrückstände in Nahrungsmitteln tierischen 
Ursprungs (Verordnung 955/94). 

Beschluss Nr. 37/94 vom 2. Dezember 1994 ändert Anhang II EWRA (Techni-
sche Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) bezüglich der Festsetzung 
von Höchstmengen für Tierarzneimittelrückstände in Nahrungsmitteln tierischen 
Ursprungs (Verordnung 1430/94). 

Beschluss Nr. 38/94 vom 2. Dezember 1994 ändert Anhang II EWRA (Techni-
sche Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) bezüglich der Anglei-
chung der Rechtsvorschriften über kosmetische Mittel an den technischen Fort-
schritt. 

Beschluss Nr. 39/94 vom 2. Dezember 1994 ändert Anhang II EWRA (Techni-
sche Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) bezüglich technischer 
Vorschriften über Anschaltebedingungen für Endeinrichtungsschnittstellen bei 
Mietleitungen. 

Beschluss Nr. 40/94 vom 2. Dezember 1994 ändert Anhang II EWRA (Techni-
sche Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) bezüglich des Informati-
onsverfahrens auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften. 



31 

Beschluss Nr. 41/94 vom 2. Dezember 1994 ändert Anhang II EWRA (Techni-

sche Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) bezüglich der Zusam-

menarbeit der Verwaltungen bei der Anwendung und Durchsetzung des Gemein-

schaftsrechts im Rahmen des Binnenmarkts. 

Beschluss Nr. 42/94 vom 2. Dezember 1994 ändert Anhang II EWRA (Techni-

sche Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) bezüglich der gemeinsa-

men Verfahrensregeln für die europäischen technischen Zulassungen. 

Beschluss Nr. 43/94 vom 2. Dezember 1994 ändert Anhang II EWRA (Techni-

sche Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) bezüglich der Grundla-

gendokumente der Richtlinie 89/106 (Bauprodukte). 

Beschluss Nr. 44/94 vom 2. Dezember 1994 ändert Anhang II EWRA (Techni-

sche Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) bezüglich der Anglei-

chung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über Sportboote. 

Beschluss Nr. 1/95 vom 27. Januar 1995 ändert Protokoll 47 EWRA (Beseitigung 

technischer Handelshemmnisse für Wein) bezüglich der Form von Begleitpapie-

ren und der Buchführung. 

Beschluss Nr. 2/95 vom 27. Januar 1995 ändert Anhang I EWRA (Veterinärwesen 

und Pflanzenschutz) bezüglich der Zusatzstoffe in der Tierernährung. 

Beschluss Nr. 3/95 vom 27. Januar 1995 ändert Anhang I EWRA (Veterinärwesen 

und Pflanzenschutz) bezüglich der Kennzeichnung von Schlachthäusern. 

Beschluss Nr. 4/95 vom 27. Januar 1995 ändert Anhang I EWRA (Veterinärwesen 

und Pflanzenschutz) bezüglich des Arsengehalts in Fischfutter. 
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Beschluss Nr. 5/95 vom 27. Januar 1995 ändert Anhang II EWRA (Technische 

Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) bezüglich der elektrischen 

Ausrüstung in explosiver Umgebung. 

Beschluss Nr. 6/95 vom 27. Januar 1995 ändert Anhang II EWRA (Technische 

Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) bezüglich der Zusatzstoffe von 

Nahrungsmitteln für den menschlichen Verbrauch. 

Beschluss Nr. 7/95 vom 27. Januar 1995 ändert Anhang II EWRA (Technische 

Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) bezüglich der Anpassung von 

Gesetzen, Verordnungen und Verwaltungsmassnahmen der Mitgliedstaaten in 

bezug auf das Inverkehrbringen und den Gebrauch von bestimmten gefährlichen 

Substanzen (Chemikalien). 

Beschluss Nr. 8/95 vom 27. Januar 1995 ändert Anhang II EWRA (Technische 

Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) bezüglich der Substanzen, 

welche die Ozonschicht schädigen. 

Beschluss Nr. 9/95 vom 27. Januar 1995 ändert Anhang II EWRA (Technische 

Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) bezüglich der Vermarktung 

von Pflanzenschutzerzeugnissen. 

Beschluss Nr. 10/95 vom 27. Januar 1995 ändert Anhang XVII EWRA (Geistiges 

Eigentum) bezüglich der Ausweitung des Rechtsschutzes von Halbleiterprodukten 

auf Personen in den Vereinigten Staaten von Amerika. 

5.4 Auswirkungen auf Liechtenstein 

Die Auswirkungen der Beschlüsse Nr. 1/94 bis 44/94 und Nr. 1/95 bis 10/95, wobei der 

Beschluss Nr. 7/94 der bei weitem umfangreichste ist, sind für Liechtenstein weitgehend 

unproblematisch. Soweit Probleme für die Übernahme des Rechtsbestandes für Liech-
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tenstein bestanden, sind diese mit den Sonderregelungen und den Übergangsfris-

ten für Liechtenstein gelöst worden. In wenigen Einzelbereichen (z.B. Gentechno-

logie, Versicherungen) sind Gesetzesanpassungen bzw. neue Gesetze notwendig 

oder müssen Verwaltungsmassnahmen zur Durchsetzung der Bestimmungen und 

zur Wahrnehmung der aus Rechtserlassen erwachsenden Pflichten getroffen wer-

den. Im übrigen handelt es sich im wesentlichen um eine Fortschreibung des be-

stehenden EWR-Acquis. 

Die konkreten Auswirkungen werden im Zusammenhang mit der Darstellung der 

für Liechtenstein geltenden Bestimmungen im Kapitel 7 beschrieben und sind 

Gegenstand der Berichte und Anträge zu den verschiedenen EWR-bedingten Ge-

setzen. 

5.5 EWR-Ausschuss des Landtags 

Die EFTA-Staaten hatten sich während den EWR-Verhandlungen dazu bereit er-

klärt, eine während über dreissig Jahren innerhalb der Europäischen Gemeinschaft 

entwickeltes Binnenmarktmodell innerhalb kurzer Zeit im Rahmen des EWR zu 

übernehmen. Die Übernahme dieses Rechts, das umfangmässig und qualitativ 

auch für Liechtenstein sehr bedeutend ist, erfolgt mit der Teilnahme Liechten-

steins am EWR. In quantitativer und qualitativer Hinsicht wird sich der Vorgang 

einer so umfassenden Rechtsübernahme im EWR nicht wiederholen. 

Die Übernahme von EU-Recht in den EWR wird aber auch in Zukunft einer ge-

wissen Dynamik unterliegen. Die Regierung würde es mit Blick auf das Rechts-

umsetzungsverfahren für sinnvoll erachten, wenn der vom Landtag eingesetzte 

EWR-Ausschuss als ständiger Ausschuss für die Information durch die Regierung 

und für die Vorbehandlung von Berichten und Anträgen der Regierung zu künfti-

gen EWR-bedingten Rechtsanpassungen eingerichtet werden könnte. 
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6 SCHLUSSFOLGERUNGEN DES EWR-RATES VOM 20. 
DEZEMBER 1994 UND BESCHLUSS NR. 1/95 DES EWR-RATES 
ÜBER DAS INKRAFTTRETEN DES ABKOMMENS ÜBER DEN 
EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTSRAUM FÜR DAS 
FÜRSTENTUM LIECHTENSTEIN 

6.1 Allgemeines 

Der EWR-Rat hat in seiner Sitzung vom 20. Dezember 1994 den politischen Ent-
scheid für die Teilnahme Liechtensteins am EWR getroffen. Das Inkrafttreten des 
EWRAbkommens für Liechtenstein ist für den 1. Mai 1995 vorgesehen. 

Nach dem erfolgreichen Abschluss der Verhandlungen zwischen Liechtenstein und 
der Schweiz zur Änderung des Zollvertrages konnte mit den EWR-Partnern in Brüs-
sel eine Lösung vereinbart werden, die den Interessen Liechtensteins in besonderem 
Mass entgegenkommt. Die Schlussfolgerungen des EWR-Rates zeigen deutlich, dass 
Liechtenstein als kleiner Staat mit seiner spezifischen Situation bei seinen EWR-
Partnern Verständnis findet. 

Neben dem grundsätzlichen Entscheid für die Teilnahme Liechtensteins am EWR hat 
der EWR-Rat eine Vielzahl von Sonderregelungen für Liechtenstein genehmigt. So 
bestätigt der EWR-Rat auf Ministerebene ausdrücklich die zwischen Liechtenstein 
und der Schweiz zur Aufrechterhaltung der Regionalunion im Rahmen des Zollver-
trags und der offenen Grenzen getroffenen Vereinbarungen. Er anerkennt damit ins-
besondere die in Aussicht genommene "parallele Verkehrsfähigkeit" von Waren in 
Liechtenstein. 

Für Liechtenstein von besonderer Bedeutung ist die vereinbarte Lösung bezüglich des 
freien Personenverkehrs, welche die im Protokoll 15 EWRA vorgesehene Möglichkeit 
der Verlängerung der Übergangsfristen in der Form einer Erklärung des EWR-Rates 
rechtlich weiterentwickelt. Diese für alle EWR-Partner verbindliche Erklärung des EWR-
Rates anerkennt ausdrücklich das vitale Interesse Liechtensteins an der Erhaltung seiner 
nationalen Identität. Bei der Überprüfung1 der Verlängerung der Übergangsfristen ist die 

                                                 
1 Die im Protokoll 15 EWRA enthaltene Review- oder Überprüfungsklausel besagt, dass die besondere Situa-

tion des Landes sowie die Fortführung von Übergangsmassnahmen vor Ablauf der Übergangsfristen erneut 
geprüft werden. Liechtenstein hat ursprünglich im freien Personenverkehr und neu in zahlreichen weiteren 
Bereichen eine Review-Klausel erhalten, so z.B. bei den Direktinvestitionen, im Grundverkehr, bei den Di-
rektversicherungen, im Veterinärwesen, im Luftverkehr sowie in verschiedenen Bereichen der Statistik. 
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besondere geographische Lage Liechtensteins zu berücksichtigen. Der Rat aner-
kennt zudem ausdrücklich, dass Liechtenstein eine sehr begrenzte bewohnbare 
Fläche ländlichen Charakters besitzt und einen ungewöhnlich hohen prozentualen 
Anteil an ausländischen Bewohnern und Beschäftigten aufweist. Damit werden 
die besonderen Rahmenbedingungen für Liechtenstein im Bereich des Personen-
verkehrs festgehalten, die bei der Anwendung der Regeln zum freien Personen-
verkehr in Liechtenstein auf Dauer zu berücksichtigen sind. 

Der EWR-Rat hat ferner zugestimmt, dass im Rahmen der in Protokoll 15 zum 
EWRAbkommen vorgesehenen Überprüfung der Übergangsfristen im Bereich des 
Personenverkehrs jene Elemente berücksichtigt werden, welche die Regierung 
1992 in ihrer Erklärung zur besonderen Lage des Landes festgehalten hat. Gemäss 
dieser Erklärung der Regierung erachtet sie das Ergreifen von Schutzmassnah-
men2 insbesondere dann als gerechtfertigt, "...wenn die Zahl der Angehörigen von 
EG-Mitgliedstaaten oder anderen EFTA-Staaten oder die Zahl der von diesen 
Staatsangehörigen insgesamt besetzten Arbeitsplätze in der Wirtschaft im Ver-
gleich zu den jeweiligen Zahlen für die gebietsansässige Bevölkerung in ausser-
gewöhnlichem Masse zunimmt." Damit ist der Inhalt der einseitigen Erklärung 
Liechtensteins bezüglich des Personenverkehrs zu einer gemeinsamen Erklärung 
aufgewertet worden. 

Ausserdem werden die möglichen Auswirkungen aus dem späteren Beitritt Liech-
tensteins zum EWR berücksichtigt werden. Die Vertragsparteien des EWRA wer-
den sich zudem im Falle von auftretenden Schwierigkeiten um eine Lösung be-
mühen, die es Liechtenstein erlaubt, auf Schutzmassnahmen verzichten zu kön-
nen. 

Mit der Erklärung des EWR-Rates im Bereich des Personenverkehrs sind die Inte-
ressen Liechtensteins auf Dauer berücksichtigt. 

                                                 
2 Die in Artikel 112 des EWR-Abkommens festgelegte allgemeine Schutzklausel erlaubt es den Vertragspar-

teien, einseitige Schutzmassnahmen zu treffen, wenn "ernstliche wirtschaftliche, gesellschaftliche oder öko-
logische Schwierigkeiten sektoraler oder regionaler Natur" auftreten. Die Schutzmassnahmen sind in ihrem 
Anwendungsbereich und ihrer Dauer auf das für die Behebung der Schwierigkeiten unbedingt erforderliche 
Mass zu beschränken. Die Schutzmassnahmen gelten gegenüber allen Vertragsparteien. Wird ein Vertrags-
partner durch eine Schutzmassnahme benachteiligt, kann er seinerseits Ausgleichsmassnahmen anordnen. 
Wenn ein Staat einseitige Schutzmassnahmen ergreift, nimmt der Gemeinsame EWR-Ausschuss unverzüg-
lich Konsultationen zur Lösung des Problems auf. 
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Neben dieser für Liechtenstein zentralen Frage konnten auch in anderen wichtigen 
Bereichen einvernehmliche Lösungen gefunden werden. Dies gilt insbesondere 
für eine Reihe von bestehenden sowie die Vereinbarung von neuen Übergangsfris-
ten und Sonderregelungen, wie sie in Ziff. 6.3 in einer Zusammenfassung be-
schrieben werden. 

Insgesamt ist festzuhalten, dass der von der Regierung eingeschlagene Weg seit 
Beginn der EWR-Verhandlungen bei den EWR-Partnern eine ausdrückliche Bes-
tätigung findet und damit die für die Teilnahme Liechtensteins am EWR erforder-
lichen Voraussetzungen geschaffen sind. 

Die Schlussfolgerungen des EWR-Rates vom 20. Dezember 1994 betreffend das 
Inkrafttreten des EWR-Abkommens für Liechtenstein sind inzwischen in die 
rechtsverbindliche Form unter der Bezeichnung Beschluss Nr. 1/95 des EWR-
Rates (siehe Beilage) gekleidet worden. Der Gemeinsame EWR-Ausschuss hat 
den Beschlusstext am 27. Januar 1995 verabschiedet. Er wird vom Ausschuss der 
Ständigen Vertreter der EU (COREPER) voraussichtlich am 15. Februar 1995 
genehmigt. Voraussichtlich am 20. Februar 1995 erfolgt die Zustimmung des 
Wirtschafts- und Finanzrates der EU. Dann wird der Beschluss auf dem Zirkular-
weg allen EWR-Vertragsparteien zur definitiven Zustimmung unterbreitet, die 
nicht in Frage steht. Die Regierung hat den Beschluss am 27. Januar 1995 geneh-
migt. 

Im Hinblick auf den Beitritt von drei EFTA-Staaten zur Europäischen Union und 
auf die Zukunft des EWR-Abkommens bekräftigte der EWR-Rat am 20. Dezem-
ber 1994 sein Festhalten am EWR-Abkommen und an seinen institutionellen 
Strukturen als die geeignete Grundlage für dynamische und homogene Beziehun-
gen zwischen Island, dem Fürstentum Liechtenstein und Norwegen und deren EU-
Partnern im EWR. Der EWR-Rat nahm Kenntnis vom revidierten Abkommen 
zwischen den EFTA-EWR-Staaten über die Errichtung einer Überwachungsbe-
hörde und eines Gerichtshofes zur Sicherstellung des weiteren guten Funktionie-
rens dieser EFTA-seitigen Institutionen. Ausserdem bekräftigte er seinen Wunsch, 
den politischen Dialog über die Aussenpolitik im Hinblick auf die Entwicklung 
engerer Beziehungen in Bereichen, die für die EU- und EFTA-EWRStaaten von 
gemeinsamem Interesse sind, zu verstärken. 
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6.2 Inhalt des Beschlusses Nr. 1/95 des EWR-Rates 

Der Beschluss Nr. 1/95 des EWR-Rates über das Inkrafttreten des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum für das Fürstentum Liechtenstein enthält 
eine Präambel, 8 Artikel, 13 Anhänge und 8 Erklärungen des EWR-Rates. 

Präambel 
Die Präambel nimmt Bezug auf das EWR-Abkommen, welches durch das Anpas-
sungsprotokoll vom 17. März 1993 und letztmals durch den Beschluss Nr. 10/95 
des Gemeinsamen EWR-Ausschusses angepasst wurde, und insbesondere auf Ar-
tikel 1 Absatz 2 des Anpassungsprotokolls, in welchem die Voraussetzungen für 
die Teilnahme Liechtensteins am EWR enthalten sind. Die Präambel verweist 
dann darauf, dass die Anpassung des Zollvertrags zwischen Liechtenstein und der 
Schweiz am 2. November 1994 erfolgte; dass die Schlussfolgerungen des EWR-
Rates vom 20. Dezember 1994 festhalten, dass die Bedingungen gemäss Artikel 
121 (b) EWRA erfüllt sind; dass eine Reihe von Anpassungen des EWRA für des-
sen Inkrafttreten für Liechtenstein notwendig war; dass die Erklärungen zum Be-
schluss Nr. 1/95 des EWR-Rates (formell) anzunehmen sind; dass der Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des EWRA für Liechtenstein festzulegen ist; dass Liechtenstein 
gemäss Artikel 1 Absatz 3 des Anpassungsprotokolls zum EWRA das Recht hat, 
am Beschluss des EWR-Rates betreffend das Inkrafttreten des EWRA für Liech-
tenstein teilzunehmen. 

Artikel 1 
Artikel 1 stellt fest, dass das gute Funktionieren des EWRA durch die regionale 
Union zwischen der Schweiz und Liechtenstein nicht beeinträchtigt ist. 

Artikel 2 
Liechtenstein erhält eine Übergangsfrist bis zum 1. Januar 2000 betreffend Proto-
koll 3 EWRA (siehe Kapitel 6.3, Punkt 2). 

Artikel 3 
Liechtenstein erhält eine Übergangsfrist bis zum 1. Januar 2000 betreffend Proto-
koll 4 EWRA (siehe Kapitel 6.3, Punkt 2). 
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Artikel 4 
Für Liechtenstein wird Protokoll 47 EWRA so angepasst, dass die "parallele Ver-
kehrsfähigkeit" von Waren, hier Wein, ermöglicht wird (siehe Kapitel 6.3, Punkt 
6). 

Artikel 5 
Verschiedene Anhänge des EWRA werden gemäss den 13 Anhängen zu diesem 
Beschluss für Liechtenstein angepasst (siehe Kapitel 6.3). 

Artikel 6 
Das EWRA, angepasst durch den Beschluss Nr. 1/95 des EWR-Rates, tritt für 
Liechtenstein am Tag des Inkrafttretens dieses Beschlusses in Kraft. 

Artikel 7 
Artikel 7 enthält die Bestimmungen bezüglich des Inkrafttretens des Beschlusses 
Nr. 1/95 des EWR-Rates. Er tritt am 1. Mai 1995 in Kraft, wenn die Änderung des 
Zollvertrags zwischen Liechtenstein und der Schweiz am 1. Mai 1995 in Kraft 
getreten ist, Liechtenstein die Ratifikationsurkunden zum EWRA und zu seinem 
Anpassungsprotokoll hinterlegt hat und alle Notifizierungen gemäss Artikel 103 
(1) des EWRA (Notifizierung des Abschlusses des Zustimmungsverfahrens aller 
EWRA-Vertragsparteien) erfolgt sind. 

Wenn die erwähnten Voraussetzungen am 1. Mai 1995 nicht erfüllt sind, tritt der 
Beschluss Nr. 1/95 des EWR-Rates am ersten Tag des Monats in Kraft, welcher 
dem Monat folgt, in welchem die Voraussetzungen erfüllt sind. Sollten die Vor-
aussetzungen weniger als 15 Tage vor Beginn eines neuen Monats erfüllt sein, tritt 
der Beschluss Nr. 1/95 des EWR-Rates am ersten Tag des zweiten Monats nach 
der Erfüllung der Voraussetzungen in Kraft. Das heisst mit anderen Worten, zwi-
schen der Erfüllung der erwähnten Voraussetzungen und dem Inkrafttreten des 
Beschlusses müssten mindestens 15 Tage liegen, wenn das Datum des 1. Mai 
1995 für das Inkrafttreten nicht in Betracht käme. 

Artikel 8 
Der Beschluss Nr. 1/95 des EWR-Rates und die ihm beigefügten Erklärungen 
werden im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften publiziert werden. Der 
Beschluss Nr. 1/95 wird vom Vorsitzenden und den Sekretären des EWR-Rates 
unterzeichnet werden. Dies entspricht der Regelung für das Inkrafttreten aller Be-
schlüsse des EWR-Rates. 
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Die Anhänge und Erklärungen, welche Bestandteil des Beschlusses Nr. 1/95 des 

EWRRates bilden, werden im folgenden Kapitel beschrieben. 

6.3 Übergangsfristen und Sonderregelungen 

Im folgenden wird ein genereller Kommentar zu den vereinbarten Übergangsfris-
ten und Sonderregelungen gegeben, und zwar in der Reihenfolge, wie sie in der 
Anlage zu den Schlussfolgerungen des EWR-Rates vom 20. Dezember enthalten 
sind. Die konkreten Auswirkungen auf die innerstaatliche Umsetzung in Liechten-
stein werden unter den entsprechenden Titeln im Kapitel 7 ausführlich beschrie-
ben. Es kann auch hier festgestellt werden, dass ein beträchtlicher Teil der verein-
barten Sonderregelungen aufgrund der zwischen Liechtenstein und der Schweiz 
bestehenden Regionalunion und zu deren Aufrechterhaltung notwendig war. 

1. Zu Protokoll 3 EWRA (Verarbeitete Landwirtschaftsprodukte) hat Liechten-
stein für die Übernahme des Acquis (Protokoll 3 EWRA) eine Übergangs-
frist bis zum 1.1.2000. Im Rahmen des GATT hat sich die Schweiz zu An-
passungen in diesem Bereich verpflichtet. Dies bedeutet, dass bei Ablauf der 
Übergangsfrist für Liechtenstein voraussichtlich zwischen den EWR- und 
den GATT-Regeln keine Unterschiede bestehen werden. Eine frühere Über-
nahme der EWR-Vorschriften in diesem Bereich durch Liechtenstein (Ein-
führung der "parallelen Verkehrsfähigkeit") wäre mit einem unverhältnis-
mässigen Aufwand verbunden. 

(Artikel 2 des Beschlusses Nr. 1/95 des EWR-Rates und Anhang 1 zum Be-
schluss Nr. 1/95 des EWR-Rates) 

2. Zu Protokoll 4 EWRA (Ursprungsregeln) erfolgt eine Anpassung des Artikels 2 im 
Hinblick auf den Ausschluss der Erzeugnisse des Protokolls 3. In einer Erklärung 
über die Verfügbarkeit des Verfahrens für den Transit durch die Schweiz nehmen 
die Vertragsparteien Kenntnis von der zwischen Liechtenstein und der Schweiz 
vereinbarten Lösung bezüglich der Zollbelastung von Waren im Deckungsbereich 
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des EWRA, die vom Freihandelsabkommen Schweiz-EG von 1972 ausge-
schlossen sind. 

(Artikel 4 des Beschlusses Nr. 1/95 des EWR-Rates und Erklärung des 
EWRRates betreffend die Anwendung von Protokoll 4) 

3. Zu Protokoll 15 EWRA (Übergangsfristen für die Freizügigkeit) und zu 
Protokoll 16 EWRA (Massnahmen auf dem Gebiet der sozialen Sicherheit 
in bezug auf Übergangsfristen bei der Freizügigkeit) hat der EWR-Rat eine 
Erklärung verabschiedet, die unter Ziff. 6.1 und in Kapitel 7.2 ausführlich 
behandelt wird. (Erklärung des EWR-Rates zur Freizügigkeit (Protokoll 15 
und 16)) 

4. Zu Protokoll 18 EWRA (Freier Kapitalverkehr) besteht eine Erklärung 
betreffend die Mitteilung von Schutzmassnahmen auf diesem Gebiet. Diese 
Erklärung ist notwendig, weil die Schweiz am EWR nicht teilnimmt. Es wä-
re theoretisch denkbar, dass die Schweizerische Nationalbank (SNB) wäh-
rungspolitische Massnahmen im Widerspruch zum EWR-Recht ergreift, die 
über den Währungsvertrag auch auf Liechtenstein anwendbar würden. 
Liechtenstein kann in der Regel nicht vor Inkrafttreten einer solchen Mass-
nahme der SNB die anderen EWR-Mitgliedländer über die Massnahme in-
formieren. Auf diesen sehr theoretischen Fall nimmt die Erklärung Bezug. 
Siehe auch Kapitel 7.4. 

(Erklärung des EWR-Rates zu Protokoll 18) 

5. Zu Protokoll 31 EWRA (Zusammenarbeit in bestimmten Bereichen ausser-
halb der vier Freiheiten) besteht eine Erklärung zur Klarstellung, dass die 
budgetäre Beteiligung an EU-Programmen nur am 1. Januar eines Jahres 
beginnen kann. Die Regierung hat eine Beteiligung Liechtensteins ab dem 1. 
Januar 1995, unter Vorbehalt der Zustimmung betreffend die Teilnahme am 
EWR, in Aussicht genommen. Eine "pro-rata-temporis"-Beteiligung ist 
nicht möglich. Auch bisher konnten sich die EFTA-EWR-Länder jeweils 
nur für ein ganzes Jahr finanziell und programmbezogen beteiligen oder gar 
nicht. Näheres siehe Kapitel 7.76. 

(Erklärung des EWR-Rates zur Beteiligung Liechtensteins an der Finanzie-
rung der Zusammenarbeit in bestimmten Bereichen ausserhalb der vier Frei-
heiten) 
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6. Zu Protokoll 47 EWRA (Beseitigung technischer Handelshemmnisse für 
Wein) erfolgt eine Anpassung, damit Erzeugnisse, die schweizerische Stan-
dards erfüllen, auch in Liechtenstein vermarktet werden können. Für den 
Bereich des EWR gilt der freie Warenverkehr, der aber auf Erzeugnisse be-
schränkt ist, die dem EWRAcquis entsprechen. 

(Artikel 4 des Beschlusses Nr. 1/95 des EWR-Rates und Anhang 2 zum Be-
schluss Nr. 1/95 des EWR-Rates, Bst. A) 

7. Zu Anhang I EWRA, Kapitel I (Veterinärwesen) besteht eine Übergangsfrist 
bis zum 1.1.2000 mit Überprüfung im Jahr 1999 mit der gleichen Begrün-
dung wie zu Punkt 1. 

(Anhang 1 zum Beschluss Nr. 1/95 des EWR-Rates) 

8. Zu Anhang I, Kapitel II (Futtermittel) erfolgt eine Anpassung, damit Er-
zeugnisse, die schweizerische Standards erfüllen, auch in Liechtenstein 
vermarktet werden können. Für den Bereich des EWR gilt der freie Waren-
verkehr, der aber auf Erzeugnisse beschränkt ist, die dem EWR-Acquis ent-
sprechen. 

(Anhang 1 zum Beschluss Nr. 1/95 des EWR-Rates) 

9. Zu Anhang I, Kapitel III (Pflanzenschutz) erfolgt ebenfalls eine Anpassung, 
damit Erzeugnisse, die schweizerische Standards erfüllen, auch in Liechten-
stein vermarktet werden können. Für den Bereich des EWR gilt der freie 
Warenverkehr, der aber auf Erzeugnisse beschränkt ist, die dem EWR-
Acquis entsprechen. 

(Anhang 1 zum Beschluss Nr. 1/95 des EWR-Rates) 

10. Zu Anhang II EWRA (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und 
Zertifizierung) erfolgt ebenfalls eine Anpassung, damit Erzeugnisse, die 
schweizerische Standards erfüllen, auch in Liechtenstein vermarktet wer-
den können. Für den Bereich des EWR gilt der freie Warenverkehr, der 
aber auf Erzeugnisse beschränkt ist, die dem EWR-Acquis entsprechen. 
In einer Erklärung wird bestätigt, dass bei Erzeugnissen, die innerhalb 
des EWR im Hoheitsgebiet von Liechtenstein erstmals in Verkehr ge-
bracht werden, das Cassis-de-Dijon-Prinzip auf Erzeugnisse mit Ur-
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sprung in den Vertragsparteien beschränkt ist. Bei Erzeugnissen mit Nicht-
EWRUrsprung kommt das Cassis-de-Dijon-Prinzip nicht zur Anwendung. 
Ein Jahr nach dem Inkrafttreten des EWRA für Liechtenstein erfolgt eine 
Überprüfung durch den EWR-Rat. Näheres siehe Kapitel 7.17. 

(Erklärung des EWR-Rates betreffend den Handel im nicht-harmonisierten 
Bereich) 

11. Zu Anhang II, Kapitel XII (Lebensmittel) besteht eine Übergangsfrist bis 
zum 1.1.2000. Liechtenstein hat sich verpflichtet, alle Anstrengungen zu un-
ternehmen, um den Bestimmungen in diesem Bereich bis zum 1.1.1997 zu 
entsprechen. Die Schweiz wird mit sehr grosser Wahrscheinlichkeit bis zu 
diesem Datum die einschlägige Lebensmittel-Gesetzgebung (Zollvertrags-
materie) EWR-konform ausgestaltet haben. Sollte dies nicht der Fall sein, 
würde der Gemeinsame EWRAusschuss die Lage überprüfen. 

(Anhang 2 zum Beschluss Nr. 1/95 des EWR-Rates) 

12. Zu Anhang VI EWRA (Soziale Sicherheit) besteht eine Übergangsfrist bis 
zum 1.1.1998 für die Verordnung 1408/71, und zwar lediglich bezüglich der 
Barauszahlung der Freizügigkeitsleistung der 2. Säule (Pensionskassenver-
sicherung) für Ausländer (Jahresaufenthalter) aus den EWR-Staaten. Die 
Verordnung 1408/71 bestimmt diesbezüglich, dass Sozialversicherungsgel-
der an die Bezüger erst im Rentenalter ausbezahlt werden (Rente). Hingegen 
sieht das derzeitige liechtensteinische Recht vor, dass keine Rente, sondern 
ein "Festbetrag" ausbezahlt werden kann, wenn der Berechtigte den liech-
tensteinisch-schweizerischen Wirtschaftsraum definitiv verlässt. Siehe auch 
Kapitel 7.25. 

(Anhang 4 zum Beschluss Nr. 1/95 des EWR-Rates) 

13. Zu Anhang VII EWRA (Gegenseitige Anerkennung beruflicher Qualifikati-
onen) besteht eine Erklärung zur Anerkennung der in Drittländern erworbe-
nen Qualifikationen. Der Inhalt der Erklärung wird in Kapitel 7.26 ausführ-
lich dargestellt. (Anhang 5 zum Beschluss Nr. 1/95 des EWR-Rates und Er-
klärung des EWRRates betreffend die Anerkennung von in Drittstaaten er-
worbenen Qualifikationen) 
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14. Zu Anhang IX EWRA (Finanzdienstleistungen) besteht bezüglich der obli-
gatorischen Unfallversicherungen eine Übergangsfrist bis zum 1.1.1996 mit 
Überprüfung im Jahr 1995. Es handelt sich um eine Richtlinie des Zusatzac-
quis. Die Frist ist neu auf Wunsch Liechtensteins zustande gekommen, weil 
Liechtenstein Verträge mit Versicherungsunternehmen bei den obligatori-
schen Unfallversicherungen hat und Fonds bestehen, die von den bestehen-
den Versicherungsunternehmen angehäuft wurden. Zur Verhinderung von 
Nachteilen für die heute tätigen Versicherer sind diese Fonds wieder aufzu-
lösen. Es ist vorgesehen, dass Liechtenstein im Jahre 1995 ein neues, EWR-
konformes Versicherungsaufsichtsrecht einführt. 

Für die Richtlinie 91/674 besteht eine Übergangsfrist bis zum 1.1.1997. Es 
handelt sich um eine Richtlinie des Zusatzacquis. Die ursprünglich verein-
barte Übergangsfrist wurde um ein Jahr verlängert. Die Richtlinie beinhaltet 
Rechnungslegungsvorschriften für Versicherungsgesellschaften. Diese sol-
len in Liechtenstein im Rahmen der allgemeinen Anpassung des Gesell-
schaftsrechts übernommen werden. Siehe auch Kapitel 7.311. 

(Anhang 6 zum Beschluss Nr. 1/95 des EWR-Rates) 

15. Für Banken und Kreditinstitute besteht eine Übergangsfrist bis zum 
1.1.1997 für die Richtlinien 86/635 und 92/30. Für die Richtlinie 86/635 be-
stand ursprünglich eine Übergangsfrist bis 1.1.1996, neu gilt sie bis 
1.1.1997. Es geht um Rechnungslegungsvorschriften für Banken. Die Richt-
linie 92/30 ist eine Richtlinie des Zusatzacquis. Die Übergangsfrist dauert 
analog zu jener für Richtlinie 86/635 bis 1.1.1997. Die Übergangsfrist gilt 
nur für jene Bereiche, die mit den Rechnungslegungsvorschriften zusam-
menhängen. Die Anpassung der liechtensteinischen Rechtsvorschriften er-
folgt in beiden Fällen im Rahmen der allgemeinen Anpassung des Gesell-
schaftsrechts. Siehe auch Kapitel 7.310. 

(Anhang 6 zum Beschluss Nr. 1/95 des EWR-Rates) 

16. Für den Bereich der amtlichen Notierungen und Wertpapiermärkte be-
steht eine Übergangsfrist bis zum 1.1.1996 für die Richtlinie 88/627 
(Informationen, die bei Erwerb und Veräusserung bedeutender Beteili-
gungen zu veröffentlichen sind), für die Richtlinie 89/298 (Bedingun-
gen für die Erstellung, Kontrolle und Verbreitung des Prospekts) und für 
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die Richtlinie 89/592 (Insidergeschäfte). Die ursprüngliche Übergangsfrist 
(1.1.1995) wurde neu auf den 1.1.1996 festgelegt, damit Liechtenstein diese 
Richtlinien im Laufe des Jahres 1995 umsetzen kann. Siehe auch Kapitel 
7.313. 

(Anhang 6 zum Beschluss Nr. 1/95 des EWR-Rates) 

17. Zu Anhang XII EWRA (Freier Kapitalverkehr) bestehen Übergangsfristen 
für die Richtlinie 88/361, nämlich bis zum 1.1.1997 für Direktinvestitionen 
und bis zum 1.1.1999 für Immobilieninvestitionen. In beiden Fällen ist neu 
eine Überprüfungsmöglichkeit vorgesehen. Die ursprüngliche Frist bei Di-
rektinvestitionen war auf den 1.1.1996 festgelegt. Bei den Immobilieninves-
titionen war bisher die Frist auf den 1.1.1998 festgelegt. Es handelt sich um 
einen sensiblen Bereich, der nur schrittweise liberalisiert werden kann. Sie-
he Kapitel 7.41. 

(Anhang 7 zum Beschluss Nr. 1/95 des EWR-Rates) 

18. Zu Anhang XIII EWRA (Verkehr) besteht im Bereich Strassenverkehr eine 
Übergangsfrist bis zum 1.1.2000 für die Richtlinie 91/439 (Führerschei-
ne).Nach dem 20. Dezember 1994 wurde beschlossen, die Anwendung die-
ser Richtlinie für alle EFTA-EWR-Staaten bis zum 1.1.2000 aufzuschieben. 
Die EU beabsichtigt, in 4-5 Jahren auf ein Kreditkartensystem zu wechseln. 
Die Richtlinie 31/439 wird dann durch eine neue Richtlinie ersetzt werden. 
Liechtenstein wird dann voraussichtlich auf das Kreditkartensystem wech-
seln. 

Die Verordnung 3118/93 (Kabotage im Strassenverkehr) findet Anwendung, 
wobei Liechtenstein für 1995 33 Genehmigungen erhält. Für die folgenden 
drei Jahre erhält Liechtenstein eine jährliche 30 %-ige Erhöhung des Ge-
nehmigungskontingentes. Dies bedeutet, dass Liechtenstein für 1996 43, 
1997 56 und bis zur vollständigen Liberalisierung der Kabotage innerhalb 
des EWR am 1. Juli 1998 für 1998 noch einen Kontingentsanteil von 37 
Genehmigungen seitens der Kommission erhält. Die Verordnung betreffend 
Kabotagegenehmigungen stammt aus dem Zusatzacquis und wurde für die 
EFTA-Staaten neu ausgehandelt. 
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Die Verordnung beinhaltet auch eine Schutzklausel, die von einem Mit-
gliedstaat ergriffen werden kann, falls es durch die Liberalisierung zu ernst-
haften Schwierigkeiten auf dem nationalen Transportmarkt kommen sollte. 
Siehe auch Kapitel 7.34. (Anhang 8 zum Beschluss Nr. 1/95 des EWR-
Rates) 

19. Im Bereich Luftverkehr besteht eine Übergangsfrist bis zum 1.1.2000 mit 
Überprüfung im Jahr 1999. Liechtenstein untersteht aufgrund eines Noten-
wechsels dem schweizerischen Luftverkehrsrecht, das sich in Anpassung be-
findet. 

(Anhang 8 zum Beschluss Nr. 1/95 des EWR-Rates) 

20. Zu Anhang XVI EWRA (Öffentliches Auftragswesen) besteht eine Über-
gangsfrist bis zum 1.1.1996 für den Acquis (Richtlinien 71/304, 71/305, 
77/62, 90/531, 89/665, Verordnung 1182/71, Richtlinien 93/37, 93/36, 
93/38, 92/13). Liechtenstein hatte im EWRA 1992 eine Übergangsfrist bis 
zum 1. Januar 1995. Auf den 1. Januar 1996 tritt das GATT-Abkommen 
zum öffentlichen Beschaffungswesen voraussichtlich auch für Liechtenstein 
in Kraft. Es ist daher sinnvoll, dieses Datum auch im Verhältnis Liechten-
stein-EWR zu berücksichtigen, da alle EWR-Staaten voraussichtlich auf den 
1.1.1996 Mitglieder des erwähnten GATT-Abkommens werden. Siehe auch 
Kapitel 7.63. 

(Anhang 9 zum Beschluss Nr. 1/95 des EWR-Rates) 

21. Zu Anhang XVII EWRA (Geistiges Eigentum) wird festgehalten, dass 
Liechtenstein keine ergänzenden Schutzzertifikate für Arzneimittel 
(Verordnung 1768/92) ausstellt. In diesem Bereich wird Liechtenstein 
im Rahmen des bilateralen Patentschutzvertrags weiterhin schweizeri-
sches Recht anwenden. Die Regelung entspricht der bilateralen Ver-
einbarung Liechtensteins mit der Schweiz zum Patentschutzvertrag. 
Wenn Liechtenstein ergänzende Schutzzertifikate ausstellen würde, 
könnte ein ergänzendes Schutzzertifikat im Wirtschaftsraum Schweiz - 
Liechtenstein eine unterschiedliche Behandlung erfahren, weil die 
Schweiz im Patentrecht das Prinzip der nationalen Erschöpfung kennt, 
während im EWR das Prinzip der regionalen Erschöpfung gilt. Aus der 
Tatsache, dass Liechtenstein als EWR-Staat keine solchen ergänzenden 
Schutzzertifikate erteilt, dürften sich in der Praxis keine Probleme er-
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geben. Siehe auch Kapitel 7.64 und Kapitel 2.4 des Berichts zum bilateralen 
Verhandlungsergebnis mit der Schweiz. 

(Anhang 10 zum Beschluss Nr. 1/95 des EWR-Rates) 

22. Zu Anhang XVIII EWRA (Gleichbehandlung von Männern und Frauen) 
besteht eine Übergangsfrist bis zum 1.1.1996 für die Richtlinie 76/207. Es 
handelt sich um eine Verlängerung der ursprünglichen Übergangsfrist 
(1.1.1995). Der Entwurf zur Änderung des Arbeitsgesetzes liegt vor. Zur 
Herstellung der EWR-Konformität ist grundsätzlich das Nachtarbeitsverbot 
aufzuheben. Siehe auch Kapitel 7.85. (Anhang 11 zum Beschluss Nr. 1/95 
des EWR-Rates) 

23. Zu Anhang XX EWRA (Umweltschutz) besteht bezüglich der Abgabe von 
Berichten über die Durchführung (Richtlinie 91/692) eine Übergangsfrist bis 
zum 1.1.1996. Die Übergangsfrist dient zur innerstaatlichen Vorbereitung 
des Berichterstattungsverfahrens. Siehe auch Kapitel 7.731. 

(Anhang 12 zum Beschluss Nr. 1/95 des EWR-Rates) 

25. Bezüglich der Richtlinien 90/219, 90/220, Beschlüsse Nrn, 91/448, 91/596 
und 92/146 (Genetisch veränderte Organismen) besteht eine Übergangsfrist 
bis zum 1.7.1996. Die Übergangsfrist dient zum Erlass eines Gesetzes über 
die Gentechnologie. Siehe auch Kapitel 7.734. 

(Anhang 12 zum Beschluss Nr. 1/95 des EWR-Rates) 

25. Für die Verordnung 259/93 (Verbringung von Abfällen) besteht eine Über-
gangsfrist bis zum 1.1.1996. Die Übergangsfrist wird benötigt, um die in-
nerstaatlich notwendigen Massnahmen einleiten zu können. Es handelt sich 
um eine Verordnung aus dem Zusatzacquis, der 1992 noch nicht relevant 
war. Siehe auch Kapitel 7.733. 

(Anhang 12 zum Beschluss Nr. 1/95 des EWR-Rates) 

26. Bezüglich des Anhangs 210(I EWRA (Statistik) wurden für Liechtenstein verschie-
dene Sonderregelungen getroffen. Alle Abweichungen (Ausnahmen) und Über-
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gangsfristen für Liechtenstein berücksichtigen die besondere Situation 
Liechtensteins. Teils sind Liechtenstein betreffende Statistiken im Rahmen 
der EWRGesamtstatistik irrelevant oder vernachlässigbar, teils muss Liech-
tenstein die statistische Datenerhebung erst einrichten. Insbesondere sind die 
Statistiken über ausländische Arbeitnehmer (Verordnung 311/76), für die 
Gemeinschaftliche Datenbank über Strassenverkehrsunfälle (Richtlinie 
93/704) und die Einführung einer neuen Systematik der Wirtschaftszweige 
(Verordnung 3037/90) neu zu erheben oder einzuführen. Da die Schweiz 
und Liechtenstein einen gemeinsamen Wirtschaftsraum bilden, werden die 
Erhebungen bezüglich Volkszählung und Betriebszählung (Landwirtschafts-
zählung) zusammen mit der Schweiz durchgeführt. Die Auswertung der Da-
ten geschieht durch die Schweiz im Auftrag Liechtensteins. Siehe Näheres 
in Kapitel 7.74. 

(Anhang 13 zum Beschluss Nr. 1/95 des EWR-Rates) 

27. Zum Anhang XXII EWRA (Gesellschaftsrecht) besteht eine Übergangsfrist 

bis zum 1.1.1997 (für die anderen EFTA-EWR-Staaten bis zum 1.1.1996). 

Für Liechtenstein war kein eigenes (neues) Rechtsinstrument in Form eines 

Anhangs zum Beschluss Nr. 1/95 des EWR-Rates zu schaffen. Ursprünglich 

galt im Anhang XXII EWRA die Frist vom 1.1.1996 bzw. von drei Jahren 

ab Inkrafttreten des EWR-Abkommens. Die neue Frist wurde festgelegt, da 

das EWR-Abkommen (für die andern Vertragsparteien) erst 1994 in Kraft 

trat, und nicht wie ursprünglich vorgesehen schon 1993. Siehe hierzu Kapi-

tel 7.75. 
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7 ÜBERNAHME DES EWR-RECHTS, 

ANPASSUNG UND ERGÄNZUNG DES LIECHTENSTEINISCHEN 

RECHTS 

Vorbemerkung 

In diesem Kapitel wird das EWR-Recht, wie es mit heutigem Stand von Liechten-
stein zu übernehmen ist, ausführlich dargestellt und in Beziehung zum innerstaat-
lichen Recht gebracht. Es erfolgt jeweils eine Darstellung des zu übernehmenden 
Acquis und Zusatzacquis und daran anschliessend eine Analyse der materiellen 
und rechtlichen Konsequenzen für Liechtenstein. Dabei wird, wo notwendig, die 
Darstellung der Ausgangslage und der Auswirkungen für Liechtenstein, wie sie 
im Bericht und Antrag vom 15. Juni 1992 unter dem Kapitel 3, insbesondere in 
den Abschnitten 3.30 - 3.38, enthalten war, wiederholt und durch die Beschrei-
bung in der Zwischenzeit eingetretenen Entwicklung ergänzt. Dementsprechend 
sind die damaligen jeweiligen Kapitel "a) Acquis" und "b) Auswirkungen auf 
Liechtenstein" um die Beschreibung des Zusatzacquis und dessen Auswirkungen 
auf Liechtenstein erweitert worden. Die aufgrund der Schlussfolgerungen des 
EWR-Rates vom 20. Dezember 1994 und im Beschluss Nr. 1/95 des EWR-Rates 
für Liechtenstein getroffenen Sonderregelungen sind ebenfalls berücksichtigt. 

Diejenigen EWRA-Bestimmungen, die in den Anwendungsbereich des Zollver-
trags und anderer Verträge Liechtensteins mit der Schweiz fallen und bei denen 
sich Fragen der Anwendung in Liechtenstein aufgrund der unterschiedlichen 
Rechtslage in der Schweiz und im EWR ergeben, sind im Bericht betreffend das 
bilaterale Verhandlungsergebnis mit der Schweiz ausführlich dargestellt worden. 
Wie dort ausgeführt wurde, handelt es sich im wesentlichen um Fragen im Be-
reich des Warenverkehrs. Die mit der Schweiz abgeschlossenen bilateralen Ver-
einbarungen (siehe dort) im Bereich des Personenverkehrs und des öffentlichen 
Beschaffungswesens sind im vorliegenden Zusammenhang nicht relevant. 

Die von Liechtenstein vorzunehmenden Rechtsanpassungen werden in den fol-
genden Kapiteln unter dem jeweiligen Titel "b) Auswirkungen auf Liechtenstein" 
beschrieben. Eine Liste der liechtensteinischen Rechtsanpassungen befindet sich 
in der Beilage 3. 
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7.1 Freier Warenverkehr 

7.10 Allgemeines 

Die im Bereich des freien Warenverkehrs in Liechtenstein anwendbaren Regelun-
gen betreffen zu einem überwiegenden Teil Zollvertragsmaterie. Sie sind daher 
schwergewichtig Gegenstand der bilateralen Abkommen mit der Schweiz. Für 
einzelne Bereiche sind zwischen Liechtenstein und den EWR-Partnern Über-
gangsfristen bzw. Sonderlösungen vereinbart worden, welche unter Ziffer 6.3 in 
einer Zusammenfassung beschrieben wurden und in den nachstehenden Ausfüh-
rungen jeweils unter "b) Auswirkungen auf Liechtenstein" einbezogen werden. Es 
sei insbesondere auch auf die vom Landtag mit Hinblick auf die Teilnahme Liech-
tensteins am EWR verabschiedeten Gesetze verwiesen, in denen die Bereiche Ur-
sprungsregeln, Zollwesen, mengenmässige Beschränkungen, staatliche Handels-
monopole und technische Vorschriften behandelt werden. 

Im Unterschied zur EU, die eine Zollunion mit gemeinsamem Aussenzolltarif und 
ihren Binnenmarkt ohne Zollschranken verwirklicht hat, ist der im EWRA festge-
legte "freie Warenverkehr" nur ein bedingter. So bleiben zwischen der EU und 
den einzelnen EFTA-Ländern die Zollschranken bestehen, obwohl nach Artikel 21 
EWRA die Kontrollen und Formalitäten vereinfacht werden, womit der grenz-
überschreitende Güterverkehr beschleunigt werden soll. Dies ist insbesondere 
dadurch begründet, dass die Vertragsparteien weder eine Steuerharmonisierung 
noch eine Zollunion angestrebt haben. Eine gemeinsame Landwirtschaftspolitik 
und damit der unbeschränkte Verkehr mit Agrarprodukten wurde ausgeschlossen. 
Vor diesem Hintergrund kann somit nur vom weitestgehend möglichen "freien 
Warenverkehr" gesprochen werden. Der Fortschritt des EWRA im Vergleich zum 
Freihandelsabkommen von 1972 im tarifären Bereich ist also, von einigen Tarif-
positionen und der Verbesserung der Ursprungsregeln abgesehen, nicht sehr gross. 
Der eigentliche Schritt in Richtung "Binnenmarkt" erfolgt durch das EWRA viel-
mehr im Bereich der sog. nicht-tarifären Handelshemmnisse. Durch die Harmoni-
sierung der "Produktestandards" (technische Vorschriften, Normen, Prüfzeichen 
usw.) ist ein nahezu unbeschränkter Warenverkehr im zwischenstaatlichen Handel 
unter den EU- und EFTA-EWR-Staaten möglich. 
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Nach Artikel 8 EWRA wird der freie Warenverkehr hauptsächlich für industrielle 
Erzeugnisse, ohne eigentliche Agrarprodukte, gewährleistet. Er gilt, falls nichts 
weiteres erwähnt wird, grundsätzlich für jene Produkte, welche die Ursprungsbe-
stimmungen des Protokolls 4 erfüllen und damit - trotz der verbleibenden Grenz-
abfertigung - zollfrei zirkulieren. Allerdings bleiben im EWR zirkulierende Nicht-
EWR-Ursprungswaren weiterhin zollzahlungspflichtig und handelspolitischen 
Massnahmen unterworfen, welche die jeweilige Vertragspartei gegenüber diesem 
Nicht-EWR-Staat anwendet, um damit Verkehrsverlagerungen über bestimmte 
EWR-Länder mit tiefen Drittlandzöllen oder ohne mengenmässige Einfuhrbe-
schränkungen zu verhindern. 

Neben dem freien Güteraustausch kam auch die freie Vermarktung im jeweiligen 
EWRStaat für Abkommenswaren jeden Ursprungs hinzu. Dies setzte voraus, dass 
die EFTA-Länder alle binnenmarktrelevanten Bestimmungen des Gemeinschafts-
rechts auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens des EWRA oder nach Ablauf der 
Übergangsfristen in ihr Landesrecht überführen. Dieser Grundsatz ist insbesonde-
re bei den technischen Vorschriften gemäss Artikel 23 EWRA anwendbar, wo 
über die Festlegung der Anforderungen für das Inverkehrbringen (Etikettierung, 
Lebensmittelzusatzstoffe, Lärm- und Abgasvorschriften für Fahrzeuge usw.) be-
deutende nichttarifäre Handelshemmnisse abgeschafft werden. In gleicher Weise 
gilt dies nach Artikel 17 EWRA auch im Veterinärrecht und beim Pflanzenschutz, 
wo für den Verkehr mit Tieren, Futtermitteln, tierischen Erzeugnissen und Pflan-
zen die Anforderungen an die Vermarktungsbedingungen (Hygienevorschriften, 
Futtermittelzusätze, Pflanzenschutzmittelvorschriften) auf einen Gleichstand ge-
führt werden, und zwar zum Schutz der Gesundheit, aber auch mit dem Ziel eines 
intensiveren internationalen Wettbewerbs. 

7.100 Anwendungsbereich 

Hinsichtlich des industriellen Warenverkehrs ist der materielle Geltungsbereich des 
EWRA mit jenem des geltenden Freihandelsabkommens vom 22. Juli 1972 weitest-
gehend deckungsgleich (die Erzeugnisse der Zolltarifkapitel 25 bis 97 des Zolltarifs). 
Neu vom Freihandel erfasst sind wenige Produkte, wie z.B. Kork, Hanf und Flachs. 
Hinzu kommt ferner der (bisher nur teilweise realisierte) Wegfall oder Abbau des indu-
striellen Verarbeitungsschutzes auf einer Reihe von Erzeugnissen der Nahrungsmittel-
industrie, die im wesentlichen in den Kapiteln 1 bis 24 des Zolltarifs enthalten sind. Es 
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handelt sich u.a. um gewisse Margarinen, Pektine (Geliermittel), Konfitüren und 
bestimmte alkoholische Getränke. Hierzu hat Liechtenstein einen Aufschub für 
die Umsetzung bis zum 1.1.2000 erhalten. 

Vom Geltungsbereich ausgeschlossen sind grundsätzlich Schutzmassnahmen für 
landwirtschaftliche Erzeugnisse sowie Beiträge, die dem Preisausgleich für die in 
den Erzeugnissen der Nahrungsmittelindustrie enthaltenen landwirtschaftlichen 
Ausgangsstoffe dienen. Für Fische und andere Meeresprodukte gelten besondere 
Bestimmungen. 

7.101 Ursprungsregeln 

a) Acquis 

Das in Artikel 9 EWRA erwähnte Protokoll 4 umschreibt die Voraussetzungen, 
unter welchen Ursprungserzeugnisse der Vertragsparteien vom zollfreien Waren-
verkehr profitieren. Nicht-EWR-Ursprungswaren behalten ihren drittländischen 
Ursprung und unterliegen bei der Einfuhr in die EU oder in ein EFTA-EWR-Land 
den im GATT gebundenen, gegenüber Drittländern angewandten Zollansätzen. 

Das Protokoll 4 beschreibt die Verarbeitungskriterien und bestimmt, inwieweit 
und bis zu welchem höchstzulässigen Prozentsatz Ausgangsmaterialien aus Nicht-
EWR-Staaten in der Produktion mitverwendet werden dürfen, um die Ursprungs-
eigenschaft zu erwerben. Sodann legt es die Bestimmungen über die Ausstellung 
von Lieferantenerklärungen für Nicht-Ursprungswaren fest, die, obwohl sie wei-
terhin zollpflichtig bleiben, grenzüberschreitend zur Ursprungsbildung verwendet 
werden können. Dazu kommen Regeln zur Ausstellung von Ursprungsnachwei-
sen, welche die Ursprungskriterien für die Zollfreibehandlung erfüllen. Ferner 
regelt es die Zusammenarbeit unter den Zollverwaltungen der EU-Mitgliedstaaten 
und der EFTA-EWR-Länder. 

Im Sinne des angestrebten Verhandlungszieles wurden die bestehenden bilateralen 
Ursprungsprotokolle der einzelnen EFTA-Länder mit der EWG bzw. der EGKS 
multilateralisiert sowie vereinfacht und - wo die EU dies auch als vorteilhaft beur-
teilte - materiell verbessert: 
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1. EWR-Ursprung 

Die sowohl im Verhältnis zu der EWG bzw. EGKS sowie EFTA-intern gleicher-
weise geltenden Ursprungsregeln ermöglichen in den Ursprungsnachweisen den 
Verzicht auf die Nennung des Staates, wo die letzte wesentliche Bearbeitung 
stattgefunden hat, und erlauben die Verwendung des EWR-Ursprungs. Dies ges-
tattet der EU und den EFTA-Ländern zugleich eine klare materielle Unterschei-
dung in den Ursprungskriterien sowie eine solche in der Dokumentation im Ver-
hältnis zu ihren präferentiellen Abkommen mit anderen Drittländern (z.B. Türkei, 
Ungarn, Polen, Tschechien, Slowakei). 

Ausgenommen davon bleibt die Schweiz, deren Ursprungsregeln weiterhin auf 
dem Freihandelsabkommen von 1972 und auf der EFTA-Konvention basieren. 
Exporte der Schweiz in die EWR-Mitgliedstaaten werden unter folgenden Ur-
sprungsbezeichnungen exportiert: 

Ursprung Schweiz: 

Diese Waren müssen in der Schweiz die Ursprungsregeln des Freihandelsabkom-
mens von 1972 bzw. der EFTA-Konvention erfüllt haben, um im Ursprungsnach-
weis1 den Ursprung Schweiz bestätigen zu können. 

Doppelursprungsbezeichnung z.B. EG/EWR: 

Re-exportiert ein Schweizer Exporteur ein EWR-Ursprungserzeugnis (andere als 
FL/EWR Ursprungsprodukte), ohne dieses über die Minimalbehandlung2 zu bear-
beiten, so kann der Exporteur den EWR-Ursprung wieder weitergeben. Auf dem 
Ursprungsnachweis ist jedoch der Doppelursprung anzugeben (z.B. Norwe-
gen/EWR, Island/EWR, EG/EWR). 

Ursprungsbezeichnung EWR: 

Reexportiert ein Schweizer Exporteur ein EWR-Ursprungserzeugnis aus Liechtenstein 
(mit Ursprung Liechtenstein oder eines anderen EWR-Mitgliedstaates), ohne dieses über 

                                                 
1 Ursprungsnachweis: als Ursprungsnachweis dienen im EWR wie im Freihandelsabkommen von 1972 sowie 

in der EFTA-Konvention die Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 oder die Rechnungserklärung (für 
ermächtigte Ausführer ohne Wertgrenze). 

2 Im EWRA, im Freihandelsabkommen 1972 und in der EFTA-Konvention sind jene Bearbeitungsvorgänge 
abschliessend beschrieben, die nicht als ausreichend gelten, um einer Ware die Ursprungseigenschaft zu 
verleihen. 



53 

die Minimalbehandlung hinaus bearbeitet zu haben, so kann der schweizerische 
Exporteur den Ursprung EWR auf seinem Ursprungsnachweis anführen. Diese 
Regelung wird durch eine Gemeinsame Erklärung zwischen dem EWR-Rat und 
der Schweiz rechtlich verankert. 

2. Volle Kumulation 

Unter den Vertragsparteien wird die volle Kumulation eingeführt, die das Zu-
sammenzählen aller Produktionsprozesse oder Wertanteile drittländischer Vorma-
terialien für den ursprungsbildenden Vorgang gestattet, gleichgültig, ob sie in ei-
nem einzigen oder in verschiedenen Ländern des EWR-Raumes stattfinden. Im 
Unterschied zu den bestehenden bilateralen Abkommen, die lediglich eine be-
grenzte Kumulation ermöglichen, eröffnet diese volle Kumulation neue Möglich-
keiten. Dabei ist zu berücksichtigen, dass Nicht-Ursprungswaren nach wie vor 
zollpflichtig bleiben, indessen zur Erlangung der präferentiellen Ursprungseigen-
schaft einer daraus hergestellten Ware beitragen können. 

Zu beachten ist hierbei, dass die Schweiz anlässlich der Anpassung des Freihan-
delsabkommens von 1972 und der EFTA-Konvention an die EWR-
Ursprungsregeln von der Vollkumulation im EWR ausgenommen wurde. Die vol-
le Kumulierung im Sinne des Protokolls 4 EWRA mittels Lieferantenerklärung ist 
im Handel mit der Schweiz für alle EWR-Mitgliedstaaten nicht möglich. 

Dessen ungeachtet bleibt die Regionale Kumulation zwischen Liechtenstein und 
der Schweiz auf Basis der Freihandelsabkommen von 19723 und der EFTA-
Konvention4 weiterhin möglich. 

3. Extraterritorialregel 

Zur besseren Ausnützung der arbeitsteiligen Wirtschaft gelang es, das geltende restrik-
tive Territorialitätsprinzip (wonach Ursprungswaren, welche die Zone verlassen, diesen 
Status verlieren) zu durchbrechen. Neu gilt das Prinzip, dass für Waren, die vorüber 

                                                 
3 FHA'72 CH/EWG: Freihandelsabkommen zwischen der Schweiz und der EWG von 1972 bzw. der EGKS, 

an dem Liechtenstein über ein Zusatzabkommen angeschlossen ist 
4 Liechtenstein ist selbständiges Mitglied der EFTA seit 1991. 
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gehend in Nicht-EWR-Ländern zwischengefertigt werden, der Erwerb der EWR-
Ursprungseigenschaft deswegen nicht beeinträchtigt wird. Dabei wird vorausge-
setzt, dass die gesamte, ausserhalb des EWR erzielte Wertsteigerung zehn Prozent 
des ab-WerkPreises der fertigen Ware nicht überschreitet. Von dieser Erleichte-
rung ausgeschlossen sind - auf Begehren der EU - Textilien und Bekleidungswa-
ren. Die 10 % - Territorialitätsregel und die Allgemeine 10 % - Toleranzregel 
(siehe Ziffer 4) dürfen nicht zusammen angewendet werden. 

4. Allgemeine Toleranzregel 

Damit der Erwerb der Ursprungseigenschaft einer Ware in vielen Grenzfällen we-
gen drittländischer Materialien nicht verunmöglicht wird, wurde eine weitere Er-
leichterung eingeführt. Danach können drittländische Vormaterialien, deren Ver-
wendung bei der Herstellung einer bestimmten Ware nach den Bedingungen der 
Liste im Ursprungsprotokoll nicht zulässig ist, dennoch verwendet werden, wenn 
der Gesamtwert 10 % des ab-Werk-Preises der Ware nicht überschreitet. Auch 
von dieser Vereinfachung sind Textilien und Bekleidungswaren ausgeschlossen. 
(Siehe auch Schlussbemerkung zu Ziffer 3.) 

5. Zusätzliche Vereinfachung 

Als weitere Vereinfachung gilt alternativ zu den administrativ aufwendigen Ve-
rarbeitungs- und Prozentregeln eine neue Regel, die das drittländische Vormaterial 
bei Herstellung von Chemieprodukten allgemein auf 40 % und bei Kunststoffen 
auf 25 % des ab-Werk-Preises des Endproduktes beschränkt. Die Absicht, das für 
den Maschinenbereich der Zolltarifkapitel 84 bis 92 bereits geltende Prinzip auf 
möglichst alle übrigen Bereiche der Industriewaren auszudehnen, scheiterte am 
Widerstand der EU. Insbesondere strebte sie eine nachweislich wirtschaftlich 
neutrale Alternative an und schloss dadurch möglicherweise resultierende erhöhte 
Anteile drittländischer Vormaterialien aus. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Bei der Teilnahme Liechtensteins am EWR stellt Liechtenstein unter den neuen Gege-
benheiten ein eigenes, dem EWR zugehöriges Ursprungsgebiet dar. Als liechtensteini-
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sche Zollbehörde, die für die Wahrnehmung der Rechte und Pflichten aus dem 
EWRA verantwortlich ist, insbesondere für die ordnungsgemässe Durchführung 
des Protokolls 4 (Ursprungswesen), wird in Liechtenstein ein Amt für Zollwesen 
errichtet. In dem Masse, als dieses Amt nicht über eigene Vollzugsorgane verfügt, 
wird die Eidg. Zollverwaltung mit der Durchführung der Verwaltungsmassnah-
men beauftragt (vgl. dazu Artikel 7 und Anhang III der Vereinbarung zum Zoll-
vertrag). 

In Liechtenstein werden folgende Ursprungsregeln gelten: 

Zur Erreichung des EWR-Ursprungs kumulieren liechtensteinische Wirtschaftsak-
teure schweizerische Vorprodukte in gleicher Weise und nach denselben Regeln 
wie die Wirtschaftsakteure der andern EWR-Staaten. Im Unterschied zur Schweiz 
kann Liechtenstein die volle Kumulierung aller Bearbeitungsvorgänge im EWR 
durchführen. 

Wird ein Präferenzursprung (d.h. ein Ursprung gemäss dem zutreffenden Freihan-
delsabkommen, der im Bestimmungsland eine Zollpräferenz - Zollbefreiung oder 
Zollermässigung - bewirkt) in Liechtenstein erst durch die Kumulierung der liech-
tensteinischen und der schweizerischen Bearbeitungs- und Wertkriterien erreicht, 
behält das Produkt den schweizerischen Ursprung auf der Basis des Freihandels-
abkommens Schweiz - EWG von 1972 bzw. der EFTA-Konvention. Dies ent-
spricht dem Status quo. 

Verhältnis Liechtenstein - Schweiz im Ursprungsbereich 

Bei liechtensteinischen Lieferungen in die Schweiz mit EWR-Ursprung be-
finden sich die liechtensteinischen Wirtschaftsakteure prinzipiell in der 
gleichen Lage wie die Wirtschaftsakteure in den andern EWR-Staaten. Re-
exportiert ein Schweizer Wirtschaftsakteur ein liechtensteinisches EWR-
Ursprungsprodukt, kann dieser den EWR-Ursprung weitergeben. Die 
Grundlage dazu bildet die bereits unter Punkt 1 (Ursprungsbezeichnung 
EWR) erwähnte Gemeinsame Erklärung des EWR-Rates mit der Schweiz. 

Bei liechtensteinischen Lieferungen in die Schweiz, die gemäss den Frei-
handelsabkommen (Protokoll 4 EWRA; Protokoll Nr. 3 des Freihandelsab-
kommens von 1972; Anhang B der EFTA-Konvention) für den präferenziel-
len Ursprung (dieser ist gegeben, wenn die Ursprungsregeln des zur An-
wendung gelangenden Freihandelsabkommens erfüllt worden sind) noch 
nicht genügend bearbeitet worden sind, kann der schweizerische Wirt-
schaftsakteur die liechtensteinischen Vorprodukte (hier: den Bearbeitungs-
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anteil in Liechtenstein) auf der Basis des Freihandelsabkommens Schweiz - EWG 
von 1972 bzw. der EFTA-Konvention wie bisher kumulieren. 

Auswirkungen von Protokoll 3 EWRA auf Protokoll 4 EWRA 

Liechtenstein hat bezüglich der Übernahme des Protokolls 3 (Landwirtschaftliche 
Verarbeitungsprodukte) eine Übergangsfrist bis zum 1.1.200. Bis dahin sind die 
darin aufgeführten Produkte auch vom Protokoll 4 EWRA (Ursprungsregeln) aus-
genommen. In diesem Bereich sind die Freihandelsabkommen von 1972 und die 
EFTA-Konvention weiterhin anwendbar. 

Vorteile der Ursprungsregelung für Wirtschaftsakteure aus dem EWR 

Im Protokoll 4 wurden die Ursprungsregeln der einzelnen Abkommen zwischen 
den EFTA-Staaten und der EG sowie jener der EFTA-Konvention harmonisiert. 
Weiters wurden die Werttoleranzen erweitert, eine Exterritorialregel und die Voll-
kumulation eingeführt. Dadurch ergeben sich für die Exporteure Vorteile sowohl 
beim Komponentenzukauf als auch bei den Verarbeitungsprozessen. So kann zu-
künftig ein Produzent alle Verarbeitungsstufen im EWR auch dann kumulieren, 
wenn ein Vorprodukt beim Import noch kein Ursprungsprodukt ist. Über die Ter-
ritorialregel können arbeitsintensive Produktionsvorgänge in einem Drittland 
durchgeführt werden, ohne dass das Produkt den EWR-Ursprung verliert, voraus-
gesetzt, dass der Verarbeitungs- und zugefügte Materialwert im Drittland den An-
teil von 10% des ab-Werk-Preises der fertigen Waren nicht überschreitet. 

7.11 Zölle und mengenmässige Beschränkungen 

7.110 Zölle und Abgaben gleicher Wirkung 

a) Acquis 

Artikel 10 EWRA enthält für Abkommenswaren das Verbot von Einfuhr- und Ausfuhr-
zöllen sowie von Abgaben gleicher Wirkung. Das Verbot der zollgleichen Abgaben ist 
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die logische und notwendige Ergänzung zum Verbot der Zölle, denn nur so ist zu 
verhindern, dass der Schutz des freien Warenverkehrs über zollgleiche Abgaben 
umgangen wird. Protokoll 2 EWRA umfasst jedoch eine Liste für drei landwirt-
schaftliche Warengruppen (Kaseine, Albumine und Stärken) die, wie im beste-
henden Freihandelsabkommen, vom Anwendungsbereich ausgeschlossen sind. 
Ferner enthält Protokoll 3 des EWRA für eine Anzahl landwirtschaftlicher Verar-
beitungserzeugnisse besondere Regelungen über die Reduktion oder den Abbau 
bestehender Zölle (vgl. Kapitel "Verarbeitete Landwirtschaftsprodukte"). 

Artikel 22 EWRA umfasst schliesslich die bereits in Artikel 12 des Freihandelsab-
kommens von 1972 niedergelegte Notifikationspflicht bei Änderungen der Zölle 
und Abgaben gleicher Wirkung gegenüber Drittländern, um Verzerrungen zu ver-
hindern, die aus der Senkung oder Aussetzung entstehen könnten. Inhaltlich gelten 
diese Verbote für Industriewaren praktisch seit Inkrafttreten des Freihandelsab-
kommens, wurde doch bereits 1972 die Einführung neuer Zölle ausgeschlossen. 

Das in Artikel 10 EWRA niedergelegte Verbot gilt gleichermassen auch für Fis-
kalzölle. Protokoll 5 des EWRA enthält dagegen eine Liste von Produkten (z.B. 
Kaffee, Mineralölprodukte, Automobile und deren Bestandteile), für die keine 
Inlandproduktion besteht. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Da zwischen dem Freihandelsabkommen Schweiz-EWG von 1972 und dem EW-
RA im tarifären Bereich praktisch Deckungsgleichheit besteht, ergeben sich aus 
dem Verbot von Ein- und Ausfuhrzöllen oder von Abgaben gleicher Wirkung für 
Liechtenstein kaum Auswirkungen. Eine tarifäre Ausnahme bilden einige wenige 
Warengruppen (Kork, Flachs, bestimmte Fische und Fischerzeugnisse), wo das für 
die Schweiz weiterhin geltende Freihandelsabkommen von 1972 Zollabgaben 
vorsieht, während die Einfuhr für liechtensteinische Importeure frei sein wird. 

Gemäss Protokoll 5 EWRA ist Liechtenstein die Beibehaltung einer Anzahl von Fis-
kalzöllen (u.a. bei Kaffee, Mineralölprodukten, Automobilen und deren Bestandteilen) 
innerhalb bestimmter Fristen zugestanden worden. Da die Schweiz, unabhängig von 
ihrer Nichtteilnahme am EWR, diese Fiskalzölle innerhalb dieser Fristen zugunsten 
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einer Umwandlung in spezielle Verbrauchssteuern abzuschaffen beabsichtigt, er-
gibt sich für Liechtenstein kein Handlungsbedarf. Sollte die Schweiz wider Erwar-
ten für eine der genannten Warengruppen die Frist nicht einhalten, müsste Liech-
tenstein eine entsprechende Verbrauchssteuer einführen, um EWR-konform zu 
sein. 

Die Inkraftsetzung des Protokolls 3 EWRA (Preisausgleichsregeln usw.) für 
Liechtenstein wurde bis zum Jahr 2000 aufgeschoben. 

7.111 Mengenmässige Beschränkungen und Massnahmen gleicher 
Wirkung 

a) Acquis 

Das Verbot der mengenmässigen Beschränkungen und Massnahmen gleicher 
Wirkung in den Artikeln 11 und 12 EWRA erfasst nicht nur mengenmässige Ein- 
und Ausfuhrbeschränkungen, sondern alle Massnahmen mit gleicher Wirkung. Es 
stellt eines der bedeutendsten Fundamente des freien Warenverkehrs dar, ohne 
dass aber - wie innerhalb der EU - die Kontrollen an den Grenzen wegfallen. 

Während das Verbot der mengenmässigen Beschränkung eindeutig ist, ist eine 
Beurteilung hinsichtlich der "Massnahmen gleicher Wirkung" schwieriger. Dieser 
Begriff wird weit ausgelegt. Er umfasst Massnahmen, die z.B. den mengenmässi-
gen Einfuhrbeschränkungen funktional vergleichbar sind, gleichviel, ob sie unter-
schiedlich oder unterschiedslos auf in- und ausländische Waren angewandt wer-
den. Hinzu kommen Massnahmen, die bereits in ihrer theoretischen oder poten-
tiellen Wirksamkeit erfasst werden können. Dazu gehören z.B. Höchst- oder Min-
destpreisvorschriften, obligatorische Herkunftsbezeichnungen usw. 

Dieses Verbot hat der Europäische Gerichtshof (EuGH) auf der Basis der Ar-
tikel 30 und 34 EGV, die als Artikel 11 und 12 in das EWRA übernommen 
wurden, ebenfalls auf nationale Rechtsvorschriften in der EU angewandt, die 
unterschiedslos für in- und ausländische Erzeugnisse gelten. Nach dem sog. 
Cassis de Dijon-Urteil müssen in einem Mitgliedstaat rechtmässig hergestell-
te oder in den Verkehr gebrachte Erzeugnisse, welche trotz ihrer nicht-
diskriminierenden Ausgestaltung den freien Warenverkehr behindern können, 
im Prinzip gemeinschaftsweit zugelassen werden. Dieser Grundsatz wird nun 
auch innerhalb des EWR angewendet. Er findet seine Bedeutung insbesondere 
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auch im Zusammenhang mit der im EWR erfolgten Angleichung technischer Vor-
schriften, mit welchen Handelshemmnisse beseitigt werden, die in extensiver Aus-
legung auch zu den Massnahmen gleicher Wirkung gezählt werden (vgl. Kapitel 
7.17 "Technische Vorschriften"). 

Einerseits erlaubt Artikel 13 EWRA Massnahmen, die etwa aus Gründen der öf-
fentlichen Sicherheit, Ordnung oder Gesundheit getroffen werden. Die Aufzäh-
lung der Rechtfertigungsgründe in Artikel 13 EWRA ist erschöpfend und muss 
eng ausgelegt werden. Was andererseits die Einschränkungen anbelangt, die ohne 
Diskriminierung sowohl einheimische als auch importierte Waren treffen, entwi-
ckelte der Europäische Gerichtshof in seiner Rechtsprechung zu Artikel 30 EGV 
den Grundsatz der zwingenden Erfordernisse. Danach lassen sich Einschränkun-
gen des freien Güterverkehrs aus Gründen wie z.B. des Umwelt- oder des Konsu-
mentenschutzes rechtfertigen. 

So darf namentlich etwa die Einfuhr nicht aus Gründen des Verbraucherschutzes 
untersagt werden, wenn hinreichende Aufklärung des Verbrauchers durch eine 
weniger einschneidende Massnahme wie beispielsweise eine entsprechende Eti-
kettierung gewährleistet werden kann. In allen bestehenden Integrationsverträgen 
und in Artikel 13 EWRA ist zudem bereits festgehalten, dass solche Massnahmen 
keine willkürlichen Diskriminierungen oder verschleierte Handelsbeschränkungen 
darstellen dürfen. 

Mit Artikel 25 EWRA wurde ferner eine dem Artikel 24 a des Freihandelsab-
kommens entsprechende spezifische Schutzklausel aufgenommen. Sie ermächtigt 
nach dem Verfahren von Artikel 119 EWRA das Ergreifen von Massnahmen zur 
Verhinderung von Umgehungen bei der Wiederausfuhr in Nicht-EWR-Staaten 
von Waren, die einer mengenmässigen Ausfuhrbeschränkung oder Ausfuhrzöllen 
unterliegen; ebenfalls zulässig sind Massnahmen zur Abwendung einer ernsten 
Mangellage im Exportstaat. 

Nach Artikel 13 des Freihandelsabkommens sind seit dem 1. Januar 1975 sowohl 
die mengenmässigen Einfuhrbeschränkungen wie die Massnahmen gleicher Wir-
kung beseitigt. 
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b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Mit der Beseitigung der mengenmässigen Handelsbeschränkungen und der Mass-
nahmen gleicher Wirkung werden für den Warenverkehr Liechtensteins mit den 
EWR-Partnern die sog. nicht-tarifären Handelshemmnisse (TBT=Technical Bar-
riers to Trade) beseitigt. Liechtenstein übernimmt die EWR-Produktestandards 
(sog. harmonisierter Bereich der technischen Vorschriften, der Normung, der Prü-
fung und Zertifizierung) und hat Anspruch auf Anerkennung seiner nationalen 
Standards gemäss dem Cassis-de-DijonPrinzip (im sog. nicht-hannonisierten Be-
reich). Der aus der Nichtteilnahme der Schweiz am EWR enstehende Widerspruch 
zwischen den gemäss Zollvertragsrecht in Liechtenstein geltenden Vorschriften 
einerseits und der Übernahme des Acquis durch Liechtenstein andererseits löst 
sich durch das Liechtenstein sowohl von der Schweiz als auch von den EWR-
Partnern zugestandene Prinzip der "parallelen Verkehrsfähigkeit". Im übrigen sie-
he auch Kapitel 7.17 Technische Vorschriften. 

7.112 Staatliche Handelsmonopole 

a) Acquis 

Artikel 16 EWRA verpflichtet die Vertragsparteien, die nationalen Monopole mit 
wirtschaftlichem Charakter schrittweise gemäss dem Gebot der Nichtdiskriminie-
rung unter den Angehörigen der Vertragsparteien im Bereich der Beschaffung und 
der Vermarktung umzuformen. Diese Bestimmung richtet sich an alle staatlichen 
oder staatlich konzessionierten Handelsbetriebe oder Abgabestellen, durch welche 
ein Staat Einfuhren und Ausfuhren unter den Vertragsparteien direkt oder indirekt, 
rechtlich oder faktisch kontrolliert, lenkt oder spürbar beeinflusst. Artikel 16 rich-
tet sich ausschliesslich gegen den staatlich monopolisierten Handel, nicht gegen 
staatliche Produktionsmonopole (z.B.bei Salz oder Pulver). 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Das Salz- und das Pulvermonopol werden in Liechtenstein für den Warenverkehr mit den 
EWR-Partnern aufgehoben. Entsprechende Vereinbarungen werden mit der Schweiz 
bzw. der zuständigen Rheinsalinen AG getroffen. Zur Vermeidung fiskalischer Un-
terschiede innerhalb des gemeinsamen Zollgebietes werden in Liechtenstein anstelle 



61 

der schweizerischen Monopolgebühren spezielle Verbrauchssteuern eingeführt. 
Dem Landtag sind mit Bericht und Antrag Nr. 106/1994 die Entwürfe zu einem 
Gesetz betreffend die Abänderung des Gesetzes über das Salzmonopol sowie zu 
einem Gesetz über den Bezug von Salz (in den Vertragsstaaten des Europäischen 
Wirtschaftsraumes) unterbreitet worden. Der Entwurf zu einem Gesetz über Exp-
losivstoffe befindet sich bei der EWR-Redaktionsgruppe in Vorbereitung. 

7.113 Handel mit Stahl 

a) Acquis 

Die in Artikel 71 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl (EGKS) den Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Handelspolitik 
vorbehaltene Zuständigkeit erforderte bereits beim Abschluss des Freihandelsab-
kommens im Jahre 1972 eine Sonderregelung in Form eines separaten Abkom-
mens mit den Mitgliedstaaten der EGKS. Die Bestimmungen dieses separaten 
bilateralen Abkommens bleiben unverändert bestehen, soweit im EWRA nicht 
anderes erwähnt ist. Dies gilt insbesondere für Artikel 19 des Freihandelsabkom-
mens Schweiz/EGKS (dem auch Liechtenstein angehört), welcher der EGKS die 
Anwendung einer einseitigen Schutzklausel wegen Beeinträchtigung des Funktio-
nierens des gemeinsamen Marktes durch schweizerische Preispolitik ermöglicht, 
und wofür auch in Zukunft die Verfahrensregeln in Artikel 23 und jene in Artikel 
25 ff über den Gemischten Ausschuss gelten werden. Gleiches trifft auch für Arti-
kel 21 zu, der bei Dumping-Praktiken den Vertragsparteien nach den Verfah-
rensregeln des Artikels 23 Freihandelsabkommen Schweiz/EGKS die Anwendung 
der Bestimmungen des Übereinkommens über die Durchführung von Artikel VI 
des allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens (GATT) vorsieht. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Die EFTA-Länder haben die Wettbewerbs- und Beihilferegeln des EGKS-Vertrags 
übernommen. Liechtenstein und Island werden jedoch im Unterschied zu den andern 
EFTA-EWR-Ländern weiterhin das System der Preisüberwachung der Artikel 60 bis 
64 und 70 des EGKS-Vertrags nicht übernehmen. Dieses System sieht u.a. eine Preis-
publizitätspflicht einschliesslich der Transporttarife, die Möglichkeit der Einführung 
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von Höchst- und Mindestpreisen und Geldstrafen im Fall der Verletzung der 
Preisregeln vor. Dieser Bereich ist für Liechtenstein nicht von grosser Bedeutung, 
da keine Kohleförderung bzw. Stahlproduktion besteht. 

Trotz der Sonderregelung des Kohle- und Stahlbereichs gilt der überwiegende 
Inhalt des EWRA vollumfänglich auch für diesen Bereich. Es sei dabei insbeson-
dere auf die im Protokoll Nr. 14 enthaltenen wichtigsten materiellen Neuerungen 
hingewiesen: 

• Alle Vertragsparteien haben die Verpflichtung übernommen, ihre Ausfuhr-
beschränkungen ab Inkrafttreten des EWRA abzuschaffen (in der Schweiz 
wie auch in einigen EU-Mitgliedstaaten sind z.B. Schrottabfälle aus Eisen 
und Stahl in der Ausfuhr beschränkt; durch den Zollvertrag gelten diese Be-
schränkungen auf für Liechtenstein). Da die Schweiz erst ab 1.7.1996 die 
Ausfuhrbeschränkungen für Abfälle und Schrott aus Eisen und Stahl ab-
schafft, hat Liechtenstein mit der Schweiz vereinbart, dass Schrott mit Ur-
sprung EWR ohne Beschränkungen EWRkonform aus Liechtenstein ausge-
führt werden kann, d.h. dass liechtensteinische Ansuchen auf Ausfuhrbewil-
ligungen für EWR-Schrott von der Abteilung für Ein- und Ausfuhr des 
Bundesamtes für Aussenwirtschaft automatisch erteilt werden. 

• Ferner werden sie keine Beschränkungen, Hemmnisse administrativer Art 
(z.B. Lizenzen) oder technische Vorschriften aufrechterhalten, bzw. einfüh-
ren, die den Güterverkehr verhindern könnten; 

• Anwendbar sind die Wettbewerbs- und Beihilferegeln des EGKS-Vertrages; 

• Schliesslich werden die Vertragsparteien Statistiken über die Marktverhält-
nisse austauschen und sich dafür einsetzen, dass die Stahlwerke sich auch an 
den jährlich durchgeführten Umfragen über die Investitionsvorhaben betei-
ligen werden. 

7.12 Landwirtschaftliche Produkte 

Die Landwirtschaft wurde, wie bereits im Freihandelsabkommen vom 22. Juli 1972 
(FHA), grundsätzlich aus dem EWRA ausgeklammert (Artikel 8 EWRA). Immerhin 
wurde in Artikel 19 EWRA eine allgemein formulierte Evolutivklausel vorgesehen. 
Diese Bestimmung unterscheidet sich vom analogen Artikel 15 des FHA dadurch, dass 
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im Zweijahresrhythmus eine Überprüfung der Bedingungen für den Handel mit 
landwirtschaftlichen Produkten stattfindet. Damit soll das Ziel einer "progressiven 
Liberalisierung des Agrarhandels" im Rahmen der nationalen Landwirtschaftspo-
litiken, im gegenseitigen Interesse und unter Berücksichtigung der Ergebnisse der 
Uruguay-Runde des GATT auf bilateraler oder multilateraler Basis angestrebt 
werden. 

7.13 Verarbeitete Landwirtschaftsprodukte 

a) Acquis 

Im Handel mit bestimmten verarbeiteten Landwirtschaftsprodukten werden 
Nachteile, die aus unterschiedlichen Rohproduktpreisen entstehen können, durch 
einen verbesserten Mechanismus ausgeglichen. Bei den verarbeiteten Landwirt-
schaftsprodukten sind die Exportinteressen der Nahrungsmittelindustrie durch die 
Ausweitung der Produkte-liste und durch eine nicht-diskriminierende Ausgestal-
tung des Preisausgleichsverfahrens für Rohstoffe verbessert worden. Eine Evolu-
tivklausel hält die Absicht der Vertragsparteien zur weiteren Förderung des Ag-
rarhandels fest. 

Als landwirtschaftliches Produkt ist Wein vom EWR ausgeschlossen. Das bedeu-
tet, dass die Schutzmassnahmen an der Grenze (Kontingente, Zölle) weiterbeste-
hen werden. Es ist aber das Bestreben des Vertrags, die technischen Handels-
hemmnisse, welche den Handel mit Agragprodukten im Rahmen der nationalen 
Agrarpolitiken behindern könnten, zu beseitigen (Artikel 18 EWRA). Dies gilt 
dementsprechend auch für den Wein. Der Weinbereich wird im Protokoll 47 gere-
gelt, welches mit Beschluss Nr. 7/94 vom 21. März 1994 angepasst wurde. 

Der Einbezug der Spirituosen in den Geltungsbereich des EWRA hat insbe-
sondere zur Folge, dass das Verbot der diskriminierenden Besteuerung aus-
ländischer Erzeugnisse zu beachten ist (Artikel 14 EWRA). Ferner sind die 
technischen Handelshemmnisse beim Handel mit Spirituosen beseitigt wor-
den: Im Kapitel XXVII des Anhangs II wurde bestimmt, dass im Handel un-
ter den EWR-Staaten Spirituosen, welche den technischen Vorschriften der 
EU entsprechen, frei zugelassen werden. Die EFTA-EWR-Staaten dürfen 
aber weiterhin ihre nationale Gesetzgebung für die im Inland hergestellten 
Spirituosen beibehalten, gegebenenfalls weiterentwickeln. Dies darf aber keine 
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Handelshemmnisse zur Folge haben. Die Steuererhebung auf inländischen Brannt-
weinen soll künftig nicht mehr bei der Produktion, sondern im Zeitpunkt des Ver-
kaufs erfolgen. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Liechtenstein hat für die Übernahme des Acquis (Protokoll 3 EWRA) eine Über-
gangsfrist bis zum 1.1.2000. Es handelt sich um Zollvertragsmaterie. Im Rahmen 
des GATT hat sich die Schweiz zu Anpassungen in diesem Bereich verpflichtet. 
Dies bedeutet, dass bei Ablauf der Übergangsfrist für Liechtenstein voraussicht-
lich zwischen den EWR- und den GATT-Regeln keine Unterschiede bestehen 
werden. Eine frühere Übernahme der EWR-Vorschriften in diesem Bereich durch 
Liechtenstein (Einführung der "parallelen Verkehrsfähigkeit") wäre mit einem 
unverhältnismässigen Aufwand verbunden. 

Ein Nahrungsmittelhersteller in Liechtenstein, der für gewisse landwirtschaftliche 
Rohstoffe verglichen mit dem Weltmarktpreis höhere Preise zahlen muss, erhält 
die Differenz beim Export seiner Produkte zurückerstattet. Produkte ausländischer 
Hersteller hingegen, die in ihrem Land von billigen Agrarprodukten profitieren, 
werden beim Handel mit Liechtenstein mit Abgaben in der Höhe der Preisdiffe-
renz belastet. Diese Abgaben gehen je nach Produktegruppe an verschiedene Ag-
rarfonds im schweizerisch-liechtensteinischen Wirtschaftsraum. 

Bezüglich Protokoll 47 EWRA (Beseitigung technischer Handelshemmnisse für 
Wein) erfolgte mit EWR-Ratsbeschluss vom 20. Dezember 1994 für Liechtenstein 
eine Anpassung, so dass in Liechtenstein auch Erzeugnisse mit Schweizer Stan-
dard vermarktet werden können. Für den Export aus Liechtenstein in den EWR 
sind nur jene Weinerzeugnisse dem freien Warenverkehr unterstellt, die dem 
EWR-Acquis entsprechen. 

7.14 Nichtdiskriminierende Einfuhrsteuern 

a) Acquis 

Artikel 14 EWRA soll sicherstellen, dass Erzeugnisse aus einem andern EWR-Staat 
nicht durch Massnahmen im Rahmen der produktbezogenen (indirekten) Steuern 
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schlechter gestellt werden als inländische. Bezweckt wird damit einerseits, dass 
diskriminierende steuerliche Mehrbelastungen der Einfuhren gleichartiger Waren 
beseitigt werden oder unterbleiben; dies geschieht mittels Beschränkung der Höhe 
von Einfuhrsteuern auf die Belastung gleichartiger inländischer Waren (Absatz 1). 
Andererseits soll verhindert werden, dass die Vertragsstaaten den wegen des Weg-
falls von Zöllen verlorenen Protektionsspielraum durch in ihrer Wirkung ähnliche 
Grenzausgleichsmassnahmen steuerlicher Art wiederzuerlangen suchen. Denn 
durch steuerliche Vorkehrungen hervorgerufene Wettbewerbsverzerrungen sind 
auch bei Waren möglich, die nicht gleichartig sind, aber trotzdem miteinander im 
Wettbewerb stehen. Hier lassen sich protektionistische Wirkungen dadurch erzie-
len, dass z.B. das nur importierte Gut höher belastet wird als das nur im Inland 
produzierte. Absatz 2 von Artikel 14 verbietet derartige Praktiken und ergänzt 
insofern Absatz 1 dieses Artikels. 

Artikel 15 EWRA soll Wettbewerbsverzerrungen durch begünstigende überhöhte 
Steuerrückerstattungen bei der Ausfuhr von Waren in einen andern Vertragsstaat 
verhindern. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Für Liechtenstein ergeben sich keine Auswirkungen, da diskriminierende Einfuhr-
steuern oder Abgaben im Deckungsbereich des EWRA im gemeinsamen Zollge-
biet mit der Schweiz nicht erhoben werden. Auch im Bereich der Alkoholbesteue-
rung, wo importierte Spirituosen erheblich höher belastet werden als die inländi-
schen Erzeugnisse, besteht kein Handlungsbedarf, weil Liechtenstein für die 
Übernahme des Protokolls 3 EWRA, zu dem auch die Warengruppe "Alkohol" 
gehört, eine Übergangsfrist bis zum Jahr 2000 erhalten hat. Artikel 14 EWRA fällt 
also nicht in Betracht. 

7.15 Zusammenarbeit im Zollbereich 

a) Acquis 

Die Zusammenarbeit im Zollbereich und Handelserleichterungen sind in Artikel 
21 und 22 EWRA geregelt. Die Protokolle 10 und 11 EWRA regeln die Erleichte-
rung der Kontrollen und Formalitäten im Güterverkehr bzw. die Amtshilfe in 
Zollsachen. 
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Das Protokoll 10 EWRA über die Erleichterung der Kontrollen und Formalitäten im 
Güterverkehr bezweckt, den Warenverkehr über die Grenze zu beschleunigen und da-
durch die kostenwirksamen Wartezeiten zu verkürzen. Die Öffnungszeiten der Zoll-
stellen auf beiden Seiten einer Grenze werden einander angepasst und, sofern es das 
Verkehrsaufkommen rechtfertigt, ausgedehnt. Die Abfertigungskompetenzen der 
Dienststellen beidseits der Grenzen werden einander angeglichen. Ferner sollen be-
nachbarte Zollämter zu Gemeinschaftszollanlagen umgestaltet sowie Transitschnell-
spuren geschaffen werden. Abgesehen von begründeten Ausnahmefällen soll bei Wa-
renkontrollen das Stichprobenprinzip angewendet werden. Der Verkehrsfluss über die 
Grenze ist auch bei Streiks, Naturkatastrophen usw. mittels Sondermassnahmen zu 
gewährleisten. 

Im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit der Zollverwaltungen wurde ein all-
gemein gehaltenes Amtshilfeabkommen erarbeitet (Protokoll 11 EWRA über die 
gegenseitige Unterstützung in Zollsachen). Es handelt sich dabei um ein Zusammen-
arbeitsinstrument, das zur Erledigung von Begehren dienen soll, die bisher teils mit-
tels Amtshilfe im klassischen Sinn, teils aber auch mittels Rechtshilfe in Strafsachen 
im Sinn des Rechtshilfegesetzes hätten erledigt werden müssen. 

Im weiteren betrifft der Acquis auch computerisierte Verwaltungsverfahren. Die Not-
wendigkeit des elektronischen Transfers von kommerziellen und administrativen Da-
ten impliziert den Austausch von Informationen und Meldungen zwischen Handels-
partnern und öffentlichen Verwaltungen über elektronische Kommunikationsmittel. 
Zu diesem Zweck wurde in Artikel 21 Ziffer 3 EWRA generell die Stärkung und der 
Ausbau der Zusammenarbeit über die bestehenden bilateralen Abkommen hinaus für 
die Teilnahme der EFTA-Länder am EU-Programm TEDIS (Elektronischer Daten-
transfer für kommerzielle Zwecke über Kommunikationsnetze) vereinbart, so insbe-
sondere die Beteiligung der EFTA-Länder an Programmen, Projekten und Aktionen 
der Gemeinschaft, was zum einen finanzielle Leistungen erfordert, zum andern aber 
die Ausschussbeteiligung gemäss den im Teil VI des EWRA (vgl. Kapitel 7.7/7.8 
"Horizontale und flankierende Politiken") niedergelegten Bestimmungen sicherstellt. 

Was die gegenseitige Unterstützung in Zollsachen anbelangt, ist jede Vertragspartei zum 
Austausch von verfügbaren Informationen verpflichtet, kann diese aber verweigern, 
sofern das Ersuchen die Sicherheit, die öffentliche Ordnung oder andere wesentliche 



67 

Interessen beeinträchtigt bzw. Fabrikations-, Geschäfts-, oder Berufsgeheimnisse 
verletzt. Im übrigen wird die Zweckbindung der vermittelten Amtshilfe (Prinzip 
der Spezialität) statuiert. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Das Protokoll 10 EWRA entspricht dem bereits seit 1.7.1991 angewendeten Ab-
kommen zwischen der Schweiz und der EWG über die Erleichterung der Kontrol-
len und Formalitäten im Güterverkehr vom 21.11.1990. Durch den Beitritt Öster-
reichs zur EU gilt das bilaterale Abkommen der Schweiz mit der EWG nun auch 
an der Grenze zu Österreich (z.B. in Schaanwald). Das Abkommen, welches zwi-
schen der Schweiz und der EWG abgeschlossen worden ist und über den Zollver-
trag auch für Liechtenstein gilt, hat folgenden Inhalt: Die Anpassung der Öff-
nungszeiten; die Angleichung der Abfertigungskompetenzen zwischen benachbar-
ten Grenzstellen und deren Umgestaltung zu Gemeinschaftsanlagen (Seit dem 
3.5.1993 wird das Zollamt Schaanwald/Tisis als Gemeinschaftszollanlage geführt; 
die liechtensteinisch-schweizerische Ausfuhrabfertigung wird im österreichischen 
Zollgebäude Tisis und die österreichische Ausfuhrabfertigung im schweizerischen 
Zollamt im Fürstentum Liechtenstein durchgeführt.); die Schaffung von Transit-
schnellspuren, wo dies technisch möglich ist (eine Transitschnellspur kann in 
Schaanwald aus topographischen Gründen nicht realisiert werden); die Aufrecht-
erhaltung des Verkehrsflusses auch bei Streiks, Naturereignissen usw. mittels 
Sondermassnahmen (z.B. durch gemeinsam beschlossene Massnahmen in ad hoc 
einberufenen Konzertierungsgruppen, in denen Liechtenstein als EWR-Mitglied 
selbst Einsitz nimmt, wenn Grenzübergangsstellen in Liechtenstein davon betrof-
fen sind.); das Stichprobenprinzip bei den physischen Zollkontrollen (ist umge-
setzt); die laufende Optimierung der Formalitäten und Kontrollen, um dadurch 
kürzere Grenzaufenthalte von Fahrzeugen und Waren zu erwirken (sie wird in 
periodischen Sitzungen der Mitgliedsländer weiterentwickelt). 

Materiell ändert also die Übernahme des EWR-Rechts in diesem Bereich 
nichts an der schon heute bestehenden Situation. Rechtlich gesehen übernimmt 
Liechtenstein mit der Teilnahme am EWR selbständig die Rechte und Pflichten 
im Bereich des Protokoll 10 EWRA. Die operativen Aufgaben werden an die 
Eidg. Zollverwaltung im Rahmen eines Auftragsverhältnisses delegiert. Auf-
grund des im Absatz 1 Gesagten ergeben sich in der Administration 
keine Unterschiede zu den Regelungen an den übrigen schweizerischen 
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Zollstellen. Das einzige Hauptzollamt an der liechtensteinisch-österreichischen 
EWRGrenze ist Schaanwald. 

Das Amtshilfeabkommen in Zollsachen des Protokolls 11 EWRA beinhaltet ne-
ben den bereits bestehenden Vereinbarungen zur Amtshilfe, die via Zollvertrag 
durch die Eidg. Zollverwaltung durchgeführt wird, eine generelle Amts- und 
Rechtshilfe in Zollsachen. 

Liechtenstein wird durch die Teilnahme am EWR zur Weitergabe der Informatio-
nen nach Protokoll 11 EWRA verpflichtet, kann diese aber verweigern, sofern das 
Ersuchen geeignet ist, die Sicherheit, die öffentliche Ordnung oder andere wesent-
liche Landesinteressen zu beeinträchtigen bzw. Fabrikations-, Geschäfts- oder 
Berufsgeheimnisse zu verletzen. Die Zweckbindung der vermittelten Amtshilfe ist 
ausdrücklich statuiert. Die Amtshilfe in Zollsachen wird durch das Amt für Zoll-
wesen geleistet. Soweit im Bereich der Zollamtshilfe Amtshilfemassnahmen vor-
gesehen sind, die von schweizerischen Zollbeamten unmittelbar zu vollziehen 
sind, werden diese auf der Basis einer Verwaltungsvereinbarung zwischen dem 
liechtensteinischen Amt für Zollwesen und der schweizerischen Oberzolldirektion 
ausgeführt. 

Die Kosten für die Teilnahme Liechtensteins am Programm TEDIS dürften sich 
auf ca. Fr. l'600 pro Jahr belaufen. Die definitiven Beiträge der EFTA-EWR-
Länder sind allerdings aufgrund des EU-Beitritts von drei bisherigen EFTA-
Ländern neu zu verhandeln. 

7.16 Veterinärbereich, Futtermittel, Pflanzenschutz 

a) Acquis 

Zum EU-"Veterinärrecht" gehören die Bereiche Tierseuchen, Tierschutz, Tier-
zucht und Futtermittel sowie Teile des Lebensmittelrechts (Fleisch, Milch, Eier 
sowie Erzeugnisse daraus). Der für das EWRA relevante Acquis im Tierseuchen- 
und Lebensmittelrecht umfasst Erlasse, die sich mit dem Ziel des Gesundheits-
schutzes von Mensch und Tier befassen und sich auf den Verkehr mit Tieren und 
tierischen Erzeugnissen beziehen. 
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Nicht übernommen werden im Rahmen des EWRA veterinärrechtliche Erlasse zur 
Regelung der Einfuhren aus Drittländern und der Grenzkontrolle oder solche, die 
finanzielle Bestimmungen enthalten. Im Rahmen des relevanten Acquis wurden 
einige wenige befristete Ausnahmen gewährt, so z.B. hinsichtlich der Vorschriften 
über "Rinderwahnsinn". 

Ziel der tierseuchenrechtlichen Vorschriften ist es, das Risiko einer Seuchenver-
schleppung im Zusammenhang mit dem Tier- und Warenverkehr möglichst klein 
zu halten. Zu diesem Zweck muss der gesamte Wirtschaftsraum möglichst frei 
von anzeigepflichtigen Seuchen sein. Mittel hierzu sind umfassende Seuchenbe-
kämpfungsstrategien für bestimmte, als besonders bedeutsam anerkannte Tierseu-
chen, sowie Anforderungen an Tierhaltungsbetriebe. Eingehend geregelt sind na-
mentlich die Anforderungen an Besamungsstationen, Stationen für Embryotrans-
fer, Geflügelproduktionsbetriebe sowie Betriebe für die Verarbeitung tierischer 
Abfälle. Als prophylaktische Massnahmen und für die Früherkennung allfälliger 
Seuchenrisiken sind regelmässige Übersichtsuntersuchungen nach vorgegebenen 
Probenerhebungsplänen vorgesehen. Die Untersuchungsergebnisse werden zentral 
ausgewertet und können Anlass zu weiteren Massnahmen geben. In seuchenpoli-
zeilicher Hinsicht bildet nicht mehr die Landesgrenze die entscheidende Barriere. 
Vielmehr werden Regionen nach seuchenpolizeilichen Gesichtspunkten gebildet. 
Die Kontrollen erfolgen innerhalb der EU primär beim Versand und sind durch 
Zeugnisse zu bestätigen. Generell ist der Tierverkehr zwischen Regionen mit glei-
chem Seuchenstatus oder von Regionen mit höherem Status in Regionen mit nied-
rigem Status zulässig. 

Der Lebensmittelsektor des Veterinärbereichs wird in verschiedenen Teilberei-
chen durch vertikale (auf verschiedenen Ebenen gelagerte), sehr detaillierte Vor-
schriften geregelt. Wo noch keine solchen Vorschriften bestehen, gelten die ho-
rizontalen (gleichrangigen) Regelungen über den freien Warenverkehr (Artikel 8 
ff EWRA) und insbesondere das Cassis-de-Dijon-Prinzip, wonach Lebensmittel 
zuzulassen sind, wenn sie den Vorschriften des Herkunftslandes entsprechen. 
Der Verbraucher soll durch eine produktbegleitende Kontrolle - vom Stall bis 
zum Erzeugnis - geschützt werden. Schlachttieren dürfen bestimmte Substanzen 
nicht verabreicht werden. Aus diesem Grund müssen Warensendungen von amt-
lichen Zeugnissen begleitet sein. Es sind ausgedehnte amtliche Rückstandskon-
trollen an lebenden Tieren und Erzeugnissen vorzunehmen. Schlacht- und 
Fleischzerlegebetriebe, Betriebe, welche Lebensmittel tierischen Ursprungs ver-
arbeiten, und Kühlhäuser müssen teilweise durch eine Aufsichtsorganisa-
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tion amtlich zugelassen sein und stehen unter amtlicher Aufsicht. Die Anforde-
rungen an die Überwachung und Hygiene sind eingehend festgelegt. 

Die wichtigsten Richtlinien des EWRA im Bereich Futtermittel betreffen die Zu-
satzstoffe in der Tierernährung und die Analysemethoden für die amtliche Futter-
mittelkontrolle sowie Vorschriften über unerwünschte Substanzen und Erzeugnis-
se in Futtermitteln. 

Generell verfolgen die Futtermittelrichtlinien der EU, die im EWRA zu überneh-
men sind, die folgenden Ziele: 

- Schutz von Mensch, Tier und Umwelt in der landwirtschaftlichen Produk-
tion; 

- Sicherung der Qualität tierischer Erzeugnisse; 

- Regulierung des Futtermittelmarktes. 

Artikel 17 EWRA verweist auf Anhang I, welcher die spezifischen Bestimmungen 
zum Pflanzenschutz enthält. Es handelt sich um eine Reihe von technischen Di-
rektiven, die keiner näheren Erläuterung bedürfen. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Im Veterinärbereich besteht für Liechtenstein eine Übergangsfrist bis zum 
1.1.2000 mit einer Überprüfung im Jahr 1999. Die Begründung hierfür ist analog 
zu jener bei den verarbeiteten Landwirtschaftsprodukten (Ziffer 7.13). 

Bezüglich der Futtermittel erfolgte eine Anpassung des Anhangs I EWRA, Kapi-
tel II, für Liechtenstein, so dass in Liechtenstein auch Waren vermarktet werden 
können, die schweizerische Standards erfüllen. Für den Export aus Liechtenstein 
in den EWR sind nur jene Futtermittel dem freien Warenverkehr unterstellt, die 
dem EWR-Acquis entsprechen. Zur Umsetzung des Anhangs I EWRA, Kapitel II, 
ist dem Landtag der Bericht und Antrag Nr. 114/1994 zu einem Gesetz über 
Heimtierfutter unterbreitet worden. 

Beim Bereich des Pflanzenschutzes erfolgte eine Anpassung des Anhangs I EWRA, 
Kapitel III, für Liechtenstein, so dass in Liechtenstein auch Waren vermarktet werden 
können, die schweizerische Standards erfüllen. Für den Export aus Liechtenstein in den 
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EWR sind nur jene Pflanzen dem freien Warenverkehr unterstellt, die dem EWR-
Acquis entsprechen. 

7.17 Technische Vorschriften 

a) Acquis 

Unter diese Überschrift fallen alle Vorschriften, die Voraussetzungen für das In-
verkehrbringen von Industrieerzeugnissen festlegen. Dies schliesst sowohl Be-
stimmungen bezüglich der Anforderungen mit ein, denen die Produkte beim In-
verkehrbringen entsprechen müssen, wie auch bezüglich der Verfahren zur Über-
prüfung der Erfüllung dieser Anforderungen (Konformitätsbewertungsverfahren). 
Es handelt sich dabei um einen bedeutenden Teil des zu übernehmenden EU-
Sekundärrechts. Die nachfolgenden Ausführungen sind unterteilt in solche zu den 
horizontalen Bestimmungen, die für alle Industrieprodukte Gültigkeit haben (Ar-
tikel 11 - 13 EWRA, Kapitel XIX und XX des Anhangs II und Protokoll 12) und 
solche zu den sektoriellen, bereichspezifischen Produktevorschriften (Kapitel I - 
XVIII und XXI - XXXII des auf Artikel 23 Bst. a EWRA basierenden Anhangs 
II). Es werden nachstehend mit wenigen Ausnahmen nur die bereichsübergreifen-
den Bestimmungen behandelt. Nähere Ausführungen zu einzelnen Produktesekto-
ren sind in der Beilage 2 des Berichts und Antrags von 1992 enthalten. 

Eine der Hauptursachen für das Bestehen zahlreicher nicht-tarifärer Han-
delshemmnisse besteht darin, dass die einzelnen Länder in ihren nationalen 
technischen Vorschriften unterschiedliche Anforderungen und Verfahren für 
das Inverkehrbringen und das Verwenden ein und desselben Produkts fest-
gelegt haben. Im Hinblick auf die Vollendung des Binnenmarktes misst die 
EU deshalb der Harmonisierung technischer Vorschriften erstrangige Be-
deutung bei. Gemäss der im Juni 1985 mit dem Weissbuch verabschiedeten 
Neuen Konzeption auf dem Gebiet der technischen Harmonisierung und der 
Normung werden zur Angleichung des technischen Rechts auf Gemein-
schaftsebene in sogenannten Harmonisierungsrichtlinien nur noch die 
grundlegenden Anforderungen insbesondere zum Schutz der Gesundheit, 
der Umwelt, der Konsumenten sowie bezüglich der Arbeitssicherheit festge-
legt. Zur genaueren Umschreibung dieser Anforderungen verweist die EU auf 
technische Normen, die teilweise im Auftrag der EU-Kommission vom "Comite 
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Europeen de Normalisation (CEN)", vom "Comite Européen de Normalisation 
Electrotechnique (CENELEC)" oder vom "European Telecommunications Stan-
dardization Institute (ETSI)", nachfolgend "Europäische Normenorganisationen" 
genannt, ausgearbeitet werden. 

In Ergänzung zur Neuen Konzeption hat die EU im Dezember 1989 ein Gesamt-
konzept für die Konformitätsbewertung verabschiedet, das im Dezember 1990 
durch einen Beschluss über die Ausgestaltung der in technischen Harmonisie-
rungsrichtlinien zu verwendenden Konformitätsbewertungsverfahren weiter präzi-
siert worden ist. Darin ist auch vorgesehen, dass alle von dieser Konzeption er-
fassten Produkte zur Dokumentierung ihrer Übereinstimmung mit den in den 
Richtlinien festgelegten Anforderungen beim Inverkehrbringen mit der CE-Marke 
zu versehen sind. Die Voraussetzungen für die gegenseitige Anerkennung von 
Konformitätsnachweisen (Herstellererklärungen, Prüf- und Inspektionsberichte 
sowie Zertifikate für Produkte und Qualitätssicherungssysteme) und für die Ver-
wendung der CE-Marke sind somit auf EU-Ebene einheitlich geregelt. 

Bis im Sommer 1991 sind insgesamt 10 Richtlinien nach der Neuen Konzeption 
verabschiedet worden, die alle im Anhang II EWRA aufgeführt sind. Sie betreffen 
in ihrer Mehrzahl jeweils grössere Produktesektoren wie z.B. die Bereiche Ma-
schinen, Telekommunikations-Endgeräte, medizinische Geräte, Spielzeuge, Gas-
geräte, einfache Druckbehälter, nichtselbständige Waagen, persönliche Schutzaus-
rüstungen, Bauprodukte sowie die Vorschriften über die elektromagnetische Ver-
träglichkeit. Es ist jedoch vorgesehen, dass nach und nach auch die Vorschriften 
in den übrigen Produktesektoren nach diesem Konzept überarbeitet werden. 

Durch den Beschluss Nr. 7/94 des Gemeinsamen EWR-Ausschusses wurde das 
EWRA um eine Reihe neuer Regelungen im Bereich der technischen Handels-
hemmnisse erweitert. Es handelt sich um Richtlinien aus den Bereichen Kraftfahr-
zeuge, Haushaltgeräte, Gasgeräte, Druckgefässe, Messgeräte, elektrische Be-
triebsmittel, Lebensmittel, Arzneimittel, Kosmetika, Bauprodukte, Informations-
technologie, Kommunikation und Datenverarbeitung, Spielzeug, Maschinen und 
andere Spezialprodukte. Das EWRA ist ein dynamisches Abkommen, das laufend 
mit dem EU-Acquis abgestimmt wird. Etwa zwei Drittel des übernommenen Ac-
quis stammen aus dem Gebiet der technischen Handelshemmnisse. 
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Produkte, die gemäss den oben erwähnten europäischen Normen gefertigt sind 
und die, soweit erforderlich, mit einem Konformitätsnachweis (CE-Zeichen) einer 
auf dem betreffenden Gebiet anerkannten Zertifizierungsstelle eines EWR-
Mitgliedstaats versehen sind, sind zum freien Warenverkehr im ganzen EWR-
Raum zugelassen. Produkte, für die keine Normen im nationalen Recht existieren, 
oder solche, die nicht oder nur teilweise normenkonform sind, werden nicht a pri-
ori vom freien Verkehr ausgeschlossen. In diesen Fällen hat der Inverkehrbringer 
indessen zu beweisen, dass sie die in den Richtlinien festgelegten Anforderungen 
gleichwohl erfüllen. 

Für Erzeugnisse schliesslich, für die auf EU-Ebene bisher keine Harmonisierungs-
richtlinien erlassen wurden, ist der freie Warenverkehr aufgrund von Artikel 11 
EWRA grundsätzlich gewährleistet. Eine extensive Auslegung des entsprechen-
den Artikels 30 EGV durch den EuGH hatte zur Folge, dass heute unterschiedli-
che nationale technische Vorschriften den den mengenmässigen Beschränkungen 
gleichgestellten "Massnahmen gleicher Wirkung" subsumiert werden. Das von der 
EG-Kommission aufgrund dieser Rechtssprechung formulierte "Cassis-de-Dijon-
Prinzip" besagt, dass Waren, die nach den Bestimmungen eines einzelnen EU-
Landes rechtmässig hergestellt und in Verkehr gebracht wurden, grundsätzlich 
auch in allen übrigen Mitgliedstaaten frei verkehren können. Beschränkende 
Massnahmen sind nur unter Berufung auf Artikel 13 EWRA erlaubt, wenn sie 
etwa wegen der öffentlichen Sicherheit, der Ordnung oder der Gesundheit getrof-
fen werden; die Aufzählung der Rechtfertigungsgründe in Artikel 13 EWRA ist 
erschöpfend und muss eng ausgelegt werden. Was andererseits die Ein-
schränkungen anbelangt, die ohne Diskriminierung sowohl einheimische als auch 
importierte Waren treffen, entwickelte der EuGH in seiner Rechtssprechung zu 
Artikel 30 EGV (Artikel 11 EWRA) den Grundsatz der zwingenden Erfordernis-
se. Danach lassen sich Einschränkungen des freien Güterverkehrs aus Gründen 
wie z.B. des Umwelt- oder des Konsumentenschutzes rechtfertigen. 

Schliesslich ist die Richtlinie 83/189 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet 
der Normen und technischen Vorschriften zu erwähnen, die Mitgliedstaaten sowie 
ihre nationalen Normenorganisationen verpflichtet, geplante technische Vorschriften 
und Normen vor deren Verabschiedung der EU-Kommission sowie den anderen Mit-
gliedstaaten bzw. den europäischen und nationalen Normenorganisationen zur Stel-
lungnahme vorzulegen. Damit soll sowohl die Aufrechterhaltung des auf Gemein-
schaftsebene erzielten Harmonisierungsgrades gewährleistet wie auch die Entstehung neuer 
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Handelshemmnisse infolge unterschiedlicher nationaler Vorschriften und Normen 
verhindert werden. 

Da im Rahmen des EWRA die oben erwähnten Konzepte, das diesbezügliche 
Primär-und Sekundärrecht der EU sowie die bisherige Rechtssprechung des 
EuGH voll zu übernehmen sind (Artikel 6 EWRA), gelten die obigen Ausführun-
gen mutatis mutandis auch für den EWR. Protokoll 12 regelt ferner das Vorgehen 
für den Abschluss von Vereinbarungen über die Verwendung der CE-Marke und 
anderer Konformitätszeichen mit Drittstaaten ausserhalb des EWR. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Ein EWR-Staat ist verpflichtet, in einem anderen EWR-Staat ausgestellte Prüfbe-
richte und Konformitätsnachweise ohne Wiederholung der Prüfung zu akzeptie-
ren, sofern sie von einer im EWR anerkannten Stelle (sog. "notified body") stam-
men. Damit die in Liechtenstein durchgeführten Prüfungen und Konformitätsbe-
wertungen von den anderen EWR-Staaten anerkannt werden, sollen in Liechten-
stein die nötigen Voraussetzungen für die staatliche Anerkennung (Akkreditie-
rung) der Prüf- und Konformitätsbewertungsstellen geschaffen werden. Für den 
Aufbau eines solchen Akkreditierungssystems bestehen im EWR-Recht keine 
direkt anwendbaren Bestimmungen, und auch das Übereinkommen vom 15. Juni 
1988 zwischen den EFTA-Staaten über die gegenseitige Anerkennung von Prüf-
ergebnissen und Konformitätsnachweisen (Tampere-Konvention) vermag diesbe-
züglich nicht zu genügen, da deren Geltungsbereich auf die EFTA-Staaten be-
schränkt ist. Der Aufbau eines eigenen liechtensteinischen Akkreditie-
rungssystems ist zwar nicht zwingend. Die Regierung beabsichtigt jedoch, sowohl 
der liechtensteinischen Industrie als auch dem liechtensteinischen Gewerbe die 
Möglichkeit zu eröffnen, ihre Produkte, wenn auch nicht immer in Liechtenstein, 
so doch auf der Grundlage eines besonderen Gesetzes prüfen und zertifizieren zu 
lassen. Die Benennung eigener Zertifizierungsstellen wird liechtensteinischen 
Anbietern der Zugang zu dem europaweit auf mehrere hundert Millionen Franken 
geschätzten Markt der Prüfungen und Konformitätsbewertungen verschaffen, was 
nicht zuletzt einen interessanten Beitrag zur Diversifizierung des Dienstleistungs-
sektors leisten kann. Ein entsprechendes Gesetz, das eine grosse volkswirtschaftli-
che und souveränitätspolitische Bedeutung haben wird, befindet sich bei der 
EWR-Redaktionsgruppe unter dem Arbeitstitel "Liechtensteinisches Prüf- und 
Zertifizierungssystem" in Ausarbeitung. 



75 

Bezüglich des Anhangs II erfolgte eine Anpassung für Liechtenstein, so dass in 
Liechtenstein sowohl Waren gemäss EWR-Standard als auch Waren nach 
Schweizer Standard vermarktet werden können. Für den Export aus Liechtenstein 
in den EWR sind nur jene Waren dem freien Warenverkehr unterstellt, die dem 
EWR-Acquis entsprechen. 

Im sog. ungeregelten Bereich, d.h. überall dort, wo technische Vorschriften unter 
den beteiligten Staaten nicht "harmonisiert" wurden, sondern jeweils nationale 
Bestimmungen geblieben sind, hat Liechtenstein wie jeder andere Mitgliedstaat 
bei der Ausfuhr seiner Erzeugnissse in die EWR-Partnerstaaten Anspruch auf die 
Anerkennung (Cassisde-Dijon-Prinzip), auch wenn die verwendeten technischen 
Vorschriften und Normen ursprünglich schweizerischer Herkunft sind. D.h. 
Liechtenstein kann Schweizer Normen, wie bisher in einigen Bereichen gesche-
hen, als nationale Normen bezeichnen. Der EWR-Raum ist der hauptsächliche 
Absatzmarkt der liechtensteinischen Industrie. Diese richtet sich daher in der Pra-
xis schon heute nach den in den EWR-Staaten geltenden branchenspezifischen 
Vorschriften. 

Für den Lebensmittelbereich (Anhang II, Kapitel XII EWRA) besteht eine Über-
gangsfrist bis zum 1.1.2000. Liechtenstein hat sich verpflichtet, alle Anstrengun-
gen zu unternehmen, tun den Bestimmungen in diesem Bereich bis zum 1.1.1997 
zu entsprechen. Die Schweiz wird mit sehr grosser Wahrscheinlichkeit bis zu die-
sem Datum die einschlägige Lebensmittel-Gesetzgebung EWR-konform ausges-
taltet haben. Sollte dies nicht der Fall sein, würde der Gemeinsame EWR-
Ausschuss die Lage überprüfen. 

Die Übernahme des in Anhang II EWRA aufgeführten EU-Sekundärrechts wird 
sowohl für die Wirtschaft wie auch für den Konsumenten eindeutig positive Aus-
wirkungen bringen. Die Harmonisierung der Vorschriften belebt den Wettbewerb 
im Inland und ermöglicht den gleichberechtigten Zutritt zu den Märkten der EU- 
und der anderen EFTA-Staaten. Der erhöhte Wettbewerb wird nicht nur die Inno-
vation fördern, sondern insbesondere auch den Konsumenten zugutekommen. 
Einzig im Bereich der Bauprodukte und der Spielzeuge ist im Vergleich zur heuti-
gen liberalen Regelung für das Inverkehrbringen von Produkten eine erhöhte Re-
gelungsdichte festzustellen. Die Übernahme wesentlich detaillierterer Vorschrif-
ten wird indessen eine Erhöhung des Schutzniveaus sowie eine verbesserte Trans-
parenz für die Konsumenten bewirken. 
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7.18 Produktehaftpflicht 

a) Acquis 

Gemäss Artikel 23 EWRA übernehmen die EFTA-Staaten die Richtlinie 85/374 
über die Haftung für fehlerhafte Produkte. Diese sieht eine verschuldensunabhän-
gige Haftung von Hersteller und Importeur (ergänzend auch des Lieferanten) für 
den Schaden vor, der durch den Fehler eines Produkts verursacht worden ist. Im 
Anhang III EWRA werden bezüglich dieser Richtlinie zwei Sonderregelungen 
getroffen: 

Es gilt die Haftung des Importeurs (Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie) für Importe 
aus Nicht-EWR-Staaten allgemein. Sie gilt grundsätzlich auch für Importe zwi-
schen EU-und EFTA-Staaten und zwischen EFTA-Staaten untereinander, es gel-
ten aber folgende Ausnahmen: 

Die Haftung gilt nicht zwischen Staaten, die das Lugano-Übereinkommen vom 
16. September 1988 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung 
gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen ratifiziert haben, soweit 
dieses Übereinkommen ermöglicht, ein nationales Urteil zugunsten des Geschä-
digten gegen den Hersteller oder die Person, die aus Nicht-EWR-Staaten impor-
tiert hat, zu vollstrecken. Das Lugano-Übereinkommen erlaubt die Vollstreckung 
eines Urteils des Staates, in dem der Schaden eingetreten ist, in den übrigen Ver-
tragsstaaten. Zwischen Staaten, die das Lugano-Übereinkommen ratifiziert haben, 
entfällt normalerweise die Importeur-Haftung, weil die Urteile des einen Staates 
im andern Staat vollstreckbar sind; ausgenommen sind Fälle, in denen ein Produkt 
aus einem Drittland, welches das Übereinkommen nicht ratifiziert hat, importiert 
und reexportiert wurde. Das Lugano-Übereinkommen wurde von Liechtenstein 
nicht ratifiziert. Dies bedeutet, dass im Rahmen des EWR für Liechtenstein die 
Importeurshaftung gilt. 

Andererseits wird in Anhang III EWRA die Ausnahmebestimmung bezüg-
lich Haftung für Nuklearschäden (Artikel 14 der Richtlinie) erweitert. Nuk-
learschäden sind nicht nur von der Produktehaftung ausgenommen, wenn sie 
in internationalen, von den EWRStaaten ratifizierten Abkommen erfasst 
sind: Wenn sich ein nuklearer Zwischenfall in einem EWR-Staat ereignet, 
sind die Schäden auch dann von der Haftung ausgenommen, wenn das dor-
tige Recht eine Regelung enthält, die den genannten Abkommen gleich-
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wertig ist. Auch mit dieser Regelung sind aber nicht alle Nuklearschäden von der 
Haftung ausgenommen: Wenn ein Hersteller in einem EWR-Staat ein Produkt für 
eine ausländische Kernanlage liefert und wegen eines Fehlers dieses Produkts ein 
Nuklearschaden in einem Staat entsteht, der die genannten Abkommen nicht rati-
fiziert hat, haftet der Hersteller grundsätzlich nach der Richtlinie. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Die Bestimmungen über die Produktehaftpflicht generell sind in Liechtenstein 
Gegenstand des Gesetzes vom 12. November 1992, das auf den 1. November 
1994 in Kraft getreten ist (LGB1. 1993 Nr. 12 und LGB1. 1994 Nr. 68). Da Liech-
tenstein im Bereich der Haftung für Nuklearschäden weder die relevanten interna-
tionalen Abkommen ratifiziert hat noch über eine entsprechende Gesetzgebung 
verfügt, hielt die Regierung in einer Erklärung die Absicht fest, innert angemesse-
ner Frist und so weit als notwendig gesetzliche Bestimmungen zu erlassen. Der 
Bereich der Haftung für Nuklearschäden ist Gegenstand der bilateralen Verhand-
lungen der Schweiz mit der EU. Falls als Ergebnis dieser Verhandlungen das 
schweizerische Kernenergiehaftpflichtgesetz angepasst wird, wird auch zu über-
prüfen sein, inwieweit für Liechtenstein gesetzgeberischer Handlungsbedarf ent-
steht bzw. ob und in welchem Umfang das schweizerische Gesetz über den Zoll-
vertrag auf Liechtenstein anwendbar werden wird. (Siehe hierzu auch das bila-
terale Zusatzprotokoll mit der Schweiz betreffend Produktehaftpflicht, welches 
nur das bilaterale Verhältnis Liechtenstein - Schweiz erfasst.) 

7.19 Energie 

a) Acquis 

Der Acquis im Bereich Energie besteht aus neun Erlassen und den zugehöri-
gen Änderungen und Ergänzungen. Wesentlicher Inhalt der Mehrzahl dieser 
Erlasse ist die Pflicht, der EU-Kommission laufend bestimmte Informationen 
zu liefern. So soll die Kommission über die Preise für Rohöl und Mineralöl-
erzeugnisse sowie über Einfuhren dieser Energieträger in den gemeinsamen 
Wirtschaftsraum informiert werden. Die vom industriellen Endverbraucher zu 
bezahlenden Gas- und Strompreise müssen ebenso mitgeteilt werden wie 
die Investitionsvorhaben von gemeinschaftlichem Interesse auf dem 
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Energiesektor. Die Richtlinien über den Transit von Elektrizität und Erd-
gas verpflichten die Betreiber grosser Netze, Transite ausländischer Ver-
sorgungsunternehmen zu fairen Bedingungen zuzulassen und den Abschluss von 
Transitverträgen oder die Gründe, weshalb kein Vertrag zustandegekommen ist, 
der EU mitzuteilen. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Für Liechtenstein praktisch keine Auswirkungen haben die Verpflichtungen, mit 
Erdölerzeugnissen betriebene Kraftwerke einer Bewilligungspflicht zu unterstel-
len und die erteilten Bewilligungen der Kommission mitzuteilen sowie die Ver-
wendung von Ersatzkraftstoffen im Benzin nicht zu behindern. Wichtig sind hin-
gegen die Anforderungen an die Mindestwirkungsgrade von Wärmeerzeugern, die 
mit gasförmigen oder flüssigen Brennstoffen betrieben werden. Die Wärmeerzeu-
ger müssen bestimmten Mindestanforderungen, die von den einzelnen Mitglied-
staaten festgelegt werden, genügen. Die Einhaltung dieser Anforderungen muss 
mit einem Typenschild nachgewiesen werden. 

Im weiteren müssen Produkterichtlinien in das nationale Recht übernommen wer-
den, welche in den Bereich der Elektrizitätsgesetzgebung fallen. Es handelt sich 
um Richtlinien über die gegenseitige Anerkennung von Prüfzeugnissen und Kon-
formitätserklärungen für verschiedene elektrische Erzeugnisse (Erzeugnisse für 
die Elektromedizin, Erzeugnisse für die Verwendung in explosionsgefährdeten 
Bereichen). Diese Richtlinien bilden die Grundlage für den ungehinderten grenz-
überschreitenden Handel mit diesen Erzeugnissen. 

Die Übernahme des Acquis im Bereich Energie hat keine ins Gewicht fallenden 
wirtschaftlichen und politischen Auswirkungen auf Liechtenstein. Bei einer Richt-
linie erhielten Liechtenstein und Island insofern eine Sonderregelung zugestanden, 
als statistische Angaben über Energiepreise von industriellen Endverbrauchern 
nicht mitgeteilt werden müssen. 

Die drei für Liechtenstein relevanten Rechtsakte betreffen einerseits die Mitteilungs-
pflicht über Investitionsvorhaben von gemeinschaftlichem Interesse im Energiesektor 
und andererseits die Bestimmungen über den Transit von Gas und Elektrizität. Im An-
hang zu den Transitrichtlinien sind die Liechtensteinischen Kraftwerke und die Liech-
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tensteinische Gasversorgung in der Unternehmensliste aufgeführt, damit Liechten-
stein gegebenenfalls in die Transitbestimmungen eingebunden werden könnte. 

7.2 Freizügigkeit und Niederlassungsfreiheit 

7.20 Allgemeines 

a) Acquis 

Abgesehen von den Sonderregelungen, die für Liechtenstein ausgehandelt werden 
konnten und die nachstehend jeweils unter "b) Auswirkungen auf Liechtenstein" be-
handelt werden, sieht das EWR-Abkommen eine umfassende Gewährleistung des 
freien Personenverkehrs vor: Arbeitnehmer und selbständig Erwerbstätige, die Ange-
hörige eines EWR-Staates sind, sollen ihren Arbeits- und Wohnort im Europäischen 
Wirtschaftsraum frei wählen können. Sie haben dabei Anspruch auf Familiennachzug 
und auf weitgehende Gleichbehandlung mit Inländern, müssen aber den Nachweis 
einer angemessenen Wohnung erbringen. Freizügigkeit geniessen auch nicht erwerbs-
tätige Personen, sofern sie der öffentlichen Fürsorge des Gastlandes nicht zur Last 
fallen; sie müssen allerdings genügend finanzielle Mittel für ihre Lebenshaltung und 
den Abschluss einer Kranken- und Unfallversicherung, die sämtliche Risiken ab-
deckt, nachweisen. 

Die Vertragsvorschriften über den freien Personenverkehr verbieten Benachteiligun-
gen aufgrund der Staatsangehörigkeit. Die Freizügigkeit darf nur aus Gründen der 
öffentlichen Ordnung, Sicherheit und Gesundheit eingeschränkt werden; keine volle 
Freizügigkeit besteht zudem im Bereich der öffentlichen Verwaltung. Gemäss der 
Rechtssprechung des EuGH sind diese Ausnahmebestimmungen jedoch eng auszule-
gen. So kann der Zugang von Ausländern zur Beschäftigung in der öffentlichen Ver-
waltung nur für jene Stellen beschränkt werden, die zur hoheitlichen Verwaltung im 
engen Sinne gehören. 

Hervorzuheben ist, dass die Personenverkehrsfreiheit nur Angehörigen von EWR-
Staaten zusteht. Angehörige von Drittstaaten können aus dem EWR-Abkommen kein 
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selbständiges Recht auf Freizügigkeit ableiten. Die vollständige Verwirklichung des 
freien Personenverkehrs setzt die Beseitigung von Hindernissen im Bereich der So-
zialen Sicherheit und der Anerkennung von Diplomen und beruflichen Befähigungs-
nachweisen voraus. Zu diesem Zweck übernimmt das EWR-Abkommen den gesam-
ten in diesem Bereich bestehenden EU-Rechtsbestand (vgl. die Kapitel 7.25 "Soziale 
Sicherheit" und 7.26 "Gegenseitige Anerkennung von Berufsdiplomen"). 

Zur Förderung der Mobilität junger Leute im Europäischen Wirtschaftsraum sind die 
Vertragsstaaten übereingekommen, die Zusammenarbeit im Bereich der Berufsaus-
bildung zu verstärken und die Verbesserung der Bedingungen für Studenten, die in 
einem anderen EFTA- oder EU-Land studieren möchten, anzustreben (vgl. Protokoll 
29). 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Den Bestimmungen des EWRA über den freien Personenverkehr kommt für Liech-
tenstein grösste Bedeutung zu. Liechtenstein verfolgt seit den sechziger Jahren eine 
Ausländerpolitik, die durch den Grundsatz der zahlenmässigen Beschränkung des 
Zuzugs von Ausländern geprägt ist. Erklärtes Ziel dieser Politik ist die Bewahrung 
eines ausgewogenen Verhältnisses der Zahl von Inländern und Ausländern. 

Die im Protokoll 15 enthaltenen Übergangsregelungen sehen eine schrittweise Libe-
ralisierung der ausländerrechtlichen Bestimmungen und namentlich eine Beseiti-
gung der sogenannten "qualitativen" Restriktionen vor. Liechtenstein wird seine 
innerstaatlichen Regelungen dem EWR-Abkommen anpassen und die hier ansässi-
gen EWR-Angehörigen so behandeln, wie auch die liechtensteinischen Staatsange-
hörigen in den EWRStaaten behandelt werden. Das Familiennachzugsrecht für 
EWR-Aufenthalter ist ab Inkrafttreten des EWRA für Liechtenstein zu gewähr-
leisten, jenes für EWR-Saisonarbeitnehmer ab dem 1.1.1997. Die jeweiligen 
Familienangehörigen besitzen dann das Aufenthaltsrecht. Bedingung ist, dass sie 
über eine angemessene Wohnung verfügen. Die Verordnung über die Begren-
zung der Zahl der Ausländer wird - mit Bezug auf Angehörige von EWR-Staaten 
- entsprechend abzuändern sein. Die Liberalisierung der Tätigkeit von selbstän-
dig Erwerbstätigen aus dem EWR-Raum mit Inlandwohnsitz erfolgt ab Inkraft-
treten des EWRA für Liechtenstein, jene für selbständig Erwerbstätige mit Aus-
landwohnsitz in einem EWR-Staat ab dem 1.1.1997. Die grenzüberschreitende 



81 

gewerbliche und freiberufliche Tätigkeit unterliegt somit einer Übergangsfrist bis 
zum 1.1.1997. Die einschlägigen Gesetze, namentlich das Gewerbegesetz, das 
Rechtsanwaltsgesetz und das Sanitätsgesetz, sind bereits entsprechend angepasst 
worden. Es ist jedoch noch eine kleine Anpassung bezüglich der Rechte der im Land 
wohnhaften EWR-Angehörigen vorzunehmen. Das Gesetz über die Berufsausübung 
der Architekten und Ingenieure im Bauwesen ist mit Hinblick auf EWR-Angehörige 
mit Wohnsitz im Inland entsprechend anzupassen. Vom Erfordernis der liechtenstei-
nischen Staatsbürgerschaft, dem Wohnsitzerfordernis sowie von den eingeschränkten 
Ausbildungsnachweisen ist abzusehen. Ein Entwurf zu entsprechenden Gesetzesände-
rungen ist bei der EWR-Redaktionsgruppe in Vorbereitung. 

Hervorzuheben ist, dass gewisse arbeitsmarktliche Restriktionen (namentlich Vor-
schriften über den Stellen-, Berufs- und Branchenwechsel von Arbeitnehmern) und 
andere Vorschriften über den Berufszugang während der generellen Übergangsfrist 
beibehalten werden können. 

Was die zur Bewahrung des ausgeglichenen Verhältnisses von In- und Ausländern er-
forderliche Möglichkeit betrifft, quantitative Beschränkungen beizubehalten, geht die 
Regierung davon aus, dass bei Bedarf vor Ablauf der Übergangsfrist eine Fristverlän-
gerung realisiert werden kann. Sollte trotzdem eine für Liechtenstein untragbare Ein-
wanderungsbewegung oder Überfremdung am Arbeitsplatz erfolgen, würde die gene-
relle Schutzklausel, die ausdrücklich auf "gesellschaftliche" und damit auch demo-
graphische Schwierigkeiten Bezug nimmt, Gewähr bieten, dass Liechtenstein die 
notwendigen Beschränkungsmassnahmen einseitig treffen kann. Zwar kann die An-
wendung einer Schutzmassnahme, die vom betreffenden Vertragsstaat autonom 
durchgeführt werden kann, dazu führen, dass andere Vertragsstaaten Gegenmass-
nahmen ergreifen; dies ist jedoch gemäss der ausdrücklichen Bestimmung des Arti-
kels 114 Absatz 1 des EWRA nur dann zulässig, wenn durch die getroffene Schutz-
massnahme "ein Ungleichgewicht zwischen den Rechten und Pflichten aus diesem 
Abkommen" entsteht. Hervorzuheben ist ferner, dass die Frage der Angemessenheit 
einer allfälligen Ausgleichsmassnahme nach Artikel 109 Absatz 4 des EWRA einer 
paritätisch besetzten Schiedsgerichtsbarkeit unterbreitet werden kann. Auch in einem 
solchen Schiedsgerichtsverfahren wäre die Erklärung des EWR-Rates zur Freizügig-
keit die wesentliche Interpretationsgrundlage. 

Die am 20. Dezember 1994 getroffene Lösung bezüglich des freien Personenverkehrs ist 
für Liechtenstein von besonderer Bedeutung. Die im Protokoll 15 EWRA vorgesehene 
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Möglichkeit der Verlängerung der Übergangsfristen wurde durch die Erklärung 
des EWR-Rates rechtlich weiterentwickelt. Diese für alle EWR-Partner verbindli-
che Erklärung des EWR-Rates anerkennt ausdrücklich das vitale Interesse Liech-
tensteins an der Erhaltung seiner nationalen Identität. Bei der Überprüfung der 
Verlängerung der Übergangsfristen ist die besondere geographische Lage Liech-
tensteins zu berücksichtigen. Der EWR-Rat anerkennt ausdrücklich, dass Liech-
tenstein eine sehr begrenzte bewohnbare Fläche ländlichen Charakters besitzt und 
einen ungewöhnlich hohen prozentualen Anteil an ausländischen Bewohnern und 
Beschäftigten aufweist. Damit werden die ursprüngliche Ausgangslage und die 
besonderen Rahmenbedingungen für Liechtenstein im Bereich des Personenver-
kehrs festgehalten, die bei der Anwendung der Regeln zum freien Personenver-
kehr in Liechtenstein zu berücksichtigen sind. 

Der EWR-Rat hat zugestimmt, dass im Rahmen der in Protokoll 15 zum EWR-
Abkommen vorgesehenen Überprüfung der Übergangsfristen im Bereich des Per-
sonenverkehrs jene Elemente berücksichtigt werden, welche die Regierung 1992 
in ihrer Erklärung zur besonderen Lage des Landes festgehalten hat. Damit ist der 
Inhalt der einseitigen Erklärung Liechtensteins bezüglich des Personenverkehrs zu 
einer gemeinsamen Erklärung aufgewertet worden. Gemäss dieser Erklärung kann 
Liechtenstein Schutzmassnahmen insbesondere dann ergreifen, wenn die Zahl der 
Angehörigen von EU-Mitgliedstaaten oder anderen EFTA-Staaten oder die Zahl 
der von diesen Staatsangehörigen insgesamt besetzten Arbeitsplätzen in der Wirt-
schaft im Vergleich zu den jeweiligen Zahlen für die in Liechtenstein ansässige 
Bevölkerung in aussergewöhnlichem Masse zunimmt. 

Ausserdem werden die möglichen Auswirkungen aus dem späteren Beitritt Liech-
tensteins zum EWR berücksichtigt werden. Die Vertragsparteien des EWRA wer-
den sich zudem im Falle von auftretenden Schwierigkeiten um eine Lösung be-
mühen, die es Liechtenstein erlaubt, auf Schutzmassnahmen verzichten zu kön-
nen. 

Mit der Erklärung des EWR-Rates im Bereich des Personenverkehrs sind die Inte-
ressen Liechtensteins auf Dauer berücksichtigt. Damit hat Liechtenstein die Mög-
lichkeit, einer unkontrollierten Einwanderung entgegenzuwirken. Eine zusätzliche 
Sicherheit bietet die allgemeine Schutzklausel, die jedem Vertragsstaat das Ergrei-
fen von Schutzmassnahmen erlaubt. 
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Wenn die Auswirkungen des EWRA auf Liechtenstein dargestellt werden, sind 

neben den Verpflichtungen, die sich daraus für das Land ergeben, auch die Rechte 

zu beachten, die sich die liechtensteinischen Staatsangehörigen EWR-weit erwer-

ben. Es ist davon auszugehen, dass auch Bürgerinnen und Bürger eines kleinen 

Landes wie Liechtenstein grundsätzlich - und in Zukunft sicher noch vermehrt - 

ein starkes Interesse haben, sich als Arbeitnehmer, als selbständig Erwerbstätige 

oder auch als Nicht-Erwerbstätige in einem anderen europäischen Land aufhalten 

zu können. Mit der Teilnahme am EWR wird erreicht, dass der gemeinsame Wirt-

schaftsraum der EU- und EFTA-Länder den Liechtensteinerinnen und Liechten-

steinern nach Ablauf der Übergangsfrist offen stehen wird. Sie werden als Arbeit-

nehmer in 17 europäischen Ländern eine Stelle annehmen oder eine selbständige 

Erwerbstätigkeit ausüben können und in den Genuss der sozialrechtlichen Gleich-

behandlung sowie der Freizügigkeit gelangen. Junge Erwerbstätige erhalten Lern- 

und Erfahrungsmöglichkeiten. Dies ist von grosser volkswirtschaftlicher Bedeu-

tung. Die Liberalisierung der Ausländerpolitik wird zweifellos auch die Wettbe-

werbsfähigkeit der liechtensteinischen Wirtschaft stärken und damit langfristig die 

Beschäftigungssicherheit gewährleisten. 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass Liechtenstein vor dem Hinter-

grund der im EWRA vorgesehenen Lösungen und namentlich der Erklärung des 

EWR-Rates vom 20. Dezember 1994 darauf vertrauen kann, dass die für Liech-

tenstein notwendigen Beschränkungsmöglichkeiten im Personenverkehr auf Dauer 

zur Verfügung stehen. Mit dem EWRA wird zwar eine schrittweise Liberalisie-

rung des liechtensteinischen Ausländerrechts verbunden sein, indem diskriminie-

rende Unterscheidungen zwischen Inländern und Ausländern, namentlich im Be-

reich der Arbeitswelt, spätestens bis zum 1.1.1998 abzubauen sind. Aufgrund der 

Bestimmungen von Protokoll 15 EWRA, mit welchen Liechtenstein Sonderrechte 

eingeräumt worden sind, und in Verbindung mit der Erklärung des EWR-Rates 

können gravierende Auswirkungen dieser Liberalisierung aber verhindert werden. 
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7.21 Die Freizügigkeit der Arbeitnehmer 

a) Acquis 

Artikel 28 EWRA gewährleistet die Freizügigkeit der Arbeitnehmer. Diese Frei-
zügigkeit ist durch mehrere Verordnungen und Richtlinien konkretisiert worden. 
Doch auch dort, wo solche Ausführungserlasse fehlen, gilt die Freizügigkeit nach 
der Rechtsprechung des EuGH als ein unmittelbar anwendbares Recht. 

Nach Artikel 28 Absatz 1 EWRA ist die Freizügigkeit zwischen den Arbeitneh-
mern der Mitgliedstaaten der EU und der EFTA-Staaten gewährleistet. Die auch 
im EWR geltende Verordnung 1612/68 des Rates vom 15. Oktober 1968 über die 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft setzt die daraus resul-
tierenden Rechte und Pflichten fest. 

Der Begriff des Arbeitnehmers ist weit zu verstehen: Jeder, der nach Weisung 
eines andern Arbeit leistet und dafür ein Entgelt erhält, gilt als Arbeitnehmer, un-
abhängig vom zeitlichen Ausmass der Beschäftigung oder von der Höhe der Ent-
schädigung. 

Dem EWR-Wanderarbeitnehmer wird beim Zugang zu einer Beschäftigung der 
gleiche Vorrang zuerkannt wie dem inländischen Arbeitnehmer; staatliche Aus-
wahl-, Kontrollund Steuerungsmechanismen bei der Begründung eines Arbeits-
verhältnisses sind nicht erlaubt (Artikel 4 untersagt z.B. jede Form von Quotenre-
gelung). 

Der EWR-Wanderarbeitnehmer geniesst im Aufenthaltsstaat die gleichen sozialen 
und steuerlichen Vergünstigungen wie die inländischen Arbeitnehmer und kann 
z.B. mit gleichem Recht Berufsschulen in Anspruch nehmen. Er kann Wohneigen-
tum erwerben und sich Vereinen oder Organisationen, z.B. Gewerkschaften, an-
schliessen wie die inländischen Arbeitnehmer. 

Bezüglich der Lohn- und Arbeitsbedingungen der Wanderarbeiter gilt auch in erster 
Linie das Diskriminierungsverbot. Artikel 7 der oben genannten Verordnung konkreti-
siert dieses Prinzip dergestalt, dass ein Wanderarbeiter bezüglich Beschäftigungs- und 
Arbeitsbedingungen, insbesondere im Hinblick auf Entlöhnung, Kündigung und be-
rufliche Wiedereingliederung, nicht anders behandelt werden darf als der inländische 
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Arbeitnehmer. Da das EWRA - mit gewissen Ausnahmen etwa im Bereich der 
Gleichberechtigung, der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes am Arbeitsplatz - 
keine Harmonisierung des Arbeitsrechts vorsieht, kommen hauptsächlich inner-
staatliche Regeln zur Anwendung. Die Gesetzgebung oder die gesamtarbeitsver-
traglichen Vorschriften eines Landes können dabei so ausgestaltet werden, dass 
deren Bestimmungen auf alle Arbeitnehmer, die auf seinem Gebiet einer bezahl-
ten Arbeit nachgehen (selbst für temporäre Arbeitsleistungen), ausgedehnt werden 
können. 

In den Anwendungsbereich der Freizügigkeitsregeln werden auch die Familien-
mitglieder einbezogen. Ehegatten und Verwandte in absteigender Linie unter 21 
Jahren sowie Verwandte in auf- und absteigender Linie, die unterstützt werden, 
haben, ungeachtet ihrer Staatsangehörigkeit, das Recht auf Wohnsitznahme beim 
Arbeitnehmer. Der Ehegatte und die Kinder haben freien Zugang zum Arbeits-
markt. Die Kinder der Wanderarbeitnehmer können unter den gleichen Bedingun-
gen wie die einheimischen Kinder am allgemeinen Unterricht sowie an der Lehr-
lings- und Berufsausbildung teilnehmen. Voraussetzung für den Familiennachzug 
bildet der Nachweis des Arbeitnehmers, dass er über eine Wohnung verfügt, die 
den "normalen" Anforderungen des Gastlandes entspricht. 

Die Richtlinie 77/486 über die schulische Betreuung der Kinder von Wanderar-
beitnehmern schreibt bestimmte Schulungsmassnahmen für unterhaltsberechtigte 
Kinder von Wanderarbeitern vor. Diese Kinder haben Anspruch auf kostenlosen 
Einführungsunterricht, insbesondere auf die Unterweisung in der Amtssprache. 
Nach Möglichkeit sind diese Kinder in der Muttersprache und in heimatlicher 
Landeskunde zu unterrichten. 

Durch das EWRA sind die Mitgliedstaaten, für welche keine Sonderregelungen 
gelten, verpflichtet, die oben dargestellte Freizügigkeit der Arbeitnehmer zu er-
möglichen. Letztlich bedeutet dies, dass EWR-Bürger berechtigt sind, ohne Be-
schäftigungsbewilligung in anderen EWR-Staaten zu arbeiten. 

Die Verordnung 1612/68 regelt auch die Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten unterein-
ander sowie mit der EU-Kommission, insbesondere für die Weiterleitung von Stellen-
angeboten und Arbeitsgesuchen. 1992 wurde die Verordnung 2434/92 verabschiedet, 
welche die Verordnung 1612/68 abändert. Sie verbessert den Rahmen für die Zusam-
menarbeit zwischen den Arbeitsämtern. Sie regt an, Meldungen über Stellenangebote 
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und Arbeitsgesuche von gemeinschaftlichem Interesse weiterzuleiten. Auf Grund-
lage dieser Verordnung haben die EU-Kommission und ihre Partner am 22. Okto-
ber 1993 beschlossen, das System EURES (European Employment Service = Eu-
ropäischer Arbeitsmarktservice) einzuführen. 

Neben der Vermittlungstätigkeit können über EURES ausserdem Informationen, 
welche EDV-mässig aufgearbeitet sind, über die Lebens- und Arbeitsbedingungen 
sowie die Arbeitsmarktlage in den einzelnen Ländern zur Verfügung gestellt wer-
den. Damit können über ein national eingerichtetes EDV-Anschlussgerät sämtli-
che europaweit ausgeschriebenen Stellen abgefragt und Interessenten gesucht 
werden. Letztlich soll auch eine rasche und unbürokratische Kommunikation zwi-
schen den nationalen Stellen ermöglicht werden. 

Unter "Stellenangebote von gemeinschaftlichem Interesse" werden Stellenangebo-
te verstanden, deren Bekanntmachung auf Gemeinschaftsebene angesichts der zu 
erwartenden höheren Zahl von Bewerbern und der zu erwartenden Qualität der 
Bewerber die Aussichten auf eine Besetzung der ausgeschriebenen Stelle verbes-
sert. Darunter sind Stellenangebote zu verstehen z.B für Führungskräfte, Ingenieu-
re; Stellenangebote, die bestimmte Wirtschaftszweige mit starker internationaler 
Ausrichtung betreffen (z.B. Tourismus, Transportwesen, Hotelgewerbe); Stellen-
angebote für Tätigkeiten, deren Ausübung die Kenntnis mehrerer Sprachen vor-
aussetzt; Angebote für Stellen, die aufgrund des Mangels an verfügbaren Arbeits-
suchenden nicht besetzt werden können; alle Stellenangebote, deren Bekanntma-
chung auf europäischer Ebene von Arbeitnehmern ausdrücklich gewünscht wird. 

Artikel 28 Absatz 2 EWRA, der Artikel 48 EGV entspricht, stellt klar, dass jede 
auf der Staatsangehörigkeit beruhende unterschiedliche Behandlung der Arbeit-
nehmer der Mitgliedstaaten in bezug auf die Beschäftigung, Entlöhnung und sons-
tige Arbeitsbedingungen abzuschaffen ist. Zur Ausführung dieser Vorschrift hat 
der Rat am 15. Oktober 1968 die Richtlinie 68/360 zur Aufhebung der Reise- und 
Aufenthaltsbeschränkungen für Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten und für ihre 
Familienangehörigen innerhalb der Gemeinschaft erlassen. 

Diese Richtlinie regelt die Formalitäten und das Verfahren bezüglich der Einreise und 
des Aufenthalts. Zur Aus- und Einreise genügt ein gültiger Personalausweis oder Reise-
pass. Auf Vorlage des Einreisedokumentes sowie einer Arbeitsbescheinigung oder An-



87 

stellungserklärung des Arbeitgebers wird dem Arbeitnehmer eine Bescheinigung zum 
Nachweis des Aufenthaltsrechts ausgestellt, die allerdings nur deklaratorisch wirkt. 
Diese Aufenthaltserlaubnis gilt für das gesamte Hoheitsgebiet des EWR-Staates, der 
sie erteilt hat. Sie hat eine Gültigkeitsdauer von mindestens 5 Jahren und muss ohne 
weiteres verlängert werden können. Für die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis ist 
eine Anmeldung erforderlich (Vorlage des Passes oder des Arbeitsvertrags; wenn 
kein Arbeitsverhältnis eingegangen wird, ist der Nachweis über den Abschluss einer 
Krankenversicherung und über das Vorhandensein der nötigen finanziellen Mittel zu 
erbringen). Aufenthaltsunterbrechungen, die sechs aufeinanderfolgende Monate nicht 
überschreiten, sowie Abwesenheiten infolge Militärdienstes berühren die Gültigkeit 
der Aufenthaltserlaubnis nicht. Verlässt der Arbeitnehmer den liechtensteinischen 
Raum für mehr als sechs Monate, kann verlangt werden, dass er sich abmeldet. Er 
verliert dadurch nicht das Aufenthaltsrecht, sondern muss sich bei der Rückkehr le-
diglich neu anmelden. Dauert das Arbeitsverhältnis voraussichtlich weniger als ein 
Jahr, kann die Gültigkeitsdauer auf die mutmassliche Dauer des Arbeitsverhältnisses 
beschränkt werden. Für Tätigkeiten bis zu einer Dauer von 3 Monaten, für Grenzgän-
ger und für Saisonarbeitnehmer, die einen Arbeitsvertrag mit dem Vermerk der zu-
ständigen Behörde des Einreiselandes besitzen, wird keine Aufenthaltserlaubnis benö-
tigt; es kann aber verlangt werden, dass der Aufenthalt gemeldet wird. Grenzgänger 
im Sinne des EWR-Rechts sind Arbeitnehmer, die im Hoheitsgebiet eines EWR-
Staates beschäftigt sind, ihren Wohnort aber in einem anderen EWR-Staat haben und 
in der Regel täglich oder mindestens einmal pro Woche dorthin zurückkehren. Die 
jeweilige Aufenthaltsberechtigung kann entzogen werden, wenn die genannten Be-
dingungen nicht mehr erfüllt sind. Die liechtensteinische Begrenzungsverordnung ist 
den hier erwähnten Vorschriften anzupassen. 

Im Falle von Beschäftigungslosigkeit ist zwischen der unfreiwilligen und der frei-
willigen zu unterscheiden. Beschäftigungslosigkeit infolge unfall- und krankheits-
bedingter Arbeitsunfähigkeit oder unfreiwilligen Arbeitsplatzverlustes führt nicht zum 
Entzug der Aufenthaltserlaubnis. Lediglich deren erste Verlängerung kann auf minde-
stens 12 Monate befristet werden, wenn der Arbeitnehmer zu diesem Zeitpunkt länger 
als 12 Monate arbeitslos war. Nach Ablauf dieser Frist hat die Ausreise aus Liechten-
stein zu erfolgen, wenn die betroffene Person weiterhin arbeitslos ist. Der Begriff der 
unfreiwilligen Arbeitslosigkeit wird im EWR-Recht nicht näher definiert. Es liegen 
auch keine Entscheide des EuGH zu dieser Frage vor. Es kann aber davon ausgegangen 
werden, dass das Aufenthaltsrecht des Arbeitnehmers erlischt, wenn er nicht bereit ist, 
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eine ihm zumutbare Arbeitsstelle anzutreten. Die Bewilligung der selbständig Er-
werbstätigen und der Erbringer von Dienstleistungen kann nicht widerrufen wer-
den, wenn eine vorübergehende Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit oder Unfall 
vorliegt. Demgegenüber kann die Bewilligung der selbständig erwerbstätigen 
EWR-Angehörigen widerrufen oder nicht verlängert werden, wenn sie ihre Er-
werbstätigkeit aus wirtschaftlichen Gründen aufgeben müssen. Vor einem Wider-
ruf oder einer Nicht-Verlängerung der Bewilligung ist zu prüfen, ob die Bedin-
gungen für ein Verbleiberecht oder für das Aufenthaltsrecht ohne Erwerbstätigkeit 
erfüllt sind. Die Gebühren für die Erteilung und Verlängerung dieser Aufenthalts-
dokumente dürfen die Kosten für die Erstellung von Personalausweisen für Inlän-
der nicht übersteigen. 

Das Verbot der Diskriminierung in bezug auf "sonstige Arbeitsbedingungen", 
welches in Artikel 28 Absatz 2 EWRA enthalten ist, wird in Artikel 7 bis 9 der 
Verordnung 1612/68 konkretisiert. Nach der Rechtssprechung des EuGH sind 
dem Arbeitnehmer alle Rechte, Vorteile und Möglichkeiten, die den Inländern 
eingeräumt werden, ebenfalls einzuräumen, soweit sie für die wirtschaftliche und 
soziale Integration des Arbeitnehmers im Gastland erforderlich sind. Dies gilt 
etwa für Vorschriften über die Besteuerung, den besonderen Kündigungsschutz 
für Schwerbehinderte, Fahrpreisvergünstigungen für kinderreiche Familien, 
Massnahmen zur sozialen Wiedereingliederung von Behinderten. 

Artikel 28 Absatz 3 EWRA enthält eine Umschreibung des Inhalts der Freizügig-
keit. Diese Bestimmung ist durch die Richtlinie 64/221 konkretisiert worden 
(Richtlinie des Rates zur Koordinierung der Sondervorschriften für die Einreise 
und den Aufenthalt von Ausländern, soweit sie aus Gründen der öffentlichen Ord-
nung, Sicherheit oder Gesundheit gerechtfertigt sind). Mit dieser Richtlinie wird 
ausgeführt, dass die in Artikel 28 Absatz 3 EWRA enthaltenen Ausnahmen, die 
eine Beschränkung der Freizügigkeit aus Gründen der öffentlichen Ordnung und 
Sicherheit erlauben, restriktiv, d.h. im Sinne einer weitgehenden Freizügigkeit, zu 
handhaben sind. Das Freizügigkeitsrecht einer Person kann aus Gründen der öf-
fentlichen Ordnung nur beschränkt werden, wenn das Verhalten dieser Person 
eine tatsächliche und wirklich gravierende Bedrohung für die Gesellschaft dar-
stellt. 

Das sogenannte Verbleiberecht der Arbeitnehmer ist in der Verordnung 1251/70 
der Kommission geregelt. Sie umschreibt die Bedingungen, unter welchen ein 
Arbeitnehmer im Falle der Beendigung seiner Erwerbstätigkeit im Gastland 
verbleiben kann. 
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Im Gastland verbleiben können (Artikel 2 der Verordnung): Arbeitnehmer, welche 
in Rente gehen und die letzten zwölf Monate Rente gezahlt und seit mindestens 
drei Jahren sich ständig in Liechtenstein aufgehalten haben; Arbeitnehmer, welche 
dauernd arbeitsunfähig werden (wenn sie rentenberechtigt sind, ist keine bestimm-
te Aufenthaltsdauer erforderlich; wenn sie nicht rentenberechtigt sind, sind zwei 
Jahre Aufenthalt erforderlich.); Arbeitnehmer, welche drei Jahre in Liechtenstein 
gearbeitet und gewohnt haben und dann Grenzgänger in Richtung Österreich wer-
den. 

Artikel 28 Absatz 4 EWRA nimmt die Beschäftigung in der öffentlichen Verwal-
tung von der Freizügigkeit der Arbeitnehmer aus. Auf diese Bestimmung wird in 
Abschnitt 7.22 näher eingegangen. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Als wichtigste Auswirkung des EWRA muss die vom Acquis verlangte Gleichbe-
handlung der Inländer und Ausländer im ökonomischen und sozialen Bereich in-
nert bestimmter Fristen verwirklicht werden. Die grundlegende Zielsetzung des 
liechtensteinischen Ausländerrechts, das ausgewogene Verhältnis zwischen Inlän-
dern und Ausländern, wird jedoch im EWR beibehalten. 
• Liechtenstein kann aufgrund der im Protokoll 15 EWRA bestimmten gene-

rellen Übergangsfrist an der Bewilligungspflicht für Einreise, Aufenthalt 
und Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer festhalten. Auch die zah-
lenmässigen Beschränkungen für Aufenthalter, Saisonarbeiter und Grenz-
gänger können während dieser Zeit beibehalten werden. Vor Ablauf der 
Übergangsfrist finden die im Protokoll 15 EWRA vorgesehenen Verhand-
lungen im Bereich des Personenverkehrs statt. Die Erklärung des EWR-
Rates zur Freizügigkeit wird (Beschluss Nr. 1/95 des EWRRates) steckt 
hierzu den Rahmen ab. 

• Die im Land anwesenden und (im Rahmen des Beschränkungssystems) neu 
zuwandernden EWR-Jahresaufenthalter sind ab dem Inkrafttreten des EW-
RA gemäss dem Acquis zu behandeln, soweit das Abkommen nichts ande-
res bestimmt; das Protokoll 15 lässt (zum Teil sehr weitgehende) Abwei-
chungen in den nachstehend genannten Fällen zu: 
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• Das Familiennachzugsrecht der EWR-Aufenthalter gilt ab Inkrafttreten des 
EWRA für Liechtenstein. Betreffend EWR-Saisonarbeitnehmer besteht für 
den Familiennachzug eine Übergangsfrist bis zum 1.1.1997. Unterhaltsbe-
rechtigte Kinder von Saisonarbeitnehmern haben Anspruch auf kostenlosen 
Einführungsunterricht, insbesondere auf die Unterweisung in der Amtsspra-
che. Nach Möglichkeit sind diese Kinder in der Muttersprache und in hei-
matlicher Landeskunde zu unterrichten. Diese Massnahmen sind in Liech-
tenstein bereits eingeführt. 

• Vorschriften über die Einschränkung der beruflichen Freizügigkeit (arbeits-
marktliche Restriktionen, namentlich Stellen-, Berufs- und Branchenwech-
selbewilligungen) sowie Bestimmungen über den Berufszugang können für 
alle Arbeitnehmerkategorien aufgrund der im Protokoll 15 generellen Über-
gangszeit beibehalten werden. Saisonbewilligungen für Saisonarbeiter, die 
über einen Saisonarbeitsvertrag verfügen, werden ab Inkrafttreten des EW-
RA für Liechtenstein bei ihrer Rückkehr in das Hoheitsgebiet Liechtensteins 
automatisch erneuert. 

• Bei den Grenzgängern kann aufgrund der im Protokoll 15 bestimmten gene-
rellen Übergangsfrist an der Pflicht der täglichen Rückkehr festgehalten 
werden. 

• Neue Beschränkungen in bezug auf Einreise, Aufenthalt und Beschäftigung 
dürfen nicht eingeführt werden. EWR-Angehörige erhalten ab Inkrafttreten 
des EWRA für Liechtenstein bei der Zulassung Priorität gegenüber Drittaus-
ländern mit Ausnahme der Schweiz (siehe diesbezüglich die Anpassung der 
fremdenpolizeilichen Vereinbarung mit der Schweiz). 

Aufgrund der im Protokoll 15 bestimmten generellen Übergangsfrist wird Ende 
1997 die demographische Situation und die Lage auf dem Arbeitsmarkt zu analy-
sieren sein. Im Rahmen der Erklärung des EWR-Rates vom 20. Dezember 1994 
kann die ausdrücklich vorgesehene Möglichkeit der Verlängerung der Übergangs-
zeit realisiert werden, wenn belegt ist, dass die Gewährung der vollen Freizügig-
keit für das Land zu ernsthaften Schwierigkeiten führen würde, auf die in der Er-
klärung ausführlich Bezug genommen wird. 

Die schrittweise Übernahme des Acquis wird u.a. Auswirkungen auf den liechtensteini-
schen Arbeitsmarkt haben. Liechtenstein kann zwar die arbeitsmarktlichen Restriktio-
nen, namentlich die Stellen-, Berufs-, und Branchenwechselbewilligungen, wie oben 
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beschrieben, weiterführen. Es stellt sich allerdings die Frage, ob es im längerfris-
tigen Interesse des Landes liegt, die heute bestehenden Restriktionen auf dem Ar-
beitsmarkt unvermindert beizubehalten. Nach Ansicht der Regierung ist es ange-
zeigt, schrittweise eine gewisse Milderung der bestehenden Beschränkungen vor-
zunehmen, was zu einer grösseren Flexibilität des Arbeitsmarktes, zur Verstär-
kung des Wettbewerbs und damit zu einer Stärkung der Volkswirtschaft führen 
würde. Die Möglichkeit solcher Änderungen, welche Vorschriften der Begren-
zungsverordnung der Regierung berühren, soll in den nächsten drei Jahren geprüft 
und gegebenenfalls umgesetzt werden. Dabei wird namentlich auf die Bedürfnisse 
des Arbeitsmarktes und die konjunkturelle Lage Rücksicht zu nehmen sein. 

Teilweise sind Befürchtungen vorhanden, dass durch den Beitritt Liechtensteins 
zum EWR das Lohnniveau - nach Ablauf der Übergangszeit - sinken könnte. Die 
Verhältnisse in der EU und die dort bisher gemachten Erfahrungen zeigen aber, 
dass es zu keiner Einebnung der räumlichen Lohnunterschiede gekommen ist. Im 
EWR wird eine Kostensenkung im Konsumgüterbereich erwartet; deshalb müsste 
für die Veränderung der individuellen Wohlstandsposition jedenfalls die Entwick-
lung der Lebenshaltungskosten mitberücksichtigt werden. Schliesslich ist anzu-
merken, dass der EWR zwar die Freizügigkeit der Arbeitnehmer bringt, dass es 
aber nicht gestattet ist, Arbeitnehmern aus andern Staaten schlechtere Arbeitsbe-
dingungen oder Entlöhnungen zuzumuten, als sie im Inland üblich sind. 

Im Hinblick auf die konkreten Auswirkungen des EWRA auf die liechtensteini-
sche Gesetzgebung stehen vor allem die fremdenpolizeilichen Vorschriften im 
Vordergrund. Dabei ist zu beachten, dass das EWRA die Rechtsstellung der Aus-
länder, die nicht Staatsbürger eines EWR-Staates sind, grundsätzlich unberührt 
lässt. Für diese gelten weiterhin die aufgrund der bilateralen Abkommen mit der 
Schweiz anwendbaren eidgenössischen fremdenpolizeilichen Erlasse (das ANAG 
und die Vollzugsverordnung zum ANAG) sowie die liechtensteinische Verord-
nung über die Begrenzung der Zahl der Ausländer. 

Für die Rechtsstellung der EWR-Angehörigen in Liechtenstein sind die Vorschriften 
des EWRA und die für Liechtenstein getroffenen Sonderregelungen massgebend. Die 
liechtensteinische Begrenzungsverordnung wird mit Bezug auf die EWR-Angehörigen 
entsprechend anzupassen sein. Entsprechende Verordnungsentwürfe wurden von der 
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Regierung schon 1992 in die Vernehmlassung geschickt. Sie befinden sich derzeit 
in Bearbeitung beim zuständigen Ressort. 

Mit Blick auf den Anspruch der ausländischen Arbeitnehmer auf soziale Gleich-
behandlung mit Inländern sind das Wohnbauförderungsgesetz und das Gesetz 
über die staatlichen Ausbildungsbeihilfen betroffen. Die Vorschriften dieser Ge-
setze über den Bezügerkreis und die Anspruchsberechtigung sind unter Beachtung 
des Diskriminierungsverbots anzupassen. Anzupassen sind auch einige Bestim-
mungen des Gesetzes über die Dienst- und Stellenvermittlung, die ebenfalls nicht 
diskriminierend auszugestalten sind. 

EURES ist eine technische Einrichtung, um das im EWRA festgelegte Grundrecht 
der Freizügigkeit der Arbeitnehmer umzusetzen. Es dient auch dazu, den Arbeits-
markt im EWR transparenter zu gestalten. Für Liechtenstein bedeutet dies, dass 
ein Anschluss an das EURES-Netzwerk einzurichten ist. Zur Zeit sind aufgrund 
der Arbeitsmarktsituation in Liechtenstein Bestrebungen im Gange, die Bedürf-
nisse in der nationalen Arbeitsvermittlung zu optimieren. Dabei findet das EU-
RES-Konzept entsprechende Berücksichtigung. Es ist davon auszugehen, dass die 
Verwaltung von EURES durch das bestehende Personal beim Amt für Volkswirt-
schaft erfolgen kann. 

7.22 Beschäftigung in der öffentlichen Verwaltung 

a) Acquis 

Nach Artikel 28 Absatz 4 EWRA gilt die Freizügigkeit nicht für die Beschäfti-
gung in der öffentlichen Verwaltung. Zur öffentlichen Verwaltung in diesem 
Sinne gelten nach der Rechtssprechung des EuGH nur jene Stellen, die mit der 
Ausübung hoheitlicher Befugnisse verbunden sind oder auf die Wahrung der 
allgemeinen Belange des Staates oder anderer öffentlicher Körperschaften ge-
richtet sind. Danach fallen z.B. Tätigkeiten mit handwerklichem Charakter, die 
Berufe des Reinigungs- und Kantinenpersonals, jene der Krankenschwestern, 
Lehramtsanwärter und Erzieher nicht unter die Ausnahme von der Freizügigkeit. In 
einem im Jahr 1991 ergangenen Urteil hat der EuGH ausführlich zur Frage Stel-
lung bezogen, wieweit das Schulwesen unter den Vorbehalt des Artikels 48 Ab-
satz 4 EGV fällt: "Die grundlegende pädagogische Orientierung des Unterrichts, 
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seine allgemeine Ausgestaltung, die Aufstellung der Grundsätze für die Notenge-
bung und für die Erteilung von Zeugnissen dürften in dem Bereich der allgemei-
nen Belange des Staates angesiedelt sein. Anders verhält es sich bei der Lehrtätig-
keit im schulischen Alltag, deren Kern die Unterrichtserteilung ausmacht". Der 
Gerichtshof kommt in der Folge zum Ergebnis, "dass die Beschäftigung eines ge-
prüften Lehrers für das höhere Lehramt an öffentlichen Schulen keine Beschäfti-
gung in der öffentlichen Verwaltung i.S.d. Artikels 48 Absatz 4 EGV darstellt." 

Nach der in einem "Aktionsplan" festgehaltenen Auffassung der EU-Kommission 
ist die Freizügigkeit in den folgenden Bereichen zu gewähren: 

- Einrichtungen, die mit der Verwaltung und Erbringung kommerzieller 
Dienstleistungen betraut sind (Verkehrswesen, Energieversorgung, Post 
und Fernmeldewesen, Rundfunk und Fernsehanstalten usw.); 

- Einrichtungen des öffentlichen Gesundheitswesens; 
- Unterricht an staatlichen Bildungsanstalten; 
- zivile Forschung an staatlichen Forschungsanstalten. 

Eindeutig zum hoheitlichen Verwaltungsbereich, in welchem die Freizügigkeit 
ausgeschlossen werden darf, gehören die folgenden Bereiche der öffentlichen 
Verwaltung: 

- die Polizei und sonstige Ordnungskräfte; 
- die Organe, welche Rechtsakte ausarbeiten, vollziehen oder anwenden 

bzw. überwachen; 
- die Organe der Rechtspflege; 
- die Steuerverwaltung; 
- die Diplomatie; 
- das Personal, das sich durch seine Tätigkeit Zugang zu den Geheimsachen 

öffentlicher Einrichtungen verschaffen kann (Architekten, Wächter, Auf-
seher usw.). 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Die dienstrechtlichen Erlasse des Landes, der Gemeinden und anderer öffentlich-
rechtlicher Einrichtungen haben auf das Gebot der Freizügigkeit Bedacht zu neh-
men. Der Zugang zu Stellen dieser Einrichtungen darf nur in jenen Bereichen den 
Inländern vorbehalten werden, in denen es um die Ausübung hoheitlicher Befug-
nisse oder um die Wahrung der allgemeinen Belange des Gemeinwesens geht. 
Dieser Grundsatz bringt für Liechtenstein keine Schwierigkeiten, werden doch 
heute schon viele Ausländer in der öffentlichen Verwaltung und vor allem im 
Schuldienst beschäftigt. 
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7.23 Die Freizügigkeit der selbständig Erwerbstätigen 

a) Acquis 

Freizügigkeit geniessen auch selbständig Erwerbstätige, die sich in einem EFTA- 
oder EG-Staat niederlassen oder, ohne sich niederzulassen, grenzüberschreitend 
Dienstleistungen innerhalb des EWR erbringen wollen (Artikel 30 EWRA). Das-
selbe gilt für Personen, die eine Dienstleistung empfangen möchten. Die Nieder-
lassungsfreiheit und die Dienstleistungsfreiheit sind unmittelbar anwendbar; Pri-
vate können also daraus Rechte ableiten, auch wenn die genannten Freiheitsrechte 
nicht durch eine Verordnung oder eine Richtlinie konkretisiert worden sind. 

Die Niederlassungsfreiheit umfasst die Aufnahme und Ausübung selbständiger 
Erwerbstätigkeiten sowie die Gründung und Leitung von Unternehmen nach den 
Bestimmungen des Aufnahmestaates, wie sie für seine eigenen Angehörigen gel-
ten. Die Niederlassungsfreiheit bezieht sich somit auf Tätigkeiten ausserhalb von 
Lohn- und Gehaltsverhältnissen und ist auf dauernde Integration in die Wirtschaft 
des Aufnahmestaates gerichtet. Innerstaatliche Vorschriften, die allein Ausländern 
die Aufnahme oder Ausübung einer selbständigen Erwerbstätigkeit verunmögli-
chen oder erschweren, sind auf EWR-Angehörige nicht anwendbar. 

Die Dienstleistungsfreiheit betrifft Leistungen, die in der Regel gegen Entgelt 
erbracht werden, zeitlich beschränkt und grenzüberschreitend sind. Darunter fallen 
insbesondere gewerbliche, kaufmännische, handwerkliche und freiberufliche Tä-
tigkeiten. Sie gibt dem Dienstleistenden - einschliesslich seines eigenen Personals 
- das Recht zur Überschreitung der Grenze, um seine Leistung in einem anderen 
EWR-Staat erbringen zu können, und zwar unter den gleichen Voraussetzungen, 
wie sie dieser Staat für seine Angehörigen vorschreibt. 

Der freie Dienstleistungsverkehr kommt gemäss Auslegung des Gerichtshofes der 
Europäischen Gemeinschaften auch den Empfängern von Dienstleistungen (Tou-
risten, Patienten, Geschäfts- oder Studienreisenden) zugute. Diese können sich für 
die Inanspruchnahme einer Dienstleistung frei in einen anderen Vertragsstaat be-
geben. 

Zur Regelung der Einreise und des Aufenthaltes der selbständig Erwerbstätigen wurde 
die Richtlinie 73/148 zur Aufhebung der Reise- und Aufenthaltsbeschränkungen für 
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Staatsangehörige der Mitgliedstaaten innerhalb der Gemeinschaft auf dem Gebiet der 
Niederlassung und des Dienstleistungsverkehrs erlassen. Der Niederlassungswillige 
erhält eine Aufenthaltserlaubnis mit einer Gültigkeitsdauer von mindestens fünf Jah-
ren, die olme weiteres verlängert wird. Aufenthaltsunterbrechungen, die sechs aufein-
anderfolgende Monate nicht überschreiten, sowie Abwesenheiten infolge Militär-
dienstes berühren die Gültigkeit der Aufenthaltserlaubnis nicht. Leistungserbringer 
und -empfänger erhalten für die voraussichtliche Dauer der Dienstleistung eine Auf-
enthaltserlaubnis. Beträgt die Dauer der Dienstleistung drei Monate oder weniger, so 
berechtigt ein gültiges Einreisedokument zum Aufenthalt. Für den Erwerb der Auf-
enthaltserlaubnis hat der selbständig Erwerbstätige den Nachweis zu erbringen, dass 
er zu einer der genannten Personengruppen gehört. Die Familienangehörigen und 
sonstigen Verwandten in auf-und absteigender Linie, denen der selbständig Erwerbs-
tätige oder sein Ehegatte Unterhalt gewährt, werden den selbständig Erwerbstätigen 
aufenthaltsrechtlich gleichgestellt. 

Wie die Verordnung 1251/70 den Arbeitnehmern das Recht gewährt, nach Beendi-
gung einer Beschäftigung im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates zu verbleiben, so 
berechtigt die Richtlinie 75/34 die selbständig Erwerbstätigen, unter ähnlichen Vor-
aussetzungen im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates zu verbleiben. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Die Erklärung zur Freizügigkeit und Artikel 7 von Protokoll 15 EWRA über Über-
gangszeiten für die Freizügigkeit gelten auch für selbständig erwerbstätige Personen. 
Für Einreise und Aufenthalt eines selbständig Erwerbstätigen kann an der Bewilli-
gungspflicht - soweit eine solche besteht - festgehalten werden. Die Wohnsitznahme 
ausländischer selbständig Erwerbstätiger in Liechtenstein ist wie jene der Arbeitneh-
mer nur im Rahmen der zahlenmässigen Beschränkungen zulässig. Die fremdenpoli-
zeilichen Schranken können also auch mit Bezug auf selbständig Erwerbstätige auf-
grund der im Protokoll 15 bestimmten Übergangsfrist beibehalten werden. 

Das Aufrechterhalten von fremdenpolizeilichen Einreise- und Aufenthaltsbeschrän-
kungen hätte jedoch, da neue Restriktionen nicht eingeführt werden dürfen, nicht ge-
nügt, um eine Situation zu verhindern, in der selbständig Erwerbstätige nach Inkraft-
treten des EWRA vom Ausland her Dienstleistungen im grossen Umfange erbringen. 
Eine plötzliche und ungebremste Zulassung einer grenzüberschreitenden Erwerbstätig 
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keit könnte zu beträchtlichen wirtschaftlichen Störungen führen; dies vor allem in 
jenen Bereichen, die von den ausländischen Dienstleistungserbringern als beson-
ders attraktiv empfunden werden. Es ist deshalb von grosser Bedeutung, dass es 
gelungen ist, für die Zulassung zur selbständigen Erwerbstätigkeit in Liechtenstein 
eine besondere Übergangsregelung auszuhandeln. Artikel 7 Abschnitt 3 des Pro-
tokolls 15 sieht vor, dass Liechtenstein nationale Bestimmungen zur Begrenzung 
des Zugangs zu beruflichen Tätigkeiten in bezug auf Selbständige mit Wohnsitz 
im Ausland bis zum 1. Januar 1997 beibehalten kann. Diese Vorschrift erlaubt es, 
Vorschriften, welche die Berufsausübung etwa an die Staatsbürgerschaft oder an 
den Inlandwohnsitz knüpfen, jedenfalls bis zu diesem Zeitpunkt beizubehalten. 
Allfällige Beschränkungen, die ausländische selbständig Erwerbstätige betreffen, 
die bereits Wohnsitz im Land haben, sind mit Inkrafttreten des EWRA für Liech-
tenstein zu beseitigen. 

Die in Artikel 5 des Protokolls 15 enthaltene generelle (fremdenpolizeilich moti-
vierte) Beschränkungsmöglichkeit sowie das in Artikel 7 dieses Protokolls enthal-
tene Recht, bestimmte beschränkende Vorschriften über die Berufsausübung bei-
zubehalten, bieten Gewähr, dass auch im Bereich der selbständig Erwerbstätigen 
ein störungsfreier und für die betroffenen Wirtschaftsbranchen verkraftbarer 
Übergang vom heutigen System zur EWR-Ordnung vollzogen werden kann. Her-
vorzuheben ist, dass die Bestimmungen des erwähnten Artikel 7 nicht "reziprok" 
formuliert sind, sondern Liechtenstein einseitig Rechte einräumen. Dies bedeutet, 
dass die in dieser Vorschrift enthaltenen Beschränkungen nur für Ausländer in 
Liechtenstein, nicht jedoch für Liechtensteiner im Ausland gelten. Die liechten-
steinischen selbständig Erwerbstätigen können sich somit ab dem Inkrafttreten des 
Abkommens für Liechtenstein im gesamten EWR wirtschaftlich frei entfalten. 

7.24 Nicht erwerbstätige Personen 

a) Acquis 
Freizügigkeit geniessen nicht nur Arbeitnehmer und selbständig Erwerbstätige, 
sondern, unter bestimmten, nachstehend beschriebenen Voraussetzungen, auch 
nicht erwerbstätige Personen. Zwei der drei einschlägigen Richtlinien (90/365 und 
90/367), die von der EG am 28. Juni 1990 erlassen worden sind, sind Bestandteil 
des EWRA. 
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Die Richtlinie 90/365 über das Aufenthaltsrecht der aus dem Erwerbsleben ausge-
schiedenen Arbeitnehmer und selbständig Erwerbstätigen gewährt diesen Perso-
nen das Recht, sich auch in einem anderen Staat niederzulassen als in jenem, in 
dem die Erwerbstätigkeit ausgeübt worden ist. Die Richtlinie 90/367 über das 
Aufenthaltsrecht regelt die Niederlassung all jener Personen (z.B. Privatiers), die 
nicht bereits aufgrund anderer Vorschriften das Recht auf Freizügigkeit besitzen. 

Die ursprünglich dritte Richtlinie 90/366 über das Aufenthaltsrecht der Studenten 
wurde vom EuGH mit Urteil vom 7. Juli 1992 für nichtig erklärt, weil der Rat mit 
der Wahl der Rechtsgrundlage die Befugnisse des EU-Parlaments im Gesetzge-
bungsverfahren verletzt hatte. Das Aufenthaltsrecht der Studenten wird nun neu 
durch die Richtlinie 93/96 geregelt. Sie ist ebenfalls Bestandteil des EWRA. 

Allen drei Richtlinien ist gemeinsam, dass das Aufenthaltsrecht der nicht erwerbs-
tätigen Personen und ihrer Familienangehörigen nur insoweit besteht, als sie den 
Nachweis über genügend finanzielle Mittel für ihre Lebenshaltung und über den 
Abschluss einer Kranken- und Unfallversicherung, die sämtliche Risiken abdeckt, 
erbringen. 

Die Richtlinie 93/96 enthält eine klarere Regelung des Aufenthaltsrechtes für Stu-
denten. In Artikel 1 wurde ein Hinweis auf den Nichtdiskriminierungsgrundsatz 
hinsichtlich der Gewährleistung des Zugangs zur beruflichen Bildung sowie jene 
Bestimmung, wonach dem Studenten das Aufenthaltsrecht erst dann zu gewähren 
ist, nachdem er dort zu einer Berufsausübung zugelassen wurde, aufgenommen. 
Klarer formuliert wurde auch das Recht der Kinder des Studierenden auf Ar-
beitsaufnahme als Selbständige oder Unselbständige im Mitgliedstaat. Das Auf-
enthaltsrecht bleibt auf die Dauer der Ausbildung beschränkt, und der aufenthalts-
berechtigte Studierende hat weder Anspruch auf Unterhaltsstipendien im Gastland 
noch dürfen er und seine Familie der Sozialhilfe des Gastlandes zur Last fallen. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Die Erklärung des EWR-Rates und das Protokoll 15 über Übergangszeiten für die Frei-
zügigkeit finden auch auf die Freizügigkeit der nicht erwerbstätigen Personen Anwen-
dung. Dies folgt mit Bezug auf Liechtenstein aus Artikel 5 des Protokolls, das nicht nur 
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von Beschränkungen für Arbeitnehmer und selbständig Erwerbstätige, sondern 
von Beschränkungen für Personen schlechthin spricht. Damit ist gewährleistet, 
dass auch die Freizügigkeit der nicht aktiven Personen den beim Personenverkehr 
für Liechtenstein geltenden Restriktionen unterworfen ist. 

Da Artikel 5 von Protokoll 15 reziprok formuliert ist, können auch die anderen 

EWRStaaten allenfalls bestehende Beschränkungen der Freizügigkeit für nichter-

werbstätige Personen (namentlich die Bewilligungspflicht für den Aufenthalt) 

beibehalten. Sie dürfen keine neuen Restriktionen einführen. 

Hinsichtlich der Möglichkeit der liechtensteinischen Studenten, im europäischen 

Ausland zu studieren, ist festzuhalten, dass deren Freizügigkeit bereits heute fak-

tisch verwirklicht ist. Dies gilt zum einen mit Bezug auf die Studienmöglichkeiten 

in der Schweiz und in Österreich, die mit bilateralen Abmachungen geregelt sind. 

Dies gilt aber auch für die EU-Mitgliedsländer. Das von Liechtenstein ratifizierte 

ERASMUSAbkommen basiert auf dem Gedanken, die Studentenmobilität zu för-

dern und zu unterstützen. Die Vertragsparteien haben sich denn auch in Artikel 8 

des ERASMUS-Abkommens verpflichtet, die Freizügigkeit und den Aufenthalt 

der Studenten zu erleichtern. Hinzuweisen ist auch auf das Protokoll 29 zum EW-

RA über die berufliche Bildung, in dem die Vertragsparteien übereingekommen 

sind, u.a. die Bedingungen für Studenten zu verbessern, die in einem anderen 

EWR-Staat als dem, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzen, studieren wollen. 

7.25 Soziale Sicherheit 

a) Acquis 

Das Sozialversicherungsrecht im EWR hat zwei Hauptziele: 

• die Koordination der unterschiedlichen Sozialversicherungssysteme als eine 

Grundvoraussetzung des freien Personenverkehrs und 

• die schrittweise Verwirklichung der Gleichbehandlung von Männern und 

Frauen als Teilbereich der flankierenden Politiken. 
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Die beiden Bereiche lassen sich kurz wie folgt darstellen: Bekanntlich behindern un-
terschiedliche nationale Systeme der Sozialen Sicherheit die Freizügigkeit der Ar-
beitskräfte beträchtlich. Das Verlassen eines Landes kann sehr oft den Verlust von 
versicherungsrechtlichen Ansprüchen zur Folge haben, ohne dass dieser Verlust im 
neuen Wohn- und Arbeitsland durch einen entsprechenden Versicherungsschutz aus-
geglichen würde. 

Um diese Nachteile zu vermeiden, bestehen in der EU bereits seit 1959 zwei Verord-
nungen, die nach denselben Grundsätzen aufgebaut sind wie die internationalen Sozi-
alversicherungsabkommen (Gleichbehandlung der Staatsbürger, Anrechnung von 
Versicherungszeiten für Karenzfristen, Leistungsberechnung nach dem pro-rata-
temporisPrinzip, Leistungsexport für bestimmte Sozialversicherungsleistungen). Die 
Verordnungen ersetzen weitgehend die bestehenden zwei- und mehrseitigen Sozial-
versicherungsabkommen zwischen den Mitgliedsländern. Im Rahmen der EWR-
Verhandlungen sind diese Verordnungen in das EWRA aufgenommen worden. Ihr 
Geltungsbereich wurde dadurch auf die EFTA-Staaten ausgedehnt, die dem EWR 
beigetreten sind. Konkret handelt es sich dabei um die Verordnungen 1408/71 und 
574/72 zur Anwendung der Systeme der Sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer, Selb-
ständige und deren Familienangehörige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und ab-
wandern. Während die Verordnung 1408/71 im wesentlichen die materiellen Belange 
regelt, befasst sich die Verordnung 574/72 mit den Verfahrensbestimmungen, die zur 
Anwendung der erstgenannten Verordnung notwendig sind. Diese Einteilung in mate-
rielle und formelle Bestimmungen ist bei Sozialversicherungsabkommen üblich, bei 
denen in der Regel zwischen dem eigentlichen Abkommen und der dazugehörigen 
Verwaltungs- oder Durchführungsvereinbarung unterschieden wird. 

Ähnlich wie die von Liechtenstein bisher abgeschlossenen Sozialversicherungsab-
kommen (mit Österreich, Italien, Deutschland und der Schweiz) sind diese Verord-
nungen direkt anwendbar und bedürfen eigentlich keiner Anpassung des nationalen 
Rechts. Allerdings kann eine solche Anpassung dann erforderlich werden, wenn die 
direkte Anwendung des EWR-Rechts nicht möglich ist (weil das nationale Recht sich 
nicht nach diesen Regeln koordinieren lässt) oder weil die direkte Anwendung zu 
Lösungen führen würde, die z.B. aus finanziellen Gründen nicht erwünscht wären. 

Die Verordnungen schaffen grundsätzlich weder neue Leistungsansprüche noch be-
seitigen sie bestehende Ansprüche. Die Mitgliedstaaten sind nach wie vor autonom, ihr 
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Sozialversicherungsrecht selbst zu regeln, d.h. sie können zusätzliche Ansprüche 
schaffen und bestehende Ansprüche erweitern, aber auch einschränken. 

Zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und 
Frauen im Bereich der Sozialen Sicherheit bestehen in der EU mehrere Richtli-
nien. Sie enthalten Mindestvorschriften und verpflichten die Mitgliedstaaten zu 
einer bestimmten Ausgestaltung ihrer nationalen Rechtslage. Die Verwirklichung 
der Gleichbehandlung wird schrittweise angestrebt und betrifft v.a. den Zugang 
zum Versicherungsschutz, teilweise auch den Leistungsbereich; die Leistungen an 
Hinterlassene sowie das Rentenalter sind jedoch von den Richtlinien noch nicht 
erfasst. 

Es gibt im übrigen keine Richtlinien, die eine generelle Angleichung der Rechts-
vorschriften der EU-Mitgliedstaaten im Bereich der Sozialen Sicherheit (z.B. ein-
heitliche Rentenhöhe oder einheitliche Rentenberechnung) verlangen. Seitens der 
EU wird betont, dass dies - mit Rücksicht auf die historisch unterschiedlich ge-
wachsenen Systeme der einzelnen EU-Mitgliedstaaten - auch für die Zukunft nicht 
geplant ist. 

Der sozialversicherungsrechtliche Zusatzacquis ist im Anhang 6 des Beschlusses 
Nr. 7/94 enthalten und betrifft die dargestellten Rechtserlasse zur Koordination 
der unterschiedlichen Sozialversicherungssysteme. Die dargestellten Richtlinien 
zur Verwirklichung der Gleichbehandlung von Männern und Frauen haben zwi-
schenzeitlich keine Änderung bzw. Erweiterung erfahren. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Zunächst soll hier an die grundsätzlichen Auswirkungen einer liechtensteinischen 
Teilnahme am Sozialversicherungsrecht des EWRA erinnert werden. Bei einer 
Teilnahme Liechtensteins am EWR sind im wesentlichen folgende Auswirkungen 
auf die liechtensteinische Sozialversicherung zu erwarten: 

• Fortschritte bei der Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung 
von Männern und Frauen 

• Teilnahme an einem multilateralen Sozialversicherungsabkommen mit 17 anderen 
europäischen Sozialversicherungssystemen: Liechtensteins Teilnahme an diesem 
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europäischen Sozialraum bewirkt eine Verbesserung der Rechtsstellung 
liechtensteinischer Staatsangehöriger in der Sozialversicherung jener 14 
EWR-Staaten, mit denen Liechtenstein bisher noch keine Sozialversiche-
rungsabkommen abgeschlossen hat, sowie eine Verbesserung der Rechts-
stellung von Staatsangehörigen aus diesen EWR-Staaten in Liechtenstein. 
Dies gilt vor allem in jenen Zweigen der liechtensteinischen Sozialversiche-
rung, welche die Gleichbehandlung von In- und Ausländern bisher noch 
nicht verwirklicht haben. 

Wie bereits in den bisherigen Berichten und Anträgen (Nr. 46/1992 und Nr. 
85/1992) im Zusammenhang mit dem EWR-Abkommen festgehalten, wurden 
durch das EWR-Sozialversicherungsrecht einige Gesetzesanpassungen erforder-
lich; teilweise waren diese Gesetzesanpassungen für die betroffenen Versiche-
rungsträger mit Mehrkosten verbunden. Diese Mehrkosten werden finanziell nicht 
erheblich ins Gewicht fallen. Ausserdem sind die zusätzlichen Leistungen von den 
Versicherten und ihren Arbeitgebern mitfinanziert. Betroffen sind vor allem jene 
Zweige der Sozialversicherung, die in bezug auf die Gleichbehandlung von Män-
nern und Frauen sowie in bezug auf die Gleichbehandlung von Inländern und 
Ausländern noch einen gewissen Nachholbedarf haben. Dem Grundsatz, wonach 
Versicherte bei gleicher Beitragspflicht auch gleiche Leistungen erhalten sollen - 
unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit und unabhängig von ihrem Geschlecht - 
würde dadurch in stärkerem Ausmass als bisher Rechnung getragen. 

Bezüglich der durch die liechtensteinische Teilnahme am EWR ausgelösten Kos-
ten im Bereich der Sozialversicherung enthalten die erwähnten Berichte und An-
träge an den Landtag detaillierte Ausführungen. Durch die neuen Verordnungen 
1247/92, 1248/92 und 1249/92 werden diesbezüglich weder Zusatzkosten ausge-
löst noch sind nationale Gesetzesanpassungen erforderlich. 

Die Verordnung 1408/71 hat nach dem Abschluss der EWR-Verhandlungen durch 
die Verordnungen 1247/92, 1248/92 und 1249/92 im Jahr 1992 verschiedene Än-
derungen erfahren. Die letztgenannte Verordnung betrifft den Bereich der Famili-
enzulagen, sie hat keine Auswirkungen auf das diesbezügliche nationale liechten-
steinische Recht. Die Verordnungen 1247/92 und 1248/92 und ihre Auswirkungen 
auf Liechtenstein lassen sich folgendermassen zusammenfassen: 

• Durch die Verordnung 1247/92 werden jene nationalen Leistungen der Sozialen 
Sicherheit näher definiert, die lediglich im jeweiligen Wohnsitzland der Versicher-
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ten auszurichten sind. Die Verordnung 1247/92 enthält zu diesem Zweck ei-
nen sogenannten Anhang IIa für solche beitragsunabhängige Leistungen, die 
nicht der Exportpflicht unterliegen. Durch die Eintragung einer Leistung in 
den Anhang IIa muss diese nur bei Wohnsitz im betreffenden Staat gewährt 
werden. Liechtensteinischerseits sind folgende Leistungen in diesen Anhang 
IIa eingetragen worden: 

- die Witwerbeihilfen (nach dem Gesetz über die Gewährung von Witwerbei-
hilfen vom 25. November 1981, LGB1. 1982 Nr. 6); 

- die Blindenbeihilfen (nach dem Gesetz über die Gewährung von Blindenbei-
hilfen vom 17. November 1970, LGB1. 1971 Nr. 7); 

- die Mutterschaftszulagen (nach dem Gesetz vom 25. November 1981 betref-
fend die Ausrichtung einer Mutterschaftszulage, LGB1. 1982 Nr. 8); 

- die Ergänzungszulagen und Hilflosenentschädigungen (nach dem Gesetz 
über die Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invaliden-
versicherung vom 10. Dezember 1965, in der Fassung des Abänderungs-
gesetzes vom 12. November 1992, LGB1. 1993 Nr. 25). 

Die aufgeführten Leistungen sind z.T. bedarfsabhängig bzw. an eine bestimm-
te Einkommensgrenze gebunden. Allen aufgeführten Leistungen gemeinsam 
ist, dass sie nicht durch Beiträge der Versicherten, sondern aus Steuermitteln 
finanziert und nur bei Wohnsitz in Liechtenstein ausgerichtet werden. Die in 
der Verordnung 1408/71 vorgesehene Verpflichtung zur Gleichbehandlung 
bewirkt, dass die in den erwähnten liechtensteinischen Gesetzen teilweise 
vorgesehenen Karenzfristen gegenüber EWR-Bürgern entfallen. 

• Die Verordnung 1248/92 bringt erhebliche administrative Erleichterungen bei 
der Rentenberechnung von internationalen Versicherungsfällen, falls ein nati-
onales Rentenberechnungssystem bestimmten in der Verordnung 1248/92 
festgelegten Kriterien genügt. Nationale Rentenberechnungsmethoden, die 
nachgewiesener-massen diesen Voraussetzungen genügen, wurden in den 
Anhang IV Teil C der Verordnung 1248/92 eingetragen. Die Rentenberech-
nung gemäss den liechtensteinischen Gesetzen über die Alters-, Hinterlasse-
nen- und Invalidenversicherung sowie nach dem Gesetz über die betriebliche 
Personalvorsorge genügt diesen Voraussetzungen, was durch entsprechende 
Eintragung im Anhang IV Teil C der Verordnung 1248/92 einvernehmlich 
festgestellt worden ist. 
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Bezüglich Anhang VI EWRA (Soziale Sicherheit) besteht für Liechtenstein 
für die Verordnung 1408/71 eine Übergangsfrist bis zum 1.1.1998, und zwar 
lediglich bezüglich der konkreten Vorschriften betreffend die Barauszahlung 
der Freizügigkeitsleistung der 2. Säule (Pensionskassenversicherung) für 
Ausländer (Jahresaufenthalter) aus den EWR-Staaten. Die Verordnung be-
stimmt diesbezüglich, dass Sozialversicherungsgelder an die Bezüger erst 
im Rentenalter ausbezahlt werden (Rente), während das derzeitige liechten-
steinische Recht nicht die Ausbezahlung einer Rente, sondern eines Fixbe-
trages vorsieht, wenn der oder die Berechtigte den liechtensteinisch-
schweizerischen Wirtschaftsraum verlässt. 

7.26 Gegenseitige Anerkennung von Berufsdiplomen 

a) Acquis 

Die Anerkennung der Diplome und Berufsausbildungen ist eine wichtige Voraus-
setzung zur Verwirklichung der Freizügigkeit im Personenverkehr sowie der 
Dienstleistungsund der Niederlassungsfreiheit. Mit der gegenseitigen Anerken-
nung ist nicht die akademische Anerkennung von Studienzeiten, Studienabschlüs-
sen oder sonstigen Studienleistungen im Hinblick auf die Weiterführung der Stu-
dien gemeint. Das Erfordernis dieser Anerkennung steht ausschliesslich im Zu-
sammenhang mit den Voraussetzungen und den Bedingungen für die Berufszulas-
sung und Berufsausübung von in Liechtenstein reglementierten Berufen. Die Fra-
ge der Anerkennung von Zeugnissen, Diplomen und anderen Qualifikationsnach-
weisen ist daher für die betroffenen Einzelpersonen von entsprechender Bedeu-
tung, Das EWR-Recht kennt grundsätzlich zwei Systeme, mit denen die Anerken-
nung erreicht werden kann: Das System der Koordination der beruflichen Ausbil-
dung mittels zahlreicher sektorieller Richtlinien sowie das auf zwei Allgemeinen 
Richtlinien basierende System der generellen Anerkennung. Die Koordinations-
richtlinien legen die Kriterien (Dauer und Typ der Ausbildung) fest, die ein Aus-
bildungsnachweis zu erfüllen hat. Bei Erfüllung der Voraussetzungen sind die 
Diplome, Prüfungszeugnisse und Befähigungsnachweise aller EWR-
Mitgliedstaaten wechselseitig anzuerkennen. Relevant sind aber nur Ausbildun-
gen, die zum überwiegenden Teil in einem der EWR-Mitgliedstaaten erfolgten. 
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1. Sektorielle Richtlinien 

Sektorielle Richtlinen (Einzelrichtlinien) bestehen insbesondere für Berufe im 
Gesundheitswesen, für Architekten und für das Transportgewerbe sowie für 
Rechtsanwälte (für letztere aber nur bezüglich des Dienstleistungsverkehrs). 

1 a) Ärzte, Zahnärzte, Veterinäre, Apotheker 

Die sektoriellen Richtlinien regeln die Grundzüge der Ausbildung, benennen die 
in den einzelnen Mitgliedsländern anerkannten Abschlussdiplome und schreiben 
bei den Ärzten und Zahnärzten die Voraussetzungen für den Erwerb der Spezialti-
tel (inklusive Bezeichnung der einzelnen Titel) vor. Vorgeschrieben ist ebenfalls 
eine an den Erwerb des Abschlussdiplomes anschliessende zweijährige spezifi-
sche Ausbildung in Allgemeinmedizin als Voraussetzung für die ärztliche Tätig-
keit im Auftrag der Sozialversicherung. 

Durch die Richtlinie 93/16 wurden die bisherigen, den Beruf des Arztes betreffen-
den gemeinschaftsrechtlichen Regelungen kodifiziert. Damit wurden die beiden 
ursprünglichen Ärzte-Richtlinien 75/362 und 75/363 und deren Änderungen im 
Interesse der Rechtssicherheit und der Klarheit in der Richtlinie 93/16 zusammen-
gefasst und neu dargestellt. Inhaltlich ergeben sich keine Änderungen gegenüber 
den Bestimmungen, welche im EWRA in der ursprünglichen Version erfasst wa-
ren. 

1 b) Nichtakademische Ausbildung des Medizinalbereichs 

Für die Ausbildung zur Krankenschwester und zur Hebamme werden in den ent-
sprechenden Richtlinien detailliert Umfang und Dauer der Ausbildung vorge-
schrieben. Mit der Ausbildung darf erst nach Absolvierung von zehn Grundschul-
jahren begonnen werden. 

1 c) Rechtsanwälte 

Die Richtlinie 77/249 regelt die Tätigkeit der Rechtsanwälte im Rahmen des Dienst-
leistungsverkehrs (für die Niederlassung von Rechtsanwälten ist die allgemeine Richt-
linie 89/48 massgebend, siehe dazu "2. Allgemeine Richtlinien'). Sie gibt keine Bedin-
gung für die anzuerkennenden Diplome an, sondern bestimmt, dass jeder in einem 
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Mitgliedstaat zugelassene Rechtsanwalt berechtigt ist, in einem anderen Mitglied-
staat Dienstleistungen zu erbringen. Davon ausgenommen sind das Verfassen von 
Testamenten sowie von Urkunden, die Rechte an Grundstücken schaffen oder 
übertragen. Für Tätigkeiten im Bereich der Rechtspflege kann verlangt werden, 
dass der im Ausland niedergelassene Rechtsanwalt im Einvernehmen mit einem 
beim entsprechenden Gericht zugelassenen Anwalt handelt. Im allgemeinen wird 
verlangt, dass der Rechtsanwalt die Standesregeln des Aufnahmestaates neben den 
ihm im Herkunftsland obliegenden Verpflichtungen einhält. Die Richtlinie legt 
fest, unter welchen Bezeichnungen in jedem Mitgliedstaat eine Person die berufli-
chen Tätigkeiten eines Rechtsanwalts auszuüben berechtigt ist. 

1 d) Architekten 

Für den Architektenberuf sind die Ausbildungsdauer von vier Jahren sowie die 
während der Ausbildung zu vermittelnden Fachgebiete in der Richtlinie 85/384 
für die gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstige 
Befähigungsnachweise auf dem Gebiet der Architektur und für Massnahmen zur 
Erleichterung der tatsächlichen Ausübung des Niederlassungsrechts und des 
Rechts auf freien Dienstleistungsverkehr festgeschrieben. 

1 e) Transportgewerbe 

Die Richtlinie 77/796 bezieht sich auf selbständige Tätigkeit und Arbeit im Ange-
stelltenverhältnis. Es wird festgehalten, dass der Betrieb von einer Person geleitet 
werden muss, die über einschlägige fachliche, rechtliche und technische Kenntnis-
se verfügt und in Fragen der Sicherheit im Verkehr Bescheid weiss. 

1 f) Sonstige nichtakademische Berufe 

Bei den nichtakademischen Berufen bestehen bisher keine durch EU-Recht 
festgelegte Ausbildungsnormen. Zahlreiche Richtlinien im Bereich von Handel, 
Industrie und Gewerbe sehen vor, dass für die selbständige Berufsausübung 
eine bestimmte Anzahl Jahre Berufspraxis in selbständiger oder leitender Stel-
lung verlangt werden kann, wenn für die eigenen Berufsangehörigen 
der Berufszugang vom Nachweis praktischer oder kaufmännischer 
Kenntnisse abhängig gemacht wird. Andere Richtlinien begnügen sich mit 
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der Bestimmung, dass ausländische Staatsangehörige der Vertragsstaaten betref-
fend den Berufszugang gegenüber den eigenen Staatsangehörigen nicht benachtei-
ligt werden dürfen. Gegenwärtig wird eine Dritte Allgemeine Richtlinie vorberei-
tet, die sämtliche Richtlinien von Handel, Industrie und Gewerbe umfassen soll. 

2. Allgemeine Richtlinien  

Da mit Einzelrichtlinien in absehbarer Zeit keine hinreichende Freizügigkeit zu er-
reichen war, entschloss sich die damalige EG, Angehörige aller Berufe, für die 
keine spezifischen Vorschriften bestehen, global aufgrund formaler Kriterien zu-
zulassen. Zu diesen formalen Kriterien gehören z.B. die Ausbildungsdauer (z.B. 
wenigstens dreijähriges Hochschulstudium und Hochschulabschluss) sowie weite-
re Bedingungen, die erfüllt sein müssen (z.B. muss aus dem Diplom hervorgehen, 
dass der Inhaber auch eine praktische Ausbildung absolviert hat). 

Die Erste Allgemeine Richtlinie 89/48 über eine allgemeine Regelung zur Aner-
kennung der Hochschuldiplome, die eine mindestens dreijährige Berufsausbildung 
abschliessen, ist seit 1. Januar 1991 in Kraft. Unter diese Richtlinie fallen alle 
Studieneinrichtungen, für die keine sektoriellen Richtlinien bestehen und die ein 
Vollzeitstudium an einer Universität, Hochschule oder anderen Ausbildungsein-
richtung mit gleichwertigem Niveau von mindestens drei Jahren oder von entspre-
chender Dauer in Teilzeitstudium beinhalten. Mit der Richtlinie, die auf dem Prin-
zip des gegenseitigen Vertrauens in die Ausbildung der Partnerstaaten beruht, soll 
die gegenseitige Zulassung der Studienabsolventen zum Arbeitsmarkt in den Ver-
tragsstaaten sichergestellt werden. Wesentlich ist, dass jeder Staat selbst festzule-
gen hat, welche Ausbildungseinrichtungen auf seinem Gebiet als Institutionen im 
Sinne dieser Richtlinie gelten. Die Richtlinie bezieht sich auf die reglementierten 
Berufe, d.h. auf Berufe, bei denen die Behörden besondere Zu-
lassungsbedingungen erlassen oder deren Titel nur Personen mit bestimmten Vor-
aussetzungen benutzen dürfen. 

Dieses Anerkennungssystem geht von der Vergleichbarkeit der Bildungsebenen 
aus. Bei substanziellen Unterschieden kann der Empfangsstaat zusätzliche bzw. 
spezifische Eignungsprüfungen oder Einführungsmassnahmen verlangen. 
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Die Zweite Allgemeine Richtlinie 92/51 über eine allgemeine Regelung zur Aner-
kennung beruflicher Befähigungsnachweise regelt Ausbildungsniveaus, die von 
der ersten allgemeinen Regelung nicht erfasst werden. Unter diese Richtlinie fal-
len Ausbildungsgänge im postsekundären Bereich und die dieser Ausbildung 
gleichgestellte Ausbildung sowie die Ausbildung, die einer Sekundarausbildung 
entspricht und gegebenenfalls durch eine Berufsausbildung oder durch Berufspra-
xis ergänzt wird. Sie ist seit dem 24. Juli 1992 in Kraft und betrifft Ausbildungen 
mit einer Dauer von weniger als 3 Jahren. 

Nachdem es nicht gelungen war, für alle qualifizierten Abschlüsse der Mitglied-
staaten eine einheitliche abstrakte Definition zu finden, wurde der Richtlinie 92/51 
ein Anhang C beigefügt, in welchem die EWR-Mitgliedstaaten zusätzlich qualifi-
zierte Ausbildungen einzeln aufführen können. Anhang C regelt Ausbildungsgän-
ge, aus denen hervorgeht, dass der Diplominhaber über die berufliche Qualifikati-
onen verfügt, die für die Berufszulassung eines reglementierten Berufs erforder-
lich sind. Damit werden qualifizierte Berufe erfasst, die keine Matura vorausset-
zen, aber eine Gesamtausbildungsdauer von mindestens 15 Jahren aufweisen. Die 
in Liechtenstein geregelten Berufe des Wirtschaftsprüfers und des Treuhänders 
entsprechen diesen Bestimmungen. Sie wurden aus diesem Grunde in den Anhang 
C der Richtlinie 92/51 aufgenommen. 

Generell lässt sich feststellen, dass wegen der gelegentlich nicht unbedeutenden 
Unterschiede zwischen den Bildungssystemen der einzelnen EU-Länder die Zu-
sammenarbeit stark auf dem gegenseitigen Vertrauen beruhen muss. Ausgehend 
von formalen Kriterien (Niveau, Dauer) stützt man sich auf die Annahme, dass 
alle EU-Länder - soweit sie überhaupt eine spezifische Ausbildung kennen - diese 
gut und zweckmässig vermitteln. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Aus liechtensteinischer Sicht kann festgehalten werden, dass die Anerkennung der 
Diplome und Berufsausbildungen keine besonderen Schwierigkeiten bereitet. Die 
Anerkennung vieler ausländischer Berufsausweise wird bereits heute praktiziert. 
Umgekehrt werden die an der Liechtensteinischen Ingenieurschule erworbenen 
Diplome EWR-weit anerkannt sein. Allenfalls befürchtete negative Auswirkungen 
auf Liechtenstein können durch EWR-konforme Regelungen verhindert werden. 
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Übergangsfristen sind im Bereich der Diplome nicht erforderlich. Die notwendi-
gen Beschränkungen der Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit der selb-
ständig Erwerbstätigen ergeben sich bereits aus Protokoll 15 zu den Übergangs-
fristen. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass nach Richtlinie 
89/48 über die allgemeine Regelung zur Anerkennung von Hochschuldiplomen 
bestimmte Zugangsvoraussetzungen für selbständig Erwerbstätige möglich sind. 
So kann in bestimmten Fällen für die Niederlassung (z.B. für Berufe im Rechtsbe-
reich) die Absolvierung eines Anpassungslehrganges oder einer nationalen Prü-
fung vorgeschrieben werden. 

Zum Universitätsstudium und damit zum Erwerb eines wissenschaftlichen Berufs-
diploms mussten und müssen sich die jungen Liechtensteiner und Liechtensteine-
rinnen ins Ausland, insbesondere in die beiden benachbarten Staaten Schweiz und 
Österreich, begeben. 70 % der liechtensteinischen Studierenden absolvieren ihre 
Studien an Universitäten und Hochschulen in der Schweiz, 30 % in Österreich und 
anderen Staaten. Die folgenden Ausführungen befassen sich deshalb einerseits mit 
den Berufsdiplomen, die in Liechtenstein selber erworben werden können, und 
andererseits mit den an ausländischen Universitäten erworbenen Berufsdiplomen. 

1. Liechtensteinische Diplome 

Hier sind insbesondere die Diplome der Liechtensteinischen Ingenieurschule be-
troffen. Die Ingenieurdiplome im engeren Sinn (Maschinenbau- und Bauingeni-
eur) fallen unter die erwähnte Richtlinie 89/48. Bei den Architektur-Diplomen 
ergab sich in den Verhandlungen eine Schwierigkeit wegen der Teilzeitausbildung 
an der Liechtensteinischen Ingenieurschule, die gelöst werden konnte. Es ist aner-
kannt, dass die Ausbildung zum Architekten an der Liechtensteinischen Ingeni-
eurschule die in Artikel 4 Absatz 2 der Architekten-Richtlinie vom 10. Juni 1985 
festgehaltenen Bedingungen erfüllt. 

Die an der Internationalen Akademie für Philosophie erworbenen Diplome fallen 
ebenfalls unter das Allgemeine System und bereiten deshalb keine Schwierigkei-
ten. 

Jeder EWR-Staat legt selbst fest, welche Ausbildungseinrichtungen auf seinem 
Gebiet als Institutionen des "tertiären Bildungsbereichs" gelten. Mit der Schaffung 
des Gesetzes über Fachhochschulen, Hochschul- und Forschungsinstitute werden 
auch in diesem Bereich die wesentlichen Voraussetzungen bereits erfüllt. 
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Durch die neue Zweite Allgemeine Richtlinie 92/51 entstehen weder Zusatzkos-
ten, noch sind nationale Gesetzesanpassungen notwendig. Hingegen ist die Richt-
linie 93/16 (medizinische/paramedizinische Berufe) in das innerstaatliche Recht 
umzusetzen, wobei auch hier keine Zusatzkosten entstehen. Im Gesetz betreffend 
die Abänderung des Gesetzes über das Gesundheitswesen (Sanitätsgesetz), LGB1. 
1993 Nr. 19, wird neu in Artikel 49 Absatz 2 festgehalten, dass für die Erteilung 
der Konzession eine Weiterbildung verlangt werden kann. Die Mindestdauer ist 
von der Regierung auf dem Verordnungsweg zu bestimmen. Die heute geltende 
nationale Mindestdauer liegt z.T. über derjenigen, welche die Richtlinie vorgibt. 
Die Anpassung ist auf das Datum des Inkrafttretens des EWRA vorzunehmen. 

2. Im Ausland erworbene Diplome 

Die meisten Liechtensteinerinnen und Liechtensteiner absolvieren ihre Universi-
tätsstudien in der Schweiz oder in Österreich. Daneben gibt es einige Studierende, 
die eine Universität in einem EU-Staat wählen. Die Anerkennung von wissen-
schaftlichen Berufsdiplomen im ganzen Einzugsgebiet der EU- und EFTA-EWR 
Staaten wird im vorliegenden Vertragswerk geregelt. Mit anderen Worten: Wer 
z.B. ein Arztdiplom besitzt, das an einer Universität im EWR-Einzugsgebiet aus-
gestellt wurde, kann diesen Beruf in Liechtenstein ausüben (unter Vorbehalt der in 
Protokoll 15 Artikel 7 enthaltenen Bestimmungen). 

Aufgrund von Bestimmungen in den sektoriellen Richtlinien sind einige Anpas-
sungen in der liechtensteinischen Gesundheitsgesetzgebung, insbesondere im Me-
dizinalbereich bezüglich der Ausbildungsdauer, der praktische Ausbildung sowie 
bei der Ausbildung zum Spezialisten vorzunehmen. 

Bei den nichtakademischen Ausbildungen im Medizinalbereich (Krankenschwes-
ter, Hebamme) kann gemäss den Bestimmungen in den sektoriellen Richtlinien 
mit der Ausbildung erst nach Absolvierung von 10 Grundschuljahren begonnen 
werden. Diese Bedingung wird in Liechtenstein schon weitgehend erfüllt. 

Die Nicht-Teilnahme der Schweiz am EWR hat insofern Auswirkungen auf den Bereich 
der gegenseitigen Anerkennung von Diplomen, als ein grosser Teil der Liechtensteine-
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rinnen und Liechtensteiner ihre Ausbildung in der Schweiz absolviert und dort ein 
Diplom oder ein Befähigungszeugnis erwirbt, das im EWR-Raum aufgrund des 
geschlossenen Systems der Diplomanerkennung zu keiner Berufszulassung bzw. 
Berufsausübung berechtigt. Die Gegenseitigkeit der Diplomanerkennung gilt nur 
im EWR bzw. nur zwischen der Vertragsparteien des EWRA. In den Richtlinien 
ist festgelegt, dass die Berufszulassung dann gewährleistet ist, wenn die mit dem 
Diplom bescheinigte Ausbildung zum überwiegenden Teil in einem der Mitglied-
staaten abgelegt wird. 

Die Regierung hat bei den EWR-Partnern deshalb beantragt, dass für die von 
Liechtensteinerinnen und Liechtensteinern in der Schweiz erworbenen Abschlüsse 
eine Regelung getroffen werde. Siehe hierzu Punkt 3. 

3. Erklärung der EWR-Mitgliedstaaten betreffend Staatsangehörige Liech-
tensteins, die Inhaber eines in einem Drittland erteilten Diploms sind 

In einer Erklärung im Anhang zum Beschluss Nr. 1/95 des EWR-Rates betreffend 
Staatsangehörige Liechtensteins, die Inhaber eines in einem Drittland erteilten 
Diploms sind, wurde diesem Umstand Rechnung getragen. Ausgehend von den 
ähnlichen Situationen in Island und Luxemburg wurde auch für Liechtenstein ein 
gleicher Lösungsansatz gewählt. In der Erklärung verpflichten sich die EWR-
Mitgliedstaaten, ihren Regierungen zu empfehlen, den Staatsangehörigen Liech-
tensteins, die ein unter die Richtlinien fallendes, in einem Drittland ausgestelltes 
und von den zuständigen Behörden Liechtensteins anerkanntes Hochschuldiplom 
besitzen, durch die Anerkennung dieser Diplome und in ihrem Hoheitsgebiet zu 
gestatten, im Europäischen Wirtschaftsraum eine ensprechende Berufstätigkeit 
aufzunehmen und auszuüben. Es wurde festgehalten, dass dies vor allem für Dip-
lome gelten soll, die an Ausbildungsinstituten erlangt wurden, an welchen sich 
Liechtenstein finanziell beteiligt. Diese Spezifizierung geht über die seinerzeitigen 
Zugeständnisse an Island und Luxemburg hinaus. In erster Linie sind damit die 
Ausbildungsstätten in der Schweiz gemeint. Zudem ist garantiert, dass auf Ansu-
chen Liechtensteins der Gemeinsame EWR-Ausschuss die Angelegenheit noch-
mals prüft. 

Die Erklärung verpflichtet somit die EWR-Vertragstaaten nicht, die in einem Drittland 
erhaltenen Diplome oder Ausbildungsnachweise anzuerkennen. Damit ist ein in der 
Schweiz erhaltenes Diplom nicht automatisch für den EWR-Raum gültig. Ein in der 
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Schweiz erworbenes Diplom schafft nicht denselben Rechtsanspruch auf Aner-
kennung bei der Stellensuche, bei einem Ansuchen auf Bewilligung einer Ge-
schäftsniederlassung oder bei einer grenzüberschreitenden Tätigkeit wie ein in 
einem EWR-Mitgliedstaat erworbenes Diplom. Die Erfahrungen Luxemburgs und 
Islands aber zeigen, dass sich kaum Probleme in der Anerkennung von europäi-
schen Qualifikationsnachweisen ergeben haben. Zudem entsprechen die meisten 
Ausbildungen in der Schweiz den europäischen Standards bzw. den Anforderun-
gen der einzelnen Richtlinien. 

Aufgrund seiner besonderen Situation hat Liechtenstein der Frage der gegenseiti-
gen Diplomanerkennung immer schon grosse Bedeutung zugemessen. So wurden 
die bedeutendsten Europäischen Abkommen oder Konventionen des Europarates 
und die UNESCO-Konvention in diesem Bereich ratifiziert5. Die Schweiz hat 
dieselben Konventionen ratifiziert. Diese Abkommen haben zwar ebenfalls keinen 
verpflichtenden Charakter, dürften aber in der Frage der Anerkennung von 
schweizerischen Diplomen nicht unerheblich sein. 

Ein in der Schweiz erhaltener Qualifikationsnachweis wird durch einen EWR-
Mitgliedstaat zweifellos dann anerkannt, wenn bilaterale Vereinbarungen zur ge-
genseitigen Diplomanerkennung zwischen der Schweiz und dem entsprechenden 
EWR-Mitgliedstaat bestehen. Dies gilt insbesondere für den deutschsprachigen 
Raum Europas: Am 21. Juni 1994 hat die Schweiz mit Deutschland ein Abkom-
men über die gegenseitige Anerkennung von Hochschuldiplomen unterzeichnet, 
dasjenige mit Österreich ist im August 1994 in Kraft getreten. 

Zudem haben die Schweiz und die EU die bilateralen Verhandlungen über den freien 
Personenverkehr im Januar dieses Jahres eröffnet. Eine der hierfür gebildeten Arbeits-
gruppen befasst sich mit der gegenseitigen Anerkennung von Diplomen, beruflichen 
Titeln und Zeugnissen. Der Ausgang dieser Verhandlungen hat damit auch für Liech-

                                                 
5 Europäische Konvention über die Gleichwertigkeit der Reifezeugnisse von 1953 
Zusatzprotokoll zur Europäischen Konvention über die Gleichwertigkeit der Reifezeugnisse von 1964 
Europäisches Abkommen über die Gleichwertigkeit der Studienzeiten an den Universitäten von 1956 
Europäische Konvention über die allgemeine Gleichwertigkeit der Studienzeiten an den Universitäten von 

1990 
Europäisches Abkommen über die Gleichwertigkeit der akademischen Grade und Hochschulzeugnisse von 

1959 
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tenstein hinsichtlich der Frage der gegenseitigen Diplomanerkennung direkte Be-
deutung. 

In Anbetracht all dieser Aspekte geht die Regierung davon aus, dass im Fall von 
Problemen diese bilateral gelöst werden können. Für Arbeitnehmer aus Liechten-
stein werden keine Schwierigkeiten in der Anerkennung von schweizerischen 
Ausbildungsnachweisen erwartet, da hier letztlich der Arbeitnehmer die zu beset-
zende Stelle bekommt, der - unabhängig vom Ausbildungsort - dem gewünschten 
Berufsbild möglichst genau entspricht. 

7.27 Niederlassungsfreiheit für Gesellschaften 

a) Acquis 

Die Niederlassungsfreiheit (Artikel 31 und 34 EWRA) steht nicht nur natürlichen 
Personen, sondern auch Gesellschaften zu. Die freie Niederlassung für Gesell-
schaften gehört neben der Freizügigkeit für natürliche Personen, der 
Dienstleistungs- und der Kapitalverkehrsfreiheit zu den Freiheiten, welche die 
bisherige Freihandelszone zum weitgehend integrierten Binnenmarkt ausbauen, in 
dem die Voraussetzungen für die Mobilität der Produktionsfaktoren Arbeit und 
Kapital hergestellt werden. Die Niederlassungsfreiheit schafft die Voraussetzung 
für eine nach wirtschaftlichen Kriterien bestimmte Wahl des Standortes eines Un-
ternehmens innerhalb des EWR. Namentlich auch Klein- und Mittelbetriebe sollen 
dadurch angeregt werden, Standortvorteile konsequent auszunützen, wobei die 
Bewertung der Standorte massgeblich durch die wirtschaftliche Rahmenordnung 
der EWR-Staaten bestimmt wird. Von der Niederlassungsfreiheit können Unter-
nehmen aller Wirtschaftssektoren profitieren. Im Dienstleistungssektor ist sie eine 
wesentliche Voraussetzung für eine umfassende Liberalisierung, da zahlreiche 
Dienstleistungen nur am Ort des Dienstleistungsempfängers erbracht werden kön-
nen. 

Die Niederlassungsfreiheit garantiert die folgenden Rechte nach Massgabe des 
Grundsatzes der Inländerbehandlung: 

• Das Recht zur Gründung von Sekundärniederlassungen (Agenturen, recht-
lich unselbständige Zweigniederlassungen, Tochtergesellschaften); 
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• Die Ausübung von Rechten des Privatrechts einschliesslich des Erwerbs von 
Eigentum und Anteilen an Gesellschaften (Artikel 124 EWRA), das Recht 
zur Inanspruchnahme von Krediten und staatlichen Beihilfen und zum Bei-
tritt zu Branchenvereinigungen; 

• Die Sitzverlegung, die Gründung und Verschmelzung von Unternehmen 
(Primärniederlassungen) oder von Agenturen, Zweigniederlassungen und 
Tochtergesellschaften (Sekundärniederlassungen) in anderen EWR-Staaten. 
Das Recht auf freien Wegzug besteht für Gesellschaften nur dann, wenn sie 
nach dem auf sie anwendbaren Recht ihren Sitz ins Ausland verlegen dür-
fen, ohne dadurch ihre Existenz zu verlieren; 

• Das Recht zur Leitung von Unternehmen. 

Die Niederlassungsfreiheit der Unternehmen begünstigt Personengesellschaften 
und juristische Personen, sofern sie nach dem Recht eines EWR-Staates gegründet 
worden sind und ihren statutarischen Sitz, ihre Hauptverwaltung oder ihre Haupt-
niederlassung innerhalb des EWR haben (Artikel 34 EWRA). Für die Beurteilung, 
ob ein Erwerbszweck vorliegt, ist die tatsächliche Beteiligung am Wirtschaftspro-
zess massgebend. Die Gewinnmaximierung muss indessen nicht angestrebt wer-
den, wie die ausdrückliche Erwähnung der Genossenschaft in Artikel 34 Absatz 2 
EWRA zeigt. 

Wird das Recht zur unbehinderten Gründung einer Sekundärniederlassung bean-
sprucht, so ist zusätzlich das Erfordernis der Ansässigkeit zu erfüllen. Es verlangt, 
dass sich der Mittelpunkt der wirtschaftlichen Tätigkeit des Ansprechers in einem 
Vertragsstaat befindet. Gesellschaften, welche nach dem Recht eines EWR-
Staates gegründet wurden und bloss ihren statutarischen Sitz in einem Vertrags-
staat haben, nicht jedoch die Hauptverwaltung oder Hauptniederlassung, können 
sich zum Zweck der Gründung einer Sekundärniederlassung nur dann auf die 
Niederlassungsfreiheit berufen, wenn ihre Tätigkeit in tatsächlicher und dauerhaf-
ter Verbindung mit der Wirtschaft eines EWRStaates steht. Das EWRA will mit-
hin bloss die Hindernisse zu Lasten derjenigen EWRausländischen Gesellschaften 
aus dem Weg räumen, die in die Volkswirtschaft eines Vertragsstaates eingeglie-
dert sind. 

Der Begriff der Niederlassung verlangt das Bestehen einer festen Ein-
richtung im Aufnahmeland sowie die Dauerhaftigkeit und den Schwer-
punkt der wirtschaftlichen Tätigkeit in diesem Land. Mit der Nieder-
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lassung wird die vollständige Eingliederung in das Wirtschaftsgeschehen im 
Aufnahmestaat erreicht. Darin unterscheidet sich die Niederlassung von der 
Dienstleistung im Sinne des EWRA, welche dadurch gekennzeichnet ist, dass zur 
Leistungserbringung jeweils die Landesgrenze überschritten wird und sich die 
wirtschaftliche Tätigkeit des Dienstleistenden nicht auf das Aufnahmeland kon-
zentriert. 

Die Niederlassungsfreiheit wird zunehmend als allgemeines Beschränkungsverbot 
verstanden. Artikel 31 EWRA verbietet danach nicht nur diskriminierende Vor-
schriften, sondern jede ungerechtfertigte Beschränkung des Niederlassungsrechts. 
Auch nichtdiskriminierende Massnahmen sind also daraufhin zu prüfen, ob sie aus 
sachlichen Gründen gerechtfertigt und zur Wahrung schützenswerter Belange er-
forderlich sind. Somit können zugangsbeschränkende Massnahmen auch der Ver-
hältnismässigkeitskontrolle unterworfen werden. Ausnahmen von der Niederlas-
sungsfreiheit können vorgesehen werden, wenn sie aus Gründen der öffentlichen 
Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit, also aus rein polizeilichen Gründen, ge-
rechtfertigt sind (Artikel 33 EWRA). 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Liechtenstein gewährt gemäss heute geltendem Recht ausländischen Gesellschaf-
ten keine Niederlassungsfreiheit. Das Gewerbegesetz (GewG) verlangt ein ausge-
wogenes Beteiligungsverhältnis von inländischem und ausländischem Kapital 
(Artikel 17 Bst. a GewG) sowie den Wohnsitz der Mehrheit der Verwaltung im 
Inland (Artikel 17 Bst. c GewG). Unternehmer, die ihr Gewerbe nicht als juristi-
sche Person betreiben, müssen gemäss Artikel 6 Absatz 1 GewG dauernd im Lan-
de wohnhaft sein. Bei den freien Berufen, insbesondere bei den Treuhändern, 
Rechtsanwälten, Ärzten, Architekten und Ingenieuren ist zudem für die Zulassung 
zum Beruf die liechtensteinische Staatsbürgerschaft erforderlich. 

Die Niederlassungsfreiheit beinhaltet auch das Recht auf Erwerb von Grund und 
Boden für die Ausübung dieser Freiheit. Die Gesellschaften erhalten somit den 
Anspruch auf Erwerb von Immobilien unter gleichen Bedingungen wie inländisch 
beherrschte Gesellschaften. 

Gemäss Artikel 7 Abschnitt 3 des Protokolls 15 EWRA können Beschränkungen 
mit Bezug auf selbständig Erwerbstätige, die im Ausland wohnen, bis zum 
1.1.1997 beibehalten werden. 
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Gemäss Anhang XII EWRA (Kapitalverkehr) können die bestehenden liechten-
steinischen Rechtsvorschriften in bezug auf ausländische Direktinvestitionen wäh-
rend der Übergangsfrist für Liechtenstein beibehalten werden. Diese Übergangs-
frist wurde gegenüber 1992 um ein Jahr auf den 1.1.1997 verlängert und durch 
eine Überprüfung vor Ablauf der Übergangsfrist ergänzt. Der Zugang zu 
Grundstücken, die im Eigentum eines Unternehmens stehen und betriebsnotwen-
diger Bestandteil des Unternehmens sind, ist ebenfalls an die genannte Über-
gangsfrist bis zum 1.1.1997 (mit Überprüfung) gekoppelt, während für den übri-
gen Grunderwerb gemäss Beschluss des EWR-Rates vom 20. Dezember 1994 für 
Liechtenstein eine Übergangsfrist bis zum 1.1.1999 mit Überprüfung vor Ablauf 
der Frist festgelegt wurde. 

Die Massnahmen, welche gemäss der Schutzklausel von Artikel 112 ergriffen 
werden können, umfassen auch solche der Beschränkung von Unternehmens-
niederlassungen. Die Erklärung des EWR-Rates nimmt ausdrücklich Bezug 
auf die Erklärung der Regierung zu Artikel 112 EWRA bezüglich der Ergrei-
fung von Massnahmen im Fall, dass ein ausserordentlicher Anstieg der An-
zahl der Arbeitsplätze erfolgen würde. Damit ist der Fall beschrieben, in wel-
chem es zu einem raschen Anstieg von Betriebsniederlassungen käme. Die 
Zunahme der Arbeitsplätze ist, wie die Erfahrungen zeigen, der zuverlässig-
ste Indikator für einen effektiven Anstieg der Betriebsniederlassungen. 

7.3 Freier Dienstleistungsverkehr 

7.30 Allgemeines 

a) Acquis 

Der Dienstleistungsbegriff in wirtschaftlicher Hinsicht umfasst eine Rei-
he verschiedenartigster Tätigkeiten, so namentlich Verkehr, Finanz-, In-
formatik- und Telekommunikationsdienstleistungen, freie Berufe, Tou-
rismus und anderes mehr. Im rechtlichen System des EWRA wird der 
freie Dienstleistungsverkehr von unterschiedlichen Bestimmungen er-
fasst, welche grundsätzlich die freie Grenzüberschreitung der verschiedenen 
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Produktionsfaktoren garantieren. So wird die Wanderung des Faktors Arbeit von 
den Freiheiten des Personenverkehrs, diejenige des Faktors Kapital von der Kapi-
talverkehrsfreiheit gewährleistet. Für Unternehmen wie Banken und Versicherun-
gen, die ihre Dienstleistungen vorwiegend über die Errichtung von Niederlassun-
gen in anderen Staaten erbringen, ist die Niederlassungsfreiheit von zentraler Be-
deutung. Die Dienstleistungsfreiheit im Sinne der Artikel 36 - 39 EWRA ist als 
Auffangtatbestand massgeblich für grenzüberschreitende Dienstleistungen, die 
ohne irgendwelchen Ortswechsel (z.B. Telekommunikation), und für solche, die 
ohne dauernden Ortswechsel (Anbieter reist zum Nachfrager bzw. Nachfrager 
reist zum Anbieter, z.B. bei medizinischer Behandlung) erbracht werden. 
Zum Inhalt der Dienstleistungsfreiheit ist allgemein folgendes festzuhalten: Die 
Dienstleistungsfreiheit gibt den in Vertragsstaaten ansässigen Staatsangehörigen 
von Vertragsstaaten und den Gesellschaften im Sinne von Artikel 34 EWRA (Ar-
tikel 58 EGV) einerseits das Recht, vorübergehend Dienstleistungen zu Erwerbs-
zwecken ohne Verlegung des Sitzes und ohne Gründung von Geschäftsniederlas-
sungen über die Grenze von Vertragsstaaten hinweg in einem anderen Vertrags-
staat unter den gleichen Voraussetzungen, wie sie für die Angehörigen des Auf-
nahmelandes gelten, zu erbringen (positive Dienstleistungsfreiheit). Andererseits 
kommt die Dienstleistungsfreiheit auch den Empfängern von Dienstleistungen 
zugute, indem sich die Träger des Rechts zur Inanspruchnahme von Dienstleis-
tungen, welche zu Erwerbszwecken angeboten werden, ungehindert in einen ande-
ren Vertragsstaat begeben können (negative Dienstleistungsfreiheit). 

Den Begriff der Dienstleistung definiert das Abkommen (Artikel 37 EWRA) wie 
erwähnt nur als Auffangtatbestand. Danach werden als Dienstleistungen all dieje-
nigen Leistungen verstanden, welche weder von den Freiheiten des Waren- und 
Kapital- noch des Personenverkehrs erfasst werden. Unter den Dienstleistungs-
begriff fallen subsidiär auch handwerkliche, gewerbliche und industrielle Tätig-
keiten unter die einschlägigen Abkommensbestimmungen. Die rechtliche Defini-
tion einer Dienstleistung im EWR lässt sich anschaulich mit vier Elementen dar-
stellen. Danach werden die Dienstleistungen 

- von einer Niederlassung im EWR aus durchgeführt, 
- über eine Grenze hinweg geleistet, 
- in der Regel gegen Entgelt und 
- lediglich während einer beschränkten Zeitdauer erbracht. 



117 

Gemäss der Rechtsprechung des EuGH zu Artikel 59 EGV (Artikel 36 EWRA) 
darf ein Staat ausnahmsweise besondere Anforderungen an die Tätigkeit eines 
Leistungserbringers stellen, der in einem andern Staat ansässig ist. Voraussetzung 
dafür ist, dass in dem betroffenen Bereich noch keine Rechtsvereinheitlichung 
stattgefunden hat. Ausserdem darf der freie Dienstleistungsverkehr bloss durch 
Regelungen eingeschränkt werden, die wegen des Allgemeininteresses objektiv 
nötig und für alle im Hoheitsgebiet des Staates tätigen Personen und Unternehmen 
verbindlich sind; und dies nur insoweit, als der Leistungserbringer in seinem Her-
kunftsland nicht bereits diesbezüglichen Regelungen unterstellt ist. Einschränkun-
gen können sodann auf Artikel 39 EWRA abgestützt werden, welcher Artikel 32 
EWRA (Tätigkeiten in Ausübung öffentlicher Gewalt) und Artikel 33 EWRA 
(ordre public) auch im Bereich der Dienstleistungsfreiheit für anwendbar erklärt. 
Der in Artikel 36 Absatz 1 EWRA enthaltene Grundsatz der Dienstleistungsfrei-
heit verleiht den Privatpersonen Rechte, die diese gerichtlich geltend machen 
können. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Einzelnen Wirtschaftszweigen, die dem Bereich Finanzdienstleistungen zuzurech-
nen sind, kommt in der liechtensteinischen Volkswirtschaft erhebliche Bedeutung 
zu. Folgende Unternehmen bieten Finanzdienstleistungen an: die Banken und an-
dere Finanzgesellschaften, die Kapitalanlagegesellschaften und Anlagefonds, die 
Vermögensverwalter und Wertpapierhändler sowie die Privatversicherungen. 

Das liechtensteinische Rechtssystem ist den EWR-relevanten Rechtsgrundlagen 
anzupassen. Die notwendigen Rechtsänderungen und -ergänzungen sind auf das 
Datum des Inkrafttretens des EWR-Abkommens vorzunehmen. 

Zum Teil sind Gesetzesanpassungen bereits erfolgt (Bankengesetz) oder stehen 
vor dem Abschluss (Anlagefondsgesetz). Zum Teil sind neue Gesetze zu schaffen 
(Versicherungen), wobei zur Verwirklichung des Prinzips der Heimatlandkontrol-
le insbesondere auch die inländischen Aufsichtsbehörden teilweise noch auszu-
bauen sind (Aufsicht über Banken, Anlagefonds und Wertpapierhandel durch die 
Dienststelle für Bankenaufsicht; Versicherungsaufsicht durch das Amt für Volks-
wirtschaft). 
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Hinsichtlich der Niederlassung der vorerwähnten Unternehmen des Finanz-
dienstleistungssektors gilt eine Übergangsfrist für Unternehmensgründungen 
vom Ausland her bis 1.1.1997 (mit Überprüfung). Die Dienstleistungsfreiheit 
gilt dennoch insofern, als Finanzdienstleistungen von den betreffenden liech-
tensteinischen Unternehmen ohne Einschränkungen im Ausland angeboten 
werden können und es umgekehrt ausländischen Unternehmen freisteht, ihre 
Dienstleistungen auch ohne Niederlassung in Liechtenstein anzubieten. 

Betreffend die Niederlassungsfreiheit für selbständig Erwerbstätige mit Wohn-
sitz im Ausland können gemäss Artikel 7 Abschnitt 3 des Protokolls 15 zum 
EWRA bestehende Beschränkungen bis zum 1.1.1997 beibehalten werden. 

7.31 Finanzdienstleistungen 

Der Binnenmarkt im Bereich Finanzdienstleistungen zielt auf folgendes: 
• Massnahmen zur Liberalisierung der Finanzmärkte (Niederlassungs- und 

Dienstleistungsfreiheit); 
• Massnahmen zur Harmonisierung der Finanzmärkte (gleichgerichtete Min-

destanforderungen für die Geschäftstätigkeit und Marktaufsicht); 
• Prinzip der Heimatlandkontrolle bei gegenseitiger Anerkennung der vom 

Mutterland erteilten Bewilligung für die Geschäftsausübung (Einzellizenz-
prinzip) 

7.310 Bankendienstleistungen 

a) Acquis 

Bankendienstleistungen können im Europäischen Wirtschaftsraum entweder 
über eine Zweigniederlassung oder eine Tochterbank oder ohne physische 
Präsenz auf dem Weg des sogenannten grenzüberschreitenden Dienstleis-
tungsverkehrs erbracht werden. Dementsprechend stehen im Bereich der 
Bankendienstleistungen von den vier Grundfreiheiten im EWRA diejenigen 
der Niederlassungsfreiheit (Artikel 31 EWRA) einerseits und der Dienst-
leistungsfreiheit (Artikel 36 ff EWRA) anderseits im Mittelpunkt. Im 
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Hinblick auf die Schaffung des gemeinsamen Bankenmarkts wurden Banken-
Richtlinien verabschiedet, welche Mindestbedingungen für die Bewilligung und 
Beaufsichtigung von Banken, deren Eigenmittel und Rechnungslegung sowie die 
Zusammenarbeit der Bankenaufsichtsbehörden enthalten. 

Die wichtigste Bestimmung der sogenannten Ersten Bankenrichtlinie 77/780 ist 
die Definition der Bank. Als "Kreditinstitut" gilt gemäss dieser Richtlinie jedes 
Unternehmen, welches das Zinsdifferenzgeschäft betreibt. 

Grundstein für den gemeinsamen Bankenmarkt ist jedoch die sogenannte Zweite 
Bankenrichtlinie 89/646. Sie sieht vor, dass Bankendienstleistungen im ganzen 
EWR aufgrund der Einheitslizenz sowohl über Zweigniederlassungen als auch im 
sogenannten grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehr erbracht werden kön-
nen. Ausserdem kann eine Bank sogenannte Finanzinstitute gründen, welche unter 
bestimmten Voraussetzungen - wie die volle Konsolidierung durch die Mutter-
bank - mit Ausnahme des Zinsdifferenzgeschäftes dieselben, in einem Anhang zur 
Richtlinie aufgeführten Geschäfte im EWR betreiben dürfen wie ihre Mutterbank. 

Es ist nur folgerichtig, dass die Aufsicht über das gesamte "europäische Filialnetz" 
der Behörde am Hauptsitz der Bank obliegt. Von Bedeutung in der Zweiten Ban-
kenrichtlinie 89/646 sind ferner Bestimmungen über das minimale Anfangskapital 
(5 Mio. ECU), die innere Organisation der Bank und die Beteiligungspolitik. Kre-
ditinstitute dürfen an Unternehmen ausserhalb des Finanzbereichs keine qualifi-
zierte Beteiligung halten, deren Höhe 15 Prozent ihrer Eigenmittel überschreitet. 
Der Gesamtbetrag solcher Beteiligungen ist auf 60 Prozent der Eigenmittel der 
Bank beschränkt. Die Mitgliedstaaten können für den Erwerb von Versicherungs-
unternehmen Ausnahmen vorsehen. 

Mit den Richtlinien 89/299 und 89/647 werden den Banken Vorschriften über die 
Eigenmittel und über die Solvabilität vorgegeben (beide Richtlinien in Anhang IX 
EWRA). 

Der Europäische Bankenmarkt mit Einheitslizenz kann nur funktionsfähig sein, wenn 
der Informationsaustausch zwischen den Bankenaufsichtsbehörden gewährleistet ist. 
Die Zweite Bankenrichtlinie 89/646 enthält daher eine detaillierte Regelung für die 
grenzüberschreitende Amtshilfe. Diese sieht namentlich vor, dass künftig die Behörde 
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am Hauptsitz einer Bank allein deren sämtliche rechtlich unselbständige Zweig-
niederlassungen - nicht jedoch allfällige Tochterbanken - im ganzen EWR beauf-
sichtigen wird. Die Einführung dieses Prinzips der Heimatlandkontrolle wird der 
zuständigen Aufsichtsbehörde das Recht einräumen, selbst oder mittels Beauftrag-
ten Prüfungen vor Ort einzuführen. Rechtlich selbständige Tochterbanken von 
Kreditinstituten aus anderen EWR-Staaten sind hingegen der einheimischen Ban-
kenaufsicht unterstellt, werden allerdings gewisse Meldepflichten gegenüber der 
Mutterbank bzw. deren Aufsichtsbehörde erfüllen müssen. 

Die Zweite Bankenrichtlinie setzt für die Amtshilfe zwischen den Bankenauf-
sichtsbehörden klare Grenzlinien: Die weitergehenden Informationen dürfen nur 
für Zwecke der Bankenaufsicht verwendet werden (Spezialitätsprinzip). Zudem 
sind alle bei der Bankenaufsicht tätigen Personen dem Berufsgeheimnis zu un-
terstellen. Festzustellen ist, dass es sich bei den für die Bankenaufsicht relevanten 
Informationen nicht um Auskünfte über die Bankkunden, sondern um Auskünfte 
über die Bank handelt. Ausnahmen bestehen nur im Falle von Grosskrediten, wo-
bei diese Fälle sehr selten sind und Personen betroffen wären, die als Kreditkun-
den bei der Bank aufscheinen. In keinem Fall sind jedoch Kunden der Bank be-
troffen, die dort Vermögen deponieren. 

Gemäss den Bestimmungen der Zweiten Bankenrichtlinie 89/646 (Artikel 8 und 
9) gilt für neue, rechtlich selbständige Tochtergesellschaften von Banken aus 
Drittländern ein Reziprozitätserfordernis auf EU-Ebene, d.h. Banken aus Drittlän-
dern können sich in der EU nur niederlassen, sofern auch Banken aus EU-Ländern 
im entsprechenden Drittland zugelassen werden. Diese Auflage ist im Zusammen-
hang mit der Einführung der für den gesamten EU-Raum gültigen Einheitslizenz 
zu sehen. Die Zulassung rechtlich unselbständiger Zweigniederlassungen von 
Drittlandbanken liegt dagegen weiterhin in der Zuständigkeit der einzelnen EU-
Staaten, im EWR-Kontext somit auch der einzelnen EFTA-EWR-Staaten, wobei 
die aufsichtsrechtlichen Minimalstandards einzuhalten sind. 

Die EFTA-EWR-Länder werden durch das EWRA nicht in die EU-Reziprozitätspolitik 
eingebunden. Es ist eine Regelung sui generis geschaffen worden (Anhang IX, Ziffer 
15 EWRA), die den mit der Drittlandfrage verbundenen Zielkonflikt auf pragmatische 
Weise entschärft. Das Problem besteht darin, die grundsätzliche Verhandlungs- und 
Entscheidungsautonomie der Vertragsparteien hinsichtlich der Zulassung von Banken 



121 

aus Drittländern mit dem Ziel eines gemeinsamen, auf einer Einheitslizenz basie-
renden Finanzmarkts in Einklang zu bringen. 

Das Abkommen statuiert als Grundsatz die EWR-weite Gültigkeit der in den 
EWRLändern erteilten Banklizenzen an Drittlandinstitute; bereits niedergelassene 
Drittlandbanken erhalten in jedem Fall das Recht, im gesamten EWR-Raum frei 
zu operieren (Grossvaterklausel). Ausnahmen vom obigen Grundsatz sind für jene 
Fälle vorgesehen, wo die Vertragsparteien entsprechend ihrer Verhandlungs- und 
Entscheidungsautonomie divergierende Politiken verfolgen. 

Während die EU im Rahmen der einschlägigen Bestimmungen der Bankenrichtli-
nie autonom entscheidet, haben die EFTA-EWR-Staaten ihrerseits die Möglich-
keit, zum einen liberaler zu sein als die EU, zum andern die Anerkennung von 
EU-Lizenzen für Drittlandbanken zu verweigern, falls ihre Banken im betreffen-
den Drittland schlechter gestellt sind als die EU-Banken oder falls sie quantitati-
ven Niederlassungsbeschränkungen unterworfen sind. Mit Blick auf das erklärte 
Ziel einer möglichst konvergenten Drittlandpolitik der Vertragsparteien sind spe-
zifische Informations- und Konsultationsmechanismen vorgesehen. 

Die Richtlinie 86/635 über den Jahresabschluss und den konsolidierten Abschluss 
von Banken und anderen Finanzinstituten (Anhang IX EWRA) enthält insbeson-
dere Vorschriften über die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung, die Be-
wertung sowie die konsolidierte Rechnungslegung. Dabei ist zu beachten, dass in 
der EU grundsätzlich auch für Banken die Bewertungsgrundsätze der Vierten 
Richtlinie 78/660 über den Jahresabschluss von Gesellschaften bestimmter 
Rechtsformen (Anhang XXII EWRA) gelten, welche für Aktiva Unter-, für Passi-
va Obergrenzen festlegt. Die Bankbilanzrichtlinie räumt den Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit ein, "in Anbetracht der besonderen bankgeschäftlichen Risiken und 
wegen des erforderlichen Vertrauensschutzes" eine um maximal vier Prozent 
niedrigere Bewertung von Forderungen und solchen Wertpapieren, die weder Fi-
nanzanlagen darstellen noch zum Handelsbestand gehören, zu gestatten. Banken, 
welche von dieser Möglichkeit Gebrauch machen wollen, müssen jedoch gleich-
zeitig einen Passivposten "Rückstellungen für allgemeine Bankrisiken" schaffen. 

In diesem Zusammenhang ist auch die Richtlinie 89/117 über die Pflichten der in einem 
Mitgliedstaat eingerichteten Zweigniederlassungen von Kredit- und Finanzinstituten mit 
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Sitz ausserhalb dieses Mitgliedstaates zur Offenlegung von Jahresabschlussunter-
lagen (Anhang IX EWRA) zu beachten. 

Der Grundsatz der Heimatlandkontrolle gilt nur für Zweigniederlassungen, nicht 
aber für Tochtergesellschaften. Letztere können nur auf dem Wege der konsoli-
dierten Aufsicht von den Behörden im Sitzstaat der Mutterbank bzw. des Mutter-
unternehmens überwacht werden. Daher wurde die Richtlinie 83/350 über die 
Beaufsichtigung der Kreditinstitute auf konsolidierter Basis (Anhang IX EWRA) 
erlassen, welche auch Informationspflichten für Finanzkonglomerate umfasst, an 
deren Spitze eine Holdinggesellschaft ohne Bankenstatus steht. 

Der Bereich Banken umfasst im Rahmen des Zusatzacquis folgende neuen Richt-
linien: 

• Richtlinie 91/633 zur Durchführung der Richtlinie 89/299 über die Eigen-
mittel von Kreditinstituten 

• Richtlinie 92/16 zur Änderung der Richtlinie 89/299 über die Eigenmittel 
von Kreditinstituten 

Die Richtlinien 91/633 und 92/16 ändern die Eigenmittelvorschriften für 
Kreditinstitute. Die Richtlinie 91/633 besagt, dass der Fonds für allgemeine 
Bankrisiken auf internationaler Ebene den Basiseigenmitteln zugerechnet 
werden soll. Bei der Richtlinie 92/16 geht es um eine befristete Ausnahme-
regelung, die bei der Umwandlung von Kreditinstituten in der Form von 
Genossenschaften oder Fonds in Aktiengesellschaften berechtigt, einen Teil 
der gesamtschuldnerischen Haftsummen als Eigenkapital einzubeziehen. 

• Die erste Richtlinie (83/350) über die Beaufsichtigung von Kreditinstituten 
auf konsolidierter Basis beschränkte die konsolidierte Aufsicht auf Banken-
gruppen. Die Richtlinie 92/30 über die Beaufsichtigung von Kreditinstituten 
auf konsolidierter Basis erstreckt den Anwendungsbereich dagegen auch auf 
Banken, deren Muttergesellschaft eine Finanzholdinggesellschaft ist. Die 
konsolidierte Aufsicht wird bei reinen Bankkonzernen durch die Aufsichts-
behörde, in der das Mutterhaus seinen Sitz hat, durchgeführt. Bei Finanz-
holdinggesellschaften wird die Aufsicht von der Aufsichtsbehörde, in der 
die Tochterbank ihren Sitz hat, ausgeübt. Bei mehreren Tochterbanken 
sind die Aufsichtsbehörden in dem Land zuständig, in dem zugleich 
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die Finanzgesellschaft und eine Tochtergesellschaft ihren Sitz haben. Ist 
dies nicht der Fall, einigen sich die Bankaufsichtsbehörden über die für die 
konsolidierte Aufsicht zuständige Behörde. 

Die Vorschriften der Richtlinie sehen eine bilanzmässige Konsolidierung für 
alle Beteiligten ab 50 % sowie für alle anderweitig beherrschten Unterneh-
men vor. Auf die zusammengefassten Posten werden sodann die Regelun-
gen der Eigenmittel- und der Solvabilitäts-Richtlinie sowie die Vorschriften 
der Grosskredit-Richtlinie gesamthaft angewendet. 

• Gerät der wichtigste Kunde einer Bank in Zahlungsschwierigkeiten, so kann 
das die Bank selbst erheblich in Mitleidenschaft ziehen. Um dieses "Indivi-
dualrisiko" einzudämmen, kombiniert die Richtlinie 92/121 über die Über-
wachung und Kontrolle der Grosskredite von Kreditinstituten die Pflicht zur 
Meldung von Grosskrediten mit einem Verbot, Grosskredite über eine be-
stimmte Grenze hinaus zu gewähren. Die Meldepflicht besteht, wenn der 
Wert des Kredits 10 % der Eigenmittel der Kreditinstituts erreicht oder 
überschreitet. An einen Kunden oder eine Gruppe verbundener Kunden darf 
ein Kredit von maximal 25 % der Eigenmittel des Kreditinstituts eingeräumt 
werden. Der aggregierte Wert sämtlicher Grosskredite eines Kreditinstituts 
darf 800 % seiner Eigenmittel nicht übersteigen. 

• Mit der Richtlinie 94/19 über Einlagensicherungssysteme wird sicherge-
stellt, dass im Falle der Unfähigkeit oder Unmöglichkeit einer Bank, ihre 
Einlagen zurückzuzahlen, alle Sparer innert kurzer Zeit zumindest einen 
Teil des eingesetzten Kapitals ausbezahlt erhalten. Der garantierte Betrag 
muss mindestens 20'000 ECU pro Einleger betragen. Geschützte Einlagen 
sind Spareinlagen, Depositen- und Kontokorrentforderungen sowie Forde-
rungen, die das Kreditinstitut durch Ausstellung einer Urkunde verbrieft 
(Wechsel, Obligationen usw.). Das System der Einlagensicherung muss 
nicht staatlich verordnet sein, sondern nur amtlich anerkannt sein. 

• Die Richtlinie 94/7 zur Anpassung der Richtlinie 89/647 über einen Solvabi-
litätskoeffizienten für Kreditinstitute betreffend die technische Definition 
der "multilateralen Entwicklungsbanken" erweitert die Definition der "mul-
tilateralen Entwicklungsbanken" der Richtlinie 89/647 um den Europäischen 
Investitionsfonds, da seine Hauptmerkmale jenen der genannten multilatera-
len Entwicklungsbanken entsprechen. 
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b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Bei der Liberalisierung der Finanzdienstleistungen im EWR ist für Liechtenstein, 
gegenüber der bisherigen Praxis, die Gewährung der freien Niederlassung von 
Banken, Versicherungen, Anlagefonds und anderen Finanzinstituten, sei es über 
die Filialgründung aufgrund der Einzellizenz oder über die Errichtung einer Toch-
tergesellschaft mit einer liechtensteinischen Konzession, die bedeutsamste Ände-
rung. Für die notwendige Anpassung steht eine Übergangsfrist bis zum 1.1.1997 
zur Verfügung. Vor Ablauf der Übergangsfrist erfolgt eine Überprüfung mit den 
EWR-Partnern. Sollte die Übergangsfrist einmal nicht mehr bestehen, sind im 
Bankengesetz die Voraussetzungen zu schaffen, dass in anderen EWR-Staaten 
niedergelassene Banken einschliesslich Drittlandbanken in Liechtenstein Sitz 
nehmen können. 

Diese Öffnung des liechtensteinischen Bankensektors bringt den liechtensteini-
schen Instituten neben verstärkter Konkurrenz auf dem Heimmarkt den diskrimi-
nierungsfreien Zugang zu den europäischen Finanzplätzen und damit die Mög-
lichkeit zur Nutzung eines grösseren Marktes. Die Konsequenzen für den Werk- 
und Steuerplatz Liechtenstein, die aus der Öffnung des Bankensektors resultieren, 
werden von der Anzahl der neuen Bankenkonzessionen abhängen. 

Das neue Gesetz über die Banken und Finanzgesellschaften ist auf Anfang des 
Jahres 1993 in Kraft getreten. Mit ihm wurde bereits eine weitgehende EWR-
Kompatibilität der liechtensteinischen Bankengesetzgebung erreicht. Ein Punkt ist 
dabei noch nicht berücksichtigt worden: die Konzessionserteilung und damit ver-
bunden die Zulassung ausländischer Institute. Hier gilt eine Übergangsfrist bis 
zum 1.1.1997 aufgrund der Übergangsfrist für Liechtenstein bei den Direktinvesti-
tionen (mit Überprüfung). Die Detailbestimmungen über Eigenkapital, Solvabili-
tät und Risikoverteilung, die Gegenstand mehrerer Richtlinien sind, wurden in der 
Verordnung zum Bankengesetz geregelt. Bis 1.1.1997 sind auch die Rechnungsle-
gungsvorschriften anzupassen. 

Mit dem System der Heimatlandkontrolle kommen auf die Bankenaufsicht weitere Auf-
gaben zu. Insbesondere sind die Banken mit liechtensteinischem Hauptsitz einschliesslich 
deren sämtliche rechtlich unselbständige Zweigniederlassungen im gesamten EWR kon-
solidiert zu beaufsichtigen. Ansatzweise wurde die konsolidierte Aufsicht bereits für das 
Geschäftsjahr 1993 verwirklicht. Im übrigen müssen Massnahmen gegen den Miss 
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brauch von Insiderwissen und zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems 
zum Zweck der Geldwäsche ergriffen werden. Auch dafür ist ein Aufsichtsregime 
einzurichten, welches ebenfalls in der Bankenaufsicht integriert wird. Die not-
wendigen Gesetzesanpassungen wurden bereits vorbereitet. 

Da das Prinzip der Einzellizenz und Heimatlandkontrolle eine Zusammenarbeit 
der nationalen Aufsichtsbehörden bedingt, enthalten die Richtlinien für die ver-
schiedenen Finanzdienstleistungszweige Vorgaben für die Durchführung der 
Amtshilfe. Die gesetzliche Regelung dafür wurde mit Artikel 36 des neuen Ban-
kengesetzes geschaffen. Dem strikten Verbot der Verwendung von auf diese Wei-
se erhaltenen Informationen für aufsichtsfremde Zwecke wurde dabei grösste Be-
deutung beigemessen. Nach eingehender Prüfung konnte der EWR-Regelung zu-
gestimmt werden, weil sämtliche Beteiligten an das Berufsgeheimnis gebunden 
sein müssen und jeder Austausch von Informationen nur für Zwecke der Banken-, 
Börsen- und Versicherungsaufsicht zulässig ist (Spezialitätsprinzip). 

Zur Sicherung spezifischer Interessen des Finanzplatzes hat Liechtenstein betref-
fend die Amtshilfe eine einseitige Erklärung abgegeben. Diese betont für die Ko-
operation der Aufsichtsbehörden die Wichtigkeit der Prinzipien der Spezialität 
und des Geheimnisschutzes: Die von einer anderen nationalen Behörde erhaltenen 
Informationen dürfen ausschliesslich für die betreffenden Aufsichtszwecke und 
beispielsweise nicht etwa für Zwecke der Steuerbehörden verwendet werden. Die 
in den betreffenden Aufsichtsbehörden arbeitenden Personen sind dem Berufsge-
heimnis zu unterstellen. Diese Auflagen sind auch in den Richtlinien vorgegeben; 
mit der Abgabe der betreffenden Erklärung wurde auf die Bedeutung einer einge-
schränkten und vertraulichen Verwendung der ausgetauschten Informationen hin-
gewiesen. Die EU hat ihrerseits in einer Erklärung festgehalten, der einschlägige 
Acquis werde dadurch nicht materiell geändert. 

Für die Umsetzung des Acquis betreffend Jahresabschluss und konsolidierten Ab-
schluss in das liechtensteinische Recht wurde eine Übergangsfrist bis 1. Januar 
1997 festgelegt. Es sei hier darauf hingewiesen, dass Zweigniederlassungen liech-
tensteinischer Banken im EWR - wie auch Zweigniederlassungen von EWR-
Banken in Liechtenstein - von der Pflicht zur separaten Rechnungslegung befreit 
sind (Prinzip der Heimatlandkontrolle). 
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Die Richtlinie 89/299 über die Eigenmittel von Kreditinstituten und die Richtlinie 

89/647 über einen Solvabilitätskoeffizienten für Kreditinstitute (beide Anhang IX 

EWRA) wurden mit der neuen Verordnung zum Bankengesetz übernommen. 

Bezüglich der Richtlinie 91/633 gilt folgendes: Der Grundsatz bezüglich Eigen-

mittel der Banken, Finanzgesellschaften und Bankkonzernen, welche dem Ban-

kengesetz unterstellt sind, ist in Artikel 4 des Bankengesetzes niedergelegt. Die 

Detailbestimmungen finden sich in Artikel 4-7 der Bankenverordnung. 

Die Richtlinie 92/16 ist für Liechtenstein nicht relevant. 

Bezüglich der Richtlinie 92/30 besteht kein Handlungsbedarf. Mit dem neuen 

Bankengesetz wurden auch Bankkonzerne erfasst. Sie sind definiert in Artikel 3 

Absatz 3 des Gesetzes sowie in Artikel 2 der Verordnung. Die konsolidierte Auf-

sicht wird bereits praktiziert, auch in jenen Fällen, wo die Muttergesellschaft eine 

Finanzholdinggesellschaft ist. Die Vorschriften der Richtlinie 92/121 betreffend 

Überwachung und Kontrolle der Grosskredite sind bereits in Artikel 8 Absatz 1 

des Gesetzes und in den Artikeln 15, 19 und 20 der Verordnung aufgenommen 

worden. 

Bezüglich der Richtlinie 94/19 ist festzuhalten, dass gemäss Artikel 7 des Geset-

zes und Artikel 18 der Verordnung die Banken für eine ausreichende Sicherung 

der Einlagen, insbesondere auf Sparheften sowie auf Gehalts- und Kontokorrent-

konten sorgen. Diese Einlagen müssen bis zu einem Betrag von Fr. 30'000.-- je 

Einleger abgedeckt sein. Betragsmässig entsprechen die liechtensteinischen Nor-

men damit noch nicht ganz dem EWR-Richtwert, je nach ECU-Umrechnungskurs. 

Die Banken haben jedoch noch kein Einlagensicherungssystem eingeführt. Trotz 

EWR-adäquater Umsetzung entspricht damit die Praxis noch nicht den gesetzli-

chen Vorschriften. 

Aufgrund der Richtlinie 94/7 ist die Bankenverordnung anzupassen. Der Europäi-

sche Investitionsfonds scheint in ihrem Anhang unter Ziffer 1 noch nicht auf. 
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7.311 Versicherungen 

a) Acquis 

Im Bereich des Privatversicherungswesens sind drei Stufen der Liberalisierung zu 
unterscheiden: Niederlassungsfreiheit, Dienstleistungsfreiheit mit gewissen Ein-
schränkungen sowie allgemeine Dienstleistungsfreiheit mit einer einzigen, EWR-
weiten Zulassung zum Geschäftsbetrieb. Von diesen drei Stufen realisierte das 
EWR-Abkommen von 1992 die ersten zwei; die dritte Stufe ist Gegenstand der 
dritten Richtliniengeneration und Bestandteil des Zusatzacquis. 

1. Nichtlebens-Versicherung 

Die Richtlinie 92/49 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
für die Direktversicherung (mit Ausnahme der Lebensversicherung) sowie zur 
Änderung der Richtlinien 73/239 und 88/357 (Dritte Richtlinie Schadenversiche-
rung) strebt an: 

• die durch die Zweite Nicht-Lebensversicherungsrichtlinie eingeführten Re-
geln für das Grossrisikengeschäft auf Massenrisiken zu übertragen; 

• das Prinzip der Herkunftslandkontrolle auf das grenzüberschreitende Nie-
derlassungsgeschäft auszudehnen; 

• für Versicherer im Europäischen Wirtschaftsraum die gleichen Wettbe-
werbsbedingungen wie für andere Erbringer von Finanzdienstleistungen zu 
schaffen. 

Für die Aufnahme des Geschäfts muss eine behördliche Zulassung künftig nur 
noch in zwei Fällen eingeholt werden: Bei der Gründung eines Versicherungsun-
ternehmens in einem EWR-Mitgliedstaat und bei der Ausdehnung des Geschäfts 
auf andere Versicherungszweige. In beiden Fällen ist die Herkunftslandbehörde 
zuständig. 

Neu ist, dass die Zulassung der Herkunftslandbehörde künftig für die gesamte 
Gemeinschaft (EWR-Pass) gilt. Sie erlaubt es dem Versicherer, seine Produkte 
gemeinschaftsweit über Niederlassungen oder im Dienstleistungswege zu vertrei-
ben, ohne in den jeweiligen Tätigkeitsländern erneut zugelassen werden zu müs-
sen. 
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Den Mitgliedstaaten ist es künftig nicht mehr gestattet, eine vorherige aufsichts-
behördliche Genehmigung oder systematische Vorlage der Versicherungsbedin-
gungen und -prämien zu verlangen. Sonderregeln gibt es für Pflichtversicherungen 
und die private Krankenversicherung. 

Zuständig für die Finanzaufsicht für das gesamte EWR-Geschäft eines Versiche-
rers ist seine Herkunftslandbehörde. Die Finanzaufsicht umfasst den Mindestga-
rantiefonds und die Solvabilität sowie die Bildung und Anlage der versicherungs-
technischen Rückstellungen. 

2. Lebensversicherung 

Die Richtlinie 92/96 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
für die Direktversicherung (Lebensversicherung) sowie zur Änderung der Richtli-
nien 79/267 und 90/619 (Dritte Richtlinie Lebensversicherung) bezweckt: 

• die für das passive Dienstleistungsgeschäft durch die Zweite Lebensversi-
cherungsrichtlinie eingeführten Regeln auf das aktive Geschäft zu übertra-
gen; 

• das Prinzip der Herkunftslandkontrolle auf das grenzüberschreitende Nie-
derlassungsgeschäft auszudehnen; 

• für Versicherer im Europäischen Binnenmarkt die gleichen Wettbewerbsbe-
dingungen wie für andere Erbringer von Finanzdienstleistungen zu schaffen. 

Im Unterschied zur Nicht-Lebensversicherung darf die Herkunftslandbehörde vor 
Aufnahme des Versicherungsgeschäfts verlangen, dass ihr die technischen Grund-
lagen für die Prämienberechnung und die Bildung der versicherungstechnischen 
Rückstellungen vorgelegt werden, damit sie die langfristige Angemessenheit der 
Prämien und Rückstellungen prüfen kann. Eine vorherige Genehmigungspflicht 
für die Rechnungsgrundlagen darf dagegen nicht mehr vorgesehen werden. 
Gleichwohl müssen die Herkunftslandbehörden im Rahmen der Finanzaufsicht 
prüfen, ob die Prämien ausreichend bemessen sind, so dass der Versicherer seine 
Verpflichtungen erfüllen und ausreichende Rückstellungen bilden kann. Dabei 
muss seine gesamte finanzielle Lage, also auch das Kapitalanlageergebnis, be-
rücksichtigt werden. 
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Die Dritte Richtlinie Lebensversicherung schwächt die Vorschriften der Ersten 
Versicherungsrichtlinie zur Spartentrennung deutlich ab. Nach wie vor dürfen 
Versicherer allerdings nicht gleichzeitig für das Lebens- und das Nicht-
Lebensversicherungsgeschäft zugelassen werden. 

Die Regeln zum Versicherungsvertragsrecht der Zweiten Richtlinie Lebensversi-
cherung bleiben unverändert. Neu ist, dass den Versicherungsnehmern bei allen 
Verträgen, ob im Dienstleistungs- oder im Niederlassungswege abgeschlossen, ein 
Kündigungsrecht von 14 bis 30 Tagen nach Vertragsabschluss eingeräumt wird. 
Ebenso sieht die Richtlinie vor, dass die Versicherer die Versicherungsnehmer vor 
Vertragsabschluss über die wichtigsten Bestandteile des Versicherungsvertrages 
umfassend informieren müssen. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Zur Zeit sind noch ausschliesslich in der Schweiz konzessionierte Versicherungs-
gesellschaften in Liechtenstein zugelassen. Mit dem Projekt "Versicherungsplatz 
Liechtenstein" ist beabsichtigt, ein weiteres Standbein im Finanzdienstleistungs-
sektor aufzubauen und damit die Gründung und den Betrieb von eigenen liechten-
steinischen Versicherungsgesellschaften zu fördern. Gegenwärtig befindet sich ein 
EWR-konformes Versicherungsaufsichtsgesetz, welches voraussichtlich im Jahre 
1995 in Kraft treten soll, in Ausarbeitung. Dabei werden alle drei Richtliniengene-
rationen im Versicherungsbereich, also auch die Richtlinien 92/49 und 92/96, um-
gesetzt und eine EWRkompatible Aufsichtsgesetzgebung für Versicherungen ge-
schaffen. Bezüglich der Dritten Richtlinie "Direktversicherung (mit Ausnahme der 
Lebensversicherung)" 92/49, welche zum Zusatzacquis gehört, besteht für Liech-
tenstein in bezug auf die obligatorische Unfallversicherung eine Übergangsfrist 
bis zum 1.1.1996 mit Überprüfung im Jahr 1995. Für Liechtenstein wurde diese 
Frist festgelegt, weil die von privaten Versicherungsgesellschaften durchgeführte 
Obligatorische Unfallversicherung im Fürstentum Liechtenstein (OUFL) ein ge-
schlossenes Finanzierungssystem mit vor Jahren geäufneten Fonds bildet und ver-
tragliche Bindungen zwischen dem Land und den Versicherern bestehen. Im Jahr 
1995 wird die Richtlinie 92/49 auch in der Obligatorischen Unfallversicherung 
umgesetzt werden. 
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7.312 Anlagefonds 

a) Acquis 

Mit der Richtlinie 85/611 wurden die Zulassungsbedingungen innerhalb der EU 
für "Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren" (OGAW) harmoni-
siert. Gleichzeitig wurde der diskriminierungsfreie Zugang der Fonds zu allen EU-
Märkten verwirklicht. Die Richtlinie regelt insbesondere den Umfang der Ge-
schäftstätigkeit, den Schutz der Gläubiger und die Bedingungen für die Eigenmit-
tel und die Zulassung (Konzessionierung). 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Die liechtensteinische Fondsgesetzgebung aus dem Jahre 1960 (LGB1. 1961 Nr. 
1) ist zu ändern. Die Regierung hat einen Entwurf für ein Gesetz und eine Verord-
nung ausarbeiten lassen, welcher in einer Arbeitsgruppe mit Beteiligung von Ver-
tretern der Verbände des Finanzsektors in Beratung stand. Auch hier ist neben 
Änderungen des Gesetzes im Hinblick auf die Geschäftstätigkeit der betreffenden 
Unternehmen ein funktionierendes Aufsichtssystem und eine eigens zuständige 
Behörde zu benennen bzw. die Aufsicht ebenfalls der Bankenaufsicht zu übertra-
gen. Der Bericht und Antrag zum Gesetz soll demnächst dem Landtag zugestellt 
werden. Es ist beabsichtigt, nicht nur die notwendigen gesetzlichen Grundlagen 
für das Fondsgeschäft zu revidieren, sondern auch so weit als möglich bessere 
Marktbedingungen zu bieten. Mit dem EWR-Beitritt kann Liechtenstein ein inte-
ressanter Standort für Anlagefondsverwaltungen werden. 

7.313 Börse und Wertpapierhandel 

a) Acquis 

Die entsprechenden Bestimmungen sind gemäss Artikel 36 Absatz 2 EWRA im 
Anhang IX enthalten. Sie betreffen den Zugang zur Notierung und Verhaltensre-
geln. 

Die Richtlinie 79/279 betreffend Koordinierung der Zulassungsbedingungen für Kapi-
talmarktpapiere enthält im Detail die Minimalbestimmungen. Die Richtlinie 80/390 be-
trifft die Koordination der Bedingungen für die Erstellung, Kontrolle und Verbreitung 
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des Prospekts, der für die Zulassung von Wertpapieren zur amtlichen Notierung 
an einer Wertpapierbörse zu veröffentlichen ist. Die Richtlinie 89/298 bezieht sich 
auf die Bedingungen für die Erstellung, Kontrolle und Verbreitung des Prospekts, 
der im Falle öffentlicher Angebote von Wertpapieren zu veröffentlichen ist. Die 
Richtlinie 82/121 verpflichtet die notierten Gesellschaften zu halbjährlichen Ge-
schäftsberichten. Die Richtlinie 88/627 beschreibt die Informationspflicht für Ak-
tionäre bei Erwerb und Veräusserung einer bedeutenden Beteiligung an einer bör-
sennotierten Gesellschaft. Die Richtlinie 89/592 betrifft Insider-Geschäfte. 

Um im Zusammenhang mit den Tätigkeiten des Wertpapierhandels bestehende 
Insolvenzrisiken zu reduzieren, enthält die Richtlinie 93/6 über die angemessene 
Eigenkapitalausstattung von Wertpapierfirmen und Kreditinstituten ausführliche 
Vorschriften zur Eigenmittelunterlegung. Die Richtlinie gilt sowohl für das Wert-
papiergeschäft der Kreditinstitute als auch für die der Wertpapierdienstleistungs-
Richtlinie unterstellten Unternehmen. Es wird definiert, was als Eigenmittel gilt 
und welches Mindestkapital Wertpapierfirmen aufbringen müssen. Für die zu un-
terlegenden Eigenmittel werden nach modernen finanzmathematischen Grundsät-
zen die Marktrisiken berücksichtigt. Es wird verschiedenen Risikotypen (Zins-, 
Aktien- und Wechselkursrisiken, Abwicklungsrisiken, Fremdwährungsrisiken 
usw.) Rechnung getragen. 

Die Richtlinie 93/22 über Wertpapierdienstleistungen definiert die Wertpapierfir-
ma als juristische Person, die im Rahmen ihrer beruflichen oder gewerblichen 
Tätigkeit gewerbsmässig Wertpapierdienstleistungen für andere Personen er-
bringt. Im Anhang werden die als Wertpapierdienstleistungen geltenden Dienst-
leistungen aufgezählt. Die Richtlinie regelt die Bewilligungsvoraussetzungen für 
die Zulassung von Wertpapierfirmen. Erfüllt eine Wertpapierfirma die Bewilli-
gungsvoraussetzungen, erhält sie die EWR-weite Zulassung. Die Zulassung kann 
auf einzelne Geschäfte beschränkt werden. 

Die Richtlinie 94/18 ändert die Richtlinie 80/390 zur Koordinierung der Bedin-
gungen für die Erstellung, die Kontrolle und die Verbreitung des Prospekts, der 
für die Zulassung von Wertpapieren zur amtlichen Notierung an einer Wertpa-
pierbörse zu veröffentlichen ist. Sind Titel eines Unternehmens bereits seit min-
destens drei Jahren an einer Börse eines Mitgliedstaates zugelassen, so genügt 
gemäss Richtlinie 94/18 für die Zulassung an einer Börse in einem anderen Mit-
gliedstaat anstelle der Veröffentlichung eines Prospekts die Veröffentlichung der 
wichtigsten Angaben über das Unternehmen und die zugelassenen Titel. 
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b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Da Liechtenstein über keine Börse verfügt, ist nur ein Teil der Regelungen zu 

übernehmen. Ausserdem steht eine Übergangsfrist bis zum 1.1.1996 für die Um-

setzung derjenigen Bestimmungen zur Verfügung, welche nicht mit dem Betrieb 

einer Börse verbunden sind. Es sind dies alles Richtlinien, die sich an die Unter-

nehmen direkt wenden und die nicht nur im Sitzstaat der Börse durchgesetzt wer-

den müssen: Richtlinie 88/627 (Erwerb und Veräusserung einer bedeutenden Be-

teiligung), 89/298 (Prospektpublizität) und 89/592 (Insiderhandel). 

Beim Insiderhandel (Richtlinie 89/592) ist bereits vor Umsetzung der Richtlinie 

die darin vorgesehene Zusammenarbeit der Aufsichtsbehörden zu gewährleisten. 

Diese Amtshilfe unterliegt dem Amtsgeheimnis, und die auf diesem Wege ge-

wonnenen Informationen dürfen von den ausländischen Behörden nur für die Ver-

folgung von Insiderdelikten verwendet werden (Spezialitätsprinzip). Das Bankge-

heimnis ist deshalb gewahrt. Artikel 11 der Richtlinie gilt nicht. Dies bedeutet, 

dass Übereinkünfte, welche von der EU mit Drittstaaten abgeschlossen werden, 

für die EFTA-EWR-Staaten keine Geltung haben. 

Bezüglich der Richtlinie 93/6 ist festzuhalten, dass das Wertpapiergeschäft ge-

mäss Artikel 3 Absatz 4 des Bankengesetzes und Artikel 1 der Bankenverordnung 

den bankrechtlichen Vorschriften unterliegt. Das Mindestverhältnis (Solvabili-

tätskoeffizient) zwischen den eigenen Mitteln und den risikogewichteten Aktiva 

ist in Artikel 5 und 6 der Verordnung sowie in ihrem Anhang definiert. Die 

Richtwerte der Richtlinie sind bereits berücksichtigt. 

Die Richtlinie 93/22 ist bereits umgesetzt. Wertpapierfirmen unterstehen dem 

Bankengesetz und den entsprechenden Bewilligungsvoraussetzungen. 

Die Richtlinie 94/18 ist für Liechtenstein nicht relevant. Unternehmen, deren Titel 

an der Börse eines EWR-Mitgliedstaates notiert sind oder werden, müssen sich 

nach den dort geltenden Rechtsgrundlagen richten. 
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7.314 Geldwäscherei 

a) Acquis 

Artikel 2 der Richtlinie 91/308 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems 

zum Zwecke der Geldwäscherei (Anhang XI EWRA) verpflichtet die Mitglied-

staaten dazu, die Geldwäscherei im Sinne der Legaldefinition von Artikel 1 (3. 

Gedankenstrich) zu verbieten. Die Umschreibung des Delikts folgt weitgehend 

dem Muster der UNO-Betäubungsmittelkonvention von 1988 sowie der Europa-

ratskonvention betreffend Geldwäscherei und Einziehung. Sie erfasst die vorsätz-

liche Geldwäscherei, geht aber, was die Vortaten anbelangt, über den Betäu-

bungsmittelsektor weit hinaus. Das Waschen von Geldern krimineller Herkunft ist 

zu verbieten. 

Gemäss Artikel 6 der Richtlinie 91/308 haben die Mitgliedstaaten dafür zu sorgen, 

dass Kredit- und Finanzinstitute mit den zuständigen Behörden zusammenarbei-

ten, indem sie diese Behörden von sich aus über alle Tatsachen, die ein Indiz für 

eine Geldwäscherei sein könnten, unterrichten. Diese Formulierung ist im Sinne 

einer Meldepflicht des Financiers für verdächtige Transaktionen zu verstehen. Sie 

erfordert keine strafrechtliche Sanktionierung. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Da das liechtensteinische Strafgesetzbuch die Geldwäscherei als Straftatbestand 

nicht kennt, ist er neu gesetzlich zu verankern. Die Vernehmlassung zu einem 

entsprechenden Gesetzesentwurf ist Ende Januar 1995 abgeschlossen worden. Die 

Regierung wird zum Bericht und Antrag an den Landtag in den nächsten Wochen 

Beschluss fassen. Bereits publiziert wurde die Abänderung des Betäubungsmittel-

gesetzes (LGB1. 1993 Nr. 6), wonach die Geldwäscherei bei Drogengeldern straf-

bar ist. 
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7.32 Kommunikations- und Informationsdienste 

7.320 Telekommunikation 

a) Acquis 

Mit der Liberalisierung der Telekommunikationsdienstleistungen soll für den eu-
ropäischen Benutzer ein möglichst günstiges Umfeld betreffend Entwicklung und 
Wettbewerb geschaffen werden. 

Das Erbringen und Konsumieren von Telekommunikationsdiensten ist im EWRA 
selbst nicht speziell geregelt. Die allgemeinen Bestimmungen finden jedoch auch 
in diesem Sektor Anwendung. Es betrifft dies insbesondere die Regeln über den 
freien Warenverkehr, über den freien Dienstleistungsverkehr, über öffentliche 
Monopole und über das öffentliche Beschaffungswesen. Gestützt auf diese Grund-
lagen finden sich in den Anhängen II, XI, XIV und XVI sektorielle Instrumente, 
die Regeln für das Erbringen von Telekommunikationsdienstleistungen zum Inhalt 
haben. 

Im grossen und ganzen verfolgt das in das EWRA übernommene Recht zwei 
Richtungen zur Verwirklichung des Binnenmarktes für Telekommunikations-
dienstleistungen: Einerseits werden alle ausschliesslichen Rechte für das Erbrin-
gen von Telekommunikationsdiensten mit Ausnahme der Telefone (und dem 
Fernmeldenetz als Infrastruktur) aufgehoben und andererseits werden harmoni-
sierte Bedingungen für den Zugang zum und die Nutzung vom öffentlichen Fern-
meldenetz geschaffen. So liberalisiert die Richtlinie 90/388 der Kommission über 
den Wettbewerb auf dem Markt für Telekommunikationsdienste insbesondere die 
Nutzung von Mietleitungen, auf denen auch Datenverkehr für Dritte und der ein-
fache Weiterverkauf von Übermittlungskapazität erlaubt sein werden. Zudem ver-
langt die Richtlinie die Schaffung einer von der nationalen Fernmeldeorganisation 
unabhängigen Behörde zur Wahrnehmung der hoheitlich-regulatorischen Aufga-
ben im Zusammenhang mit der Telekommunikation. 

Auf der Seite der Harmonisierung steht die Richtlinie 90/387 zur Verwirklichung des 
Binnenmarktes für Telekommunikationsdienste durch die Einführung eines offenen 
Netzzugangs, Open-Network-Provision (ONP) im Vordergrund. Die Richtlinie enthält 
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eine Rahmenregelung, die in Spezialrichtlinien noch zu konkretisieren ist. Es geht 
dabei insbesondere um die Nutzung der Telefonnetze, der Mietleitungen, der Da-
tenübermittlungsnetze und des Diensteintegrierenden Digitalen Fernmeldenetzes 
(ISDN). Gleichzeitig werden bestimmte Dienstleistungen definiert, die paneuropä-
isch unter harmonisierten Bedingungen auf den Markt kommen sollen. Als Bei-
spiele seien die Mobiltelefone, der Funkruf und die schnurlose Digitalkommuni-
kation erwähnt. 

Geplant ist zudem die Harmonisierung der Vorschriften betreffend den Daten-
schutz im Zusammenhang mit dem Angebot des Diensteintegrierenden Digitalen 
Fernmeldenetzes (ISDN) und der Mobiltelefone. Die Frequenzharmonisierung 
wird durch das Erlassen bindender Richtlinien über die Zuweisung bestimmter 
Dienste auf bestimmte Frequenzen in allen Mitgliedstaaten verstärkt werden. Das 
betrifft z.B. den digitalen Kurzwellenfunk, Telefon im Flugzeug und in Hochge-
schwindigkeitszügen, Informationssysteme im Verkehr oder Not- und Wehrdienst. 
Für den grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehr von grosser Bedeutung ist 
auch die geplante Richtlinie zur gegenseitigen Anerkennung von Konzessionen 
für das Erbringen von Telekommunikationsdienstleistungen. Harmonisierungen 
sollen auch im Bereich der Zugangsnummer für internationale Verbindungen 
beim Telefon (Nr. 00; ist in der Schweiz und in Liechtenstein bereits verwirklicht) 
sowie der Nummer für die Notdienste (Nr. 112; ist in der Schweiz und in Liech-
tenstein z.Z. durch den Störungsdienst der PTT belegt) vorgenommen werden. 

Weitere Instrumente rechtlich nicht verpflichtender Natur werden zur Kenntnis-
nahme als Anhang in das EWRA aufgenommen, da sie für den Sektor wichtige 
Rahmenbedingungen anzeigen: das weitere Rechtssetzungsprogramm, die Nor-
mierungsbemühungen und Empfehlungen zur harmonisierten Einführung paneu-
ropäischer Dienstleistungen. 

Von grosser Bedeutung sind ebenfalls die Bestimmungen zum freien Güterver-
kehr (vgl. Kapitel 7.17 "Technische Vorschriften"), die ebenfalls eine Liberalisie-
rung der früheren Monopole für das Anbieten von Teilnehmeranlagen mit sich 
bringen und gleichzeitig die Harmonisierung der technischen Anforderungen an-
streben, womit die gegenseitige Anerkennung der Zulassung zum Markt verwirk-
licht wird. Teilnehmeranlagen sind unabdingbare Voraussetzung, um Telekom-
munikationsdienste in Anspruch zu nehmen. 

Zu verweisen ist ferner auf das öffentliche Beschaffungswesen (vgl. Kapitel 7.63 "Öf-
fentliches Beschaffungswesen"), das insbesondere für die PTT-Betriebe, aber auch 
für die öffentlichen Verwaltungen eine wichtige Rolle spielen kann. Ferner sind auch 
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die Förderungs-, Forschungs- und Entwicklungsprogramme im Telekommunikati-
onsbereich von wirtschaftlichem und sozialem Gewicht. Sie sind über die flankie-
renden Politiken in das EWRA eingeschlossen. 

Betreffend die Postdienste enthalten weder das EWRA noch seine Anhänge spezi-
fische Regelungen. Es ist jedoch darauf hinzuweisen, dass insbesondere die Wett-
bewerbsregeln ihren Einfluss auch auf die Postverwaltungen haben. 

Die Richtlinie 92/44 zur Einführung des offenen Netzzugangs bei Mietleitungen 
("open network") legt die spezifischen Bedingungen für den offenen Netzzugang 
für Mietleitungen dar. Die Mitgliedstaaten müssen die erforderlichen Massnah-
men treffen, um die Bedingungen für den Zugang zum Netz und für dessen Nut-
zung objektiv und nicht diskriminierend zu gestalten und zu veröffentlichen. Eine 
Harmonisierung der Bedingungen für den diskriminierungsfreien Zugang zum 
Netz und dessen Nutzung innerhalb und zwischen den Mitgliedstaaten drängt sich 
aufgrund der Verwirklichung des Binnenmarktes für Telekommunikationsdienste 
auf. 

Der Grundsatz der Nichtdiskriminierung gilt unter anderem für die Verfügbarkeit 
des technischen Zugangs, für Tarife, Dienstqualität, Bereitstellungszeit (Liefer-
frist), Reparaturzeit sowie für die Verfügbarkeit netz- und kundenspezifischer 
Informationen und zwar unbeschadet der relevanten regulatorischen Datenschutz-
bestimmungen. 

Ziel der Entschliessung des Rates 94/C 48/01 vom 7. Februar 1994 über die 
Grundsätze für den Universaldienst im Bereich der Telekommunikation ist die 
Unterstützung hinsichtlich der Verwirklichung eines Universaldienstes in einem 
Wettbewerbsumfeld und der schrittweisen Anpassung der Tarifstrukturen, in dem 
sie die wichtigsten Grundelemente eines Universaldienstes auf Gemeinschafts-
ebene nennt und eine Orientierung hinsichtlich der Grundsätze für die Finanzie-
rung des Universaldienstes gibt. Dadurch soll im Telekommunikationsbereich die 
Liberalisierung aller öffentlichen Sprachtelefondienste gewährleistet werden. 

Die Entschliessung des Rates 94/C 48/02 vom 7. Februar 1994 über die Entwick-
lung der Postdienste in der Gemeinschaft zielt auf die Förderung der stufenweisen 
und kontrollierten Liberalisierung des Postmarktes und die dauerhaft garantierte 
Bereitstellung eines Universaldienstes, der in jedem Mitgliedstaat allen Benutzern 
zu vertretbaren Preisen zur Verfügung zu stellen ist. 
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Die mit der Entscheidung der Kommission 94/439 vom 15. Juni 1994 zur Ände-
rung des Anhangs II der Richtlinie 92/44 beschlossene Änderung des Anhangs II 
zur Richtlinie 92/44 bezieht sich auf die Festlegung eines Mindestangebots an 
Mietleitungen mit harmonisierten technischen Merkmalen gemäss Artikel 7 der 
Richtlinie 92/44. 

Die Entschliessung des Rates 94/C 181/01 vom 20. Juni 1994 über die Koordinie-
rung im Bereich des Informationsaustausches zwischen Verwaltungen bezieht sich 
auf die Notwendigkeit einer angemessenen Koordinierung zwischen allen beteilig-
ten Verwaltungen während der gesamten Dauer der Entwicklung und des Betriebs 
von Kommunikations- und Informationsaustauschsystemen. 

Die Digitaltechnologie bietet das Potential wesentlicher Vorteile für die Zukunft 
des Fernsehens. Die potentiellen Vorteile dieser Technologie lassen sich in der 
Praxis jedoch nur dann voll ausschöpfen, wenn die Markteinführung harmonisch 
erfolgt, so dass die stufenweise und reibungslose Entwicklung des Marktes zu 
neuen und höherentwickelten Diensten erleichtert und nicht verzögert wird. We-
sentlichste Voraussetzung für diese harmonische Marktentwicklung ist die Über-
nahme gemeinsamer Normen, die kurzfristig die notwendige Markttransparenz für 
Hersteller und Verbraucher bei der Einführung erster Digitalfernsehdienste ge-
währleistet. Die Politik der Europäischen Union in diesem Bereich will daher den 
lauteren, offenen Wettbewerb gewährleisten, die Verbraucherinteressen schützen 
und die Möglichkeit der Piraterie auf ein Minimum begrenzen. Dieser Situation 
trägt die Entschliessung des Rates 94/C 181/02 vom 27. Juni 1994 zu einem Ori-
entierungsrahmen für die Gemeinschaftspolitik im Bereich des Digitalfernsehens 
Rechnung. 

b) Auswirkungen für Liechtenstein 

Durch die Teilnahme Liechtensteins am EWR wird eine unmittelbare Beteili-
gung von Staat und Wirtschaft an der Entwicklung der europäischen Tele-
kommunikationsmärkte möglich. Aufgrund seiner traditionellen Standortvortei-
le einerseits und seiner geographischen Lage im Zentrum Europas andererseits 
eröffnen sich Liechtenstein durch die Teilnahme am EWR bedeutende wirt-
schaftliche Aussichten. Um dieses Marktpotential ausschöpfen zu können, 
hat die Regierung Ende November 1994 ein Gutachten in Auftrag gegeben. 
Eine erste Analyse ergibt, dass für Liechtenstein zahlreiche Möglichkeiten 
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zur Erschliessung neuer und bedeutender Einnahmequellen und Betätigungsmög-
lichkeiten für Staat und Wirtschaft bestehen. Dabei ist insbesondere an den Be-
reich der Konzessionsvergabe an Telekommunikationsunternehmen (Lizenzver-
gabe), an Marktchancen im Bereich der praktischen Telematikanwendungen im 
Finanzdienstleistungssektor sowie an besondere Investitionsmöglichkeiten zu 
denken. Diese Aussichten lassen sich jedoch nur im EWR mit seinen einheitlichen 
Wettbewerbsbedingungen und der Garantie des freien Waren- und Dienstleis-
tungsverkehrs verwirklichen. 

Die Regierung wird dem Landtag in einer ersten Phase den Bericht und Antrag zu 
einem Rahmengesetz über den freien Waren- und Dienstleistungsverkehr im Te-
lekommunikationsbereich unterbreiten. In einer zweiten Phase wird die Regierung 
alles daran setzen, dass die erwähnten Marktchancen optimal ausgeschöpft werden 
können. 

Aufgrund der Richtlinie 92/44 sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, eine nationale 
Aufsichtsbehörde zur Überwachung der hoheitlich-regulatorischen Aufgaben im 
Zusammenhang mit den obengenannten Telekommunikationsdienstleistungen 
einzurichten. Des weiteren sind die entsprechenden verfahrensrechtlichen Mass-
nahmen zur wirksamen Überwachung und Durchführung dieser Bestimmungen zu 
schaffen. 

Die Entschliessungen des Rates 94/C 48/01, 94/C 48/02, 94/C 181/01 und 94/C 
181/02 sowie die Entscheidung der Kommission 94/439 haben keine unmittelba-
ren Auswirkungen für Liechtenstein. 

Informationsdienste 

Betreffend die Informationsdienste bestehen weder im EWRA noch in seinen An-
hängen spezifische Regelungen mit Ausnahme der Bestimmungen zu den horizon-
talen und flankierenden Politiken. Insbesondere im Programm IMPACT sind u.a. 
auch Massnahmen der Rechtsharmonisierung erwähnt, die sich z.B. auf Bestim-
mungen über den Datenschutz oder den Zugang zu elektronischen Informations-
diensten beziehen. Hauptziel des Programmes ist die Schaffung eines einheitli-
chen Marktes für Informationsdienstleistungen sowie die Stärkung und Förderung 
der Position der europäischen Dienstleistungserbringer gegenüber nicht-
europäischer Konkurrenz. Des weiteren wird die Entwicklung der Informations-
dienstleistungen in Regionen vorangetrieben, welche in diesem Bereich unterent-
wickelt sind. 
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7.33 Audiovisuelle Dienste 

7.330 Fernsehen 

a) Acquis 

Im Rahmen des EWR wird der audiovisuelle Sektor unter mehreren Aspekten 
berücksichtigt. Er ist namentlich in Artikel 36 EWRA unter den Dienstleistungen 
erfasst. Bis heute unterliegt lediglich der Bereich der Fernsehprogramme einer 
besonderen Behandlung. Für das Radio gelten die allgemeinen Regeln des EW-
RA. Im Bereich Fernsehen befinden sich die Rechtsinstrumente in einem unter-
schiedlichen Stadium: 

• die Richtlinie 89/552 (sog. "Fernsehrichtlinie") ist in Kraft; sie ist Gegens-
tand des Acquis (Anhang X) und das grundlegende Instrument im EWR für 
die Fernsehprogramme; 

• betreffend Förderung siehe das Programm MEDIA 

• die technologische Entwicklung einer europäischen Norm für das ho-
chauflösliche Fernsehen; der Entwurf einer Richtlinie ist in der EU in Dis-
kussion wie jener über die Abgeltung von Urheberrechten beim Satelliten- 
und Kabelfernsehen. 

Die einschlägigen Bestimmungen des EWRA und die Fernsehrichtlinie richten 
sich auf eine Sicherung des Wettbewerbs und des freien grenzüberschreitenden 
Verkehrs von Fernsehsendungen. Ziel der Richtlinie ist es, die europäischen Nor-
men zu harmonisieren. Sie enthält daher bestimmte Regeln im Bereich der Wer-
bung, des Sponsoring, des Schutzes der Minderjährigen und des Rechts auf Ge-
gendarstellung. Sie verpflichtet die Staaten, die Verbreitung und Produktion von 
Fernsehsendungen namentlich durch die Einführung von Quoten für Sendungen 
europäischen Ursprungs zu fördern. In zahlreichen Punkten ist die Richtlinie iden-
tisch mit der entsprechenden Konvention des Europarates vom 5. Mai 1989, wel-
che Liechtenstein unterzeichnet, aber noch nicht ratifiziert hat. Gemäss Anlage 
zum Postvertrag (LGB1. 1993 Nr. 59), Ziffer III, wird diese Konvention proviso-
risch angewendet. 

Die beiden Instrumente unterscheiden sich eher durch ihren Ansatzpunkt. Die Richtlinie 
zielt auf den „grossen europäischen Markt“ ab, während die Konvention hauptsächlich 
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grundrechtliche Argumente (Recht auf Information, kulturelle Vielfalt in Europa) 
zugrundelegt. 

Die Sendeanstalten der Länder des EWR haben die minimalen Normen der Richt-

linie anzuerkennen und sie können sich der Weiterverbreitung von Programmen 

aus anderen EWR-Ländern auf ihrem Gebiet nicht widersetzen. Für die eigenen 

Sender können aber strengere Normen festgelegt werden. Bei der Werbung für 

alkoholische Getränke können die EFTA-Länder die entsprechenden Sende-

Einheiten bei der Sendung auf ihrem Gebiet "herausschneiden". Diese Ausnahme-

regelung wird 1995 überprüft. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Da in Liechtenstein derzeit keine Fernsehanstalt besteht, hat die Übernahme der 

Fernseh-Richtlinie vorerst keine unmittelbaren Auswirkungen (vgl. auch Bericht 

und Antrag der Regierung Nr. 46/92 betreffend das Abkommen über den Europäi-

schen Wirtschaftsraum). 

7.331 Filmrecht 

a) Acquis 

Es bestehen drei Richtlinien, welche die Niederlassungsfreiheit für die selbständi-

gen Berufe und den freien Dienstleistungsverkehr im Filmverleih bzw. in der 

Filmproduktion regeln. Zu beachten ist ausserdem die Richtlinie 63/607 zur 

Durchführung der Bestimmung des Allgemeinen Programms zur Aufhebung der 

Beschränkung des freien Dienstleistungsverkehrs auf dem Gebiet des Filmwesens. 

Sie streben insgesamt einen liberalen Austausch im Personen- und Dienstleis-

tungsverkehr an und verbieten Beschränkungen bei Einfuhr und Verleih von Fil-

men anderer Mitgliedstaaten. 

Massgebend wird auch die Fernsehrichtlinie sein, diesbezüglich Herstellung und 

Verwertung von Filmen und Audiovisionswerken. 

Dieser Bereich ist ebenfalls den allgemeinen Regeln des EWRA unterworfen. 
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b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Die Tätigkeit der selbständigen Berufe im Filmproduktionsbereich fällt unter das 
Gewerbegesetz. Bei den besonderen fachlichen Voraussetzungen, die von der Re-
gierung festgesetzt werden, sind nach Inkrafttreten des EWRA die Bestimmungen 
der Richtlinie 63/607 massgebend (vorbehalten bleiben die im Protokoll 15 ent-
haltenen Bestimmungen). 

7.34 Transportdienstleistungen 

a) Acquis 

Die Bestimmungen im Verkehrsbereich sind Gegenstand der Artikel 47 - 52 EW-
RA und von Anhang XIII. Sie haben die gegenseitige Gewährung des Marktzu-
gangs und eine Liberalisierung der Transportdienstleistungen u.a. durch die Har-
monisierung technischer Vorschriften und die Vereinheitlichung der Arbeitsbe-
dingungen zum Ziel. 

Der Verkehrsbereich ist systematisch dem Vertragsabschnitt über die Dienstleis-
tungen zugeordnet. Die allgemeinen Bestimmungen über den Verkehr richten sich 
weitgehend nach den entsprechenden Vorschriften des EG-Vertrages. 

In Artikel 47 EWRA wird in Analogie zu Artikel 84 EGV der Geltungsbereich 
von Artikel 48 - 52 EWRA auf den Schienen- und Strassenverkehr und die Bin-
nenschiffahrt beschränkt. Die spezifischen Bestimmungen von Anhang XIII 
betreffen alle Verkehrsbereiche: Landtransporte, Binnenschiffahrt und Zivilluft-
fahrt. 

Gemäss Artikel 48 EWRA dürfen die Vorschriften der EU- und EFTA-Staaten, 
welche den Eisenbahn-, Strassen- und Binnenschiffahrtsverkehr betreffen und 
welche nicht in Anhang XIII des EWRA aufgeführt sind, in ihren direkten und 
indirekten Auswirkungen die Verkehrsunternehmer der übrigen Vertragsstaaten 
nicht schlechter stellen als die inländischen Verkehrsunternehmer (Diskriminie-
rungsverbot). 

Artikel 49 EWRA sagt aus, dass staatliche Beihilfen mit dem Abkommen verein-
bar sind, wenn sie den Erfordernissen der Koordinierung des Verkehrs oder der 
Abgeltung bestimmter Leistungen des öffentlichen Dienstes entsprechen. 
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Artikel 50 verlangt von den Vertragsparteien, dass sie Diskriminierungen beseiti-

gen, die darin bestehen, dass einem Verkehrsunternehmer in denselben Verkehrs-

verbindungen für die gleichen Güter je nach ihrem Herkunfts- oder Bestimmungs-

land unterschiedliche Frachtgebühren und Beförderungsbedingungen auferlegt 

werden. Die zuständige Überwachungsbehörde wird mit der Untersuchung von 

Diskriminierungsfällen beauftragt. 

Artikel 51 EWRA untersagt aber im Verkehr zwischen den Vertragsparteien 

Frachten und Beförderungsbedingungen, die in irgendeiner Weise der Unterstüt-

zung oder dem Schutz eines oder mehrerer bestimmter Unternehmen oder Indust-

rien dienen, ausser die EFTA-Überwachungsbehörde und die EU-Kommission 

erteilen ihre Genehmigung dazu. 

Auf eine Darstellung des Acquis in den Bereichen Eisenbahn und Schiffahrt kann 

hier verzichtet werden. Es wird im folgenden nur auf den Bereich Landtransporte/ 

Strassenverkehr und Luftfahrt näher eingegangen. 

1. Landtransporte/Strassenverkehr 

Die Bestimmungen über die Landtransporte finden sich neben Artikel 47 ff EW-

RA im Anhang XIII sowie im Protokoll 44. 

Nationalitätsbestimmungen 

Jede Schlechterstellung eines Strassentransporteurs aufgrund der Nationalität ist 

verboten (Artikel 4 EWRA). Artikel 51 EWRA legt die Gleichstellung von Staats-

angehörigen anderer Mitgliedstaaten hinsichtlich der Niederlassung zum Zwecke 

der selbständigen Erwerbstätigkeit fest. Staatsangehörige anderer EWR-Staaten 

müssen bezüglich ihrer Beteiligungen am Kapital von juristischen Personen, die 

einen Erwerbszweck haben, den Inländern gleichgestellt werden. 

Das Gleichstellungsgebot betrifft den ganzen Bereich des Landtransports, im be-

sonderen den Zugang zum Beruf des Strassentransporteurs und den freien Zugang 

zu den Verkehrsmärkten und zum Busverkehr. 
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Staatliche Beihilfen 

In der Verordnung 1191/69 über das Vorgehen der Mitgliedstaaten betreffend die 

aus dem Begriff des öffentlichen Dienstes entstehenden Verpflichtungen auf dem 

Gebiet des Eisenbahn-, Strassen- und Binnenschiffsverkehrs wird als primäre 

Verpflichtung eine ausreichende Verkehrsbedienung vorgeschrieben. Diese wird 

nach den Merkmalen des öffentlichen Interesses, nach der Möglichkeit, andere 

Verkehrsmittel einzusetzen, und nach den Beförderungsentgelten und -

bedingungen beurteilt (Artikel 3). 

Staatliche Beihilfen sind dementsprechend zu folgenden Zwecken zulässig: Für 

Massnahmen zur Koordinierung des Verkehrs; für die Abgeltung von Leistungen, 

die mit dem Begriff des öffentlichen Dienstes zusammenhängen (gemeinwirt-

schaftliche Leistungen); für die Bedürfnisse unterentwickelter Gebiete und für 

eine angemessene Standortpolitik. 

Buchführung 

Im Hinblick auf eine Einführung eines Abgeltungssystems für die Benutzung der 

Verkehrswege im Rahmen der gemeinsamen Verkehrspolitik wird die Einführung 

einer ständigen Buchführung verlangt, die für jeden Verkehrsträger ein einheitli-

ches Verbuchungsschema vorgibt (Verkehrsstatistik). Grundlage ist die Verord-

nung 1108/70. 

Zugang zum Beruf des Strassentransporteurs 

In der EG bestehen folgende Bestimmungen: Richtlinie 74/561 über den Zugang 

zum Beruf des Güterkraftverkehrsunternehmers im innerstaatlichen und grenz-

überschreitenden Verkehr und Richtlinie 74/562 über den Zugang zum Beruf des 

Personenkraftunternehmers im innerstaatlichen und grenzüberschreitenden Ver-

kehr, nach denen die Staaten die Zulassung zum Beruf des Strassentransporteurs 

in ihrem Recht regeln müssen. 
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Personentransporte 

Hinsichtlich des innerstaatlichen Personenverkehrs verlangt der Binnenmarkt für 
die EU-Staaten eine Liberalisierung im Sinne des freien Zugangs zu den Ver-
kehrsmärkten und somit auch zum Busverkehr. Eine diesbezügliche Verordnung 
wurde im Dezember 1991 verabschiedet und ist auf 1993 in Kraft getreten. Dis-
kriminierungen aufgrund der Nationalität sind verboten. 

Beim grenzüberschreitenden Personenverkehr sind folgende Verordnungen an-
wendbar: Die Verordnung 117/66 über die Einführung gemeinsamer Regeln für 
den grenzüberschreitenden Personenverkehr mit Kraftomnibussen, die Verord-
nung 516/72 über die Einführung gemeinsamer Regeln für den Linienverkehr und 
die Sonderformen des Linienverkehrs mit Kraftomnibussen zwischen den Mit-
gliedstaaten. Diese Verordnungen unterstellen die verschiedenen Sparten mit 
Ausnahme des Gelegenheitsverkehrs einer Genehmigungspflicht. Zusammenfas-
send präsentiert sich die Regelung des grenzüberschreitenden Personenverkehrs in 
der EU wie folgt: 

• Gelegenheitsverkehr: Keine Genehmigungspflicht (Verordnung 117/66); 
• Arbeitstransporte: Keine Genehmigungspflicht, nur Bescheinigungspflicht 

(Verordnung 117/66); 
• Pendelverkehr: Genehmigungspflicht (Verordnung 516/72); 
• Linienverkehr: Genehmigungspflicht (Verordnung 516/72). 

Güterverkehr 

Richtlinie 85/3 regelt die Gewichte, Abmessungen und bestimmte andere techni-
sche Merkmale bestimmter Fahrzeuge des Güterkraftverkehrs. Die Verordnung 
4060/89 über den Abbau von Grenzkontrollen der Mitgliedstaaten im Strassen- 
und Binnenschiffsverkehr sieht vor, dass auf technische Kontrollen der Fahrzeuge 
an der Landesgrenze verzichtet wird. 

Die Verordnung 4059/89 zur Festlegung der Bedingungen für die Zulassung von Ver-
kehrsunternehmen zum Güterkraftverkehr innerhalb eines Mitgliedstaates, in dem sie 
nicht ansässig sind, schreibt die Zulassung der Kabotage vor. Unter den Begriff der 
Kabotage (Inland- oder Binnentransporte) fallen nicht-grenzüberschreitende Transporte 
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durch ausländische Fahrzeuge, d.h. die Beförderung von im Inland aufgenomme-
nen und dort wieder abzusetzenden Waren durch Fahrzeuge, die im Inland nicht 
immatrikuliert sind. 

Sozialbestimmungen 

Die Sozialbestimmungen in der Verordnung 3820/85 über die Harmonisierung 
bestimmter Sozialvorschriften im Strassenverkehr sehen eine Lenkzeit von 9 
Stunden, zweimal pro Woche 10 Stunden, eine wöchentliche Lenkzeit von max. 
56 Stunden, in zwei Wochen max. 90 Stunden, vor. 

Zusätzliche Fragen beim Strassenverkehr 

Die Richtlinie 77/143 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die technische Überwachung der Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger 
schreibt den Mitgliedstaaten vor, Lastkraftwagen, Gesellschaftswagen, Kleinbus-
se, Anhänger und Sattelanhänger von mehr als 3,5 t Gesamtgewicht jährlich nach-
zuprüfen. 

Nach der Verordnung 3821/85 über das Kontrollgerät im Strassenverkehr dürfen 
Fahrtenschreiber nur von Installateuren oder Werkstätten eingebaut oder repariert 
werden, die behördlich zugelassen sind. 

Alle Bedingungen zur Erteilung und Verwendung der Kabotagegenehmigungen 
gemäss der Verordnung 3118/93 gelten fiir die Kabotagebeförderung von Gütern 
mit Kraftfahrzeugen im Werkverkehr. Genehmigungen für die Kabotagebeförde-
rung sind somit sowohl an Unternehmen zu erteilen, die zur Güterbeförderung mit 
Kraftfahrzeugen im Werkverkehr befugt sind, als auch an Unternehmen des ge-
werblichen Güterkraftverkehrs. Die Verordnung 792/94 der Kommission zur Fest-
legung der Einzelheiten der Anwendung der Verordnung 3118/93 auf Unterneh-
men, die die Güterbeförderung mit Kraftfahrzeugen im Werkverkehr durchführen, 
stellt somit eine Konkretisierung der Verordnung 3118/93 dar. 

Die Richtlinie 94/23 der Kommission zur Änderung – im Hinblick auf die Festsetzung 
von Mindestnormen für die Prüfung der Bremsanlagen von Kraftfahrzeugen – der 
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Richtlinie 77/143 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die technische Überwachung der Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger 
stellt einen Rechtsänderungsakt bezüglich der Richtlinie 77/143 dar. Die Ände-
rung bezieht sich auf das technische Prüfverfahren bei Bremsanlagen durch eine 
Neufestsetzung von Mindestwerten für die Bremswirksamkeit. 

Die Siebte Richtlinie 94/21 zur Regelung der Sommerzeit regelt das einheitliche 
In- und Ausserkrafttreten der Sommerzeit in den EWR-Mitgliedstaaten ab 1995. 

Die Richtlinie 93/89 über die Besteuerung bestimmter Kraftfahrzeuge zur Güter-
beförderung sowie die Erhebung von Maut- und Benutzungsgebühren für be-
stimmte Verkehrswege durch die Mitgliedstaaten hat folgenden Inhalt: Die Besei-
tigung der Wettbewerbsverzerrungen zwischen Verkehrsunternehmen aus den 
Mitgliedstaaten erfordert die Harmonisierung der Abgabensysteme und die Ein-
führung gerechter Mechanismen für die Anlastung der Wegekosten an die Ver-
kehrsunternehmer. Zu diesem Zweck sollten Mindestsätze für die in den Mitglied-
staaten derzeit geltenden Kraftfahrzeugsteuern oder für die Steuern, die mögli-
cherweise die Kraftfahrzeugsteuern ersetzen, festgelegt werden. 

Die Maut- und Benutzungsgebühren dürfen nicht mit Diskriminierungen, über-
mässigem Verwaltungsaufwand oder Behinderungen an den Binnengrenzen ver-
bunden sein. Gemäss Artikel 7 lit. c der Richtlinie dürfen die Maut- und Benut-
zungsgebühren nur für bestimmte Strassenkategorien und Strassenbauwerke ein-
geführt und erhoben werden. 

Angesichts der zunehmenden Probleme im Zusammenhang mit der Überlastung 
der Strassen, dem Umweltschutz und der Sicherheit im Strassenverkehr ist es im 
allgemeinen Interesse notwendig, den kombinierten Verkehr als Alternative zum 
Strassenverkehr vermehrt zu fördern. In der Richtlinie 92/106 über die Festlegung 
gemeinsamer Regeln für bestimmte Beförderungen im kombinierten Güterverkehr 
zwischen Mitgliedstaaten sind Massnahmen und Anreize zu Förderung des kom-
binierten Güterverkehrs zwischen den Mitgliedstaaten festgelegt. 

Die Verordnung 3356/91 zur Änderung der Verordnung 4060/89 über den Abbau 
von Grenzkontrollen der Mitgliedstaaten im Strassen- und Binnenschiffsverkehr 
sieht eine marginale Änderung im technischen Anhang der Verordnung betreffend 
der Kontrolle und Untersuchung der Beförderungsmittel und Dokumente vor. 
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Die Verordnung 3578/92 zur Änderung der Verordnung 1107/70 über Beihilfen 
im Eisenbahn-, Strassen- und Binnenschiffsverkehr beinhaltet eine Neufassung 
des Artikels 3.1 Bst. e - betreffend die Gewährung von Beihilfen an die Infrastruk-
tur zur Förderung des kombinierten Verkehrs. 

Die Verordnung 3912/92 bezieht sich auf die in der Gemeinschaft durchgeführten 
Kontrollen im Strassen- und im Binnenschiffsverkehr von in einem Drittland re-
gistrierten oder zum Verkehr zugelassenen Verkehrsmittel. Die Behörden des 
Mitgliedstaates, in dem die Verkehrsmittel aus einem Drittland einfahren, müssen 
weiterhin die Möglichkeit haben, alle erforderlichen Kontrollen durchzuführen, ob 
für das betreffende Verkehrsmittel eine Beförderungsgenehmigung für die Fahrt 
in oder durch das Hoheitsgebiet des Mitgliedstaates vorliegt. 

Die Verordnung 3916/90 über Massnahmen bei Krisen auf dem Güterkraftver-
kehrsmarkt regelt die Ergreifung von Massnahmen bei Vorliegen von Störungen 
auf dem Güterkraftverkehrsmarkt durch die Mitgliedstaaten. Sie setzt hierfür die 
entsprechenden materiellen und verfahrensrechtlichen Bestimmungen und Mass-
nahmen fest. 

Die Richtlinie 91/328 zur Änderung der Richtlinie 77/143 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die technische Überwachung der 
Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger ergänzt die Richtlinie 77/143 in rein 
technischer Hinsicht. 

Die Richtlinie 91/439 über den Führerschein regelt aus Gründen der Sicherheit im 
Strassenverkehr und um einen Beitrag zur gemeinsamen Verkehrspolitik zu leis-
ten, die Mindestvoraussetzungen für die Ausstellung eines Führerscheins und be-
inhaltet Vorschriften zur allgemeinen Einführung von in der Richtlinie genannten 
Fahrzeugklassen in der Gemeinschaft. 
Die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften über die Gurtanlegepflicht innerhalb 
der Gemeinschaft weichen stark voneinander ab. Es ist daher erforderlich, sie zu 
harmonisieren. Die Richtlinien 76/115 und 77/541 regeln lediglich die techni-
schen Anforderungen, denen Sicherheitsgurte in Kraftfahrzeugen genügen müs-
sen. Die Richtlinie 91/671 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten über die Gurtanlegepflicht in Kraftfahrzeugen mit einem Gewicht von 
weniger als 3,5 Tonnen regelt deren Benutzung und den Benutzerkreis. 
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Die Richtlinie 92/6 über Einbau und Benutzung von Geschwindigkeitsbegrenzern 
für bestimmte Kraftfahrzeugklassen in der Gemeinschaft bestimmt die erforderli-
chen Voraussetzungen und Massnahmen, damit bestimmte Kraftfahrzeuge, die in 
der Richtlinie beschrieben werden, mit sogenannten Geschwindigkeitsbegrenzern 
gemeinschaftsweit ausgerüstet werden können. 

Die Richtlinie 92/7 zur Änderung der Richtlinie 85/3 über die Gewichte, Abmes-
sungen und bestimmte andere technische Merkmale ändert die Richtlinie 85/3 
bezüglich gewisser technischer Angaben in ihrem Anhang. 

Die Richtlinie 92/54 zur Änderung der Richtlinie 77/143 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die technische Überwachung der 
Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger (Bremsen) ändert die Richtlinie 
77/143 hinsichtlich dem Verfahren zur Überprüfung der Bremsausrüstung von 
schweren Nutzfahrzeugen. 

Die Richtlinie 92/55 zur Änderung der Richtlinie 77/143 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die technische Überwachung der 
Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger (Auspuffgase) ändert die Richtlinie 
77/143 hinsichtlich der Prüfkriterien für die regelmässige Abgasuntersuchung bei 
Kraftfahrzeugen. 

Aufgrund der sehr unterschiedlichen Sicherheitsstandards im Strassenverkehr in 
den einzelnen Mitgliedstaaten erachtet es die Kommission als notwendig, den 
Informationsund Erfahrungsaustausch im Bereich der Strassenverkehrssicherheit 
durch die Errichtung einer gemeinschaftlichen Datenbank zu fördern. Die Mit-
gliedstaaten sind deshalb angehalten, die entsprechenden statistischen Daten zu 
sammeln und an die - jedoch erst noch zu errichtende - gemeinschaftliche Daten-
bank zu übermitteln. Dies ist Gegenstand der Entscheidung 93/704 über die Ein-
richtung einer gemeinschaftlichen Datenbank über Strassenverkehrsunfälle 

Die Verordnung 684/92 zur Einführung gemeinsamer Regeln für den grenzüber-
schreitenden Personenverkehr mit Kraftomnibussen regelt den grenzüberschrei-
tenden Personenverkehr mit Kraftomnibussen im Gebiet der Gemeinschaft. Da-
nach müssen die Märkte zur Dienstleistungserbringung den Verkehrsunternehmen 
aller Mitgliedstaaten ohne Diskiminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit 
oder des Niederlassungsortes offen stehen. 
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Die Verordnung 881/92 über den Zugang zum Güterkraftverkehrsmarkt in der 
Gemeinschaft für Beförderungen aus oder nach einem Mitgliedstaat oder durch 
einen oder mehrere Mitgliedstaaten gilt für den grenzüberschreitenden gewerbli-
chen Güterkraftverkehr auf den im Gebiet der Gemeinschaft zurückgelegten Weg-
strecken. Die Marktzugangsregelung beruht auf qualitativen Kriterien, denen die 
Güterkraftverkehrsunternehmer genügen müssen. Erfüllt der Unternehmer die in 
der Verordnung umschriebenen Voraussetzungen, so wird ihm die Gemeinschafts-
lizenz erteilt. 

Die Verordnung 1839/92 der Kommission mit Durchführungsvorschriften zur 
Verordnung 684/92 des Rates hinsichtlich der Beförderungsdokumente für den 
grenzüberschreitenden Personenverkehr regelt das Mit-Sich-Führen und Verwen-
den von bestimmten Beförderungsdokumenten beim grenzüberschreitenden Per-
sonenverkehr innerhalb der Gemeinschaft. 

Die Verordnung 2454/92 zur Festlegung der Bedingungen für die Zulassung von 
Verkehrsunternehmen zum Personenverkehr mit Kraftomnibussen innerhalb eines 
Mitgliedstaates, in dem sie nicht ansässig sind, beinhaltet die Beseitigung aller 
Beschränkungen für Erbringer von Dienstleistungen aufgrund ihrer Staatsangehö-
rigkeit oder weil sie in einem anderen Mitgliedstaat niedergelassen sind als dem, 
in dem die Dienstleistung erbracht werden soll. 

Die Verordnung 2944/93 der Kommission zur Änderung der Verordnung 1839/92 
über die Kontrolldokumente für den Pendelverkehr mit Unterbringung und den 
Gelegenheitsverkehr ändert die Verordnung 1839/92 hinsichtlich der technischen 
Ausgestaltung des Fahrtenblattes. 

Die Verordnung 3118/93 zur Festlegung der Bedingungen für die Zulassung von 
Verkehrsunternehmen zum Güterkraftverkehr innerhalb eines Mitgliedstaates, in 
dem sie nicht ansässig sind, regelt bis zur endgültigen Liberalisierung des Güter-
kraftverkehrsmarktes - anhand des Kontingentsprinzips - die Ausübung von 
Transportdienstleistungen innerhalb eines Mitgliedstaates durch Frächter, in dem 
sie nicht ansässig sind (sogenannte Kabotage). 

Die Verordnung 3688/92 der Kommission zur Anpassung der Verordnung 3821/85 des 
Rates über das Kontrollgerät im Strassenverkehr an den technischen Fortschritt ändert 
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die Verordnung 3821/85 hinsichtlich der technischen Ausgestaltung und Plombie-
rung des Kontrollgerätes. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Das Transportgewerbe findet in Liechtenstein gute Rahmenbedingungen vor. Aus 
diesem Grunde und wegen der Exportorientiertheit der Industrie als sehr bedeu-
tendem Wirtschaftszweig der Volkswirtschaft ist heute schon die Bedeutung des 
Transportgewerbes beträchtlich. Das EWRA bringt ihm eine zusätzliche Liberali-
sierung und die Öffnung des Marktzugangs im gesamten EWR, freilich auch zu-
sätzliche Konkurrenz. Wesentliche Behinderungen werden entfallen (Kontingen-
tierungen, Kabotageverbot, Bewilligungen usw.). 

Der Zugang zum Beruf des Strassentransporteurs ist in Liechtenstein durch das 
Gewerbegesetz geregelt. Neben den allgemeinen Voraussetzungen sind auch be-
sondere fachliche Voraussetzungen zu erfüllen. Mit Inkrafttreten des EWRA ha-
ben sich diese nach den dort geltenden Richtlinien zu richten. 

Aufgrund des Postvertrags besitzt die PTT das ausschliessliche Recht, Reisende 
im Kursbetrieb zu befördern. Im Hinblick auf die von Liechtenstein im EWR zu 
übernehmenden Verpflichtungen und der Nicht-Teilnahme der Schweiz am EWR 
wurde mit der Schweiz eine diesbezügliche Vereinbarung zum Postvertrag abge-
schlossen. 

Im Bereich Güterverkehr enthält die Richtlinie 85/3 über die Gewichte, Abmes-
sungen und bestimmte andere technische Merkmale bestimmter Fahrzeuge des 
Güterkraftverkehrs gegenüber dem liechtensteinischen Recht verschiedene Ab-
weichungen. Das liechtensteinische Strassenverkehrsgesetz war in bezug auf die 
Bestimmungen über Masse und Gewichte den Bestimmungen der Richtlinie 85/3 
anzupassen (LGB1. 1992 Nr. 114). Die Verordnungen 4059/89 und 4060/89 wer-
den direkt anwendbares Recht. 

Im Bereich Landtransporte schreiben die liechtensteinischen Sozialbestimmungen 
eine tägliche Lenkzeit von maximal 9 Stunden und eine wöchentliche Lenkzeit 
von maximal 45 Stunden vor. Der Acquis über die Harmonisierung bestimmter 
Sozialvorschriften im Strassenverkehr sieht eine grosszügigere Regelung vor. Die 
betreffende EWR-Verordnung findet mit Inkrafttreten des EWRA in Liechtenstein 
direkte Anwendung. 
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Liechtensteinische Frächter, die Inhaber einer Kabotagegenehmigung sind, müs-

sen im Rahmen der Verordnung 3118/93 zur Kabotage in den Mitgliedstaaten 

zugelassen werden. 

Das Gesetz über die Erhebung der Motorfahrzeugsteuer (LGB1. 1994 Nr. 78) 

muss bezüglich der Abstufung der Steuersätze und der möglichen Ausnahmen von 

der Steuerpflicht im Rahmen der Richtlinie 93/89 angepasst werden. 

Aufgrund der Richtlinie 91/439 über den Führerschein muss die Verkehrszulas-

sungsverordnung den relevanten Bestimmungen dieser Richtlinie angepasst wer-

den. Für die Umsetzung der Richtlinie in nationales Recht haben alle EFTA-

EWR-Länder eine Übergangsfrist bis zum 1.1.2000 festgelegt. 

Im Rahmen der anwendbaren Verordnung 3118/93 (Kabotage im Strassengüter-

transport) sind Liechtenstein für das Jahr 1995 33 Genehmigungen (pro rata tem-

poris) zur Ausübung von Kabotagedienstleistungen innerhalb der Gemeinschaft 

zugeteilt worden. Für die folgenden drei Jahre erhält Liechtenstein eine jährliche 

30 %-ige Erhöhung des Genehmigungskontingents. Dies bedeutet, dass Liechten-

stein für 1996 43, für 1997 56 und bis zur vollständigen Liberalisierung der Kabo-

tage innerhalb des EWR am 1. Juli 1998 für 1998 noch einen Kontingentsanteil 

von 37 Genehmigungen seitens der Kommission erhält. Die Verordnung betref-

fend Kabotagegenehmigungen stammt aus dem Zusatzacquis und wurde für die 

EFTA-Staaten neu ausgehandelt. Eine vom Amt für Volkswirtschaft erteilte Ge-

nehmigung gilt für zwei Monate und bezieht sich auf ein in der Verordnung um-

schriebenes Transportfahrzeug. Die Genehmigung ist persönlich, d.h. sie ist nicht 

übertragbar, und sie verfällt bei Nichtgebrauch. Die Kabotagegenehmigung wird 

auf Antrag vom Amt für Volkswirtschaft ausgegeben. Das Amt für Volks-

wirtschaft setzt auch das Ausgabeverfahren und den Ausgabepreis für die Geneh-

migungen fest. 

Die übrigen erwähnten Verordnungen, Entscheidungen und Richtlinien haben auf 

Liechtenstein keine unmittelbaren Auswirkungen. 
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2. Luftverkehr 

Liechtenstein untersteht aufgrund des Notenaustausches vom 25.1.1950 betreffend 
die Ausübung der Aufsicht über die Luftfahrt in Liechtenstein durch schweizeri-
sche Behörden (LGB1. 1950 Nr. 9) dem schweizerischen Luftverkehrsrecht. 
Liechtenstein hat eine Übergangsfrist bis zum 1.1.2000 mit Überprüfung im Jahr 
1999 erhalten. In diesem Zusammenhang ist auf die bilateralen Verhandlungen 
der Schweiz mit der EU hinzuweisen. 

7.4 Freier Kapitalverkehr 

7.40 Allgemeines 

a) Acquis 

Der freie Kapitalverkehr zählt zu den im EWRA verankerten Grundfreiheiten (Ar-
tikel 40 ff EWRA). Die Freiheit des Kapitalverkehrs für Finanz- und Sachkapital 
bildet eine wesentliche Voraussetzung für die Schaffung binnenmarktähnlicher 
Verhältnisse auf allen Gebieten, ganz besonders jedoch im Finanzsektor. Die Ver-
tragsbestimmungen implizieren nicht nur ein Verbot direkter devisenrechtlicher 
Beschränkungen; untersagt sind auch sonstige indirekte Kapitalverkehrshindernis-
se, denn die Vertragsparteien müssen grundsätzlich alle kapitalverkehrsrelevanten 
Diskriminierungen aufgrund der Staatsangehörigkeit, des Wohnsitzes oder des 
Anlageorts aufheben (Artikel 40 EWRA, Anhang XII). Dieses Diskriminierungs-
verbot gilt für Direktinvestitionen, bzw. Firmengründungen, -beteiligungen und -
übernahmen, ebenso wie für den Grundstückerwerb, die Regelungen betreffend 
Wertschriftenemission und -zulassung oder die steuerliche Behandlung von Wert-
schriftentransaktionen. Liquiditäts- und Anlagevorschriften im Rahmen der Fi-
nanzmarktaufsicht sind zulässig, soweit sie den einschlägigen EWR-Regeln ent-
sprechen bzw. objektiv begründet werden können. 

Neben dem freien Grundverkehr ist die Beteiligung an und die Uebernahme von Unter-
nehmen ein wichtiger Aspekt des Kapitalverkehrs. Die Vierte Richtlinie über den Kapi-



153 

talverkehr regelt ferner die Liberalisierung der Übernahme, der kapitalsmässigen 
Beherrschung und der Neugründung von Unternehmen. 

Weder die indirekten noch die direkten Steuern sind Gegenstand des EWRA. Der 
steuerrechtliche Acquis der EU wird deshalb nicht übernommen. Das gilt für die 
Richtlinien zur Harmonisierung der indirekten Steuern (insbesondere der Mehr-
wertsteuersysteme) und auch der direkten Steuern (Lizenzgebühren und Holding-
steuern). Auch die Steueramtshilfe ist nicht Teil des Acquis. 

Im Verhältnis zu Drittländern sieht das Abkommen kein gemeinsames Regime 
vor, d.h. die Vertragsparteien bleiben in ihrer Drittlandpolitik autonom. Allerdings 
bekennen sie sich zum Ziel einer Liberalisierung "erga omnes"6. Über allfällige 
konzertierte Massnahmen infolge schwerwiegender Devisen- oder Finanzmarkt-
störungen können sie sich ad hoc konsultieren. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Aufgrund des EWRA waren die in EU- und EFTA-EWR-Staaten gegenüber 
Liechtenstein bestehenden Kapitalverkehrshindernisse (so insbesondere bei den 
Direktinvestitionen, dem Immobilienerwerb und Wertschriftenoperationen) auf-
zuheben, sofern und soweit keine Übergangsfrist anwendbar ist. Für Direktinvesti-
tionen unter dem Titel der Kapitalverkehrsfreiheit konnte Liechtenstein eine Ver-
längerung der Übergangsfrist bis 1.1.1997 mit Überprüfung hinsichtlich einer wei-
teren Verlängerung der Übergangsfrist verhandeln. Im Bereich Grundverkehr er-
hält Liechtentein eine Verlängerung der Übergangsfrist bis zum 1.1.1999 mit 
Überprüfung. Dies wird in den Schlussfolgerungen des EWR-Rates vom 20. De-
zember 1994 festgehalten. 

Alle gewerberechtlichen Beschränkungen, die eine Ungleichbehandlung aufgrund der 
Staatsangehörigkeit oder des ausländischen Wohnsitzes vorsehen, stehen im Wider-
spruch zum EWR-Recht und sind somit aufzuheben. Ausländern in Liechtenstein ist -
unter Beibehaltung der bestehenden gewerberechtlichen Auflagen - Inländergleich-
behandlung zu gewähren. Auch Ausländer und Inländer mit Wohnsitz in einem anderen 

                                                 
6 D.h. der Vorteil des Binnenmarktes soll Drittländern nur zugutekommen, wenn sie eine vergleichbare Öff-

nung anbieten. 
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EWR-Staat sind frei, in Liechtenstein ein Unternehmen zu betreiben, und zwar 
ohne dass sie verpflichtet werden könnten, ihren Wohnsitz im Land zu nehmen. 

Für die Umsetzung dieser EWR-Vorschriften besteht neben der vorerwähnten 
Übergangsfrist mit Überprüfung eine Übergangsfrist bis zum 1.1.1997 unter dem 
Titel der Personenverkehrsfreiheit in bezug auf im Ausland wohnhafte selbständig 
Erwerbstätige (siehe Protokoll 15, insbesondere die Erklärung vom 20. Dezember 
1994 des EWR-Rates vom 20. Dezember 1994, in welche auch die Erklärung 
Liechtensteins einbezogen ist). 

Dem Kapitalverkehr entgegenstehende devisenrechtliche Beschränkungen sind 
auf dem Schweizerfranken-Markt praktisch nicht bekannt. Es sind deshalb keine 
Anpassungen erforderlich. In diesem Bereich ist der Währungsvertrag mit der 
Schweiz massgeblich. Zu Protokoll 18 EWRA (Freier Kapitalverkehr) besteht 
eine Erklärung zur Mitteilung von Schutzmassnahmen auf diesem Gebiet. Diese 
Erklärung ist notwendig, weil die Schweiz am EWR nicht teilnimmt. Es wäre the-
oretisch denkbar, dass die Schweizerische Nationalbank (SNB) währungspoliti-
sche Massnahmen im Widerspruch zum EWRRecht ergreifen könnte, die über den 
Währungsvertrag auch auf Liechtenstein anwendbar würden. Liechtenstein kann 
in der Regel nicht vor Inkrafttreten einer solchen Massnahme der SNB die ande-
ren EWR-Mitgliedländer über die Massnahme informieren. Auf diesen sehr theo-
retischen Fall nimmt die Erklärung Bezug. 

Besonders berührt sind die nationalen Interessen Liechtensteins beim Grundver-
kehr. Hier wurde eine Übergangsfrist bis zum 1.1.1999 mit Überprüfung ausge-
handelt (siehe nachstehendes Kapitel). 

7.41 Grunderwerb 

a) Acquis 

Das EWR-Recht enthält keine spezielle Grundverkehrsregelung, weder in Ver-
ordnungen noch in Richtlinien. Das EWRA lässt vielmehr die Eigentumsordnung 
der Mitgliedstaaten unberührt. Demnach liegt es grundsätzlich in der Kompetenz 
der Mitgliedstaaten, die Voraussetzungen für Verfügungen über Immobilien zu 
bestimmen. 
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Diese Befugnisse finden dort ihre Grenzen, wo das Funktionieren des Europäi-

schen Marktes berührt ist. 

Nationale Gesetze, die direkt oder indirekt den Grunderwerb erschweren, können 

vor allem im Bereich der sogenannten Freizügigkeit oder Freiheit des Personen-

verkehrs, die sich aus der Arbeitnehmerfreizügigkeit, der Niederlassungs- und 

Dienstleistungsfreiheit zusammensetzt, sowie bei der Freiheit des Kapitalverkehrs 

Probleme aufwerfen. 

1. Personengruppen 

Das EU-Recht enthält ein Recht auf Grunderwerb zugunsten der folgenden Perso-

nengruppen: 

1.1 Im Rahmen der Niederlassungsfreiheit: 

- Staatsangehörige der Mitgliedstaaten für den Erwerb von Immobilien im 

Rahmen der Ausübung ihres Niederlassungsrechts zu Wohn- oder zu Ge-

schäftszwecken, soweit dies für die effektive Ausübung der Niederlas-

sungsfreiheit von Nutzen ist. 

- Gesellschaften im Sinne des Artikels 48 EGV für den Erwerb von Grund-

besitz zur Ausübung des Niederlassungsrechts, soweit damit ein Nutzen 

für die Niederlassung verbunden ist. 

1.2 Im Rahmen der Dienstleistungsfreiheit 

- Staatsangehörige der Mitgliedstaaten, die in einem anderen Staat der EU 

ansässig sind als der Leistungsempfänger, für den Erwerb von Immobilien 

im Staat des Leistungsempfängers als Betriebs- oder Privatgrundstücke, 

soweit dies für ihre Dienstleistungstätigkeit im Aufnahmeland nützlich ist. 

- Gesellschaften im Sinne des Artikels 58 EGV für den Erwerb von Immobi-

lien im Empfängerstaat, soweit dieser der effektiven Ausübung der Dienst-

leistungsfreiheit nützlich ist. 
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1.3 Im Rahmen der Freizügigkeit 

Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten sowie bestimmte Familienangehörige ohne 
Rücksicht auf die Staatsangehörigkeit für sämtliche Grunderwerbsgeschäfte, die 
dem effektiven Gebrauch der Freizügigkeit des Freizügigkeitsrechts nützlich sind. 

1.4 Im Rahmen der Kapitalverkehrsfreiheit 

Natürliche und juristische Personen mit Wohnsitz bzw. Sitz in einem Mitglied-
staat für Grunderwerbsgeschäfte im Zusammenhang mit Direktinvestitionen, Im-
mobilieninvestitionen und sonstigen Kapitalverkehrstransaktionen. Dieses Recht 
kann noch durch "bestehende einzelstaatliche Rechtsvorschriften zur Regelung 
des Erwerbs von Zweitwohnungen" beschränkt werden. 

1.5 Im Rahmen der Aufenthalts Richtlinie vom 28. Juni 1990 und vom 30. 
Oktober 1993 

Mit Inkrafttreten der Richtlinien über das Aufenthaltsrecht der Studenten, der aus 
dem Erwerbsleben ausgeschiedenen Arbeitnehmer und selbständig Erwerbstätigen 
sowie über das allgemeine Aufenthaltsrecht erhalten voraussichtlich auch die nach 
diesen Richtlinien Aufenthaltsberechtigten ein Recht auf Grunderwerb für sämtli-
che Geschäfte, die der effektiven Ausübung ihres Aufenthaltsrechts nützlich sind. 

2. Anforderungen des EU-Rechts 

Es stellt sich die Frage, welche Ansprüche diesen nach EWRA berechtigten Per-
sonengruppen konkret zustehen. Fest steht, dass das Recht auf Zugang zum Im-
mobilienmarkt in jedem Fall ein Diskriminierungsverbot enthält. Die Berechtigten 
haben also Anspruch darauf, unter denselben Bedingungen wie liechtensteinische 
Staatsangehörige Grundstücke erwerben zu können. 

Die Grundfreiheiten beschränken sich jedoch nach der neueren Rechtsprechung des 
EuGH nicht auf ein blosses Ungleichbehandlungsverbot bzw. Gleichbehandlungsgebot. 
Vielmehr dürfen auch solche Normen, die für In- und Ausländer gleichermassen gelten, 
die Grundfreiheiten des EWR nicht übermässig beschneiden. Dabei gilt der Grundsatz, 
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dass jede Beschränkung einer Grundfreiheit durch schutzwürdige Belange des 
Allgemeininteresses gerechtfertigt werden muss. Überdies muss das Ausmass der 
Freiheitsbeschränkung in einem angemessenen Verhältnis zu der Bedeutung des 
Schutzzweckes stehen. Die Grundfreiheiten werden deshalb auch als allgemeine 
Beschränkungsverbote bezeichnet. 

Es ist gefestigte Rechtssprechung des EuGH, dass diese Auslegung für die Freizü-

gigkeitsrechte (Arbeitnehmerfreizügigkeit, Niederlassungsfreiheit, Dienstleis-

tungsfreiheit) gilt. 

Noch nicht eindeutig feststeht, ob die Kapitalverkehrsfreiheit lediglich ein Dis-

kriminierungsverbot enthält oder ob sie darüber hinaus - wie die vorgenannten 

Freizügigkeitsrechte - als umfassendes Beschränkungsverbot auszulegen ist. Es 

sprechen starke Indizien für eine Entwicklung der Kapitalverkehrsfreiheit zu ei-

nem umfassenden Beschränkungsverbot. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Mit der Neufassung des Grundverkehrsgesetzes vom 9. Dezember 1992 (LGB1. 

1993 Nr. 49) ist der Erwerb von Eigentum an inländischen Grundstücken EWR-

konform ausgestaltet worden. Das Gesetz wird gleichzeitig mit dem Abkommen 

über den Europäischen Wirtschaftsraum in Kraft treten. 

1.1 Personengruppen 

Aufgrund des EWRA sind beim Grunderwerb drei verschiedene Personengruppen 

zu unterscheiden, nämlich liechtensteinische Staatsangehörige, Angehörige von 

EWRStaaten und sonstige Ausländer. Bisher hatte es das Grundverkehrsgesetz mit 

nur zwei Personengruppen zu tun, nämlich mit den liechtensteinischen Staatsan-

gehörigen und den Ausländern. 
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1.2 Verstärkung der Nutzungsbindung 

Da der Boden eine relativ kleine und nicht vermehrbare Grösse ist, ist es wie bis-
her das Bestreben, ihn für diejenigen vorzubehalten, die ihn zur Nutzung als 
Wohn- und Betriebsfläche brauchen. Daher muss jede Person - Inländer wie Aus-
länder - ein berechtigtes Interesse am Erwerb geltend machen können. Nur auf 
diese Weise ist es möglich, möglichst vielen Einwohnern aus allen Schichten den 
Zugang zum Grundeigentum offen zu halten. 

Die Aufrechterhaltung der Genehmigungspflicht aus Sicht des EWR-Rechts be-
dingt aber, dass im Grundverkehrsgesetz eine strenge und konsequente Nutzungs-
bindung festgelegt wird, mit welcher ein schutzwürdiger Zweck verfolgt wird und 
die zur Erreichung des angestrebten Regelungszieles objektiv notwendig ist. 

1.3 Anpassung an das EWR-Recht 

Die Konsequenzen, die aus dem EWR-Recht zu ziehen sind und die im Grundver-
kehrsgesetz vom 9. Dezember 1992 Eingang gefunden haben, sind, dass nationale 
Beschränkungen, deren Ziel in der Abwehr von Staatsangehörigen anderer Mit-
gliedstaaten bestand, fallengelassen worden sind. Grundfreiheiten des EWR, die 
als allgemeine Beschränkungsverbote gelten, sind im Rahmen der Arbeitnehmer-
freizügigkeit, der Niederlassungsfreiheit und der Dienstleistungsfreiheit angemes-
sen berücksichtigt worden. Auch die Kapitalverkehrsfreiheit ist in Hinsicht darauf, 
dass sie sich zu einem umfassenden Beschränkungsverbot entwickeln könnte, ent-
sprechend in Rechnung gestellt worden. 

Bei einer Öffnung des Grundverkehrsmarktes, den das EWR-Recht verlangt, kann 
aber nicht unbeachtet bleiben, dass die Probleme der extremen Bodenknappheit 
sich nicht allein durch Ressourcenverteilung über den Marktmechanismus lösen 
lassen. Es besteht zum einen die Gefahr eines Marktversagens, zum andern würde 
ein völlig freier Zugang zum Erwerb von Grund und Boden zu noch grösserer 
Zersiedlung des Landes oder zu anderen Umweltschäden führen. Aus diesem 
Grunde will denn auch das Grundverkehrsgesetz die Grundstücke der Nutzung 
vorbehalten und eine Zerstörung der Landschaft durch exzessives Bauen verhin-
dern. Die im Grundverkehrsgesetz vorgesehenen Erwerbsbeschränkungen recht-
fertigen sich durch diese schutzwürdigen Belange des Allgemeinwohls. 
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Wenn daher bei der Anpassung an das EWR-Recht nach wie vor eine restriktive 
Grundverkehrsregelung beibehalten wird, geschieht dies überdies aus der Überle-
gung heraus, dass es in Anbetracht der geographischen und wirtschaftlichen Situa-
tion im Interesse der in Liechtenstein niedergelassenen ausländischen Arbeitneh-
mer bzw. selbständig Erwerbstätigen notwendig ist, durch gesetzgeberische Mass-
nahmen den vom EWRRecht geforderten, effektiven liechtensteinischen Zugang 
zum Wohnungsmarkt auch zu realisieren. Das Grundverkehrsgesetz ist daher auch 
im Interesse der ausländischen Niederlassungswilligen berechtigt und gehalten, 
den Zugang zum Grundeigentum für Nutzungszwecke zu sichern. Eine Freigabe 
des Grundstückmarktes würde mit grosser Wahrscheinlichkeit für die Niederlas-
sungswilligen und Arbeitnehmer aus anderen EWR-Staaten grössere Härten als 
für die Einheimischen nach sich ziehen. 

1.4 Übergangsfristen 

Die Übergangsfristen zum Grundverkehr sind im Anhang XII "Freier Kapitalver-
kehr" des EWRA geregelt, da der Grundverkehr zur Hauptsache mit der Kapital-
verkehrsfreiheit zusammenhängt. Diese Übergangsfristen sind für Liechtenstein 
verlängert worden. Ursprünglich galt für Immobilieninvestitionen ab Inkrafttreten 
des EWRA eine Übergangsfrist von fünf Jahren, d.h. bis zum 1.1.1998. Neu ist sie 
auf den 1.1.1999 festgesetzt worden. Unter "Immobilieninvestitionen" ist jeder 
Erwerb von Eigentum an Grundstücken, mit Ausnahme der Direktinvestitionen, 
zu verstehen. Diese betreffen Grundstücke, die im Eigentum eines Unternehmens 
stehen und betriebsnotwendiger Bestandteil des Unternehmens sind. Hier galt bis-
her eine Übergangsfrist von drei Jahren, d.h. bis zum 1.1.1996. Neu ist sie auf den 
1.1.1997 festgelegt worden. 

Gegenüber dem bisherigen Stand ist im Anhang 7 zum Beschluss Nr. 1/95 des 
EWR. Rates Liechtenstein eine der Freizügigkeitsregelung im Personenverkehr 
vergleichbare Überprüfungsmöglichkeit (Review-Klausel) zugestanden worden. 
Artikel 36 des Grundverkehrsgesetzes vom 9. Dezember 1992, LGB1. 1993 Nr. 
49 ist dementsprechend abzuändern. 

Das EWRA sieht eine generelle Schutzklausel vor, die bei ernsthaften Störungen auf 
dem Bodenmarkt von Liechtenstein autonom ausgelöst werden könnte. In einer ein-
seitigen Erklärung hat die Regierung als besonderen Grund für die Auslösung der 
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Schutzklausel die Gefährdung des Zugangs der Wohnbevölkerung zum Erwerb 
von Grundeigentum benannt. 

7.5 Wirtschafts- und währungspolitische Zusammenarbeit 

Durch Artikel 46 EWRA wird ein nichtbindender wirtschafts- und währungspoli-

tischer Informationsaustausch zwischen den Parteien des EWRA eingeführt. Die-

ser soll dazu dienen, die wirtschaftlichen Auswirkungen des EWRA auf die betei-

ligten Länder zu untersuchen. Zu denken ist hier etwa an die Entwicklung des 

Handels und der grenzüberschreitend vergebenen öffentlichen Aufträge als Folge 

des EWR. Im weiteren bietet die Zusammenarbeit die Möglichkeit, die allgemeine 

wirtschaftliche und wirtschaftspolitische Situation eines EWR-Vertragsstaates 

sowie deren mögliche Entwicklung zu diskutieren. Ein solcher Gedankenaus-

tausch soll unter anderem erlauben, bedenkliche Entwicklungen, die gegebenen-

falls zur Anwendung der Schutzklauseln von Artikel 43 EWRA führen könnten, 

frühzeitig zu erkennen. 

Die EFTA-Länder führen mit der EU seit der gemeinsamen Ministererklärung von 

Luxemburg von 1984 wirtschafts- und währungspolitische Konsultationen durch. 

Bezüglich der Bestimmungen zur Zahlungsbilanz sei auf Artikel 43 Absatz 4 

EWRA (Schutzmassnahmen) und auf Artikel 45 Absatz 2 EWRA (Information 

und Konsultation) verwiesen. 

7.6 Wettbewerbsregeln 

7.60 Allgemeines 

Die Gewährleistung gleicher Wettbewerbsbedingungen für die Marktteilnehmer 

ist ein zentrales Element eines integrierten Binnenmarktes bzw. einer binnen-

marktähnlichen Freihandelszone. 
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Deshalb war es notwendig, bei einer Integration der EFTA-Märkte in den EU-
Binnenmarkt dessen Wettbewerbsregeln in das EWRA zu übernehmen. Zudem 
bedurfte es der Schaffung entsprechender rechtlich-institutioneller Strukturen. In 
Übereinstimmung mit dem allgemeinen EWR-Ansatz, dass auf EFTA-Seite 
Überwachungsstrukturen entsprechend jenen in der EU zu errichten sind (2-
Säulen-Prinzip), wurde eine EFTA-Überwachungsbehörde (ESA) eingesetzt. Der 
räumliche Geltungsbereich des EU-Kartellrechts beinhaltet die Mitgliedstaaten 
der EU, den EWR und, sofern der Handel zwischen EU-Mitgliedstaaten betroffen 
ist, ausserdem Drittstaaten. In der EU ist in Wettbewerbsfragen die Kommission 
zuständig. Die Zuständigkeit der EFTA-Überwachungsbehörde beschränkt sich im 
wesentlichen auf Entscheidungen von Fällen, die nur den Handel zwischen EFTA-
Staaten beeinträchtigen. Die beiden Organe arbeiten eng zusammen, um eine ho-
mogene Durchführung, Anwendung und Auslegung der Wettbewerbsregeln des 
EWRA zu gewährleisten. 

a) Acquis 

Die materiellen Wettbewerbsregeln des EWRA betreffen im besonderen folgende 
Grundbestimmungen: 

- Verbot von wettbewerbsbeschränkenden Massnahmen von Unternehmen, 
welche den Handel zwischen den Vertragsparteien beeinträchtigen und ei-
ne wettbewerbsbehindernde Wirkung haben (Artikel 53 EWRA). Von die-
sem grundsätzlichen Kartellverbot können unter gewissen Voraussetzun-
gen Einzel- und Gruppenfreistellungen gewährt werden. 

- Verbot der missbräuchlichen Ausnutzung marktbeherrschender Stellungen 
(Artikel 54 EWRA). 

- Kontrolle von Unternehmenszusammenschlüssen (Fusionen), welche eine 
marktbeherrschende Stellung bewirken oder stärken und wesentliche 
Wettbewerbsbehinderungen verursachen (Verordnung 4064/89, Artikel 57 
EWRA). 

- Anwendbarkeit der Wettbewerbsregeln, mit gewissen Ausnahmen, auf öf-
fentliche Unternehmen, welche mit Dienstleistungen von allgemeinem 
wirtschaftlichem Interesse betraut sind oder den Charakter eines Finanz-
monopols aufweisen (Artikel 59 EWRA). 
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Die weiteren Grundbestimmungen des EWRA beauftragen in den Artikeln 55, 57 
und 58 die EFTA-Überwachungsbehörde sowie die EU-Kommission, die Anwen-
dung der materiellen Wettbewerbsregeln sicherzustellen. Die Artikel 56 - 58 EW-
RA legen grundsätzlich die Kriterien für die Zuteilung der Wettbewerbsfälle an 
eine der beiden Überwachungsbehörden sowie deren Zusammenarbeit fest und 
verweisen schliesslich auf das für den Wettbewerbsbereich anwendbare Sekundär-
recht. 

1. Streitfälle 

Streitfälle im Wettbewerbsrecht werden von der EFTA-Überwachungsbehörde 
bzw. von der EU-Kommission behandelt. Die Entscheide sind gegenseitig ver-
bindlich. Für die Zuteilung der Behandlungskompetenz von Wettbewerbsfällen an 
die EFTA- oder EU-Behörde gilt folgender Mechanismus: 

Kartelle und marktbeherrschende Stellungen: 

Falls die vorliegenden Praktiken ausschliesslich den Handel entweder im EFTA- 
oder EU-Gebiet beeinträchtigen, ist die jeweilige EFTA- oder EG-Behörde zu-
ständig. 

Artikel 56 EWRA sieht für "gemischte" Fälle, das sind Fälle, die sowohl auf die 
EU- als auch auf die EFTA-Staaten Auswirkungen haben, vor, dass die EFTA-
Überwachungsbehörde für diejenigen Unternehmen zuständig ist, die mehr als 33 
% ihres Umsatzes in einem EFTA-EWR-Staat erwirtschaften. Für alle anderen 
Fälle ist die EU-Kommission zuständig. 

Unternehmenszusammenschlüsse (Fusionen): 

Artikel 57 EWRA sieht vor, dass die Zuständigkeit der EU-Kommission für Fälle, 
die durch die Fusionsverordnung abgedeckt werden, weiterhin gilt. Nur wenn die 
Fusionsverordnung nicht anwendbar ist und wenn die Schwellenwerte nur inner-
halb der EFTA-Staaten überschritten werden und kein Präjudiz für die EU-
Mitgliedschaft entsteht, ist die EFTA-Überwachungsbehörde zuständig. 

Falls die Umsatzschwellen der beteiligten Unternehmen sowohl im EU- wie auch im 
EFTA-Raum überschritten werden, sind diese Fusionen von der EU-Kommission zu 
genehmigen. Als Umsatzschwelle wird von einem weltweiten Gesamtumsatz aller Be-
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teiligten von mehr als 5 Mia. ECU sowie von einem EWR-Gesamtumsatz von 
mindestens zwei Beteiligten von jeweils mehr als 250 Mio. ECU ausgegangen. 

Zur Gewährleistung einer einheitlichen EWR-Wettbewerbspolitik ist eine enge 
Zusammenarbeit zwischen den beiden unabhängigen Überwachungsbehörden 
erforderlich. Sie schliesst einen umfassenden Informations- und Meinungsaus-
tausch in generellen Fragen der Rechtsanwendung sowie bei der Behandlung jener 
Einzelfälle ein, welche sowohl das EFTA- wie auch das EG-Rechtsgebiet betref-
fen ("gemischte Fälle"). Dazu gehören die Übermittlung von Notifikationen und 
Klagebegehren, von Entscheiden und Dokumenten für die Erörterung in den bera-
tenden Ausschüssen, die Kommentierung von erhaltenen Informationen sowie die 
gemeinsame Erarbeitung von Bekanntmachungen und die Vorbereitung rechtsset-
zender Erlasse. Vertreter beider Behörden wie auch der EFTA- und EG-Staaten 
können gegenseitig sowohl im "Beratenden Ausschuss für Kartell- und Monopol-
fragen" wie auch im "Beratenden Ausschuss für die Kontrolle von Unternehmens-
zusammenschlüssen" Einsitz nehmen und ihre Meinung vorbringen, diejenigen 
der EFTA-Staaten jedoch ohne Stimmrecht. 

Die Ausübung der identischen Untersuchungsbefugnisse der EFTA- und EU-
Organe ist auf das eigene Territorium und die dort niedergelassenen Unternehmen 
beschränkt. Jede Behörde kann von der anderen aber eine Untersuchung in deren 
Gebiet verlangen; die Ergebnisse müssen der anderen Behörde im Sinne einer 
Amtshilfe mitgeteilt werden. Beide Organe können ausserdem schriftliche Aus-
kunftsbegehren direkt an Unternehmen im anderen Territorium richten. 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss befasst sich mit Streitigkeiten, die aus unter-
schiedlichen Urteilen der EU-Kommission und der EFTA-Überwachungsbehörde 
in derselben Sache entstehen können, wobei die EFTA-Überwachungsbehörde im 
Gemeinsamen EWR-Ausschuss nur als Beobachter teilnimmt. 

2. Rechte und Pflichten der Unternehmen  

Das EWR-Wettbewerbsrecht findet auf die Unternehmen unmittelbare Anwen-
dung, die materiellen Bestimmungen wie auch die Gruppenfreistellungen haben 
direkte Wirkung. Daraus ergeben sich für die Unternehmen zahlreiche Rechte und 
Pflichten: 
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Kartelle und marktbeherrschende Stellungen: 

Falls der Umsatz aller beteiligten Unternehmen einen Marktanteil von unter 5 % 
ausmacht und den Betrag von 200 Mio. ECU nicht überschreitet, gilt die soge-
nannte Bagatellregel, die von der Voraussetzung der Nicht-Anwendbarkeit des 
Artikels 85 Absatz 1 EGV auf solche Unternehmen ausgeht. In Einzelfällen kann 
aber auch hier Artikel 85 Absatz 1 EGV Anwendung finden. Zudem bestehen im 
Kartellbereich Gruppenfreistellungen, die keiner Anmeldung (Notifikation) bedür-
fen. Es handelt sich hier vor allem um gewisse Alleinvertriebs- und Bezugsver-
einbarungen, sowie Vereinbarungen über Patentlizenzen, Spezialisierungen, For-
schung und Entwicklung, Franchises und Know-how. Für Absprachen, die keiner 
Gruppenfreistellung unterliegen, können Einzelfreistellungen bei der Überwa-
chungsbehörde beantragt werden. Gewisse zwischenbetriebliche Kooperations-
formen wie eine gemeinsame Forschung und Entwicklung und eine gemeinsame 
Marktforschung werden in der Regel als unbedenklich angesehen. Praktisch keine 
Freistellungsmöglichkeiten bestehen bei Absprachen über räumliche Markt-
aufteilungen, Preise, Produktions- und Lieferquoten sowie Gesamtumsatzrabatte. 

Hinsichtlich der Anmeldung und Freistellung von wettbewerbsbeschränkenden 
Vereinbarungen gilt folgende Übergangsregelung: 

- Vereinbarungen, welche nach Inkrafttreten des EWRA erstellt werden und 
freigestellt werden sollten, bedürfen grundsätzlich einer Anmeldung bei 
der zuständigen Überwachungsbehörde. 

- Bei Inkrafttreten des EWRA bereits bestehende Vereinbarungen sind in-
nert 6 Monaten bei der EFTA-Überwachungsbehörde anzumelden. 

- Frühere, bei der EU-Kommission zur Freistellung angemeldete Vereinba-
rungen müssen nicht mehr angemeldet werden, es sei denn, die EFTA-
Behörde verlange ausdrücklich die Einreichung des entsprechenden Form-
blattes. 

- Unter das Kartellverbot fallende Wettbewerbsbeschränkungen gelten als 
freigestellt, wenn sie innert 6 Monaten nach Inkrafttreten des EWRA den 
EU-Wettbewerbsregeln angepasst werden. 

- Vereinbarungen, welche die EU vor Inkrafttreten des EWRA freigestellt 
hatte, gelten in Übereinstimmung mit der im Entscheid genannten Frist 
auch unter dem EWR-Recht als freigestellt. 
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Unternehmenszusammenschlüsse (Fusionen), welche unter die Bestimmungen des 
EWRA fallen, müssen von allen Beteiligten vorher bei der zuständigen Überwa-
chungsbehörde (EFTA-Behörde oder EU-Kommission) angemeldet werden und 
dürfen nach der Anmeldung während drei Wochen nicht vollzogen werden. 

Die zuständige Überwachungsbehörde entscheidet - falls der Fall nicht an einen 
EFTAEWR- oder EU-Staat verwiesen wird - über die Zulässigkeit der Fusion. Die 
Unternehmen sind verpflichtet, der Überwachungsbehörde bzw. den Behörden der 
EFTA-Staaten auf Begehren Auskunft zu erteilen. Im Widersetzungsfall können 
Bussen und Zwangsgelder festgelegt werden, gegen welche die Unternehmen je-
doch eine Nachprüfung durch die zuständigen Gerichte der jeweiligen "Säule" 
verlangen können. Die Untersuchungsbehörden unterstehen dem Amts- und Be-
rufsgeheimnis. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Der materielle Einbezug des Wettbewerbsrechtes in das EWR-Abkommen hat für 
Liechtenstein direkt kaum grössere Auswirkungen, denn es wird bereits jetzt auch 
auf liechtensteinische Unternehmen angewandt, deren Tätigkeit die Wettbewerbs-
lage in der EU beeinflusst (z.B. missbräuchliche Ausnutzung einer marktbeherr-
schenden Stellung). 

Durch die Teilnahme Liechtensteins am EWR findet das Wettbewerbsrecht der 
EU Anwendung, ohne dass dieses die Wettbewerbsbedingungen im schweize-
risch-liechtensteinischen Wirtschaftsraum beeinflussen oder gar beeinträchtigen 
würde. Davon abgesehen verläuft auch im EWR eine Trennlinie zwischen den 
nationalen Wettbewerbsordnungen und dem Wettbewerbsrecht der EU bzw. des 
EWRA. Dieser Umstand führt dazu, dass die Rechtsentwicklung in der Schweiz 
auf eine Mitgliedschaft Liechtensteins im EWR. keine unmittelbaren Auswirkun-
gen haben wird. 

Das Salz- und Pulvermonopol muss in Liechtenstein bis zum Inkrafttreten des 
EWRA umgeformt werden. Das Gesetz über den Bezug von Salz (in EWR-
Staaten) ist vom Landtag in erster Lesung behandelt worden. Die entsprechende 
Vereinbarung mit der Schweiz bzw. der Rheinsalinen AG ist in Vorbereitung. Der 
Entwurf zu einem Gesetz über Explosivstoffe ist in der EWR-Redaktionsgruppe in 
Vorbereitung. 
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In den Protokollen 21 bis 25 EWRA wurde für die Vertragsparteien eine Frist von 

sechs Monaten für die verwaltungstechnische Anwendung der Wettbewerbsregeln 

festgelegt. Liechtenstein wird eine eigene Wettbewerbsbehörde benennen, welche 

vornehmlich mit administrativen Vollzugs-Aufgaben betraut sein wird (z.B. Zu-

sammenarbeit mit der EFTA-Überwachungsbehörde, Untersuchungen, Einsitz in 

EWR-Organen und Vollzug von Bussen). 

7.61 Staatliche Beihilfen 

Die EU befasst sich mit staatlichen Beihilfen (Subventionen) im Rahmen ihrer 

Wettbewerbspolitik. Im EG-Vertrag sind die Regeln über die staatlichen Beihilfen 

in den Artikeln 90, 92 und 93, im Vertrag der Europäischen Gemeinschaft für 

Kohle und Stahl (EGKS) in den Artikeln 4, 54 und 95 enthalten. Diese Bestim-

mungen werden sinngemäss in den EWRA übernommen. Artikel 61 EWRA hält 

den Grundsatz des Verbots wettbewerbsverfälschender Beihilfen. Artikel 62 EW-

RA regelt die Zuständigkeit zwischen der EU-Kommission und der ESA bezüg-

lich staatlicher Beihilfen. Gemäss Artikel 93 EGV beschliesst die EU-

Kommission, ob ein EU-Mitgliedstaat eine Beihilfe gewähren kann oder eine be-

stehende Förderung von Unternehmen modifizieren muss. 

Artikel 61 EWRA bezieht sich auf Beihilfen, welche Zentral- oder Gliedstaaten 

den Unternehmen des Industrie- und Dienstleistungsbereichs gewähren. 

Beihilfen, die den Wettbewerb im grenzüberschreitenden Verkehr von Waren und 

Dienstleistungen verfälschen, sind verboten. Von dem Verbot von staatlichen 

Beihilfen sind soziale Förderung und die Förderung unterentwickelter Gebiete und 

der ehemaligen DDR ausgenommen. 

Der Gemischte EWR-Ausschuss kann ausserdem bestimmte staatliche Beihilfen 

vom Verbot ausnehmen. Hiermit sind vor allem Beihilfen für wirtschaftliche Not-

gebiete, grosse Infrastrukturprojekte allgemeinen Interesses und der Aufbau neuer 

Wirtschaftsfaktoren gemeint. 
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Für die Beurteilung der wettbewerbsverfälschenden Wirkung ist es unerheblich, in 
welcher Form Beihilfen gewährt werden (als direkte Zuschüsse, Zinsvergünsti-
gungen, Übernahme von Bürgschaftsverlusten oder Steuererleichterungen usw.). 

Artikel 62 EWRA regelt die Überwachung der Einhaltung der Vertragsbestim-
mungen. Mit dieser Aufgabe wird, wie bereits erwähnt, eine unabhängige Behörde 
der EFTA-Staaten betraut. Sie hat im wesentlichen dieselben Kompetenzen wie 
die EU-Kommission und kann selbständig über die wettbewerbsverfälschende 
Wirkung von Beihilfen der EFTA-Staaten entscheiden. Damit die Behörde ihrer 
Aufgabe nachkommen kann, müssen ihr die Mitgliedstaaten ihre Beihilfen notifi-
zieren, bevor die Regierungen sie in Kraft setzen. Ausserdem muss periodisch 
über die Beihilfe-Praxis Bericht erstattet werden. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Liechtenstein gewährt keine mit dem EWRA unvereinbare staatliche Beihilfen. 
Diese Feststellung trifft auch auf den Steuerbereich zu. Damit zusammenhängende 
Fragen waren nicht Gegenstand der EWR-Verhandlungen, sind jedoch in der lan-
desinternen Diskussion aufgetaucht. 

Grundsätzlich ist festzuhalten, dass steuerliche Vergünstigungen staatliche Beihil-
fen im Sinne von Artikel 61 Absatz 1 EWRA darstellen können. Um unzulässig 
zu sein, müssen sie jedoch eine Reihe tatbestandlicher Voraussetzungen erfüllen: 
Sie müssen bestimmte Unternehmen oder Produktionszweige begünstigen und 
dadurch den Wettbewerb verfälschen oder zu verfälschen drohen sowie den Han-
del zwischen den Vertragsparteien beeinträchtigen (Artikel 61 Absatz 1 EWRA). 
Es dürfen im übrigen keine besonderen Rechtfertigungsgründe nach Artikel 61 
Absatz 3 EWRA gegeben sein. 

Liechtenstein kann auch beim Beitritt zum EWRA seine steuerlichen Ver-
günstigungen beibehalten. Die Frage der Zulässigkeit von Steuerprivilegien 
stellt sich bei jedem Freihandelsabkommen und nicht nur beim EWR. Insbe-
sondere Artikel 23 des Freihandelsabkommens von 1972, das auf Liechten-
stein Anwendung findet, enthält schon eine Bestimmung gleichen Inhalts. 
Wenn es einmal zu einer extremen Interpretation dieser Vorschriften käme, 
wären davon alle Freihandelsabkommen und alle ihre Vertragsparteien betrof-
fen. Es besteht kein Anlass zur Annahme, dass sich angesichts der in der EU 
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bestehenden Off-Shore-Plätze an der heutigen Situation etwas ändert. Sollte, was 
sehr unwahrscheinlich ist, dieser Fall doch einmal eintreten, können die bestehen-
den steuerlichen Begünstigungen in Liechtenstein rechtskonform umgestaltet 
werden. 

7.62 Antidumping-Massnahmen 

a) Acquis 

Durch das EWRA werden für die Vertragsparteien gleiche Wettbewerbsbedin-
gungen geschaffen. Die Einführung von Antidumping-Massnahmen ist daher 
nicht mehr gerechtfertigt (Artikel 26 EWRA). Jede Vertragspartei ist frei, im Ver-
halten zu Drittländern Massnahmen zu treffen, sofern sie mit den GATT-
Bestimmungen vereinbar sind. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Die Schweiz, die nicht Mitglied des EWR ist, könnte weiterhin Antidumping-
Massnahmen gegen ein EWR-Land oder eine einzelne Unternehmung eines 
EWR-Landes durchführen. Liechtenstein müsste davon ausgenommen werden, 
wenn diese Massnahme in den für Liechtenstein geltenden Bereich des EWRA 
fiele. Liechtenstein und die Schweiz würden in einem solchen Fall ein für Liech-
tenstein EWR-konformes Verfahren zur Nichtanwendung des Antidumpings fest-
legen. Dass dieser Fall eintreten könnte, wurde in den bilateralen Verhandlungen 
mit der Schweiz von der schweizerischen Seite als sehr unwahrscheinlich beur-
teilt. 

7.63 Öffentliches Beschaffungswesen 

a) Acquis 

Die Liberalisierung des öffentlichen Auftragswesens gilt als drittes Element der Wett-
bewerbspolitik. Artikel 65 EWRA verweist auf den Anhang 16 und darauf, dass sich die 
einschlägigen Bestimmungen auf alle Produkte und Dienstleistungen beziehen, auch 
wenn diese nicht durch Artikel 8 Absatz 3 EWRA abgedeckt werden. Im EWR sind seit 
dem 1. Januar 1995 öffentliche Bau- und Lieferaufträge allen Unternehmen aus dem 
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EWR zugänglich. Davon betroffen sind auch Aufträge aus den Bereichen der öf-
fentlichen Versorgungsunternehmen, die bestimmte Schwellenwerte übersteigen. 
Die Öffnung des öffentlichen Vergabewesens wird der öffentlichen Hand Einspa-
rungen ermöglichen. 

Ein System von Richtlinien, die die Vergabe von öffentlichen Aufträgen regeln, 
ermöglicht grössere Transparenz und einen chancengleichen Wettbewerb um öf-
fentliche Aufträge. Ausserdem werden die öffentlichen Versorgungsbetriebe 
(Energie, Wasserversorgung, Transport und Telekommunikation) sowie die Ver-
gabe von Dienstleistungsaufträgen liberalisiert. 

Alle Aufträge oberhalb bestimmter Schwellenwerte sind zentral im Supplement 
zum Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Luxemburg zu veröffentli-
chen. Dadurch informiert der öffentliche Auftraggeber mögliche Bewerber. Inte-
ressierte Unternehmer können daraufhin nähere Informationen anfordern, um sich 
an den jeweiligen Ausschreibungen zu beteiligen. Auf diese Daten kann zusätzlich 
noch mit Hilfe der elektronischen Datenbank "TED" zugegriffen werden. 

Die Bestimmungen der Vergaberichtlinien gelten nur in den Ausschreibungsver-
fahren, die die in den einschlägigen Richtlinien festgelegten Schwellenwerte über-
schreiten. 

Sämtliche öffentlichen Bauaufträge, die die Ausführung oder Planung von Bau-
projekten und die Errichtung von Bauwerken betreffen, werden von der Richtlinie 
"öffentliche Bau- und Lieferaufträge 93/37 erfasst. Die öffentlichen Lieferaufträge 
decken nicht nur den Kauf von Waren, sondern auch das Leasing, die Miete oder 
andere Erwerbsformen ab. Dienstleistungen werden ab einem Schwellenwert von 
ca. Fr. 320'000 (200'000 ECU) geregelt, wobei die Dienstleistungen des Anhangs 
IA (Instandhaltung, Architekten- und Ingenieurleistungen, Werbung) von den 
Dienstleistungen des Anhangs IB (Verpflegung, Sozialleistungen) zu unterschei-
den sind. Die Kategorien unterscheiden sich im Umfang der anzuwendenden Be-
stimmungen. 

Bei den öffentlichen Versorgungsunternehmen gelten die nachstehenden Schwel-
lenwerte für Bau-, Liefer- und Dienstleistungsaufträge (Wasser, Energie, Ver-
kehrsversorgung und Telekommunikation) (1 ECU = 1,60 Fr.) 

- ca. Fr. 640'000 (400'000 ECU) bei Lieferaufträgen in den Bereichen der 
Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung und 
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- ca. Fr. 960'000 (600'000 ECU) bei Lieferaufträgen in der Telekommunika-
tion 

- ca. Fr. 8'000'000 (5'000'000 ECU) bei Bauaufträgen. 

Dem öffentlichen Auftraggeber stehen drei Ausschreibungsverfahren zur Wahl: 

- Offenes Verfahren, bei welchem jeder interessierte Anbieter ein Angebot 
unterbreiten kann, 

- beschränktes Verfahren, bei welchem nur Unternehmen zugelassen sind, 
die dazu vom Auftraggeber aufgefordert worden sind, 

- Verhandlungsverfahren, bei welchem der Auftraggeber ein oder mehrere 
Unternehmen aussucht und mit ihnen über die Auftragsbedingungen ver-
handelt. 

Die genannten Verfahrensarten können jedoch nur unter bestimmten Vorausset-
zungen vom Auftraggeber ausgewählt werden. 

Als Vergabekriterien gelten einerseits das tiefste Preisangebot oder andererseits 
die wirtschaftlich vorteilhafteste Offerte, wobei die gültigen Kriterien entweder in 
der Ausschreibung oder in der Dokumentation an die interessierten Unternehmen 
in der Reihenfolge absteigender Wichtigkeit angegeben werden müssen. Bei den 
Bauaufträgen kann der Bewerber verpflichtet werden, die lokalen Arbeitsbedin-
gungen hinsichtlich der Löhne, Sozialversicherung, Arbeitszeit pro Tag, Ferien, 
des Arbeitnehmerschutzes usw. zu berücksichtigen, soweit diese auf geltenden 
Rechtsvorschriften bzw. auf von den Sozialpartnern abgeschlossenen Tarifverträ-
gen beruhen. 

In den Vertragsunterlagen müssen die technischen Spezifikationen enthalten sein. 
Diese haben grundsätzlich mit dem EWR-Recht übereinzustimmen und die auf 
europäischer Ebene erarbeiteten technischen Spezifikationen zu beachten. Dies 
gilt insbesondere für Bauprodukte, um eine Wettbewerbsverzerrung durch Miss-
brauch technischer Spezifikationen zu verhindern. 

Eine Bevorzugung bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen im Rahmen von 
"regionalen Beihilfen" ist nicht zulässig. 

Die materiellen Regelungen des öffentlichen Auftragswesens unterliegen grundsätzlich 
rechtlichen Rekursmöglichkeiten, wofür die Mitgliedstaaten nationale Rechtsmittel für 
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deren Anwendung durch administrative oder gerichtliche Instanzen zu schaffen 
haben. Deren Befugnisse umfassen: 

- Ergreifen provisorischer Massnahmen, um eine angebliche Verletzung der 
Vorschriften zu berichtigen; eventuell Suspendierung des laufenden Ver-
fahrens; 

- Ungültigkeitserklärung von illegalen Vergabebeschlüssen; 
- Schadenersatzerteilung an die aufgrund einer Verletzung der Vorschriften 

geschädigten Personen. 

Als rekursberechtigt gilt jede Person, welche ein Interesse an einem öffentlichen 
Auftrag hat oder hatte. 

Die EFTA-Überwachungsbehörde kann, falls sie vor Abschluss eines Vertrags 
eine klare und offenkundige Verletzung der Regelungen feststellt, gegenüber der 
staatlichen Behörde eingreifen. Diese hat innerhalb von 21 Tagen nach der Notifi-
kation durch die ESA mitzuteilen, dass 

- die Verletzung der Vorschriften berichtigt wurde; 
- ein Rekursverfahren bei den zuständigen Rekursinstanzen hängig ist; 
- das Vergabeverfahren von den Vergabebehörden suspendiert wurde. 

Entscheidungen der ESA können in letzter Instanz an den EFTA-Gerichtshof wei-
tergezogen werden. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Im öffentlichen Auftragswesen hat Liechtenstein eine reziproke Übergangsfrist bis 
zum 1.1.1996 erhalten. Ausserdem tritt voraussichtlich auf den 1. Januar 1996 das 
GATT-Abkommen zum öffentlichen Beschaffungswesen auch für Liechtenstein 
in Kraft. Im GATT-Abkommen werden praktisch die gleichen Schwellenwerte 
gelten. 

In Liechtenstein gelten gemäss EWR-Abkommen folgende Institutionen als öf-
fentliche Auftraggeber: 

- Öffentliche Bau- und Lieferaufträge: Die öffentlich-rechtlichen Verwal-
tungseinrichtungen auf Landes- und Gemeindeebene; 
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- Öffentliche Versorgungsbetriebe: Grundwasserversorgung Liechtensteiner 
Oberland, Wasserversorgung Liechtensteiner Unterland, Liechtensteini-
sche Kraftwerke und Liechtensteinische Gasversorgung; 

- Transport und Telekommunikation: PTT. 

Die Übergangsfrist gilt reziprok gegenüber den anderen EWR-Staaten, d.h. auch 
liechtensteinische Unternehmen können erst ab Ablauf der Übergangsfrist am 
1.1.1996 von der EWR-Regelung bezüglich der Öffnung der ausländischen Be-
schaffungsmärkte profitieren. Die Regierung hat zur Vorbereitung der innerstaat-
lichen Rechtsgrundlagen im Bereich des öffentlichen Beschaffungswesens eine 
Arbeitsgruppe eingesetzt. 

7.64 Geistiges Eigentum 

a) Acquis 

Die Harmonisierung grundlegender Bestimmungen des Immaterialgüterrechts 
bildet eine wesentliche Voraussetzung für die Errichtung eines freien, gemeinsa-
men Güterund Dienstleistungsmarktes. Ein unterschiedliches Schutzniveau führt 
unweigerlich zu Wettbewerbsverzerrungen und Handelsschranken. Die Harmoni-
sierung ist daher nicht nur innerhalb der EU, sondern auch für die Realisierung 
eines Einheitlichen Europäischen Wirtschaftsraumes und zur Verwirklichung sei-
ner Ziele wesentlich. Das EWRA nimmt hier eine Entwicklung auf, wie sie mit 
dem Europäischen Patentübereinkommen, dem auch Liechtenstein angehört, be-
reits seit mehreren Jahren erfolgreich eingesetzt hat. 

Die Bestimmungen über das Geistige Eigentum sind in Artikel 65 EWRA, in den 
Protokollen 28 und 29 und in Anhang XVII geregelt. Sodann beanspruchen mit 
Artikel 4 und 6 der allgemeinen Bestimmungen des EWRA auch die im Rahmen 
der Rechtspraxis zu Artikel 30 und 36 EGV (Artikel 11 und 13 EWRA) entwi-
ckelten Grundsätze Geltung. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Die liechtensteinische Gesetzgebung im Bereich des Geistigen Eigentums entspricht, in 
Anlehnung an die Bestimmungen des Zollvertrages, weitgehend dem schweizerischen 
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Immaterialgüterrecht. Beim Schutz von Erfindungspatenten besteht der zwischen-
staatliche Patentschutzvertrag, welcher seit dem 1. April 1980 für Liechtenstein 
und die Schweiz ein einheitliches Schutzgebiet bildet. In der Ergänzungsvereinba-
rung vom 2. November 1994 zum Patentschutzvertrag (siehe dort) wurden bezüg-
lich des Patentrechts im EWR (einschliesslich der ergänzenden Schutzzertifikate) 
die notwendigen Anpassungen vorgenommen. Gemäss Beschluss des EWR-Rates 
vom 20. Dezember 1994 nimmt dieser zur Kenntnis, dass Liechtenstein keine er-
gänzenden Schutzzertifikate ausstellt (Verordnung Nr. 1768/92, Zusatzacquis) 
und die von der Schweiz erteilten Zertifikate nur im Wirtschaftsraum Liechten-
stein/Schweiz gelten. Die übrigen Bereiche des Geistigen Eigentums unterliegen 
zur Zeit einer Gesamtrevision, mit welcher sich der Landtag voraussichtlich im 
Laufe des Jahres 1995 befassen kann. Vorgezogen wurde gemäss Bericht und An-
trag der Regierung Nr. 1994/115 der EWR-relevante Bereich des Markenschutzes. 

7.7/7.8 Horizontale und flankierende Politiken 

7.70 Allgemeines 

Die horizontalen Politiken finden sich im EWRA (Teil V) als Bestimmungen, die 
für alle vier Grundfreiheiten relevant sind. Diese Relevanz stützt sich auf das Er-
fordernis, in einem binnenmarktähnlichen Verhältnis mögliche Wettbewerbsver-
zerrungen zu verhindern und die Rahmenbedingungen der Standorte einander an-
zugleichen. Dies geschieht durch eine Rechtsharmonisierung, die über die Be-
stimmungen zu den vier Grundfreiheiten hinausgeht. Konkret übernehmen die 
EFTA-Staaten einen Teil des EG-Rechtsbestands in den Bereichen Sozialpolitik, 
Konsumentenschutz, Umwelt, Statistik und Gesellschaftsrecht (Anhänge XVIII 
bis XXII). 

Bei den flankierenden Politiken besteht nur ein loser Zusammenhang mit 
den vier Freiheiten. Im Teil VI des EWRA werden diese Politiken als Zu-
sammenarbeit ausserhalb der vier Freiheiten bezeichnet. Auch in der EG 
stützt sich die Zusammenarbeit nicht auf einen verbindlichen EG-
Rechtsbestand, sondern auf EG-Programme und andere Aktivitäten. Des-
halb erfolgt keine Rechtsharmonisierung, sondern verstärkte und erweiterte 
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Kooperation in Form von Programmbeteiligungen, gemeinsamen Aktivitäten, 
Informationsaustausch, Koordination, usw. In Protokoll 31 finden sich die spezifi-
schen Bestimmungen für die einzelnen Zusammenarbeitsbereiche. Deren Schwer-
punkt liegt ganz klar bei EG-Forschungs- und Bildungsprogrammen. Daneben 
sind zu erwähnen: Informationsdienstleistungen, kleine und mittlere Unterneh-
mungen, Tourismus, Medienprogramm. 

7.71 Sozialpolitik 

Die Sozialpolitik ist im EWRA teils unter den horizontalen, teils unter den flan-

kierenden Politiken geregelt. 

7.710 Allgemeines 

Das der Sozialpolitik gewidmete Kapitel der horizontalen Bestimmungen des Ab-

kommens (Teil V) basiert weitgehend auf entsprechenden Bestimmungen des 

EGV. Nach einer allgemeinen Zweckbestimmung (Artikel 66 EWRA) werden die 

Rechtsgrundlagen für die Übernahme des Acquis in den relevanten Bereichen 

Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz (Artikel 67 EWRA), Arbeits-

recht (Artikel 68 EWRA) sowie Gleichbehandlung von Mann und Frau (Artikel 

69 und 70 EWRA) geschaffen. 

Im Rahmen der Regelungen über die Zusammenarbeit zwischen den Vertrags-

partnern ausserhalb der vier Freiheiten (Flankierende Politiken) ist auch die Sozi-

alpolitik als Kooperationsfeld erwähnt (Artikel 78 EWRA). 

Zusätzlich enthält das Protokoll 31 EWRA den Artikel 5 über die Sozialpolitik, 

der die für diesen Bereich spezifischen Bestimmungen enthält. Insbesondere wird 

die Absicht der Vertragsparteien festgehalten, in den Bereichen Sicherheit und 

Gesundheitsschutz, Gleichstellung von Mann und Frau, Arbeitslosigkeit, Beschäf-

tigung von Behinderten, Bekämpfung der Armut, in denen die EG konkrete Akti-

vitäten unterhält, zusammenzuarbeiten. 
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Die Erklärung der EFTA-Länder zur Charta der sozialen Grundrechte der Arbeit-
nehmer ist nicht Gegenstand des EWRA. Mit einer politischen Erklärung bekräf-
tigen die EFTA-Länder indessen die Bedeutung der sozialen Dimension des 
EWR, die in voller Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern anzustreben ist. Sie 
begrüssen die verstärkte Zusammenarbeit mit der EG und ihren Mitgliedstaaten 
und anerkennen die Wichtigkeit, im ganzen EWR die sozialen Grundrechte für die 
Arbeitnehmer zu gewährleisten. Sie pflichten den Grundsätzen und Grundrechten 
der Charta vom 9. Dezember 1989 bei und rufen das darin enthaltene Subsidiari-
tätsprinzip in Erinnerung. Bei der Verwirklichung muss die Diversität der nationa-
len Politiken, insbesondere die Rolle der Sozialpartner und Kollektivverträge, 
gebührend berücksichtigt werden. 

7.711 Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz 

a) Acquis 

Der Acquis besteht aus 16 Richtlinien, von welchen vor allem die Richtlinie 
89/391 besondere Bedeutung hat. Sie regelt die allgemeinen Pflichten des Arbeit-
gebers in Bezug auf die Arbeitssicherheit und den Gesundheitsschutz im Betrieb: 
Er muss Sicherheit und Gesundheit im Betrieb nach einem gesamtheitlichen Kon-
zept und koordiniert organisieren, Risikoanalysen vornehmen, im Betrieb das nö-
tige Fachwissen bereitstellen und die Arbeitnehmer informieren und konsultieren. 
Die übrigen Richtlinien, die sich teilweise auf diese Rahmenrichtlinie abstützen, 
sind mehr sektoriell ausgerichtet. Sie betreffen chemische, physikalische und bio-
logische Einwirkungen am Arbeitsplatz, die Gestaltung der Arbeitsplätze, die Ar-
beitsmittel sowie gewisse Tätigkeiten. 
Der Zusatzacquis enthält fünf Richtlinien, welche das Arbeitsgesetz berühren. Es 
sind dies: 

- Richtlinie 92/57 über die auf zeitlich begrenzte oder ortsveränderliche Bau-
stellen anzuwendenden Mindestvorschriften für die Sicherheit und den Ge-
sundheitsschutz 

- Richtlinie 92/58 über Mindestvorschriften für die Sicherheits- und/oder Ge-
sundheitsschutzkennzeichnung am Arbeitsplatz 

- Richtlinie 92/85 über die Durchführung von Massnahmen zur Verbesserung 
der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes von schwangeren Arbeitnehme-
rinnen, Wöchnerinnen und stillenden Arbeitnehmerinnen am Arbeitsplatz 

- Richtlinie 93/88 zur Änderung der Richtlinie 90/679 über den Schutz der Ar-
beitnehmer gegen Gefährdung durch biologische Arbeitsstoffe bei der Arbeit 
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- Richtlinie 93/104 über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung. 

Bei den ersten vier Richtlinien handelt es sich um Einzelrichtlinien im Sinne des 
Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Die entsprechenden liechtensteinischen Vorschriften finden sich einerseits im Ar-
beitsgesetz (ArG) und in seiner Verordnung III (Gesundheitsvorsorge und Unfall-
verhütung in industriellen Betrieben), andererseits im Gesetz über die Unfallversi-
cherung (UVG) und in seiner Ausführungsverordnung über die Unfallverhütung 
(VUV). Infolge dieser Trennung müssen beide Erlass-Systeme angepasst werden. 
Der Geltungsbereich der Richtlinien ist weit gefasst und verlangt Erweiterungen 
der (unterschiedlichen) Geltungsbereiche der beiden Gesetze: Die Bestimmungen 
des ArG über die Gesundheitsvorsorge müssen in betrieblicher Hinsicht auf die 
öffentlichen Verwaltungen von Staat und Gemeinden, und in persönlicher Hin-
sicht auf gewisse Kategorien von Arbeitnehmern ausgedehnt werden; die Vor-
schriften des UVG über die Arbeitssicherheit müssen auf die nach Liechtenstein 
entsandten Arbeitnehmer ausländischer Betriebe ausgedehnt werden. Inhaltlich 
schreibt das liechtensteinische Recht zwar ein vergleichbares Schutzniveau vor; es 
stellt jedoch weniger hohe Anforderungen in bezug auf die Konzeption und die 
Organisation der Arbeitssicherheit und der Gesundheitsvorsorge im Betrieb. Die 
materiellen EWR-Schutzvorschriften können durch Änderungen des Arbeitsgeset-
zes und der zugehörigen Verordnungen umgesetzt werden. Der Bericht und An-
trag zu diesen Änderungen ist beim Ressort Wirtschaft in Vorbereitung. Die 
Richtlinie 93/104 über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung ist bis Ende 
1996 umzusetzen. 

7.712 Arbeitnehmerrechte 

1. Entlassung einer grösseren Zahl von Arbeitnehmern  

a) Acquis 

Nach der Richtlinie 75/129 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über Massenentlassungen muss der Arbeitgeber, der beabsichtigt, eine solche Entlas-
sung vorzunehmen, die Arbeitnehmervertreter informieren und konsultieren. Dadurch 
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soll eine Einigung erreicht werden, welche die Entlassungen vermeidet oder zu-
mindest die Zahl der Kündigungen herabsetzt und ihre Folgen mildert. In einer 
zweiten Phase sind die beabsichtigten Entlassungen auch einer Behörde anzuzei-
gen. Die im Rahmen einer Entlassung ausgesprochenen Kündigungen werden 
frühestens nach einer bestimmten Frist seit der Anzeige an das Arbeitsamt wirk-
sam. Während dieser Frist muss die Behörde versuchen, die durch die Entlassung 
verursachten Probleme zu lösen. Die Kündigungsfreiheit des Arbeitgebers wird 
von der Richtlinie nicht beeinträchtigt. Die unternehmerische Freiheit bleibt be-
stehen. 

Mit der Richtlinie 92/56 zur Änderung der Richtlinie 75/129 ist das Verfahren bei 
Massenentlassungen besser ausgestaltet worden. Der Geltungsbereich wird nun-
mehr auf Massenentlassungen ausgedehnt, die aufgrund einer auf einer gerichtli-
chen Entscheidung beruhenden Einstellung der Tätigkeit eines Betriebs erfolgen. 
Die Arbeitnehmervertreter erhalten die Möglichkeit, Sachverständige beizuziehen. 
Ebenso werden die Pflichten des Arbeitgebers im Bereich der Information und 
Konsultation der Arbeitnehmer präzisiert und ergänzt. Schliesslich ist den Arbeit-
nehmern und/oder den Arbeitnehmervertretern ein administratives und/oder ge-
richtliches Verfahren zur Durchsetzung der Verpflichtungen zur Verfügung zu 
stellen. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Mit Gesetz vom 16. Juni 1992 über die Abänderung des Gesetzes vom 13. De-
zember 1973 über die Revision des 26. Hauptstückes des ABGB (Artikel 59a ff 
des § 1173a), LGB1. 1992 Nr. 83, wurde die erste Massenentlassungs-Richtlinie 
'vom 17. Februar 1975 umgesetzt und ein Verfahren über grössere Entlassungen 
zur Sicherstellung einer störungsfreien Wiedereingliederung der Entlassenen in 
den Arbeitsmarkt eingeführt. Dabei wurden die Minimalvorgaben der Richtlinie 
erfüllt. 

Die Bestimmungen des Arbeitsvertragsrechts über die Entlassung einer grösseren 
Anzahl von Personen (Artikel 59a ff des § 1173a ABGB) sind zur Umsetzung der 
Richtlinie 92/56 zu ändern, und zwar bezüglich des Verfahrens bei Massenentlas-
sungen und der Unterrichtung, Anhörung und Mitwirkung der Arbeitnehmer. Ins-
gesamt erhält der Arbeitnehmer einen besseren Schutz. Der Entwurf zu einer Ge-
setzesänderung ist bei der EWR-Redaktionsgruppe in Vorbereitung. 
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2. Betriebsübergang 

a) Acquis 

Die Richtlinie 77/187 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Wahrung von Ansprüchen der Arbeitnehmer beim Übergang von Unter-
nehmen, Betrieben oder Betriebsteilen sieht vor, dass die Rechte und die Pflichten 
aus bestehenden Einzel- und Gesamtarbeitsverträgen von Gesetzes wegen auf den 
Erwerber eines Betriebs übergehen, und zwar im Zeitpunkt der Betriebsübertra-
gung. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Das liechtensteinische Arbeitsvertragsrecht (§ 1173a Artikel 43 ABGB) sieht Be-
stimmungen über die Wahrung von Arbeitnehmeransprüchen bei Betriebsübertra-
gung vor. Die entsprechende Vorschrift ist nicht zwingend ausgestaltet. Das 
EWR-Recht hat sich auch in diesem Bereich seit 1992 weiterentwickelt. Dieser 
Entwicklung ist im liechtensteinischen Recht Rechnung zu tragen. Die entspre-
chenden Vorarbeiten hierzu sind im Gange. 

3. Insolvenz des Arbeitgebers 

a) Acquis 

Die Richtlinie 80/987 betreffend die Annäherung der Gesetzgebung der Mitglied-
staaten bezüglich des Schutzes der Lohnempfänger im Falle der Zahlungsunfähig-
keit des Arbeitgebers beabsichtigt die Garantie der unbezahlten Forderungen der 
Arbeitnehmer. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Das liechtensteinische Arbeitslosenversicherungsrecht erfüllt die Voraussetzungen 
der Richtlinie mit Ausnahme der Bestimmungen betreffend die Kumulierung der 
Lohnforderungen. Die erforderlichen Änderungen des Arbeitslosenversicherungs-
gesetzes sollen in der laufenden Revision des Gesetzes berücksichtigt werden. 
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7.713 Mitwirkung der Arbeitnehmer im Betrieb 

a) Acquis 

Bezüglich der Mitwirkung der Arbeitnehmer im Betrieb sind in verschiedenen 
Richtlinien Vorschriften enthalten. Hier sei nur die Richtlinie 89/391 über die 
Durchführung von Massnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des Ge-
sundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei der Arbeit erwähnt. Sie regelt u. a. auch 
bestimmte Informations- und Konsultationsrechte der Arbeitnehmer. Die Richtli-
nie geht davon aus, dass der Arbeitgeber aufgrund einer Ermittlung der in seinem 
Betrieb bestehenden Unfall- und Gesundheitsrisiken die erforderlichen Schutz-
massnahmen treffen muss. Er hat dafür einerseits das erforderliche Fachwissen 
bereitzustellen (nötigenfalls durch externe Spezialisten), andrerseits hat er die Ar-
beitnehmer dabei zur Mitwirkung heranzuziehen. So hat der Arbeitgeber die Ar-
beitnehmer oder ihre Vertreter über die Gefahren am Arbeitsplatz und die dagegen 
ergriffenen Massnahmen zu informieren. Ferner sind die Arbeitnehmer in Fragen 
betreffend die Sicherheit und Gesundheit anzuhören. Diese haben ihrerseits das 
Recht, Vorschläge zu unterbreiten. Eine Anhörung ist auch bei der Planung und 
Einführung neuer Technologien vorgesehen. 

Die Richtlinie 91/533 über die Pflicht des Arbeitgebers zur Unterrichtung des Ar-
beitnehmers über die für seinen Arbeitsvertrag oder sein Arbeitsverhältnis gelten-
den Bedingungen gibt dem Arbeitnehmer das Recht, vom Arbeitgeber schriftlich 
Auskunft über die wesentlichen Punkte des Arbeitsvertrags oder des Arbeitsver-
hältnisses zu verlangen, so über Arbeitsinhalt, Arbeitsentgelt, Arbeitszeit, Dauer 
des Jahresurlaubs und Kündigungsfrist. Spätestens zwei Monate nach Arbeitsauf-
nahme hat der Arbeitnehmer Anspruch auf Aushändigung einer schriftlichen Auf-
zeichnung über die wesentlichen Rechte und Pflichten aus dem Arbeitsvertrag. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Bezüglich der Richtlinie 89/391 besteht Handlungsbedarf. Nachdem in 
der Schweiz die Verordnung III vom 26. März 1969 zum Arbeitsgesetz 
(Gesundheitsvorsorge und Unfallverhütung in industriellen Betrieben) 
total revidiert und durch die Verordnung 3 zum Arbeitsgesetz (Gesund-
heitsvorsorge, ArGV 3) vom 18. August 1993 aufgehoben und insbeson-
dere auch die Informations- und Anhörungsrechte der Arbeitnehmer aus der 
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Richtlinie 89/391 umgesetzt wurden, soll aus Gründen der Parallelität die Umset-
zung der Richtlinie in Liechtenstein nicht über den vorliegenden Revisionsentwurf 
zum Arbeitsgesetz, sondern durch eine Revision der Verordnung III vom 7. Juli 
1970 zum Gesetz über die Arbeit in Industrie, Gewerbe und Handel (Gesundheits-
vorsorge und Unfallverhütung in industriellen Betrieben), LGB1. 1970 Nr. 25, 
erfolgen. 

Die Regierung beabsichtigt, dem Landtag den Entwurf zu einem Gesetz über die 
Mitwirkung der Arbeitnehmerschaft im Betrieb vorzulegen, in welchem die Aus-
wirkungen aller relevanten Richtlinien berücksichtigt sind. 

7.72 Konsumentenschutz 

a) Acquis 

Das EWRA verweist verschiedentlich auf die Konsumenten, vom Wettbewerb 
über Lebensmittel bis zur Produktehaftpflicht. Ein möglichst schrankenfreier eu-
ropäischer Markt soll den Konsumenten hinsichtlich der Preise und der Auswahl 
an Waren und Dienstleistungen Vorteile bringen. Damit die Konsumenten die 
angebotenen Möglichkeiten nutzen können, braucht es entsprechende Massnah-
men. Unter dem Spezialtitel Konsumentenschutz werden im Bereich der horizon-
talen Politiken mehrere Richtlinien und Empfehlungen übernommen, während 
weitere geplant sind, so z.B. über vergleichende Werbung. Der Konsumenten-
schutz soll auch künftig auf hohem Schutzniveau gehalten und, wo nötig, ausge-
baut und koordiniert werden. 

Im Ersten Programm für eine Politik zum Schutz und zur Unterrichtung der 
Verbraucher wurden 1975 vom Rat der EG fünf Grundrechte der Verbraucher 
formuliert: Recht auf Schutz der Gesundheit, Recht auf Schutz des wirtschaftli-
chen Interesses, Recht auf Wiedergutmachung eines wirtschaftlichen Schadens, 
Recht auf Unterricht und Bildung, Recht auf Gehör. Dieses Programm wurde 
mehrfach aktualisiert. Massgeblich ist zur Zeit die Entscheidung des Rates über 
die künftigen Prioritäten im Verbraucherschutz und der daraus hervorgegangene 
dreijährige Aktionsplan der Kommission 1993-1996: "Der Binnenmarkt im Dienst 
der europäischen Verbraucher". 
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Artikel 72 EWRA sieht den Konsumentenschutz als von den EFTA-EWR-Staaten 
zu übernehmende horizontale Rechtsmaterie an. Bereits in der Präambel des EW-
RA wird auf den Konsumentenschutz eingegangen. 

Die EU-Wettbewerbspolitik wird von den EFTA-EWR-Staaten übernommen. 
Damit haben vor allem die Regelungen zu Produktehaftpflicht, Konsumkredit, 
irreführender Werbung, Pauschalreisen, Hausiergeschäften, allgemeiner Produkte-
sicherheit und missbräuchlichen Vertragsklauseln im gesamten EWR Geltung. 
Durch den einheitlichen konsumentenrechtlichen Standard wird die Homogenität 
des EWR-Marktes gewährleistet. 

Das EU-Recht schreibt eine Kennzeichnung des Preises für Lebensmittel sowie 
für andere Erzeugnisse als Lebensmittel vor. Bei der Bekanntgabe der Lebensmit-
telpreise in der Werbung müssen auch die Grundpreise genannt werden. 

Die Sicherheitsanforderungen, deren Erfüllung Voraussetzung für die Vermark-
tung ist, werden in aller Regel in produkt- oder gefahrenspezifischen Richtlinien 
festgelegt. Für allfällige Lücken wurde als horizontale Rahmenregelung die Richt-
linie 92/59 über die allgemeine Produktesicherheit erlassen. Diese Richtlinie trifft 
zwar vor allem Regelungen für den freien Warenverkehr. In ihren Auswirkungen 
dient sie aber auch dem Schutz der Konsumenten. Die Zollbehörden sollen zu-
künftig vermehrt in das System der Marktüberwachung und des Informationsaus-
tausches über gefährliche Produkte integriert werden. Der Export von Erzeugnis-
sen, die den Sicherheitsanforderungen im EWR nicht entsprechen und dort daher 
nicht in Verkehr gebracht werden dürfen, in Drittländer ist erlaubt. 

Die Richtlinie 87/102 über den Verbraucherkredit bestimmt, dass in der Kunden-
werbung der nach einer einheitlichen Formel berechnete effektive Jahreszins an-
zugeben ist. Die Vertragsurkunde muss ausserdem die Kosten und die wesentli-
chen Vertragsbestandteile enthalten. Der Begriff des Kreditvertrags schliesst das 
Konsumgüterleasing und die Kreditkarten nicht ein. 

Die Richtlinie 84/450 zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über irreführende Werbung legt Minimalvorschriften gegen die irrefüh-
rende Werbung fest. Dabei hat der Werbetreibende unter bestimmten Voraussetzungen 
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die Beweislast für die Richtigkeit von in der Werbung enthaltenen Tatsachenbe-
hauptungen zu tragen. 

Der Geltungsbereich der Richtlinie 85/577 betreffend Verbraucherschutz im Falle 
von ausserhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen erstreckt sich auf 
Verträge zwischen einem Gewerbetreibenden, der Waren liefert oder Dienstleis-
tungen erbringt, und einem Verbraucher. Darunter fallen Haustürgeschäfte, Wer-
becarfahrten und Verkaufsparties. Der Konsument hat ein Widerrufsrecht von 
sieben Tagen. Nicht unter die Regelung fallen Immobilienverkäufe und Versiche-
rungsverträge. 

Die Richtlinie 90/314 über Pauschalreisen stärkt die juristische und materielle 
Lage der Konsumenten. Sie sind nun besser geschützt vor schlechter Vertragser-
füllung des Veranstalters oder vor dessen Zahlungsunfähigkeit. Verlangt ist eine 
wahre Information in den Prospekten und deren Verbindlichkeit. Der Vertrag 
muss bestimmte Mindestangaben enthalten. Vermittler und Veranstalter von Pau-
schalreisen sind bei Nicht- oder Teilerfüllung des Vertrags grundsätzlich haftbar. 
Diese Haftung darf weder vertraglich eingeschränkt noch wegbedungen werden. 

Ausserhalb der Rechtsübernahme sind sich die Vertragsparteien einig, die Emp-
fehlung 88/590 der Kommission zu Zahlungssystemen, insbesondere zu den Be-
ziehungen zwischen Karteninhabern und Kartenausstellern, zur Kenntnis zu neh-
men. Der bargeldlose Zahlungsverkehr nimmt zu. Gemeinsame Lösungen inner-
halb des Binnenmarktes sind von Vorteil. 

Insgesamt bewirken die EWR-Regelungen zum Konsumentenschutz für den 
Verbraucher einen gut ausgebauten Schutz. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Am 14. September 1994 stimmte der Landtag der vorzeitigen Inkraftsetzung von 
vier Gesetzesvorlagen zu, die den Konsumentenschutz betreffen. Es sind dies die 
Gesetze über: 

- Pauschalreisen (LGB1. 1994 Nr. 69) 

- den unlauteren Wettbewerb (LGB1. 1994 Nr. 70) 

- die Produktehaftpflicht (LGB1. 1994 Nr. 68) 

- den Konsumkredit (LGB1. 1994 Nr. 67) 
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Der liechtensteinische Konsument kommt damit in den Genuss erhöhter Verbrau-
cherrechte und ist in der Lage, aus dem wesentlich vergrösserten Waren- und 
Dienstleistungsangebot aufgrund verbesserter Produktinformationen und fairerer 
Verkaufsbedingungen die für ihn vorteilhafteste Auswahl zu treffen. 

Der Zusatzacquis zum EWRA umfasst in diesem Bereich nur die Richtlinie 93/13 
des Rates vom 5. April 1993 über missbräuchliche Klauseln in Verbraucherver-
trägen. Die EWR-Mitgliedstaaten müssen dafür Sorge tragen, dass die mit den 
Verbrauchern abgeschlossenen Verträge keine missbräuchlichen Klauseln enthal-
ten. Zweck der Richtlinie ist gemäss Artikel 1 die Angleichung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über missbräuchliche Klauseln in 
Verträgen zwischen Gewerbetreibenden und Verbrauchern. Die Richtlinie betrifft 
keine Arbeits- oder Gesellschaftsverträge. Sie bindet auch die öffentlich-
rechtlichen Wirtschaftseinheiten, jedoch nicht die Vertragsbedingungen unter 
Kaufleuten bzw. Gewerbetreibenden. Die Richtlinie hält nur Minimalstandards 
fest. Es bleibt Liechtenstein überlassen, noch konsumentenfreundlichere Bestim-
mungen zu erlassen. 

Die Entwürfe zu den notwendigen Abänderungen des Gesetzes über den unlaute-
ren Wettbewerb und des Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches sind bei der 
EWR-Redaktionsgruppe in Ausarbeitung. 

7.73 Umweltschutz 

7.730 Allgemeines 

a) Acquis 

Im Bereich der allgemeinen Bestimmungen kommen der Verordnung 880/92 betreffend 
ein gemeinschaftliches System zur Vergabe eines Umweltzeichens und den dazugehöri-
gen Entscheidungen sowie der Verordnung 1836/93 über die freiwillige Beteiligung ge-
werblicher Unternehmen an einem Gemeinschaftssystem für das Umweltmanagement 
und die Umweltbetriebsprüfung im Hinblick auf die Verbesserung von Produktions-und 
Produktestandards erhebliche Bedeutung zu. Die Richtlinie 91/692 dient der Ver-
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einheitlichung und zweckmässigen Gestaltung der Berichte über die Durchfüh-
rung bestimmter Umweltschutzrichtlinien. 

In den Bereichen Wasser und Luft bestehen die Richtlinien 91/676 zum Schutz 
der Gewässer vor Verunreinigung durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen 
und die Entscheidung 92/446 über die Fragebögen zu den Wasserrichtlinien sowie 
die Richtlinie 92/72 über die Luftverschmutzung. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Bezüglich der beiden erwähnten Verordnungen und den Richtlinien 91/676 und 
92/72 sowie der Entscheidung 92/446 besteht kein Handlungsbedarf. Zur Umset-
zung der Richtlinie 91/692 wurde zum Aufbau und der Anpassung der notwendi-
gen administrativen Voraussetzungen eine Übergangsfrist bis zum 1.1.1996 fest-
gelegt. 

7.731 Umweltinformation 

a) Acquis 

In diesem Bereich ist die horizontale Richtlinie 90/313 über den freien Zugang 
zu Informationen über die Umwelt zu übernehmen. Ohne die bestehenden Par-
teirechte (etwa das Akteneinsichtrecht) zu berühren, verfolgt die Richtlinie das 
Ziel, den freien Zugang zu den bei den Behörden vorhandenen Informationen 
über die Umwelt sowie die Verbreitung dieser Informationen zu gewährleisten 
und die grundlegenden Voraussetzungen festzulegen, unter denen derartige 
Informationen zugänglich gemacht werden sollen. Umweltinformationen mei-
nen danach nicht nur Informationen über den Zustand der Gewässer, der Luft, 
des Bodens, der Tier- und Pflanzenwelt sowie der natürlichen Lebensräume, 
sondern auch über Tätigkeiten und Massnahmen, die diesen Zustand beein-
trächtigen oder beeinträchtigen können. Allen natürlichen und juristischen Per-
sonen sollen auf Antrag und ohne den Nachweis eines Interesses die entspre-
chenden Informationen von den Behörden zur Verfügung gestellt werden. 
Nicht verpflichtet werden legislative und judikative Stellen. Ausserdem kön-
nen die Staaten vorsehen, dass ein Antrag auf Umweltinformation abge-
lehnt wird, sofern bestimmte übergeordnete, in der Richtlinie aufgeführte, 
Interessen (z.B. Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse) berührt werden. Er-
gänzend zu diesem passiven Informationszugangsrecht verlangt die Richtli-
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nie überdies, dass die Staaten die erforderlichen Massnahmen ergreifen, um der 
Öffentlichkeit allgemeine Informationen über den Zustand der Umwelt, z.B. durch 
die regelmässige Veröffentlichung von Zustandsberichten, zur Verfügung zu stel-
len. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

In Liechtenstein bestehen in allen neueren Umweltgesetzen weitgehende Informa-
tionsrechte; die Veröffentlichung von periodischen Zustandsberichten über den 
Stand der Umwelt ist gängige Praxis. Das Umweltschutzniveau wird durch mehr 
Transparenz und erleichterten Informationszugang verbessert. Die entsprechenden 
gesetzlichen Festlegungen befinden sich im Gesetz vom 22. Oktober 1992 über 
Umweltinformationen (LGB1. 1993 Nr. 13). 

7.732 Umweltverträglichkeitsprüfung 

a) Acquis 

Mit der Richtlinie 85/337 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten 
öffentlichen und privaten Projekten wird ein grenzüberschreitendes Informations- 
und Konsultationsverfahren vorgeschrieben. Im wesentlichen will die Richtlinie 
sicherstellen, dass in Fällen, in denen ein Projekt erhebliche Auswirkungen auf die 
Umwelt eines anderen Mitgliedstaates haben könnte, der betreffende Staat früh-
zeitig informiert und in das Entscheidungsverfahren einbezogen wird. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Für die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten privaten und öffentlichen 
Projekten besteht in Liechtenstein kein Regelungsbedarf, da die entsprechenden 
Vorschriften in den einschlägigen Spezialgesetzen enthalten sind. Die Sicherstel-
lung, dass in Fällen, in denen ein Projekt erhebliche Auswirkungen auf die Um-
welt eines anderen Mitgliedstaates haben könnte, der betreffende Staat frühzeitig 
informiert und in das Entscheidungsverfahren einbezogen wird, ist mit Erlass des 
Gesetzes vom 22. Oktober 1992 (LGB1. 1993/13) gewährleistet. 
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7.733 Abfall 

a) Acquis 

Im Bereich Abfall bestehen die Richtlinie 94/3 zur Änderung der Richtlinie 
75/442 über Abfälle, die Richtlinie 91/689 über gefährliche Abfälle sowie die 
Richtlinie 92/112 über die Modalitäten zur Vereinheitlichung der Programme zur 
Verringerung und späteren Unterbindung der Verschmutzung der Abfälle der Ti-
tandioxid-Industrie und die Verordnung 259/93 zur Überwachung und Kontrolle 
der Verbringung von Abfällen. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Aus den beiden Richtlinien ergibt sich für Liechtenstein kein Anpassungsbedarf 
auf Gesetzesebene. Für die beiden allgemeinen Richtlinien im Bereich der gefähr-
lichen Abfälle wurde eine Übergangsfrist bis zum 1.1.1996 festgelegt. Die er-
wähnte Richtlinie 91/156 über Abfälle sieht unter anderem für nicht bewilligungs-
pflichtige Abfallsammler, -transporteure, -händler, und -makler eine Meldepflicht 
vor. Weiter sollen die für die Abfallanlagen zuständigen Behörden die Möglich-
keit haben, Bewilligungen zu befristen. Liechtenstein verfügt insbesondere mit 
dem Abfallgesetz und der Stoffverordnung sowie über die Beteiligung an der Bas-
ler Konvention über die Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs mit Son-
derabfällen und deren Beseitigung über die erforderlichen rechtlichen Grundlagen. 
Hinsichtlich der Verordnung 259/93 wurde zum Aufbau der administrativen Vor-
aussetzungen eine Übergangsfrist bis zum 1.1.1996 festgelegt. 

7.734 Genetisch veränderte Organismen 

a) Acquis 

Als "Mikroorganismus" im Sinne dieser Richtlinie gilt jede zellulare oder nicht-
zellulare mikrobiologische Einheit, die zur Vermehrung oder zur Weitergabe von 
genetischem Material fähig ist. Als "genetisch veränderter Mikroorganismus" ist 
ein Mikroorganismus zu verstehen, dessen genetisches Material in einer Weise 
verändert worden ist, wie es unter natürlichen Bedingungen durch Kreuzen 
und/oder natürliche Rekombination nicht vorkommt. Diese erstreckt sich auf 
pflanzliche und/oder tierische Organismen. 
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Massgebend in diesem Bereich sind die beiden Richtlinien 90/219 über die An-
wendung genetisch veränderter Mikroorganismen in geschlossenen Systemen und 
90/220 über die absichtliche Freisetzung genetisch veränderter Organismen in die 
Umwelt sowie die dazugehörigen Beschlüsse betreffend Einstufungs-, Anmel-
dungs- und Bewilligungsverfahren. Mit der Richtlinie 90/219 werden gemeinsame 
Massnahmen im Hinblick auf die Anwendung genetisch veränderter Mikroorga-
nismen in geschlossenen Systemen festgelegt, mit denen die menschliche Ge-
sundheit und die Umwelt vor möglichen schädlichen Auswirkungen geschützt 
werden sollen. Dem Anwender wird eine Pflicht zur Vorabbewertung der Risiken 
von Anwendungen in geschlossenen Systemen auferlegt, und es werden nach dem 
Gefährdungspotential abgestufte Anmelde- und Bewilligungsverfahren vorgese-
hen. 

Mit der Richtlinie 90/220 werden gemeinsame Verfahren im Hinblick auf die ab-
sichtliche Freisetzung von genetisch veränderten Organismen in die Umwelt fest-
gelegt, einerseits, um durch eine gebührende Kontrolle der Risiken infolge der 
absichtlichen Freisetzung genetisch veränderter Organismen in die Umwelt diese 
und die menschliche Gesundheit zu schützen und, andererseits, um ungleiche 
Wettbewerbsbedingungen oder Handelshemmnisse für Erzeugnisse, die solche 
Organismen enthalten, nicht entstehen zu lassen. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Für die beiden erwähnten Richtlinien und die dazu gehörenden Beschlüsse wurde 
eine Übergangsfrist bis zum 1.7.1996 festgelegt. Grundsätzlich ist zum Gentech-
nik-Bereich festzuhalten, dass neben der rein technisch-administrativen Regelung 
insbesondere der Berücksichtigung ethisch-moralischer Fragen eine hohe Bedeu-
tung beizumessen ist. Die Umsetzung dieser Richtlinien erfordert deshalb umfas-
sende Abklärungen und den Erlass eines Gentechnologie-Gesetzes, welches die 
genannten Bereiche umfassend regelt. 

7.735 Europäische Umweltagentur 

a) Acquis 

Gemäss Verordnung 1210/90 wurde eine Europäische Umweltagentur (EEA: European 
Environmental Agency) errichtet und ein Europäisches Umweltinformations- und Beob-
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achtungsnetz eingeführt. Der Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten sollen auf 
europäischer Ebene vergleichbare Informationen zur Verfügung gestellt werden, 
um die Ziele im Umweltbereich erfüllen zu können. Die Europäische Umwelt-
agentur liefert auch die technische und wissenschaftliche Unterstützung. Sie arbei-
tet eng mit sonstigen Stellen und Programmen der Gemeinschaft zusammen. Ihr 
Sitz befindet sich in Kopenhagen. Sie steht allen Nichtmitgliedern der EU offen 
aufgrund von Abkommen, die diese mit der EU abgeschlossen haben bzw. ab-
schliessen. 

Das Informations- und Beobachtungsnetz wird durch die Europäische Umwelt-

agentur koordiniert. Es umfasst die innerstaatlichen Anlaufstellen (focal points), 

die Elemente der einzelstaatlichen Informationsnetze und die themenspezifischen 

Ansprechstellen (topic centers). 

Die Projekte werden anhand von mehrjährigen Arbeitsprogrammen erstellt. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Der Status von Nichtmitgliedern der EU ist zur Zeit noch unklar. Fragen der Fi-

nanzierung des Umweltnetzes (welche durch die EU erfolgt), der Organisations-

struktur der Umweltagentur (der Verwaltungsrat besteht aus Vertretern der EU-

Mitgliedstaaten) sowie der engen Zusammenarbeit der Umweltagentur mit ande-

ren EU-Institutionen (gemeinsame Forschungsstelle, EUROSTAT) sind im Hin-

blick auf die Beteiligung von Nichtmitgliedern der EU noch zu bereinigen. Zur 

Zeit können Drittstaaten nur bei bestimmten Themenbereichen mitarbeiten. Der 

liechtensteinische Beitrag wird sich auf ca. Fr. 3'700 pro Jahr belaufen. Eine akti-

ve Teilnahme Liechtensteins in der Europäischen Umweltagentur ist umweltpoli-

tisch von Bedeutung. Ihr dürfte nämlich in Zukunft auf europäischer Ebene die 

hervorragende Rolle zukommen, welche weltweit die Kommission für nachhaltige 

Entwicklung einnimmt. 
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7.74 Zusammenarbeit im Bereich Statistik 

a) Acquis 

Mit der Schaffung des Europäischen Wirtschaftsraums und der Ausgestaltung 
seiner vier Freiheiten verstärkte sich auch die Nachfrage nach statistischen Infor-
mationen, um den Entwicklungen in allen Bereichen vermehrte Transparenz zu 
verleihen. 

Die Vereinbarung zur Erstellung eines EWR-weiten statistischen Systems, wel-
ches auf einheitlichen Definitionen und Regelungen beruht, ist in Artikel 76 EW-
RA festgehalten. Dieser Artikel verweist auch auf das Protokoll 30 über die Orga-
nisation der Zusammenarbeit sowie auf den Anhang )(XI, welcher die 27 über-
nommenen Verordnungen und Richtlinien bezüglich des Inhaltes der statistischen 
Informationen enthält. 

Für die Führung und Überwachung der EWR-weiten statistischen Zusammenar-
beit schafft das Abkommen im Protokoll 30 eine Konferenz der nationalen statis-
tischen Ämter der 19 Länder, des Büros des statistischen Beraters der EFTA-
Staaten und des Statistischen Amtes der EG (EUROSTAT). Auch sind darin die 
Mitarbeit der EFTA-Länder in den 15 Ausschüssen und 80 Arbeitsgruppen sowie 
die Modalitäten der Erhebung, Verarbeitung und Veröffentlichung von Daten ge-
regelt. 

Hinsichtlich des Datenschutzes wurden die Bestimmungen der Europäischen Ge-
meinschaft in den Anhang XXI aufgenommen. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Liechtenstein konnte in Anbetracht der Kleinheit des Landes und der besonderen 
Beziehungen zur Schweiz (Zoll- und Währungsvertrag) eine Sonderregelung fol-
genden Inhalts erreichen: 

- Keine Bereitstellung von Erhebungen mit einer Periodizität von weniger 
als einem Jahr; 

- keine Statistiken über das Bruttosozialprodukt; 
- keine Statistiken über den Handel Schweiz-Liechtenstein; 
- keine Energiestatistik. 
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Bezüglich des Anhangs XXI EWRA (Statistik) gelten für Liechtenstein verschie-
dene Sonderregelungen. Eine Erklärung bezieht sich auf die Vorlage von Han-
delsstatistiken durch Liechtenstein. Alle Abweichungen (Ausnahmen) und Über-
gangsfristen für Liechtenstein berücksichtigen die besondere Situation Liechten-
steins. Teils sind Liechtenstein betreffende Statistiken im Rahmen der EWR-
Gesamtstatistik irrelevant oder vernachlässigbar, teils muss Liechtenstein die sta-
tistische Datenerhebung erst einrichten. Insbesondere sind die Statistiken über 
ausländische Arbeitnehmer (Verordnung 311/76), für die Gemeinschaftliche Da-
tenbank über Strassenverkehrsunfälle (Richtlinie 93/704) und die Einführung ei-
ner neuen Systematik der Wirtschaftszweige (Verordnung 3037/90) neu zu erhe-
ben oder einzuführen. Da die Schweiz und Liechtenstein einen gemeinsamen 
Wirtschaftsraum bilden, werden die Erhebungen bezüglich Volkszählung und 
Betriebszählung (Landwirtschaftszählung) zusammen mit der Schweiz durchge-
führt. Die Auswertung der Daten geschieht durch die Schweiz im Auftrag Liech-
tensteins. 

Liechtenstein hat in den folgenden Bereichen Sonderregelungen bzw. Übergangs-
fristen erhalten: 

1. Industriestatistik 

- Richtlinie 384/475 (Durchführung koordinierter jährlicher Erhebungen 
über Investitionen im produzierenden Gewerbe): Liechtenstein ist ausge-
nommen. 

- Richtlinie 372/211 (Durchführung koordinierter jährlicher Konjunktursta-
tistiken in der Industrie und im warenproduzierenden Handwerk): Liech-
tenstein ist ausgenommen. 

- Richtlinie 372/221 (Durchführung koordinierter jährlicher Erhebungen 
über die Tätigkeit der Industrie): Liechtenstein ist ausgenommen. 

- Richtlinie 378/166 (Durchführung koordinierter jährlicher Konjunktursta-
tistiken im Baugewerbe): Liechtenstein ist ausgenommen. 

- Verordnung 391/3924 (Einführung einer Gemeinschaftserhebung über die 
Produktion von Gütern): Die Verordnung wird von Liechtenstein ange-
wendet. 

- Verordung 393/2186 (Innergemeinschaftliche Koordinierung des Aufbaus 
von Unternehmensregistern): Liechtenstein hat eine Übergangsfrist bis 
zum 1.1.1997 mit Überprüfung. 
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2. Verkehrsstatistik 

- Richtlinie 378/546 (Erfassen des Güterkraftverkehrs im Rahmen einer Regio-
nalstatistik): Liechtenstein hat eine Übergangsfrist bis zum 1.1.1999 mit 
Überprüfung. 

- Richtlinie 380/1119 (Erfassen des Güterverkehrs auf Binnenwasserstrassen) 
und Richtlinie 380/1177 (Erfassen des Eisenbahngüterverkehrs im Rahmen 
einer Regionalstatistik): Die Richtlinien sind für Liechtenstein irrelevant. 

- Entscheidung 393/704 (Errichtung einer gemeinschaftlichen Datenbank über 
Strassenverkehrsunfälle): Liechtenstein wird die entsprechenden Daten erst-
mals auf den 1.4.1996 für das Jahr 1995 liefern. 

3. Statistiken des Aussen- und des innergemeinschaftlichen Handels 

- Verordnung 375/1736 (Statistiken des Aussen- und des innergemeinschaftli-
chen Handels): Liechtenstein hat eine Übergangsfrist bis zum 1.1.1999 mit 
Überprüfung. 

4. Statistische Geheimhaltung 

- Verordnung 390/1588 (Übermittlung von unter die Geheimhaltungspflicht fal-
lenden Informationen an das Statistische Amt der Europäischen Gemeinschaf-
ten): Die Verordnung findet auf Liechtenstein Anwendung. 

5. Bevölkerungs- und Sozialstatistik 

- Verordnung 376/311 (Erstellung von Statistiken über ausländische Arbeit-
nehmer): Die Verordnung findet auf Liechtenstein Anwendung. 

- Verordnung 391/3711 (Durchführung einer jährlichen Stichprobenerhebung 
über Arbeitskräfte in der Gemeinschaft): Liechtenstein ist ausgenommen. 

6. Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen  

- Richtlinie 389/130 (Erfassung des Bruttosozialprodukts zu Marktpreisen): 
Liechtenstein ist ausgenommen. 

7. Nomenklaturen  

- Verordnung 390/3037 (Statistische Systematik der Wirtschaftszweige): Liech-
tenstein hat eine Übergangsfrist bis zum 1.1.1996. 

- Verordnung 393/761 (Statistische Systematik der Wirtschaftszweige): Die 
Verordnung findet auf Liechtenstein Anwendung. 
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- Verordnung 393/696 (Statistische Einheiten für die Beobachtung und Ana-

lyse der Wirtschaft in der Gemeinschaft): Liechtenstein hat eine Über-

gangsfrist, die am 31.12.1997 endet 

- Verordnung 393/3696 (Statistische Güterklassifikation): Liechtenstein ist 

ausgenommen. 

8. Landwirtschaftsstatistik 

- Richtlinie 372/280 (Statistische Erhebungen über Milch und Milcherzeug-

nisse): Liechtenstein ist ausgenommen. 

- Verordnung 388/571 (Durchführung von Erhebungen der Gemeinschaft 

für die Struktur der landwirtschaftlichen Betriebe im Zeitraum 1988 bis 

1997): Liechtenstein hat eine Übergangsfrist bis zum 1.1.1997 mit Über-

prüfung. 

- Verordnung 390/637 (Statistik zur Getreideerzeugung): Liechtenstein ist 

ausgenommen. 

9. Fischereistatistik 

Für Liechtenstein irrelevant 

10. Energiestatistik 

- Richtlinie 390/377 (Gemeinschaftliches Verfahren zur Gewährleistung der 

Transparenz der vom industriellen Endverbraucher zu zahlenden Gas- und 

Strompreise): Liechtenstein ist ausgenommen. 

Der finanzielle Beitrag Liechtensteins an das Statistikprogramm (Programm- und 

Veröffentlichungskosten) beträgt voraussichtlich ca. Fr. 16'000 pro Jahr. Der Bei-

trag der EFTA-EWR-Länder an die Statistikprogramme wird allerdings zur Zeit 

aufgrund des EU-Beitritts von Finnland, Österreich und Schweden nochmals neu 

verhandelt. 
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7.75 Gesellschaftsrecht 

a) Acquis 

Im Bereich des Gesellschaftsrechts bestehen die folgenden Richtlinien und Ver-
ordnungen: 

- Die Erste Richtlinie 68/151 gilt für die Aktiengesellschaft, die Komman-
ditaktiengesellschaft und die Gesellschaft mit beschränkter Haftung. Es 
werden verschiedene Gegenstände geregelt: Einmal wird das Minimum 
und die Art der Offenlegung bestimmt. Dann wird das Handeln für die Ge-
sellschaft vor dem Erlangen der Rechtsfähigkeit und die Vertretungsmacht 
der Organe umschrieben. Schliesslich wird die Nichtigkeit von Gesell-
schaften geordnet. 

- Die Zweite Richtlinie 77/91 gelangt nur für Aktiengesellschaften zur An-
wendung. Sie enthält verschiedene Vorschriften zur Gründung der AG, zur 
Erhöhung und zur Reduktion des Aktienkapitals und zur Kapitalerhaltung. 

- Die Dritte Richtlinie 78/855 regelt die Verschmelzung von Aktiengesell-
schaften. 

- Die Vierte Richtlinie 78/660 enthält Vorschriften über den Jahresabschluss 
von Aktiengesellschaften, Kommanditaktiengesellschaften und von Ge-
sellschaften mit beschränkter Haftung. Dabei werden die Anforderungen 
für kleine, mittlere und grosse Unternehmen verschieden angesetzt. Es 
handelt sich insbesondere um Bestimmungen über die Gliederung der Jah-
resrechnung und um Bewertungsvorschriften. 

- Die Sechste Richtlinie 82/891 regelt die Spaltung von Aktiengesellschaf-
ten. 

- Die Siebte Richtlinie 83/349 stellt Vorschriften zum konsolidierten Jahres-
abschluss von Konzernen auf; es handelt sich dabei um Gliederungsvor-
schriften, Bewertungsmethoden und Konsolidierungstechniken. 

- Die Achte Richtlinie 84/253 umschreibt die Qualifikationserfordernisse für Rech-
nungsprüfer (die mit der Pflichtprüfung des Jahresabschlusses und des konsolidier 
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ten Jahresabschlusses betrauten Personen). Wie die Vierte und die Siebte 
Richtlinie kommt auch diese Regelung grundsätzlich für Aktiengesell-
schaften, Kommanditaktiengesellschaften und Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung zur Anwendung, jedoch werden Kleingesellschaften 
ausgenommen, d.h. die Revisoren von kleineren Gesellschaften brauchen 
die in der Achten Richtlinie umschriebenen Qualifikationserfordernisse 
nicht zu erfüllen. 

- Die Elfte Richtlinie 89/666 regelt die Offenlegung von Zweigniederlas-
sungen von Unternehmen mit Sitz in einem anderen Staat. 

- Die Zwölfte Richtlinie 89/667 verlangt die Zulässigkeit von Einmannge-
sellschaften in der Rechtsform der GmbH. Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung, welche Einmanngesellschaften sind, müssen im Geschäftsverkehr 
(auf Briefen und Bestellscheinen) auf diesen Umstand hinweisen. 

- Die Verordnung 2137/85 über die Schaffung einer Europäischen Wirt-
schaftlichen Interessenvereinigung (EWIV) sieht eine neue, transnationale 
Gesellschaftsform vor. Der Zweck einer EWIV ist die Erleichterung und 
Förderung der wirtschaftlichen Tätigkeit ihrer Mitglieder; eine solche Ver-
einigung kann aber nicht das Erzielen von Gewinn für sich selbst bezwe-
cken. 

Über den Zusatzacquis gelten die folgenden neuen Richtlinien: Die Richtlinie 
92/101 zur Änderung der Richtlinie 77/91 über die Gründung der Aktiengesell-
schaft sowie die Erhaltung und Änderung ihres Kapitals ändert die Zweite Gesell-
schaftsrechtsrichtlinie, die sich mit der Gründung, der Aufbringung des Grundka-
pitals und dessen Schutz befasst. Diese verbietet "gefährliche" Operationen für das 
Kapital, wie beispielsweise den Erwerb eigener Aktien. Durch die Änderungs-
richtlinie 92/101 um einige wichtige Zusatzbestimmungen ergänzt, erlaubt die 
Zweite Richtlinie einer Tochtergesellschaft den Erwerb von Aktien der Mutterge-
sellschaft nur noch insoweit, als die Mutter diese selbst erwerben könnte. Die Än-
derung steht im Zusammenhang mit dem Abbau von rechtlichen Hindernissen bei 
der Übernahme von Aktiengesellschaften. 

Die Vierte Richtlinie über den Jahresabschluss, Richtlinie 78/660, enthält in ECU aus-
gedrückte Schwellenwerte für die Bilanzsumme und die Nettoumsatzerlöse, unterhalb 
derer die Mitgliedstaaten bestimmte Ausnahmen von diesen Richtlinien zulassen kön-
nen. Da der ECU in den vergangenen fünf Jahren seit der letzten Anpassung einen Teil 
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seines realen Wertes verloren hat, werden mit der Änderungsrichtlinie 94/8 die 
betreffenden Beträge angehoben. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Im folgenden werden die wichtigsten Differenzen zwischen dem PGR und den 
anwendbaren Richtlinien der EU aufgezeigt. Bei einem EWR-Beitritt ist das liech-
tensteinische Recht in diesem Bereich anzupassen: 

1. Anforderungen an die Jahresrechnung: 

Die Bilanzrechtsrichtlinien verlangen für die Rechnungslegung einen höheren 
Detaillierungsgrad. Dabei ermöglicht jedoch die Unterscheidung zwischen kleine-
ren, mittleren und grossen Gesellschaften in der vierten Richtlinie eine weitge-
hende Rücksichtnahme auf die Interessen von Kleingesellschaften. Strengere An-
forderungen werden nur für mittlere und grössere Gesellschaften eingeführt wer-
den müssen. In der Praxis genügt die Rechnungslegung grosser Gesellschaften 
den Richtlinien zum Teil heute schon. 

Willkürliche, stille Reserven werden nicht mehr zulässig sein. Dies bedeutet aber 
nicht, dass es keine stillen Reserven mehr geben wird, weil solche schon aufgrund 
der Höchstbewertungsvorschriften und gewisser bestehender Bewertungsspiel-
räume entstehen; es heisst auch nicht, dass die Reservenbildung eingeschränkt 
wird, sondern es soll lediglich Transparenz betreffend der gebildeten Reserven 
erreicht werden. 

2. Offenlegung der Jahresrechnung: 

Das PGR kennt keine Pflicht zur Offenlegung der Jahresrechnung einer Gesell-
schaft. 

Das EWR-Recht sieht vor, dass Aktiengesellschaften, Kommanditaktiengesell-
schaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung allgemein ihre Bilanz und 
die Gewinn-und Verlustrechnung offenzulegen haben. Diese Offenlegungspflicht 
bildet ein Korrelat zum Privileg der Haftungsbeschränkung. Für kleine und mittle-
re Gesellschaften bestehen Erleichterungsmöglichkeiten bei der Frage, was offen-
gelegt werden muss. 
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3. Konsolidierte Jahresrechnung: 

Die Bewertungsmethoden und Konsolidierungstechniken werden zukünftig im 
Gesetz vorzusehen sein. 

4. Fachliche Anforderungen an Rechnungsprüfer:  

Für grössere Gesellschaften (gemäss den Schwellenwerten der Vierten Richtlinie) 
schreibt die Achte Richtlinie ein hohes Qualifikationsniveau vor, das ausgeht von 
einer Universitätsausbildung oder einer gleichwertigen Ausbildung. Die Anforde-
rungen für Buchprüfer von kleinen und mittleren Gesellschaften unterstehen wei-
terhin dem nationalen Recht. Für bereits konzessionierte Prüfer sieht die Richtli-
nie eine grosszügige Besitzstandgarantie vor. Sie können - ohne über die verlang-
ten Befähigungen zu verfügen - ihre Konzession zur Berufsausübung bis ans Le-
bensende beibehalten. 

5. Vinkulierung von Namenaktien:  

Neben der Richtline auf dem Gebiet des Gesellschaftsrechts hat auch die Kapital-
verkehrsfreiheit direkte Auswirkungen auf das Aktienrecht: Nach Artikel 24 EW-
RA dürfen Angehörige der EWR-Staaten in bezug auf Beteiligung am Kapital von 
Gesellschaften nicht mehr diskriminiert werden. Diese Bestimmung stellt eine 
Konkretisierung des allgemeinen, grundsätzlichen Diskriminierungsverbots von 
Artikel 4 EWRA dar. 

Zur Vornahme der nötigen Anpassungen an die Richtlinien im Gebiet des Gesell-
schaftsrechts hat Liechtenstein eine Anpassungsfrist von drei Jahren (bis 
1.1.1997). Die Vorarbeiten zur Umsetzung der Richtlinien haben bereits begon-
nen. Die betroffenen Verbände sind an der Arbeit auf Expertenebene beteiligt. 

7.76 Forschung und Entwicklung 

a) Acquis 

Die EU hat seit den achtziger Jahren ihre Forschungskooperation zunehmend ausge-
baut. Das im April 1994 beschlossene Vierte Rahmenprogramm (1994-1998) verfügt 
gegenüber den drei bisherigen Rahmenprogrammen über wesentlich mehr Fördermittel 
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(insgesamt ca. 11 Mrd. ECU, ca. 18 Mrd. Fr.). Die Hauptzielsetzungen sind neben 
der Förderung der kleinen und mittleren Unternehmen und dem Umwelt- und 
Verbraucherschutz die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der europäischen In-
dustrie, grösseres Wirtschaftswachstum und die Erhöhung der Beschäftigung ge-
mäss den Analysen des Weissbuches "Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Be-
schäftigung". 

Das Vierte Rahmenprogramm wird in vier Aktionsbereiche unterteilt: 

• Technologische Entwicklungen und deren gesellschaftspolitische Auswir-
kungen 

• Zusammenarbeit mit Drittländern und internationalen Organisationen 
• Verbreitung und Anwendung der Forschungsresultate 
• Weiterbildungs- und Mobilitätsangebote für Forscher. 

Der Bereich der Nuklearforschung, der auf dem EURATOM-Vertrag basiert, ist 
von der Zusammenarbeit mit den EFTA-EWR-Staaten ausgenommen. 

Der für die liechtensteinische Wirtschaft besonders relevante erste Aktionsbereich 
umfasst folgende spezifischen Programme: Informations- und Kommunikations-
technologien, Industrietechnologien (insbesondere das Programm für Industrie- 
und Werkstofftechnologien, das für die liechtensteinische Industrie von grossem 
Interesse ist), Umwelt- und biologische Technologien, sowie die gesellschaftspoli-
tischen Auswirkungen der Forschungspolitik. 

Das Vierte Rahmenprogramm stellt den wichtigsten Bereich der Zusammenarbeit 
ausserhalb der vier Freiheiten dar und wurde durch den Beschluss Nr. 10/94 des 
Gemeinsamen EWR-Ausschusses im August 1994 in das EWR-Abkommen auf-
genommen. Im Gegensatz zu früheren Vereinbarungen zwischen den EFTA-
Staaten und der EU besitzen die EFTA-EWR-Staaten im Vierten Rahmenpro-
gramm weitgehend die gleichen Rechte und Pflichten hinsichtlich der Teilnahme 
und Finanzierung wie die EU-Mitgliedstaaten. Die EFTA-EWR-Staaten tragen 
auf der Basis ihres Bruttoinlandprodukts zu den einzelnen Tätigkeiten bei. Seit 
dem 1. Januar 1994 sind die EFTA-EWR-Staaten in den Ausschüssen der jeweili-
gen Programme vertreten. 
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b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Liechtenstein ist als Beobachter sowohl in den Ausschüssen der einzelnen For-
schungsprogramme als auch im Ausschuss der wissenschaftlichen und techni-
schen Forschung (CREST - Comitd pour la Recherche Scientifique et Technique) 
vertreten, der die EU-Kommission und den Europäischen Rat berät. 

Die finanziellen Auswirkungen einer Teilnahme an den EU-
Forschungsprogrammen berechnen sich nach dem Bruttoinlandsprodukt der ein-
zelnen EFTA-EWR-Staaten und dem EU-Budget für die einzelnen Programme 
(Protokoll 32 EWRA). Da für Liechtenstein keine entsprechenden Zahlen vorlie-
gen, berechnet sich sein Anteil gemäss Vereinbarung aufgrund der nationalen 
Buchhaltung der Schweiz und wird in Relation zur Bevölkerung gesetzt. Die Re-
gierung schätzt den jährlichen Beitrag für das Vierte Jahresprogramm nach dem 
für Liechtenstein festgelegten Schlüssel für das Jahr 1995 auf ca. Fr. 270'000, wo-
bei dieser Zurechnungsschlüssel noch nicht definitiv festgelegt ist. Liechtenstein 
wird sich nicht finanziell am auslaufenden Dritten Rahmenprogramm beteiligen. 
Gemäss der Erklärung zum Protokoll 31 EWRA (Zusammenarbeit in bestimmten 
Bereichen ausserhalb der vier Freiheiten) beteiligt sich Liechtenstein wie die an-
deren EFTA-EWR-Staaten jeweils ab dem 1. Januar eines Jahres an den entspre-
chenden Programmen. Wenn das EWRA auf den 1. Mai 1995 für Liechtenstein in 
Kraft tritt, beteiligt sich Liechtenstein finanziell rückwirkend auf den 1. Januar 
1995 an den Programmen, und es ist bis zum 1. Mai 1995 als Beobachter in den 
entsprechenden Ausschüssen zugelassen. Liechtenstein wird zu allen spezifischen 
Programmen beitragen und an allen Programmen teilnehmen können. Die selekti-
ve Auswahl einzelner Programme und damit eine selektive Mitfinanzierung ist 
nicht möglich. 

Je mehr sich die liechtensteinischen Unternehmen an den Programmen beteiligen, 
desto mehr können sie von der Finanzierung und vom Technologietransfer der EU 
profitieren. Für die liechtensteinische Industrie sind vor allem die Programme 
über Industrie- und Werkstofftechnologien, Informationstechnologien, Normung, 
Mess- und Prüfverfahren sowie Umwelttechnik und Biomedizin von Bedeutung. 
Zwei liechtensteinische Unternehmen haben sich bereits an Programmen des Drit-
ten Rahmenprogramms beteiligt, obwohl die Bedingungen für Drittlandstaaten 
äusserst schwierig waren. Die Wettbewerbsbedingungen der liechtensteinischen 
Industrie werden sich durch die Teilnahme am Vierten Rahmenprogramm stark 
verbessern. 
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Für eine erfolgreiche Teilnahme an den Forschungsprogrammen ist die Koordina-
tion der Verwaltung mit dem Technologiebeirat bzw. mit der Liechtensteinischen 
Industrie-und Handelskammer und mit der Gewerbe- und Wirtschaftskammer des 
Fürstentums Liechtenstein sehr wichtig. Nur durch ein sehr gutes Technologiema-
nagement sind der Forschungsstandort Liechtenstein, der rund 400 hochqualifi-
zierte Arbeitsplätze bietet, und die Konkurrenzfähigkeit der liechtensteinischen 
Industrie zu sichern. 

7.77 Informationsdienstleistungen 

a) Acquis 

Durch Artikel 2 von Protokoll 31 EWRA erhalten die EFTA-EWR-Staaten Zu-
gang zu den beiden Informationsdienstleistungsprogrammen SPRINT und IM-
PACT II. Die Teilnahmebedingeungen für die EFTA-EWR-Staaten werden vom 
Gemeinsamen EWRAusschuss festgelegt. Das strategische Programm für Infor-
mation und Technologietransfer (SPRINT) bezweckt die Innovationsförderung in 
der europäischen Güter- und Dienstleistungserzeugung und die beschleunigte und 
effizientere Umsetzung neuer Technologien in die betriebliche Praxis. Der Akti-
onsplan für die Informationspolitik (IMPACT II) richtet sich auf die Schaffung 
eines Gemeinsamen Marktes für Informationsdienstleistungen, Ausserdem soll die 
Position der europäischen Anbieter von Informationsdienstleistungen gestärkt und 
die Anwendung neuester Kommunikationstechnologien gefördert werden. 
Schliesslich soll den weniger entwickelten Regionen ermöglicht werden, das Ni-
veau der Informationsnutzung der Wirtschaftszentren zu erreichen. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Liechtensteins Zugang zu diesen Programmen ist eng mit der Teilnahme am Vier-
ten Rahmenprogramm verbunden, wobei die Zielsetzung von SPRINT sich weit-
gehend mit dem Programm "Verbreitung und Nutzung der Ergebnisse" des dritten 
Aktionsbereiches decken. Neueste Informations- und Kommunikationstechnolo-
gien stellen für den stark international vernetzten liechtensteinischen Industrie- 
und Dienstleistungssektor einen wesentlichen Wettbewerbsvorteil dar. Der Beitrag 
Liechtensteins an IMPACT II wird sich für 1995 auf ca. Fr. 5'800 belaufen. Eine 
Beitragszahlung an das Programm SPRINT ist für 1995 nicht vorgesehen. 
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7.78 Bildung und Jugend 

a) Acquis 

Es gehört zu den allgemeinen Zielsetzungen der EU, die Entwicklung einer quali-
tativ hochstehenden allgemeinen und beruflichen Bildung zu fördern. Zur Errei-
chung dieses Zieles im Bildungsbereich soll die Schaffung von Netzwerken, aus 
denen sich grenzüberschreitende Kontakte zwischen Bildungseinrichtungen, Wirt-
schaft und staatlichen Stellen ergeben, beitragen. 

Im Bildungsbereich ermöglicht das EWRA den Vertragsstaaten ab 1.Januar 1995 
die umfassende Beteiligung an allen Aktivitäten in den Bereichen der "allgemei-
nen und beruflichen Bildung" und im Bereich "Jugend". Die Beteiligung umfasst 
alle EU-Bildungsprogramme, die am 1. Januar 1995 bestehen oder beschlossen 
sind. Die bisherigen und auf Ende 1994 ausgelaufenen Bildungsprogramme wur-
den in insgesamt drei Programme, nämlich SOCRATES, LEONARDO und JU-
GEND FÜR EUROPA, zusammengefasst und neu strukturiert. Diese neuen Pro-
gramme beinhalten alle wesentlichen Elemente und Aktivitäten der bestehenden 
Bildungs- und Mobilitätsprogramme: 
• Das Programm SOCRATES ist das Nachfolgeprogramm von ERASMUS, 

LINGUA sowie von EURYDICE und ARION. Als solches wird es künftig 
sämtliche allgemeinbildenden, nicht berufsbezogenen Bildungsprogramme 
beinhalten. Es wird drei Bereiche umfassen, nämlich die Hochschulbildung 
und den schulischen Bereich, sowie bereichsübergreifende Massnahmen wie 
die Förderung des Sprachunterrichts, den Fernunterricht und den Informati-
onsaustausch. Die Zusammenarbeit schulischer Einrichtungen in Form von 
multilateralen Netzwerken (Austausch von Schülern, Studenten und Leh-
rern, Entwicklung gemeinsamer Elemente von Unterrichtsplänen usf.) wird 
gefördert und unterstützt. 

• Das Programm LEONARDO ist das Nachfolgeprogramm von COMETT, PET-
RA, FORCE, EUROTECNET. Es deckt die berufsbezogene Bildungskooperation 
ab und sieht Massnahmen zur Unterstützung der Bildungssysteme durch transnati-
onale Pilotprojekte, Vermittlungs- und Austauschprogramme und Massnahmen zur 
Unterstützung des Innovationspotentials auf dem Bildungsmarkt sowie flankieren-
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de Massnahmen, wie Netzwerke, Fremdsprachenförderung und Informati-
onsaustausch, vor. 

• Das Programm JUGEND FÜR EUROPA III beinhaltet als Schwerpunkt die 
Förderung der Zusammenarbeit der für die Jugendarbeit verantwortlichen 
Strukturen, die Information für die Jugend und die Förderung der Initiative 
und Kreativität der Jugend sowie die Zusammenarbeit in der Ausbildung 
von in der Jugendarbeit tätigen Personen. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Die Regierung hält nach wie vor an der Zielsetzung fest, im internationalen Bil-
dungsbereich den liechtensteinischen Studenten, Lehrkräften und Wissenschaftern 
sowie den Bildungsinstituten und Unternehmungen den Zugang zur internationa-
len Zusammenarbeit offenzuhalten und dafür eine volle und gleichberechtigte Be-
teiligung an den EU-Bildungsprogrammen und EU-Aktionen anzustreben. Die 
Teilnahme an den Programmen war bisher ausschliesslich dem tertiären Bil-
dungsbereich vorbehalten. Nun wird erstmals die schulische Bildung in die Ge-
meinschaftsaktionen miteinbezogen. 

Liechtenstein hat in den Jahren 1990 bzw. 1991 zwei bilaterale Abkommen mit 
der EG über eine Beteiligung an den Programmen COMETT und ERASMUS 
abgeschlossen und damit den Bildungsinstitutionen Liechtensteins die Zusam-
menarbeit mit Hochschulen der an den Programmen beteiligten Länder im Bereich 
des Studenten- und Dozentenaustausches ermöglicht. Die Liechtensteinische In-
genieurschule konnte erfolgreich die von der EU geförderten Aus- und Weiterbil-
dungsprojekte durchführen, an denen mehrere Länder beteiligt waren. Da die bei-
den bilateralen Abkommen COMETT und ERASMUS auf den 1. Januar 1995 
ausgelaufen bzw. in die neuen, oben erwähnten Abkommen integriert sind, soll 
eine Fortsetzung der Zusammenarbeit in den neuen Programmen sichergestellt 
werden. Die gemachten, wertvollen Erfahrungen tragen wesentlich zur Hebung 
der bestehenden, guten Qualität an den liechtensteinischen Bildungsinstitutionen 
bei. Die Kosten für die Beteiligung Liechtensteins an diesen Programmen sind auf-
grund der neuen Konstellation (Beitritt von drei bisherigen EFTA-EWR-Staaten zur 
EU) zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht exakt zu beziffern, da die erforderlichen 
Berechnungen noch nicht vorliegen. Die Kosten belaufen sich 1995 auf etwa Fr. 
175'000. Mit diesem Betrag werden auch die für die Programme erforderlichen Perso 
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nalkosten gedeckt. Liechtenstein wird im Rahmen dieser Programme auch die 
Möglichkeit haben, zumindest einen Mitarbeiter für die Bearbeitung innerhalb 
dieser Programme geltend zu machen. Die Umsetzung des COMETT-Programms 
durch die Liechtensteinische Ingenieurschule führte zur Vergabe von Förde-
rungsmitteln in der Höhe von Fr. 680'000 durch die EU. 

Im Bildungsbereich hat Liechtenstein, abgesehen von der Richtlinie 77/486 über 
die schulische Betreuung der Kinder von Wanderarbeitnehmern (siehe Kapitel 
7.21) keine Richtlinien und Verordnungen zu übernehmen. 

7.79 Kleine und mittlere Unternehmen 

a) Acquis 

Durch Artikel 7 von Protokoll 31 EWRA werden die EFTA-EWR-Staaten weit-
gehend in die Aktivitäten der EU zur Förderung der kleinen und mittleren Unter-
nehmen (KMU) integriert, wobei der Gemeinsame EWR-Ausschuss die finanziel-
len Bedingungen und die Teilnahmevoraussetzungen an EU-
Förderungsprogrammen festlegt. Die EU-Kommission geht bei der Definition der 
KMU von Betrieben aus, die weniger als 500 Personen beschäftigen, die einen 
kleineren Umsatz als 75 Mill. ECU (ca. 124 Mill. Fr.) erzielen und deren Aktien-
kapital nicht mehr als zu einem Drittel von einem anderen Unternehmen gehalten 
wird. Innerhalb der EU fällt ein Grossteil der Betriebe (95%) in diese Kategorie. 
Diese Betriebe stellen rund 60% der Beschäftigten des Industrie- und rund 75% 
der Beschäftigten des Dienstleistungssektors. 

Den KMU kommt eine Reihe von Massnahmen und Förderungen zugute. Der 
Zugang zu marktrelevanten Informationen soll innerhalb des EWR durch spezielle 
Aktionsprogramme und Euro-Beratungsstellen (EIC), ein Business Cooperation 
Network (BCNetz), das die EWR-weite Arbeitsteilung fördern soll, und gezielte 
Weiterbildungsmassnahmen gewährleistet werden. Rechtliche Erleichterungen 
für Kleinunternehmen bestehen im Bereich des Gesellschaftsrechts, z.B. beim 
Instrument der Europäischen Wirtschaftlichen Interessengemeinschaft (EWIV), 
das zwei oder mehreren Betrieben aus unterschiedlichen Ländern die 
rechtliche Grundlage für weitgehende Arbeitsteilung (z.B. für eine 
gemeinsame Einkaufs- und Verkaufsorganisation) liefert, oder bei den 
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geringeren Anforderungen an den Jahresabschluss und an die Qualifikation der 
Rechnungsprüfer. Die strengen Bestimmungen des Wettbewerbsrechts werden 
erst ab einer bestimmten Mindestgrösse angewandt. Verwaltungserfordernisse 
werden vereinfacht, indem das Vereinfachte Verwaltungsdokument im internen 
Warenverkehr 70 nationale Dokumente ersetzt. 

Innerhalb des Vierten Rahmenprogramms bestehen eigene Forschungsprogramme 
für die KMU, z.B. CRAFT (Cooperative Research Action for Technology), das 
als Unterprogramm der Industrie- und Werkstofftechnologieprogramme über ein 
Budget von 225 Mill. ECU (ca. 370 Mill. Fr.) für den Zeitraum von 1994 bis 1998 
verfügt. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Die Wettbewerbsfähigkeit der liechtensteinischen Industrie kann durch die Nut-
zung gezielter Brancheninformationen und die Kenntnis der rechtlichen Rahmen-
bedingungen im EWR ausgebaut werden. Mit der Teilnahme Liechtensteins am 
EWR wird den liechtensteinischen Betrieben der gleichberechtigte Zugang zu 
spezifisch auf die KMU zugeschnittene Forschungsprogramme wie z.B. CRAFT 
ermöglicht. Europaweit angebotenene Informationsdienstleistungen werden den 
liechtensteinischen Unternehmen die Bearbeitung des EWR-Marktes wesentlich 
erleichtern. Diesbezüglich ist eine entsprechende Anlaufstelle in der Landesver-
waltung zu bezeichnen, die den liechtensteinischen Unternehmen die notwendigen 
Informationsdienstleistungen anbietet. Die Kosten für die Teilnahme Liechten-
steins an den Förderungsprogrammen für KMU werden ca Fr. 16'000 pro Jahr 
betragen. 

7.80 Tourismus 

a) Acquis 

Der Artikel 8 des Protokolls 31 des EWR-Abkommens sieht eine enge Zusam-
menarbeit zwischen den EFTA-EWR-Staaten und der Europäischen Union in der 
Förderung und der Verbesserung der Rahmenbedingungen der Tourismusindustrie 
vor. 
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Infolge der Dienstleistungs- und Kapitalverkehrsfreiheit wird der Wettbewerb 
unter Reiseveranstaltern und Fluglinien verstärkt, was zu niedrigeren Preisen füh-
ren wird. Von der Regionenförderung und der Förderung kleiner und mittlerer 
Unternehmen profitiert auch der Fremdenverkehr. Die Bedeutung europaweiter 
Netzwerke, Datenbanken und Buchungssysteme (z.B. das computergestützte Bu-
chungssystem (CRS)) für den Fremdenverkehr nimmt ständig zu. Der grenzüber-
schreitende Reiseverkehr und der Städte- und Konferenztourismus ist eine Wachs-
tumsbranche. Die Aktionspläne der EU regeln vor allem die Rahmenbedingungen 
des Tourismus durch umweltschützerische Massnahmen und durch neue Bestim-
mungen des Verbraucherschutzes. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Die EU ist Marktführer im internationalen Tourismus. Eine gleichberechtigte 
Teilnahme der liechtensteinischen Tourismusbranche an der europäischen Infra-
struktur kann dieser Branche neue Impulse geben. Der Beitrag Liechtensteins für 
die Teilnahme am Tourismusprogramm wird für 1995 ca. Fr. 2'400 betragen. 

7.81 Audiovisuelle Medien 

a) Acquis 

Artikel 9 des Protokolls 31 EWRA nimmt Bezug auf die Teilnahme der EFTA-
EWRStaaten an dem Programm MEDIA (Programm zur Förderung der audiovi-
suellen Industrie in der EU). Das Aktionsprogramm MEDIA soll die Wettbe-
werbsfähigkeit der europäischen audiovisuellen Industrie gegenüber dem Markt-
führer USA stärken. Die vermehrte Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten und eine 
gezielte Infrastrukturverbesserung sollen eine konkurrenzfähige europäische Un-
terhaltungsindustrie ermöglichen. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Liechtensteinischerseits wird zu klären sein, inwieweit eine aktive Beteiligung in 
Frage kommen kann. Der liechtensteinische Beitrag für das Programm MEDIA 
wird ca. Fr. 23'000 jährlich betragen. 



205 

7.82 Schutz der Bevölkerung 

a) Acquis 

Der Zivilschutz im Sinne des EWRA betrifft die gegenseitige Hilfeleistung unter 

den Vertragsparteien im Falle von Natur- und technischen Katastrophen sowie die 

Zusammenarbeit in der Form von Informations- und Erfahrungsaustausch im Be-

reich der Vorbereitung von Nothilfe (nicht bei militärischen Konflikten). 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Über das EWRA erhalten auch die liechtensteinischen zuständigen Behörden neue 

Möglichkeiten des Informations- und Erfahrungsaustausches. Die nationalen 

Kompetenzen im Bereich des Zivilschutzes bleiben bestehen. Ausserdem sind die 

Vertragsstaaten frei, im Bereich Zivilschutz bilaterale oder multilaterale Abkom-

men abzuschliessen, solange sie dem EWRA nicht widersprechen. Beispiele hier-

zu sind die beiden Wiener Übereinkommen betreffend frühzeitige Benachrichti-

gung bzw. gegenseitige Hilfeleistung bei Nuklearunfällen, welche Liechtenstein 

ratifiziert hat, sowie das zwischen Liechtenstein und Österreich unterzeichnete 

Abkommen über gegenseitige Hilfeleistung bei Katastrophen. 

7.83 Aktionen zugunsten älterer Menschen 

a) Acquis 

Gemäss Protokoll 31 EWRA, das die Zusammenarbeit in bestimmten Bereichen 

ausserhalb der vier Freiheiten regelt, sollen die EU- und EFTA-EWR-Staaten sich 

auch an gemeinschaftlichen Aktionen zugunsten älterer Menschen beteiligen (Ar-

tikel 5 Absatz 3). 

Das Jahr 1993 war ein gesamteuropäisches Aktionsjahr für ältere Menschen und für die 

Solidarität zwischen den Generationen. Das Jahr war gekennzeichnet durch eine Viel-

zahl von Veranstaltungen. Kontakte zwischen Menschen, Organisationen und Institutio-
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nen standen im Mittelpunkt. Gemeinsame Veranstaltungen zum Thema des Akti-

onsjahres waren der Ausgangspunkt für die europäische Zusammenarbeit. 

Auch im Jahr 1994 wurde die Arbeit zugunsten älterer Menschen fortgesetzt und 
wurden Projekte für ältere Menschen gefördert. Projektschwerpunkte waren: 

• Projekte, die an Initiativen aus dem Europäischen Jahr 1993 anknüpften 
bzw. zum Abschluss brachten. 

• Projekte, die sich mit den Grundthemen des Folgeprogramms befassten, wie 
z.B.: 

- ältere Menschen und Arbeit 
- Pflege älterer Menschen 
- aktiver Ruhestand 
- gesundes Altern 

• Projekte, die sich mit älteren Menschen in der Familie befassten und im Zu-
sammenhang mit dem Internationalen Jahr der Familie stehen. 

Die Europäische Kommission stellte auch 1994 Fördermittel für seniorenpoliti-
sche Massnahmen zur Verfügung. Gefördert wurden Projekte, an denen Partner 
aus drei oder mehr Ländern beteiligt sind. 

Das neue Aktionsprogramm 1995 hätte an sich schon beginnen müssen. Die EU 
hat aber noch keine entsprechenden Beschlüsse gefasst. Dies soll bis im Frühjahr 
1995 geschehen. 

Die liechtensteinischen Beiträge an die allgemeinen Verwaltungskosten - ohne 
einzelne Projekte - werden sich auf rund Fr. 2'100 belaufen. 

7.84 Europäische Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen 

a) Acquis 

Gemäss Artikel 5 Absatz 5 von Protokoll 31 EWRA fördern die EWR-Vertragsparteien 
die zweckdienliche Zusammenarbeit zwischen den zuständigen Organisationen, Orga-
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nen und Einrichtungen in ihren Hoheitsgebieten, die sich mit Fragen der Verbes-
serung der Lebens- und Arbeitsbedingungen beschäftigen, die in den Tätigkeitsbe-
reich der sogenannten "Dublin-Stiftung" fallen. 1995 ist das 3. Jahr des laufenden 
4 - Jahresprogramms 1993 - 1996 der Stiftung. 

Die jeweiligen Jahresprogramme sind gemäss dem vorgegebenen Rahmen des 4-
Jahresprogramms in folgende 7 Gebiete aufgeteilt: 

- Soziale Kohäsion 
- Zugang zu Arbeit, Innovation und Arbeitsorganisation 
- Menschliche Beziehungen mit der Firma, sozialer Dialog und Beziehungen 

zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
- Gesundheit und Sicherheit 
- Sozial-ökonomische Aspekte der Umwelt 
- Chancengleichheit von Frauen und Männern 
- Koordinierungs-, Austausch- und Informationsprogramm 

Neben der Arbeit in den vorgenannten Bereichen hat sich die Stiftung zum Ziel 
gesetzt, in der Debatte zu kritischen Fragen auf der Agenda der EU im sozial-
ökonomischen Bereich (z.B. Fragen betreffend Beschäftigung; "sustainable deve-
lopment"; Rolle der Sozialpartner) Beiträge zu leisten. 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Liechtenstein steht es auch nach dem Beitritt zum EWRA frei, der Dublin-Stiftung 
beizutreten. Finanzielle Implikationen ergeben sich somit je nach Beteiligung. Das 
Programm für 1995 ist noch nicht bekannt. Die Beteiligung Liechtensteins wird 
Gegenstand eines späteren Berichts und Antrags sein. 

7.85 Gleichstellung von Mann und Frau 

a) Acquis 

Artikel 69 EWRA verpflichtet die Vertragsparteien, die Anwendung des Grundsatzes der 
Gleichstellung von männlichen und weiblichen Arbeitnehmern bei der Entlöhnung für 
gleiche Arbeit sicherzustellen. Gemäss ständiger Spruchpraxis des EuGH kann diese 



208 

Bestimmung direkt vor den nationalen Gerichten und öffentlichen Behörden gel-
tend gemacht werden, und zwar sowohl bei gleicher wie auch bei gleichwertiger 
Arbeit. Diese Interpretation durch den EuGH ist daher auch für den Artikel 69 
EWRA zu übernehmen. Dieser dient einem doppelten Zweck: Einerseits soll die 
Bestimmung mit Rücksicht auf den unterschiedlichen Entwicklungsstand der So-
zialgesetzgebung verhindern, dass Unternehmen im Wettbewerb benachteiligt 
werden, nur weil sie in jenen EWRStaaten ansässig sind, welche den Grundsatz 
der Lohngleichheit bereits verwirklicht haben. Andererseits dient Artikel 69 EW-
RA dem in der Präambel bekräftigten Ziel, durch gemeinsames Vorgehen den 
sozialen Fortschritt zu sichern und die ständige Verbesserung der Lebens- und 
Beschäftigungsbedingungen anzustreben. 

Nach Artikel 70 EWRA fördern die Vertragsparteien den allgemeinen Grundsatz 
der Gleichbehandlung von Mann und Frau. Im EWG-Vertrag war eine solche Be-
stimmung noch nicht enthalten. Der Acquis umfasst fünf Richtlinien. Der EuGH 
hat zum Thema eine umfangreiche Rechtsprechung erlassen, sowohl bezüglich der 
Gleichstellung in der Entlohnung wie auch bezüglich der Gleichstellung beim 
Zugang zur Beschäftigung, bei den Entlassungsbedingungen und bei der Sozialen 
Sicherheit. 

Verschiedene Vorschläge zu den Richtlinien sind gegenwärtig in Diskussion und 
könnten später gegebenenfalls in den Rechtsrahmen des EWR aufgenommen wer-
den (z.B. erweiterte Anwendung des Grundsatzes der Gleichbehandlung in den 
gesetzlichen und beruflichen Systemen der Sozialen Sicherheit, Elternurlaub, Fa-
milienurlaub, Schutz der Schwangeren am Arbeitsplatz). 

b) Auswirkungen auf Liechtenstein 

Die Regierung hat 1991 dem Landtag eine Ergänzung der Verfassung betreffend 
die Gleichstellung von Mann und Frau vorgeschlagen, die vom Landtag im Juni 
1992 einstimmig angenommen wurde. 

Mit Verfassungsgesetz vom 16. Juni 1992 (LGB1. 1992 Nr. 81) wurde Artikel 31 
Absatz 2 der Verfassung wie folgt gefasst: "Mann und Frau sind gleichberechtigt". 
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1. Arbeitsrecht 

Wie im Bericht und Antrag der Regierung an den Landtag betreffend das EWR-

Abkommen (Nr. 46/1992) bereits festgehalten, erlangt Artikel 69 EWRA, der den 

Grundsatz "gleicher Lohn bei gleicher Arbeit von Mann und Frau" statuiert, mit 

dem Inkrafttreten des EWRA unmittelbare Anwendbarkeit. 

Die sonstigen, durch die Richtlinien 75/117 (Lohngleichheit) und 76/207 (Benach-

teiligungsverbot) erforderlichen Anpassungen des liechtensteinischen Arbeits-

vertragsrechts (vgl. Bericht und Antrag der Regierung Nr. 109/92) sind weitge-

hend bereits erfolgt (LGB1. 1993 Nr. 47). Betreffend die Aufhebung des Nachtar-

beitsverbots für Frauen (Richtlinie 76/207) gilt eine Übergangsfrist bis zum 1. 

Januar 1996. Die Anpassung erfolgt im Rahmen der Revision des Arbeitsgesetzes. 

2. Sozialversicherungswesen 

Die EWR-Verpflichtungen Liechtensteins bezüglich der Gleichbehandlung von 

Mann und Frau im Bereich der Sozialversicherung wurden im vorerwähnten Be-

richt und Antrag an den Landtag (Nr. 46/1992), Seite 176/177, dargelegt. In der 

Zwischenzeit haben sich keine Änderungen ergeben. 

Die im Bereich der Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung sowie im 

Bereich der betrieblichen Personalvorsorge vorzunehmenden Anpassungen (vgl. 

Bericht und Antrag der Regierung Nr. 85/1992) wurden vom Landtag am 12. No-

vember 1992 beschlossen. 

Die Ungleichbehandlung von Mann und Frau im Bereich der Arbeitslosenversi-

cherung wurde vom Landtag mit der Revision des Gesetzes über die Arbeitslo-

senversicherung (vgl. Bericht und Antrag der Regierung Nr. 80/1992) am 11. No-

vember 1992 behoben. 
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7.9 Wirtschaftliche und soziale Kohäsion 

Einen wichtigen Bereich innerhalb der flankierenden Politiken der Europäischen 
Union stellt ihre Politik zur Verminderung der wirtschaftlichen und sozialen Un-
gleichheiten –oft auch wirtschaftliche und soziale Kohäsion genannt – dar. Damit soll 
der wirtschaftliche und soziale Rückstand in benachteiligten EU-Regionen verringert 
werden. Innerhalb der Union sind zu diesem Zwecke zwei Fonds errichtet worden: 
der Europäische Fonds für regionale Entwicklung und der Europäische Sozialfonds. 

Die EFTA-Länder beteiligen sich an den Kohäsionsmassnahmen und leisten eben-
falls einen finanziellen Beitrag zur Verminderung der regionalen Entwicklungsun-
terschiede innerhalb der EU. Das Darlehensprogramm kommt Griechenland, Por-
tugal, der Insel Irland und einigen Regionen Spaniens zugute. Die von den EFTA-
Ländern in der Form einer Zinssubventionierung zur Verfügung gestellte Summe 
beträgt 1,5 Milliarden ECU; dazu kommen 500 Millionen ECU an Zuschüssen. 
Mit dem Darlehen sollen Kredite zu 2 Prozent subventioniert werden. Das Darle-
hen wird von der Europäischen Investitionsbank verwaltet; sie gewährt Anleihen, 
für welche sie das Kapital auf dem internationalen Kapitalmarkt aufnimmt. 

Die Frist für die Kreditrückzahlung durch die Begünstigten dauert zwei Jahre. Die 
Einzahlung durch die anderen EFTA-Länder hatte in fünf gleichen jährlichen Tran-
chen zu erfolgen. Die Kreditlaufzeit und die Auszahlungszeit der Zuschusszahlungen 
beträgt zehn Jahre. Vorgesehene Finanzierungsprojekte sind Infrastrukturprojekte mit 
Betonung auf Umweltschutzprojekten (einschliesslich Städteplanung), Transport- und 
Ausbildungsprogramme sowie die Förderung von Klein- und Mittelbetrieben. 

Der Beitragsschlüssel für die einzelnen EFTA-Länder berechnet sich aufgrund ihres 
Bruttosozialprodukts zu Marktpreisen. Der Anteil wird jährlich mit den neuesten ver-
fügbaren Daten (BSP/BIP) der einzelnen Vertragspartner (EFTA-seitig) berechnet. 
Zielsetzung, Inhalt und Modalitäten des Finanzierungsmechanismus sind in den Arti-
keln 115 - 117 EWRA sowie Protokoll 38 beschrieben. 

Um der Europäischen Investitionsbank (EIB) das Mandat für die Verwaltung der Darle-
hen und Beiträge gemäss dem Finanzmechanismus übertragen zu können, haben die EF-
TA-Länder ein Zusammenarbeitsabkommen mit der EIB unterzeichnet, welches die Be-
stimmungen von Protokoll 38 und die praktischen Durchführungsregeln insbesondere 
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betreffend die finanziellen Verpflichtungen der und die Rückzahlungen an die 
EFTA-Staaten, die Verwaltungskosten der EIB und den gegenseitigen Informati-
onsaustausch behandelt. 

Aufgrund der Daten von 1993 ergibt sich für Liechtenstein ein Anteil von 0,18 

Prozent der total Fr. 1,75 Millionen. Dieser Anteil ist in fünf Raten zu ca. Fr. 

350'000 pro Jahr einzubezahlen. Die erste Rate Liechtensteins wurde für das Jahr 

1994 von den damals fünf EFTA-Staaten vereinbarungsgemäss mit Hinblick auf 

den späteren Eintritt Liechtensteins in den EWR vorfinanziert. Bei der Teilnahme 

Liechtensteins am EWR ist dieser Betrag durch Liechtenstein zurückzuzahlen. 

Dies bedeutet, dass Liechtenstein 1995, vorbehaltlich der Zustimmung zur Teil-

nahme am EWR, sowohl die Rate für 1994 als auch jene für 1995 einzahlen muss. 
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8 PERSONELLE UND FINANZIELLE AUSWIRKUNGEN 

8.1/8.2 EWR-bedingter (zusätzlicher) Verwaltungsaufwand, zusätzliche 
Stellen in der Landesverwaltung für die laufenden Aufgaben 

Die sichere Positionierung Liechtensteins im europäischen Integrationsprozess 
und die gleichzeitige Beibehaltung der sehr engen Partnerschaft mit der Schweiz 
unter Aufrechterhaltung der offenen Grenzen überträgt dem Staat mehr Eigenver-
antwortung, die, im Vergleich zur bisherigen Situation, mehr eigenständiges Han-
deln erfordert und einen zusätzlichen Verwaltungsaufwand mit sich bringt, der 
sich naturgemäss auch auf der Kostenseite niederschlägt. Die Regierung hat sich 
in ihrer Integrationspolitik immer vom Grundsatz leiten lassen, dass der zusätzli-
che Personal- und Kostenaufwand in diesem Zusammenhang auch eine zu berück-
sichtigende Grösse darstellt, dass er aber nicht der ausschlaggebende Faktor bei 
der Abwägung von Pro und Kontra der EWRTeilnahme Liechtensteins sein kann. 
Angesichts der Vorteile, die dem Staat Liechtenstein, seinen Einwohnern und sei-
ner Volkswirtschaft aus der Teilnahme am EWR entstehen, ist der Personal- und 
Kostenaufwand nicht nur vertretbar, sondern es liegt auch im eigenen Interesse 
Liechtensteins, die innerstaatlichen Voraussetzungen zu verbessern und auszubau-
en. Bei der Diskussion um den personellen und finanziellen Aufwand muss auch 
berücksichtigt werden, dass jede Alternative zu der von der Regierung verfolgten 
Integrationspolitik auch mit Kosten verbunden wäre, die in mittel-und langfristi-
ger Sicht kaum geringer wären. 

Nachstehend wird der notwendige Verwaltungsaufwand dargestellt, wie er in der 
tabellarischen Übersicht am Schluss von Kapitel 8 zusammengefasst ist. Die Re-
gierung möchte ausdrücklich festhalten, dass die beschriebenen Stellenprofile in 
einer grundsätzlichen Ausrichtung definiert sind und die Zuteilung zu Ämtern und 
Dienststellen usw. Anpassungen im Rahmen der konkreten verwaltungsinternen 
Organisation nicht präjudiziert. Insgesamt sind 12 EWR-bedingte (zusätzliche) 
Stellen in der Landesverwaltung für die laufenden Aufgaben und 1 zusätzliche 
Stelle im diplomatischen Aussendienst (Mission in Brüssel) Gegenstand dieses 
Berichts und Antrags. 
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8.10 Amt für Zollwesen (AZW) (5 Stellen) 

8.100 Amtsvorstand (1 Stelle) 
Aufbau und Leitung des Amtes für Zollwesen im Rahmen des gesetzlichen Auf-
trags. Die Organisation und Zuständigkeit des AZW richtet sich nach den ein-
schlägigen Bestimmungen des liechtensteinischen Verwaltungsrechts und der für 
den Vollzug des EWR-Rechts erlassenen Gesetze sowie nach den Bestimmungen 
der staatsvertraglichen Verpflichtungen. 

Wichtigste Zuständigkeiten: 
• Erstellen einer Verwaltungsvereinbarung mit der Eidg. Oberzolldirektion zum 

Vollzug des EWR-Rechts 
• Bewertung und Berechnung der schweizerischen Kostenverrechnung für die ver-

einbarten Zusatzleistungen der Eidg. Zollverwaltung (EZV) 
• Erstellen von detaillierten Auftragsanweisungen an die EZV in den Bereichen des 

Zollverfahrens, der tarifären Unterschiede, der Ein- und Ausfuhrbeschränkungen, 
der grenzrelevanten Transportfragen (Kabotage, Bewilligungen usw.) 

• Umsetzung der liechtensteinischen Ursprungsverordnung (gemäss Protokoll 4 
EWRA) 

• Umsetzung der liechtensteinischen Amtshilfe im Bereich des Zollwesens mit den 
EWR-Vertragspartnern 

• Verantwortliche Mitarbeit in der Zollkommission Liechtenstein/Schweiz 
• Verantwortliche Mitarbeit in den EWR-Zollgremien und in den Zoll-Konzertie-

rungsgruppen 
• Koordination der EWR-Kompatibilität der Ein- und Ausfuhren mit den schweizeri-

schen Bewilligungsstellen 
• Informationsvermittlung an Ämter, Institutionen und Operateure 
• Erstellung von Schulungs- und Informationsmaterial für die EZV im Rahmen des 

Auftragsverhältnisses 

Anforderungsprofil: 
Erfahrung: 
• in der Personalführung 
• in Verhandlungstechnik und Konferenzleitung 
• im Projektmanagement (in der Aufbauphase) 
• in der Informationsvermittlung 
• in der administrativen Umsetzung des Zoll-, Bewilligungs-, Transport- und Ur-

sprungswesens 
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Umfassende Kenntnisse in den folgenden Zollbereichen: 
• Zolltarifierungssystem und Zolltarif (Brüsseler Tarifierungsschema und 

Zolltarifgesetz) 
• Zollverfahren und Formalitäten in der Schweiz, des angrenzenden EFTA-

Staates, und im EWR 
• Ursprungsverfahren (gemäss FHA'72 Schweiz/EWG, EFTA-Konvention, Pro-

tokoll 4 EWRA, Verordnung über die Ursprungsbeglaubigung (VUB) und 
GATT-Ursprungsregeln) 

• Amtshilfeverfahren im Zollbereich und Zusammenarbeit der Behörden in Zoll-
sachen nach schweizerischem Recht und EWR-Recht 

• Regelungen im grenzüberschreitenden Transportwesen 
• Regelungen im grenzrelevanten Personenverkehr 
• schweizerisches Bewilligungssystem 
• Straf- und Beschwerdeverfahren 

sowie im Bereich des Marktüberwachungs- und Kontrollsystems (MKS): 
• Kenntnis der sensiblen Produkte zum Einbezug in das MKS 
• Kenntnis der EWR-relevanten EU-Richtlinien und der davon abweichenden 

schweizerischen Normen, zur Einschätzung der Kontrollnotwendigkeiten 
• Kenntnis der Produkte, die in der Schweiz beschränkt zugelassen bzw. zur 

Einfuhr verboten sind 

Fremdsprachen: Englisch und Französisch 

8.101 Ursprungswesen (1 Stelle) 

Wichtigste Tätigkeiten: 
• Abwicklung des liechtensteinischen Ursprungsverfahrens 
• Mitarbeit bei der Erstellung von Dienstanweisungen für die Eidg. Zollver-

waltung 
• Beantwortung von Anfragen von Wirtschaftsakteuren in EWR-

Ursprungsangelegenheiten 
• Entgegennahme der ausländischen Nachprüfbegehren bei liechtensteini-

schen Ursprungsnachweisen und deren Bearbeitung 
• Koordination bzgl. der Visierung und Stempelung von liechtensteinischen 

Ursprungsnachweisen durch die EZV 
• Erteilung von Bewilligungen zur Ausstellung von Rechnungserklärungen 

ohne Wertbegrenzung im Rahmen des (Ursprungs-)Protokolls 4 EWRA an 
"Ermächtigte Exporteure" 

• Kontrolle der von der EZV ausgestellten liechtensteinischen Ursprungs-
nachweise an Hand der "Kopien für das Ausfuhrzollamt" 
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• Erstellung von Schulungsunterlagen und Merkblättern im Ursprungsbereich 
für die Operateure und die EZV 

• Durchführung von Untersuchungen bei Verdacht auf Widerhandlungen ge-
gen die Bestimmungen des Ursprungswesens und Einleitung von Strafver-
fahren 

Anforderungsprofil: 

• Ausbildung als Zollbeamte(r), Zolldeklarant(in), Exportfach-
frau/Exportfachmann 

• Sehr gute Kenntnisse der allgemeinen Ursprungsregeln und der entspre-
chenden Rechtsgrundlagen (wie z.B. Protokoll 4 EWRA, Protokoll Nr. 3 
FHA'72 Schweiz/EWG, Anhang B der EFTA-Konvention sowie der 
schweizerischen Verordnungen über die Erteilung von Warenverkehrsbe-
scheinigungen) 

• mehrjährige einschlägige Berufspraxis 
• Fremdsprachen: Englisch und Französisch 

8.102 Zollverfahren (1 Stelle) 

Wichtigste Tätigkeiten: 

Abwicklung des EWR-konformen Zollverfahrens für die liechtensteinischen Im-
porte und Exporte. 
• Koordination bezüglich der liechtensteinischen Ein- und Ausfuhren aus dem 

bzw. in den übrigen EWR 
- mit der EZV im Hinblick auf eine EWR-konforme Ein- und Ausfuhr-

abfertigung sowie 
- mit den schweizerischen Bewilligungsstellen im Hinblick auf eine 

EWRkonforme Bewilligungspraxis 
• Koordination der grenzüberschreitenden EWR-relevanten Personen- und 

Warentransporte mit der EZV sowie mit dem Bundesamt für Verkehr im 
Rahmen des EWRA 

• Abwicklung der Zollrückerstattungs- und der Nachzahlungsverfahren 
• Einhebung der Salzsteuer 
• Durchführung der Amtshilfe in Zollsachen 
• Erteilung von Auskünften in EWR-Zollangelegenheiten 
• Informationsvermittlung an Operateure und Behörden 

Anforderungsprofil: 
• Ausbildung als Zollbeamte(r), Zolldeklarant(in), Import- Exportfachfrau 

bzw. -fachmann 
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• sehr gute Kenntnisse der Zollgesetze und Zollverfahren sowie der Freihan-
delsabkommen EWRA, FHA'72 Schweiz/EWG und der EFTA-Konvention. 

• mehrjährige einschlägige Berufserfahrung 
• Fremdsprachen: Englisch oder Französisch 

8.103 Marktüberwachungs- und Kontrollsystem (1 Stelle) 

Wichtigste Tätigkeiten: 

Abwicklung und Koordination des Marktüberwachungs- und Kontrollsystem 
(MKS) 
• Entgegennahme der von der EZV übermittelten Einfuhrmeldungen 
• Selektion der Kontrollmeldungen und Weiterleitung von Kopien an die zu-

ständigen liechtensteinischen Ämter 
• Benachrichtigung von Importeuren, die Waren mit tarifären Unterschieden 

importierten (Möglichkeit der Zollrückerstattung sowie Pflicht zur Zoll-
nachzahlung bei Veräusserung in die Schweiz) 

• Erteilung von Auskünften an betroffene Operateure sowie allgemeine Aus-
künfte bezüglich Funktion des und Pflichten im MKS 

• Abwicklung der Amtshilfe mit den zuständigen Schweizer Behörden 
• Durchführung von Untersuchungen bei Verdacht auf Widerhandlungen ge-

gen die Bestimmungen des MKS und Einleitung von Strafverfahren 

Anforderungsprofil: 

• Ausbildung als Zoll-, Export- oder Importfachfrau bzw. -fachmann 
• Allgemeine technische Ausbildung 
• Sehr gute Kenntnisse in den Bereichen Produktestandards und internationa-

les Normenwesen, insbesondere der EU-(EWR-) Regelungen ("New Appro-
ach", "Cassis-de-Dijon-Prinzip" usw.) 

• Fremdsprachen: Englisch und Französisch 

8.104 Sekretariat (1 Stelle) 

Wichtigste Tätigkeiten: 

• Allgemeine Sekretariatsarbeiten und Telefondienst 
• Schriftverkehr in deutscher, englischer und französischer Sprache 
• Terminkoordination und Reisevorbereitungen 
• Unterhalt der allgemeinen Ablage (Zoll- und Ursprungsdokumente) 
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Anforderungsprofil: 

• Kaufmännische Ausbildung mit einschlägiger mehrjähriger Erfahrung 

• Fremdsprachen: Englisch und Französisch 

Total: 1 Amtsvorstand 

3 Sachbearbeiter/innen 

1 Sekretär/in 

8.11 Technische Handelshemmnisse, Prüf-, Mess- und Normenstelle 

(2 Stellen) 

8.110 Sachbearbeiter/ Sachbearbeiterin (1 Stelle) 

Wichtigste Tätigkeiten: 

• Feststellung der Situation Liechtensteins im Bereich der Normung, der Pro-

duktestandards, der Konformitätsbewertung und Zertifizierung (gegenüber 

der Schweiz, der EU, dem EWR) 

• Vorbereitende Arbeiten zu notwendigen Anpassungen der gesetzlichen oder 

verwaltungstechnischen Voraussetzungen in den genannten Bereichen in 

Liechtenstein 

• Notifizierungsstelle für technische Normen und Vorschriften (Notifizierung 

von Vaduz nach Brüssel) 

• Überführung der für Liechtenstein als wichtig erkannten Beschickung von 

internationalen Gremien in die Praxis (Prioritäten setzen, "Milizsystem" un-

ter Rückgriff auf die inländische Industrie usw.) 

• Marktüberwachung und -kontrolle in bestimmten Produktbereichen 

Anforderungsprofil: 

• Ingenieur ETH, HTL oder ähnliche Ausbildung mit Berufserfahrung, wenn 

möglich insbesondere im Bereich des Normenwesens 

• Fremdsprachen: Englisch und Französisch 
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8.111 Sekretär/ Sekretärin (1 Stelle) 

Sekretariatsarbeit. Ausbildung in diesem Bereich. Kenntnisse in Englisch und 

Französisch. 

Total: 1 Sachbearbeiter/ Sachbearbeiterin 

1 Sekretär/ Sekretärin 

8.12 Amt für Gewässerschutz (1 Stelle) 

Wichtigste Tätigkeiten: 

Einrichtung eines EWR-konformen Bewilligungssystems für Chemikalien (Gifte, 

umweltgefährdende Stoffe, Pestizide und andere Chemikalien); Marktüberwa-

chung und Kontrolle in diesen Bereichen 

Anforderungsprofil: 

• Diplomchemiker oder vergleichbare Ausbildung 

• Fremdsprachenkenntnisse 

Total: 1 Sachbearbeiter/Sachbearbeiterin 

8.13 Heilmittelkontrolle (0.5 Stellen) 

Zulassung (Registrierung) von Heilmitteln 

Total: 0.5 Stellen Sekretariat 
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8.14-8.19 Aufgaben der Marktüberwachung 

Es handelt sich um Aufgaben der Marktüberwachung in den Bereichen Dünger, 
Pflanzenschutz (beides Landwirtschaftsamt), Futtermittel (Landesveterinäramt), 
Kosmetika, Spielzeug usw. (beides Amt für Lebensmittelkontrolle), Peripheriege-
räte (Dienststelle für Post- und Fernmeldewesen). 

Voraussichtlich besteht kein zusätzlicher Personalbedarf. 

8.20 EWRA-Administration (0.4 Stellen) 

Tätigkeit: 

Betreuung der EWR-, EFTA- und GATT-Abkommen, Kundmachung im Landes-
gesetzblatt, Mitwirkung bei der Umsetzung des EWR-Rechts, Rechtsdokumenta-
tion, Bereinigung der Sammlung der Rechtsvorschriften 

Anforderungsprofil: 

Jurist / Juristin 

8.21 Umsetzung des EWR-Rechts (1.6 Stellen) 

Tätigkeit: 

Umsetzung des EWR-Rechts in liechtensteinisches Recht, Vorbereitung von Ge-
setzen und Verordnungen 

Anforderungsprofil: Jurist / Juristin 

Total 8.20 und 8.21: 2 Stellen 

8.22 Amt für Volkswirtschaft 

Tätigkeit: 

Umsetzung des Wettbewerbsrechts 

Voraussichtlich kein zusätzlicher Personalbedarf 
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8.23 Amt für Volkswirtschaft (0.5 Stellen) 

Tätigkeit: 

Linienverkehrskonzessionen und Kabotage 

Anforderungsprofil: 

Sekretariatsarbeit 

Total: 0.5 Stellen 

8.24 Amt für Volkswirtschaft (1 Stelle) 

Tätigkeit: 

Sozialversicherung, Sozialpolitik: Umsetzung und Verwaltung des EWR-Rechts, 
Teilnahme an Expertenausschüssen 

Anforderungsprofil: 

Sachbearbeitung, Fremdsprachenkenntnisse in Englisch und Französisch 

Total: 1 Stelle 

8.25 Amt für Volkswirtschaft 

Tätigkeit: 

Bearbeitung der allgemeinen Statistik im EWR 

Voraussichtlich kein zusätzlicher Personalbedarf 

8.26 Amt für Volkswirtschaft 

Tätigkeit: 

Bearbeitung der Energiestatistik im EWR 

Voraussichtlich kein zusätzlicher Personalbedarf 
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Gesamtzahl der Stellen: 12 

Kosten: Löhne und Arbeitsplätze Fr. 2'060'000.-- 
 Reisekosten Fr. 184'000.-- 
 Gesamtkosten: Fr. 2'244'000.-- 

Die Regierung stellt im vorliegenden Bericht und Antrag den Antrag zur Bewilli-

gung der Schaffung dieser zwölf Stellen. Für Gehälter (einschliesslich Experten-

entschädigung) und Sozialbeiträge sind im Voranschlag 1995 Fr. 920'000 vorge-

sehen. Ob hierzu im Jahr 1995 ein Nachtragskredit notwendig wird, wird sich im 

Rahmen des konkreten Anstellungsverfahrens entscheiden. 

8.3 Zusätzliche Stelle im diplomatischen Aussendienst, Mission in Brüssel 

(1 Stelle) 

Tätigkeit: 

Unterstützung der Missionsleitung, Koordination der integrationspolitischen Akti-

vitäten vor Ort, insbesondere Wahrnehmung der Bereiche Wirtschaft, Finanzen, 

Organisation und Administration 

Anforderungsprofil: 

Diplomatische Mitarbeiterin/Diplomatischer Mitarbeiter 

Wirtschaftsexperte/-expertin, Jurist/Juristin 

Kosten 

Die Regierung stellt im vorliegenden Bericht und Antrag den Antrag zur Bewilli-

gung der Schaffung dieser Stelle. Ob hierzu im Jahr 1995 ein Nachtragskredit 

notwendig wird, wird sich im Rahmen des konkreten Anstellungsverfahrens ent-

scheiden. 
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8.4 Teilweise EWR-bedingte zusätzliche Stellen in der Landesverwaltung 
im Rahmen der Projektentwicklung 

Unter diesem Titel weist die Regierung auf die derzeit im Gange befindlichen 
Abklärungen und Vorarbeiten im Bereich der Telekommunikation, des Aufbaus 
eines Versicherungsstandortes und der Anlagefondsgesetzgebung hin. In diesen 

Bereichen liegt ein grosses Potential von wirtschaftlichen Möglichkeiten für 
Liechtenstein, das es auszuschöpfen gilt. Die Regierung wird hierzu dem Landtag 
zu gegebener Zeit gesondert Bericht erstatten und auch zu dem damit verbunde-

nen Verwaltungsaufwand Stellung nehmen. Dieser Verwaltungsaufwand wird nur 
zum Teil EWR-bedingt sein (Versicherungsaufsicht, Aufsicht bei der Verwaltung 
der Anlagefonds, Mitarbeit in internationalen Ausschüssen im Bereich Telekom-

munikation), zum überwiegenden Teil jedoch daraus entstehen, dass Liechtenstein 
dieses zum Vorteil Liechtensteins bestehende Potential ausschöpft. 

8.5 Kosten der EWR-Auftragsverwaltung, Verwaltungsvereinbarung 

Liechtenstein - Schweiz 

Die Eidg. Zollverwaltung fiihrt Tätigkeiten im Auftrag Liechtensteins im Rahmen 
der Verwaltungsvereinbarung zwischen dem Amt für Zollwesen und der Eidg. 

Oberzolldirektion aus. Die Verwaltungsvereinbarung, die mit dem Datum der 

Teilnahme Liechtensteins am EWR in Kraft tritt, wird zur Zeit zum Abschluss 
gebracht. Für das Jahr 1995 ist eine pro-rata-Aufwandentschädigung durch Liech-

tenstein von Fr. 225'000 für die Monate Mai bis Dezember 1995 vorgesehen. Eine 
definitive Festlegung der jährlichen Aufwandentschädigung erfolgt, wenn nach 

Ablauf des Jahres 1995 konkretes statistisches Zahlenmaterial betreffend den zu-
sätzlichen Arbeitsaufwand der Schweizer Behörden im Rahmen dieses Auftrags-
verhältnisses zur Verfügung steht. 

Im Voranschlag 1995 sind unter Konto 015.318.00 (EWR-Auftragsverwaltung) 
Fr. 150'000 ausgewiesen. Es ist somit ein Nachtragskredit von Fr. 75'000 zu die-

sem Konto erforderlich. 
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8.6 Institutionelle Kosten für Liechtenstein als EWR-Vertragspartei 

Zusammen mit dem Landesvoranschlag 1995 hatte die Regierung dem Landtag 

unter dem Konto 015 "Europäischer Wirtschaftsraum" einen Gesamtkredit von Fr. 

2'538'000 beantragt. Hierbei waren für Mitgliedsbeiträge Fr. 1'018'000 vorgese-

hen. Der Landtag kürzte insbesondere diese Mitgliedsbeiträge auf Fr. 800'000. Es 

zeigt sich heute, dass diese Summe nicht ausreicht. Das Konto 017.367.00 "Mit-

gliedsbeitrag" muss ebenfalls erhöht werden. 

8.60 Kohäsionsfonds 

Der Beitragsschlüssel für die einzelnen EFTA-Länder berechnet sich aufgrund 

ihres Bruttosozialproduktes zu Marktpreisen. Der Anteil wird jährlich mit den 

neuesten verfügbaren Daten (BSP/BIP) der einzelnen Vertragspartner (EFTA-

seitig) berechnet. Aufgrund der Daten von 1993 ergibt sich für Liechtenstein ein 

Anteil von 0.18 Prozent, bzw. total ca. Fr. 1,75 Millionen. 

Liechtenstein zahlt seinen Anteil in fünf Raten zu ca. Fr. 350'000 pro Jahr ein. Der 

genaue Betrag errechnet sich aus den am Datum der Zahlung anwendbaren Daten 

zum BruttosozialproduktlBruttoinlandprodukt zu Marktpreisen und aus dem dann 

gültigen Wechselkurs ECU/Franken. Die erste Rate Liechtensteins wurde für das 

Jahr 1994 von den EFTA-Staaten vereinbarungsgemäss vorfinanziert. Mit der 

Teilnahme Liechtensteins am EWR ist dieser Betrag durch Liechtenstein zurück-

zuzahlen. Dies bedeutet, dass für Liechtenstein 1995 sowohl die Rate für 1994 als 

auch jene für 1995 zur Zahlung fällig wird, also ein Gesamtbetrag von ca. Fr. 

700°000. Dies war bei der Budgetierung der Regierung für 1995 nicht berücksich-

tigt worden. Deshalb ist ein Nachtragskredit notwendig. 

8.61 Überwachungsbehörde (ESA) bzw. Gerichtshof 

Die institutionellen Bestimmungen in diesem Bereich unterliegen noch den Verhand-
lungen der EWR-Partner. Die EWR-Partner gehen für das Jahr 1995 von einem (noch 
nicht definitven) Budget von gesamthaft ca. Fr. 15,5 Mio. für die Überwachungsbehörde 
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und den Gerichtshof aus. Die Mitgliederbeiträge berechnen sich zum einen aus 
den BSP/BIP-Daten der Vertragsparteien und zum anderen aus einem Multiplika-
tionsfaktor. Der Multiplikationsfaktor leitet sich daraus ab, dass für jedes Mitglied 
- unabhängig von seiner Grösse - ein gewisser Mindestaufwand anfällt und dieser 
über einen Mindestbeitrag (eine Art Sockelbeitrag) abzugelten ist. Der liechten-
steinische Beitrag für 1995 wird sich voraussichtlich in der Grössenordnung von 
Fr. 250'000 bewegen. Dieser Beitrag kommt aufgrund einer relativ komplizierten 
Mischrechnung zustande, da sich die am 1.1.1995 in die EU eingetretenen frühe-
ren EFTA-Staaten Finnland, Österreich und Schweden noch an der Finanzierung 
des Budgets der Überwachungsbehörde und des Gerichtshofs für das erste Halb-
jahr 1995 beteiligen, während die verbleibenden EFTAEWR-Staaten Island und 
Norwegen sowie Liechtenstein, sofern es am EWR teilnimmt, das Budget für das 
zweite Halbjahr 1995 finanzieren werden. Auch für das Jahr 1996 ist für Liech-
tenstein mit einem Beitrag in der Grössenordnung von Fr. 250'000 zu rechnen. 

Der Beitrag Liechtensteins für das Jahr 1995 wird im Landesvoranschlag unter 
dem Konto 017.367.00 (EFTA-Migliedsbeitrag) aufgeführt. Die im Landesvoran-
schlag zu diesem Konto ausgewiesenen Fr. 350'000 beziehen sich zum einen auf 
die Beiträge an die Überwachungsbehörde und den Gerichtshof (Fr. 190'000), zum 
anderen auf die Beiträge an das EFTA-Budget (Fr. 160'000). Der liechtensteini-
sche Beitrag an die Überwachungsbehörde und den Gerichtshof führt zu einer 
Kreditüberschreitung von Fr. 60'000 gegenüber dem von der Regierung veran-
schlagten Teilbetrag von Fr. 190'000. Es ist deshalb ein entsprechender Nach-
tragskredit erforderlich. 

Aufgrund des Beitritts von drei früheren EFTA-Staaten zur EU stehen das Budget 
der EFTA und der Mitgliedsbeitrag der einzelnen EFTA-Staaten zur Zeit noch in 
Diskussion. Der Beitrag Liechtensteins an das EFTA-Budget für das Jahr 1995 
wird voraussichtlich in der Grössenordnung von Fr. 230'000 liegen. Dies ent-
spricht einer Erhöhung von Fr. 70'000 gegenüber dem im Budget 1995 beantrag-
ten und vom Landtag bewilligten Teilbetrag von Fr. 160'000 in Konto 
017.367.00. Diese voraussichtliche Kreditüberschreitung betreffend 
EFTA-Mitgliedschaftsbeitrag ist jedoch nicht Gegenstand des vorlie-
genden Berichts und Antrags, sondern einer späteren Antragsstellung, 
wenn die definitiven Zahlen betreffend den eigentlichen EFTA-
Beitrag Liechtensteins für 1995 bekannt sind. Die Kosten für das 
EFTA-Budget dürften für 1995 aufgrund des Ab- und Wiederaufbaus 
des EFTA-Sekretariats höher liegen als im Durchschnitt der kommenden 



225 

Jahre. In den nächsten Jahren ist mit einem liechtensteinischen Beitrag an das EF-
TA-Budget von voraussichtlich ca. Fr. 200'000 pro Jahr zu rechnen. 

8.62 Programmbeteiligungen 

Liechtenstein wird einen Beitrag für die Teilnahme an den Programmen der Pro-
tokolle 30 und 31 EWRA (Zusammenarbeit in bestimmten Bereichen ausserhalb 
der vier Freiheiten und im Bereich Statistik) leisten. Die selektive Auswahl ein-
zelner Programme und damit eine selektive Mitfinanzierung ist nicht möglich. Die 
Erklärung zum Beschluss des EWR-Rates vom 20. Dezember 1994 bzw. zum 
Beschluss Nr. 1/95 des EWR-Rates stellt klar, dass die budgetäre Beteiligung 
Liechtensteins (wie diejenige der anderen teilnehmenden Staaten) an diesen Pro-
grammen nur am 1. Januar eines Jahres beginnen kann. Es handelt sich um For-
schungs- und Entwicklungsprogramme, Bildungsprogramme, (Jugend-) Mobili-
tätsprogramme, Tourismusprogramme, Informationstechnologieprogramme, das 
Medienprogramm, Programme für Klein- und Mittelunternehmen, das Programm 
TEDIS sowie verschiedene Statistikprogramme. Die Regierung hat, vorbehaltlich 
des Inkrafttretens des EWRA für Liechtenstein, im Interesse der liechtensteini-
schen betroffenen Kreise einer Beteiligung rückwirkend auf den 1. Januar 1995 
zugestimmt. Eine "pro rata temporis"-Beteiligung war und ist grundsätzlich für 
alle teilnehmenden EFTA-EWR-Staaten nicht möglich. 

Die EU hat den EFTA-Staaten schon früher den Zugang zu den beiden Bildungs-
programmen COMETT II und ERASMUS geöffnet. COMETT II fördert die Zu-
sammenarbeit zwischen Hochschulen und Wirtschaft im Bereich der technologi-
schen Aus- und Weiterbildung und hat eine engere Zusammenarbeit im Hoch-
schulwesen zum Ziel. Die Vertragsdauer für die beiden Programme COMETT II 
und ERASMUS läuft 1995 bzw. 1996 ab. Liechtenstein beteiligt sich an diesen 
beiden Programmen schon jetzt. Die entsprechenden Kosten sind im Voranschlag 
1995 unter Konto 015.367.00 (EWRMitgliedsbeiträge) bewilligt. 

Seit Inkrafttreten des EWRA am 1. Januar 1994 sind die EWR-Mitgliedstaaten am Ju-
gendaustauschprogramm "JUGEND FÜR EUROPA" beteiligt. Die Teilnahme an den 
weiteren Bildungs- und Ausbildungsprogrammen, wie PETRA (Lehrlingsausbildung), 
IRIS (Ausbildungsmassnahmen für Frauen), EUROTECNET (Innovationsförderung), 
LINGUA (Fremdsprachenförderung) und an anderen Programmen, die sich zur Zeit in 
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einer Erprobungs- bzw. Übergangsphase befinden, ist den EWR-Mitgliedstaaten 
ab 1.1.1995 möglich. 

Die Gesamtkosten für die Beteiligung Liechtensteins an allen den EFTA-EWR-

Staaten offenstehenden EU-Programmen im Jahr 1995 belaufen sich auf ca. Fr. 

520'000. Es handelt sich dabei um einen Näherungswert, da die Beiträge der EF-

TA-EWR-Länder für 1995 noch nicht definitiv bestimmt sind. Der EU-Beitritt 

von drei EFTA-EWR-Staaten bedingt die Neuverhandlung des diesbezüglichen 

Budgets. Definitive Zahlen für das Budget 1995 dürften frühestens im April 1995 

vorliegen. 

8.7 Zusammenstellung der Gesamtkosten, Nachtragskredit 

Aufgrund der im Kapitel 8.5 und 8.6 dargestellten Lage ergibt sich zu den Konten 

015 "Europäischer Wirtschaftsraum (EWR)" und 017 "EFTA-UNO Mission, 

Genf' die in der nachfolgenden Übersicht enthaltene Gesamtrechnung mit der 

Notwendigkeit eines Nachtragkredits von insgesamt Fr. 715'000. 
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(Voranschlag 1995) Konto 015 "Europäischer Wirtschaftsraum (EWR)" und 

Konto 017 "EFTA-UNO Mission, Genf" 

Konto Teilkonto bewilligt im 
Voranschlag 

Voraussichtlicher Auf-
wand 

Notwendiger Nachtrags-
kredit 

015.301.00 
Gehälter  

Fr. 800'000 Fr. 800'000
Abhängig vom konkre-
ten 

Abhängig vom konkreten 
Anstellungsverfahren 

015.303.00 
Sozialbeiträge 

 

Fr. 120'000 Fr. 120'000
Abhängig vom kon-
kreten Anstellungsver-
fahren 

Abhängig vorn konkreten 
Anstellungsverfahren 

015.310.00 
Kanzleiauslagen Kanzleibedarf, Fotoko-

pien, Maschinenwartung, 
Drucksachen, Literatur. 
usw. 

Fr. 75'000
Fr. 75'000

Abhängig vom konkre-
ten 
Anstellungsverfahren 

Abhängig vorn konkreten
Anstellungsverfahren 

015.317.00 
Reisespesen, 
Repräsentationen 

 

Fr. 55'000 Fr. 55'000
Abhängig vom konkre-
ten 
Anstellungsverfahren 

Abhängig vom konkreten 
Anstellungsverfahren 

015.318.00 
EWR-
Auftragsverwalt. 

 

Fr. 150'000 Fr. 225'000 Fr. 75'000

015. 367.00 
Mitgliedsbeiträge a) Bisherige Beiträge 

COMETT II 
ERASMUS Fr. 15'000

Fr. 80'000
Fr. 15'000
Fr. 80'000

 
 
Fr. 520'000 
 
 
Fr. 20'000 
 
Fr. 15'000 
Fr. 700'000 
Fr. 30'000 

 

b) Beiträge bei EWR-
Teilnahme 
- Programmbeteiligung 
- Beitrag an Liecht. Inge-
nieurschule (Forschung) 
- Beitrag an Schulamt 
(ERASMUS) 
- Kohäsionsfonds 
- Reserve 
Sub-Total b) pauschal 

bewilligt: 
Fr. 705'000 Fr. 1'285'000 Fr. 580'000

017.367.00 Mit-
gliedsbeitrag 

EFTA-
Überwachungsbehörde 
und Gerichtshof 

Fr. 190'000 Fr. 250'000 Fr. 60'000

Total  Fr. 2'190'000 Fr. 2'905'000 Fr. 715'000
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8.1/8.2 EWR-bedingter (zusätzlicher) Verwaltungsaufwand, Zusätzliche 

Stellen in der Landesverwaltung für die laufenden Aufgaben 

 Amt/Amtsstelle Bereich Funktion 
Geschätztes zusätzl. 
Arbeitsvolumen in 

Mannjahren / Kategorie

Geschätzte Lohn- u. 
Arbeitsplatzkosten in 

Tsd. Fr./Jahr (2) 

Reisekosten in 
Tsd. Fr./Jahr 

(2) 

    A B C Total A B C Total Tage Betrag

8.10 Amt für Zollwesen 
(neu) Zoll  1.0 3.0 1.0 5.0 220 450 120 790 60 48 

8.11 Techn. Handels-
hemmnisse, Prüf-, 
Mess- u. Normenstel-
le (neu) 

Produkte-
standards 

 1.0  1.0 2.0 220  120 340 60 48 

8.12 Amt für Gewässer-
schutz Giftverkehr Marktkontrolle  1.0  1.0  150  150 10 8 

8. 13 Heilmittelkontrolle Heilmittel Zulassungen  *(I) 0.5 0.5   60 60 10  
8.14 Landwirtschaftsamt Dünger Marktkontrolle  *  *     * * 
8.15 Landwirtschaftsamt Pflanzenschutz Marktkontrolle  *  *     20 16 
8. I 6 Landesveterinäramt Futtermittel Marktkontrolle  *  *     * • 

8.17 Amt für Lebensmit-
telkontrolle 

Kosmetika Marktkontrolle 
 *  *     * * 

8.18 Amt für Lebensmit-
telkontrolle Spielzeug etc. Marktkontrolle  •  *     • « 

8.19 Dienstst. f. Post- u. 
Femmeldew. 

Peripherie 
geräte Marktkontrolle  •  *     • * 

8 20 Jurist EWRA-Admin.  1   0.4 88   88 30 24 
8 21 Jurist EWR-Acquis Umsetzung 1.6   1.6 352   352 20 16 

822 N.N.(ev.Amt für 
Volkswirtschaft) 

Wettbewerbs-
recht  *   *      • 

823 Amt für Volkswirt-
schaft Transport Verwaltung  * 0.5 0.5   60 60   

8.24 Amt für Volkswirt-
schaft Sozialpolitik  1.0   1.0 220   220 20 16 

8 25 Amt für Volkswirt-
schaft Statistik (allg.)  * * * *     * • 

8.26 Amt für Volkswirt-
schaft 

Statistik (Ener-
gie)   * * *     * * 

 Total 8.10-8.26   5.0 4.0 3.0 12.0 1100 600 360 2060 230 184 

1) Zeichen* bedeutet: zusätzl. Arbeitsvolumen voraussichtlich gering, also kein zu-

sätzl. Personalbedarf absehbar 

2) Kategorie A = Fr. 220'000/Jahr; B = Fr. 150'000/Jahr; C = 120'000/Jahr 
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8.3 Zusätzliche Stelle im diplomatischen Aussendienst, Mission in Brüssel 

 Amt/Amtsstelle Bereich Funktion

Geschätztes zusätzl. 
Arbeitsvolumen 

in Mannjahren / Kate-
gorie 

Geschätzte Lohn- u. 
Arbeitsplatzkosten 
in Tsd. Fr./Jahr (2) 

Reisekosten 
in Tsd. Fr./Jahr 

(2) 

    A B C Total A B C Total Tage  

 
Mission in Brüssel EWR 

  1.0  1.0  150  150 30 24 

 
Total 

   1.0  1.0  150  150 30 24 

8.4 Teilweise EWR-bedingte zusätzliche Stellen in der Landesverwaltung 

im Rahmen Projektentwicklung (nicht Gegenstand des Antrags) 

Siehe die Ausführungen in Kapitel 8.4. 

8.5 Kosten der EWR-Auftragsverwaltung, Verwaltungsvereinbarung 

Liechtenstein - Schweiz 

 

Amt/Amtsstelle Bereich Funktion Geschätztes zusätzl. 
Arbeitsvolumen 
in Mannjahren / Kate-
gorie 

Geschätzte Lohn- u. 
Arbeitsplatzkosten 
in Tsd. Fr./Jahr (2) 

Reisekosten 
in Tsd. Fr./Jahr 
(2) 

    A B C Total A B C Total Tage  

 Eidg. Zollverwal-
tung        225 (3)     

 Total        225 (3) ..    

3) 8 Monate des Jahres 1995 
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9 GESAMTWÜRDIGUNG 

9.1 Ausgangslage, Verhandlungsverlauf und Verhandlungsergebnis 

Die im Bericht und Antrag vom 15. Juni 1992 zum EWRA (Kapitel 4) enthaltenen 
Ausführungen zur politischen und wirtschaftlichen Bewertung des EWR-
Abkommens sind nach wie vor gültig. Nachstehend werden daher die wesentli-
chen damaligen Aussagen wiedergegeben und aufgrund der zwischenzeitlich ein-
getretenen Entwicklung ergänzt. 

Ausgangspunkt für die Schaffung des EWR war einerseits die von den damaligen 
EFTA-Staaten im sogenannten Luxemburger-Prozess zum Ausdruck gebrachte 
Zielsetzung, in möglichst hohem Masse an dem durch die EG ab 1993 geplanten 
Binnenmarkt und damit am europäischen Integrationsgeschehen überhaupt in 
möglichst weitreichendem Masse teilnehmen zu können. Während jedoch im Lu-
xemburger-Prozess von einer eher partiellen Annäherung und entsprechenden 
Vereinbarungen ausgegangen worden war, erhielt der Europäische Wirtschafts-
raum nach der Festlegung der EG auf ein gesamthaftes und einheitliches Angebot 
der Zusammenarbeit an die EFTA-Länder eine neue Dimension. Nicht nur die 
Frage der materiellen Abgrenzung und der Wahrung der Interessen der einzelnen 
Länder stand im Vordergrund, sondern ebenso die Frage der institutionellen Aus-
gestaltung dieses damals für 19 Staaten vorgesehenen Europäischen Wirtschafts-
raums. 

Diese beiden Fragen bildeten auch den Schwerpunkt der Verhandlungen, welche 
zweifellos die komplexesten waren, die auch seitens Liechtensteins bisher ge-
führt worden sind. Dass sie trotz vieler Schwierigkeiten positiv abgeschlossen 
werden konnten, zeugt vom politischen Willen aller Seiten, den europäischen 
Integrationsprozess weiter zu fördern. Zum Verhandlungsverlauf sei hier ange-
merkt, dass im Hinblick auf den materiellen Gehalt des Abkommens schon recht 
bald klar wurde, dass das geltende EG-Recht in allen Bereichen, welche zur 
Gewährleistung der vier Freiheiten erforderlich sind, den Inhalt des Abkommens 
bilden sollte. Auf der institutionellen Seite zeigte sich, dass der EWR keine In-
stitution werden konnte, welche ein absolutes Gleichgewicht der Rechte und 
Pflichten zwischen der EG und den EFTA-Staaten vorsah. Das schliesslich 
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verabschiedete Vertragswerk zeichnet sich jedenfalls aus durch ein ausgewogenes 
Verhältnis zwischen Rechten und Pflichten aller Vertragspartner. 

Bei der Gegenüberstellung von Ausgangslage und Resultat auf dem Hintergrund 
des Verhandlungsverlaufs ist festzuhalten, dass das Ziel der möglichst weitgehen-
den Teilnahme am Europäischen Binnenmarkt durch das EWRA erreicht werden 
kann. Gleichzeitig ist offensichtlich, dass das EWRA nicht jenes Mass an Mitent-
scheidungsrechten enthält, das sich die EFTA-Staaten am Anfang der Verhand-
lungen zum Ziel gesetzt hatten. Die Bedeutung dieses Faktums wiederum ist von 
den einzelnen Ländern unterschiedlich beurteilt worden. Eine wichtige Rolle 
spielte dabei die Festlegung einzelner Länder der EFTA im Hinblick auf die Frage 
der EU-Mitgliedschaft. 

Zu erwähnen ist auch im Rahmen einer solchen Bewertung, dass sich die Teil-
nahme am Europäischen Binnenmarkt nicht auf rein wirtschaftliche Aspekte be-
schränkt, wie überhaupt der Binnenmarkt nicht nur einen Wirtschafts-, sondern 
auch einen Sozialraum darstellt, indem er auf die sogenannten flankierenden und 
horizontalen Politiken ausgedehnt wurde. Das gilt etwa für den Umweltbereich 
und für den Bildungsbereich. 

Wesentlich war die Tatsache, dass im Laufe der Verhandlungen die Zielsetzung, 
ganze Bereiche des Binnenmarktprogramms für einzelne Länder aus dem Ab-
kommen ausnehmen zu können, revidiert werden musste. An die Stelle von Aus-
nahmen traten Übergangsfristen, Review-Klauseln im Fall Liechtensteins und 
eine allgemeine Schutzklausel, um in differenzierter Weise die Anliegen der ein-
zelnen Staaten und insbesondere auch Liechtensteins als kleinstem Partner zu be-
rücksichtigen. Es darf auch darauf hingewiesen werden, dass eine effektive Aus-
nahme in bestimmten Bereichen reziprok gehandhabt worden wäre, was für 
Liechtenstein mit unerwünschten Konsequenzen verbunden gewesen wäre. Die 
Zielsetzung der liechtensteinischen Verhandlungsführung bestand seitdem darin, 
die Übergangsfristen und den Charakter der Schutzklausel so auszugestalten, dass 
sie möglichst weitreichend angewendet werden können und die spezifischen Ge-
gebenheiten berücksichtigen, wie die Kleinheit des Landes und des Arbeitsmark-
tes. 

Eine erste wichtige Rahmenbedingung des Abkommens war die Zielsetzung der EFTA-
Staaten, in möglichst weitreichendem Masse am EG-Binnenmarkt teilnehmen zu kön-
nen. Eine zweite Rahmenbedingung bildete die Politik der EG, mit den EFTA-Staaten 
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ein gemeinsames Abkommen auszuhandeln. Diese Rahmenbedingungen blieben 
im Verlaufe der Verhandlungen unverändert. Verändert hatte sich jedoch durch 
die politischen Umwälzungen in Mittel- und Osteuropa und durch die innere Ent-
wicklung der EG eine Reihe anderer Bedingungen. Besonders galt dies auch für 
die Länder der EFTA, von denen unter Einschluss der Schweiz fünf ein Gesuch 
um Aufnahme von Beitrittsverhandlungen bei der EG eingereicht hatten. Für die-
se Länder wurde das EWRA eine Vorstufe bzw. eine Übergangslösung bis zum 
Zeitpunkt der EU-Mitgliedschaft. 

Alle EFTA-Länder, und Liechtenstein ist hier ausdrücklich miteinzuschliessen, 
obwohl es zu jener Zeit noch nicht EFTA-Mitglied war, sahen sich einem neuen 
Ansatz für die Gestaltung ihrer integrationspolitischen Zielsetzungen gegenüber. 
Der für die EWRVerhandlungen bestimmte multilaterale Rahmen hatte zur Kon-
sequenz, dass sich die EFTA-Länder als Gruppe zu koordinieren und in Verhand-
lungen mit einer Stimme aufzutreten hatten. Aus nationaler Sicht vorgebrachte 
Interessen, Begehren für Ausnahmen und Übergangsfristen sowie Wünsche nach 
anderen Sonderbehandlungen mussten daher zuerst in den EFTA-internen Positi-
onsfestlegungen Berücksichtigung finden, bevor sie in den Verhandlungen zwi-
schen den EFTA-Ländern und der Gemeinschaft weiterbehandelt werden konnten. 
Bilaterale Verhandlungen fanden auf diesem Hintergrund nur in wenigen Berei-
chen statt, so z.B. in Fragen des Alpentransits, der Landwirtschaft und der Fische-
rei. Vor diesem Hintergrund war der Rahmen für die Durchsetzung von nationalen 
Sonderinteressen relativ eng gesteckt. Der früher angewandte pragmatische An-
satz zur Gestaltung der (bilateralen) Beziehungen zur Gemeinschaft wurde von 
dieser insbesondere auch mit der Begründung abgelehnt, dass es nicht angehe, nur 
aus den Vorteilen der Dynamik des Binnenmarktes Nutzen zu ziehen ("Zusam-
menarbeit ä la carte"), ohne auch entsprechende Verpflichtungen zur Gestaltung 
dieses Binnenmarktes einzugehen. 

Über all diesem stand die Zielsetzung, mit dem EWR nicht nur eine grössere Frei-
handelszone für den Warenverkehr, sondern eine möglichst weitgehende Gewähr-
leistung aller vier Freiheiten zu erreichen und die Zusammenarbeit in den horizon-
talen und flankierenden Politiken anzustreben, den Grundsatz der Nichtdiskrimi-
nierung anzuwenden und eine Harmonisierung bzw. Vereinbarkeit des jeweiligen 
internen Rechts und des EG-Rechts in die Wege zu leiten. 
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Zu den veränderten Rahmenbedingungen gehörte auch die Absicht der EG, die 
Grundelemente einer politischen Union der Zwölf rasch zu schaffen. Sie hatte zu 
diesem Zweck im Dezember 1990 eine Regierungskonferenz einberufen. Dies 
hatte insbesondere die ursprüngliche Position der Gemeinschaft in den Verhand-
lungen verändert, indem sie der Erhaltung ihrer Entscheidungsautonomie noch 
vermehrt Beachtung schenkte und damit den ursprünglich von Kommissionsprä-
sident Delors angekündigten Weg zur Suche nach einer neuen Form einer institu-
tionell strukturierteren Partnerschaft mit gemeinsamen Entscheidungs- und 
Durchführungsorganen im EWR modifizierte. 

Das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum stellt die Beziehungen 
aller EFTA-EWR-Staaten zur Gemeinschaft auf eine neue Grundlage. Sein mate-
rieller Inhalt besteht aus jenem Gemeinschaftsrecht (Acquis communautaire), das 
zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des Abkommens in Kraft stand und seit der 
Unterzeichnung ergänzt wurde (Zusatzacquis), das den Binnenmarkt regelt sowie 
zur Verwirklichung des Europäischen Wirtschaftsraums als unerlässlich angese-
hen wird. 

Für Liechtenstein entsteht wie für seine EFTA-EWR-Partner und die EU ein Sys-
tem des freien Waren-, Dienstleistungs-, Kapital- und Personenverkehrs, welches 
jenem im EU-Binnenmarkt sehr ähnlich ist. Den EFTA-EWR-Staaten ist ausser-
dem eine breite Plattform für die Gestaltung der horizontalen und flankierenden 
Politiken (Forschung und Entwicklung, Erziehung, Umwelt, Sozialpolitik, Infor-
mationssysteme, kleine und mittlere Unternehmen, Statistik, Gesellschaftsrecht, 
Konsumentenschutz, Medienpolitik und Tourismus) eingeräumt. Durch einen ver-
traglich vorgesehenen Finanzierungsmechanismus (Kohäsionsfonds) wird weni-
ger begünstigten Regionen der EU Unterstützung zum Abbau der Ungleichge-
wichte angeboten. 

Die in den erwähnten Bereichen anwendbaren Regeln entsprechen im wesentli-
chen jenen, welche die Beziehungen innerhalb der EU festlegen. Sie verpflichten 
zur Beseitigung von Hindernissen für den freien Verkehr im Bereich der vier 
Freiheiten, zur Abschaffung jeglicher Diskriminierung aufgrund der Staatsange-
hörigkeit, zur Behandlung nach dem Inländerprinzip und zur Verstärkung der Zu-
sammenarbeit. 

Das Abkommen ermöglicht es daher den EFTA-EWR-Ländern, am Binnenmarkt der 
EU zu Bedingungen teilzunehmen, welche jenen für die EU-Mitgliedstaaten sehr nahe-
kommen. Nicht Gegenstand des Abkommens sind die Bestimmungen des Acquis betref 
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fend die Zollunion und die gemeinsame Handelspolitik der EU. Jene Bestimmun-
gen des Acquis, welche sich auf die Beziehungen der EU mit Drittstaaten bezie-
hen, sind so angepasst worden, dass sie die Vertragsautonomie der EFTA-EWR-
Staaten aufrechterhalten. Ausserdem sind die Agrarpolitik, die Steuerharmonisie-
rung und das Ziel eines vollständigen Abbaus der Grenzkontrollen nicht im Ab-
kommen aufgenommen. Dies gilt auch für Entwicklungen in der EU, welche über 
den Bereich des Binnenmarktes und seiner flankierenden Politiken hinausgehen: 
Für die Wirtschafts- und Währungsunion und die Politische Union. 

Die EFTA-EWR-Staaten haben trotzdem die Möglichkeit, am Kern der europäi-
schen Integration teilzunehmen und damit ihrer Wirtschaft nicht nur einen höhe-
ren Grad an Integration im Binnenmarkt, sondern auch die Grundlage für den 
Einbezug in die weitere Integration erhalten. Es wird zudem aufgrund der im Ab-
kommen enthaltenen Evolutivklausel möglich sein, den Anwendungsbereich des 
Abkommens gemäss völkerrechtlichen Regeln auf neue Bereiche auszudehnen, 
wobei für jeden Vertragspartner ein Vetorecht (welches allerdings mit Gegen-
massnahmen der andern Vertragsparteien verbunden sein kann) besteht. Die Bür-
ger der EFTA-EWR-Staaten und ihre Unternehmen profitieren von den nichtdis-
kriminierenden Bedingungen des Binnenmarktes wie jene in den EU-
Mitgliedstaaten. 

Das Abkommen mit seinen Protokollen und Anhängen nimmt Rücksicht auf nati-
onale Sondersituationen. Dies gilt für Liechtenstein im besonderen im Bereich des 
freien Personenverkehrs und des freien Kapitalverkehrs (z.B. Erwerb von Immo-
bilien durch im Ausland wohnhafte Personen). Das EWRA kann als ein adäquates 
Instrument der Integrationspolitik bezeichnet werden, nachdem es Staatsangehöri-
gen und Unternehmen den Zugang zum europäischen Markt sichert. 

Das EWRA enthält nicht nur den geltenden Acquis communautaire, sondern 
auch die Zielsetzung, diesen Acquis unter genau festgelegten Bedingungen 
weiterzuentwickeln. Auch dies ist ein Hinweis darauf, dass das EWRA von 
seiner Natur her mehr als eine Übergangslösung sein und durchaus für eine 
längere Zeit ein adäquates Modell für die Teilnahme an der europäischen 
Integration bieten kann. Angesichts der ausserordentlichen Weiträumigkeit 
und der ausserordentlichen Dynamik der europäischen Rechtssetzung 
scheint auch die Idee eines statischen Vertrages, welcher nur den heutigen 
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Status quo berücksichtigt, nicht zielführend, ist es doch für alle Beteiligten not-
wendig, zu jedem Zeitpunkt die Zielsetzungen des Abkommens erreichen zu kön-
nen. 

Die institutionelle Struktur des EWRA wird durch folgende zwei Aspekte geprägt: 

• Sie ist im wesentlichen jene einer Assoziation der EFTA-EWR-Staaten mit 
den institutionellen Verfahren der EU. Dies bedeutet, dass die künftige 
Entwicklung des EWRA wesentlich von der EU bestimmt wird, während 
die EFTA-EWR-Staaten Einfluss über das Konsultationsverfahren nehmen 
können. 

• Sie beruht auf einem "Zwei-Pfeiler-System", welches bedingt, dass die EF-
TAEWR-Staaten sich rechtlich als Gruppe und nicht individuell präsentie-
ren. 

Zusammengefasst erhalten die EFTA-EWR-Staaten folgende Rechte: 

• ein Recht auf Konsultation und Information während der Phase der Vorbe-
reitungen von neuen gemeinschaftlichen Regeln für den EWR; 

• ein individuelles Anrufungsrecht oder ein individuelles Recht, eine Frage 
auf allen Ebenen und zu jedem Zeitpunkt des Entwicklungsprozesses aufzu-
bringen; 

• ein individuelles Recht, ihre politischen Interessen im Ministerrat des EWR 
vorzubringen; 

• ein individuelles Recht, das Veto, sich einer EWR-Entwicklung zum Zeit-
punkt ihrer Annahme zu widersetzen und zur Eröffnung einer Verhandlung 
mit Hinblick auf die Realisierung einer gegenseitig annehmbaren Lösung; 

• ein Recht zur Teilnahme an den Ausschüssen der EU, welche sich mit der 
Durchführung von Programmen mit finanzieller Beteiligung der EFTA-
EWR-Staaten befasst; 

• ein Recht, von der EU-Kommission zu verlangen, dass sie bei der Vorberei-
tung von Projekten für gemeinschaftliche Regeln des EWR Experten aus 
den EFTA-EWRStaaten konsultiert; 

• die rechtlichen Garantien über das unabhängige EFTA-Überwachungsorgan 
und den EFTA-Gerichtshof; 

• ein Recht für die EFTA-EWR-Staaten, eine neue EWR-Regel nur nach Ab-
schluss der nationalen Zustimmungsverfahren übernehmen zu müssen. 
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Andererseits unterscheidet sich der Beitritt zum EWRA grundlegend von einem 
Beitritt zur EU, und zwar im wesentlichen aus nachstehenden Gründen: 

• Die Zugehörigkeit zum EWR bedeutet für die EFTA-EWR-Staaten keine 
Verpflichtung zur Teilnahme an der politischen Finalität der EU (Politische 
Union). 

• Die EFTA-EWR-Staaten sind weder am Europäischen Währungssystem 
noch an der Wirtschafts- und Währungsunion beteiligt. 

• Der Bereich der Steuern und der Landwirtschaft ist vom EWR-Abkommen 
ausgenommen. 

• Das EWR-Abkommen ist im Unterschied zu den EU-Verträgen von einzel-
nen Vertragsparteien kündbar. 

• Die Vertragsabschlusskompetenz der EFTA-Staaten bei Verträgen mit 
Drittstaaten bleibt erhalten. 

Für Liechtenstein ging es in den EWR-Verhandlungen im institutionellen Bereich 
zum einen darum, als vollwertiger Vertragsstaat, der sich gleichberechtigt am In-
tegrationsgeschehen beteiligen kann, anerkannt zu werden. Dies war keine Selbst-
verständlichkeit, wenn man die vorherige Stellung Liechtensteins im europäischen 
Integrationsgefüge betrachtet. Dieses Ziel konnte erreicht werden. Liechtenstein 
muss sich nicht mit einer Mitgliedschaft "minderen Rechts" begnügen, sondern 
nimmt im EWR-Abkommen dieselbe Rechtsstellung ein wie die anderen EFTA-
EWR-Staaten. Dies gilt auch für die zwischen den EFTA-Staaten abgeschlossenen 
Abkommen über die EFTA-Überwachungsbehörde und den EFTA-Gerichtshof, 
den Ständigen Ausschuss sowie über das Komitee der Parlamentarier. 

Zum anderen ging es auch darum sicherzustellen, dass die besonderen bilateralen 
Beziehungen zur Schweiz im EWR weitergeführt werden können. Das Abkom-
men sieht ausdrücklich vor, dass der EWR der schweizerisch-liechtensteinischen 
Zusammenarbeit im Rahmen ihrer regionalen Union nicht entgegensteht. Die na-
mentlich auf dem Zollvertrag und dem Währungsvertrag basierenden bilateralen 
Beziehungen können auch im EWR bestehen bleiben und weiterentwickelt wer-
den. Der EWR bietet somit die Möglichkeit, gleichberechtigt am Integrationspro-
zess teilzunehmen, ohne die besonderen Beziehungen zur Schweiz aufgeben oder 
relativieren zu müssen. 
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Der Inhalt der bilateralen Vereinbarungen Liechtensteins mit der Schweiz ist im 
Bericht zum bilateralen Verhandlungsergebnis ausführlich dargestellt worden. Die 
Vereinbarungen ermöglichen die Teilnahme Liechtensteins am EWR unter 
gleichzeitiger Offenhaltung der Grenzen zur Schweiz wie bisher. Mutmassungen 
und Befürchtungen, Liechtenstein bewege sich mit dem eingeschlagenen Weg 
immer mehr weg von der Schweiz, tritt die Regierung entschieden entgegen. Die 
Tatsache, dass Liechtenstein in einem sich ohne seinen direkten Einfluss global 
und europäisch ändernden Umfeld heute und in Zukunft vermehrt seine eigenen 
Belange und Interessen - die sich natürlicherweise nicht überall und vollumfäng-
lich mit jenen der Schweiz decken müssen -wahrnehmen muss, wird vom Bundes-
rat anerkannt. Er hat daher Hand geboten für vertragliche Lösungen im bilateralen 
Bereich, die den Interessen beider Staaten gerecht werden. Die Regierung und 
Liechtenstein sind der Schweiz für dieses Entgegenkommen zu grossem Dank 
verpflichtet. Das bilaterale Verhandlungsergebnis zeigt in eindrücklicher Weise, 
wie die enge Partnerschaft auch in Zukunft fortgesetzt werden kann. 

Die aufgrund der bilateralen Vereinbarungen mit der Schweiz zusätzlich entste-
henden Kosten werden von Liechtenstein übernommen. Es besteht damit kein 
Anlass zur Annahme, Liechtenstein belaste die Schweiz finanziell durch seine 
Teilnahme am EWR. 

Die entstehenden Kosten und der zusätzliche Personalaufwand sind aus der Sicht 
der Regierung vertretbar in Anbetracht der Vorteile nicht nur materieller Art, die 
Liechtenstein aus der Partnerschaft mit der Schweiz weiterhin geniesst und mit 
der Teilnahme am EWR gewinnt. Sie sind im Rahmen des Staatsbudgets auch 
verkraftbar. 

Mit den Schlussfolgerungen des EWR-Rates vom 20. Dezember 1994 und mit Be-
schluss Nr. 1/95 des EWR-Rates sind die Bestimmungen für das Inkrafttreten des 
EWRA für Liechtenstein festgelegt worden. Die von Liechtenstein mit der 
Schweiz vereinbarten Lösungen wurden ausdrücklich als mit dem EWRA verein-
bar anerkannt. 

Aufgrund des auf den 1. Januar 1995 vereinbarten Übertritts der bisherigen EFTA-
EWR-Staaten Österreich, Finnland und Schweden in die EU wird der EWR zwar wei-
terhin dieselbe Anzahl von Staaten einschliessen, die Zahl der Teilnehmer am EWR 
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auf der EFTA-Seite wird sich, unter Einschluss Liechtensteins, aber auf drei Staa-
ten reduzieren. Dementsprechend werden die auf der EFTA-Seite abgeschlosse-
nen Vereinbarungen zu institutionellen Fragen in nächster Zeit gewissen Anpas-
sungen unterzogen. Dies bedeutet jedoch in keiner Weise, dass damit die Bedeu-
tung des EWR für die in ihn integrierten EFTA-EWR-Staaten - für sie und für die 
engere Zusammenarbeit der EU mit ihnen wurde ja der EWR gegründet - abneh-
men würde. Im Hinblick auf die Zukunft des EWRA aufgrund des Beitritts von 
drei früheren EFTA-Staaten zur EU hat der EWR-Rat am 20. Dezember 1994 sein 
Festhalten am EWR-Abkommen und dessen institutioneller Struktur als der trag-
fähigen Grundlage für dynamische und homogene Beziehungen zwischen Island, 
dem Fürstentum Liechtenstein und Norwegen und ihren EU-Partnern im EWR 
bekräftigt. Der Fortbestand des EWR ist deshalb klar gesichert. 

Die EFTA besteht seit dem 1. Januar 1995 aus Norwegen, Island, der Schweiz 
und Liechtenstein und unterliegt einer gewissen Restrukturierung, nachdem Öster-
reich, Finnland und Schweden der EU beigetreten sind. Die EFTA wird insbeson-
dere für die Handelsbeziehungen ihrer Mitgliedstaaten zu Drittländern, besonders 
zu jenen Osteuropas, weiterhin eine wichtige Rolle spielen. Es sei aber darauf 
hingewiesen, dass die Zugehörigkeit eines Staates zur EFTA oder zur EU die 
Vorbedingung war und bis auf weiteres ist, wenn sich dieser Staat am EWR betei-
ligen möchte. 

9.2 Die Sonderregelungen für Liechtenstein beim Personenverkehr und 
beim Grundstückerwerb 

Den Bestimmungen des EWR-Abkommens über den freien Personen-
verkehr kommt für Liechtenstein zweifellos grösste Bedeutung zu. Das 
geltende liechtensteinische Ausländerrecht ist darauf gerichtet, durch 
Zulassungsbeschränkungen ein ausgewogenes Verhältnis der Zahl der 
Inländer und Ausländer zu bewahren. Es weist ferner viele Vorschriften 
auf, die zu einer Ungleichbehandlung von Inländern und Ausländern 
vor allem mit Bezug auf ihre wirtschaftliche Entfaltungsmöglichkeit 
führen. Das EWRRecht ist demgegenüber auf Freizügigkeit und weitge-
hende Gleichbehandlung aller EWR-Angehörigen gerichtet. Um die 
grundlegenden liechtensteinischen Interessen zu wahren, wurden im 
EWR-Abkommen und mit den Schlussfolgerungen des EWR-Rates vom 
20. Dezember 1994 und mit der Erklärung zur Freizügigkeit im Anhang zum 
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Beschluss Nr. 1/95 des EWR-Rates für den Personenverkehr Regelungen getrof-
fen, die der besonderen Lage des Landes Rechnung tragen. 

Für Liechtenstein von besonderer Bedeutung ist die vereinbarte Lösung bezüglich 
des freien Personenverkehrs, welche die im Protokoll 15 EWRA vorgesehene 
Möglichkeit der Verlängerung der Übergangsfristen in der Form einer Erklärung 
des EWR-Rates vom 20. Dezember 1994 rechtlich weiterentwickelt. Diese für alle 
EWR-Partner verbindliche Erklärung des EWR-Rates anerkennt ausdrücklich das 
vitale Interesse Liechtensteins an der Erhaltung seiner nationalen Identität und bei 
der Überprüfung der Verlängerung der Übergangsfristen zu berücksichtigende 
besondere geographische Lage Liechtensteins. Der Rat anerkennt zudem aus-
drücklich, dass Liechtenstein eine sehr begrenzte bewohnbare Fläche ländlichen 
Charakters besitzt und einen ungewöhnlich hohen prozentualen Anteil an auslän-
dischen Bewohnern und Beschäftigten aufweist. Damit werden die besonderen 
Rahmenbedingungen für Liechtenstein im Bereich des Personenverkehrs fest-
gehalten, die bei der Anwendung der Regeln zum freien Personenverkehr in 
Liechtenstein zu berücksichtigen sind. 

Der EWR-Rat hat ferner zugestimmt, dass im Rahmen der in Protokoll 15 zum 
EWRAbkommen vorgesehenen Überprüfung der Übergangsfristen im Bereich des 
Personenverkehrs jene Elemente berücksichtigt werden, welche die Regierung 
1992 in ihrer Erklärung zur besonderen Lage des Landes festgehalten hat. Damit 
ist der Inhalt der einseitigen Erklärung Liechtensteins bezüglich des Personenver-
kehrs zu einer Gemeinsamen Erklärung aufgewertet worden. Gemäss dieser Er-
klärung kann Liechtenstein Schutzmassnahmen insbesondere dann ergreifen, 
wenn die Zahl der Angehörigen von EG-Mitgliedstaaten oder anderen EFTA-
Staaten oder die Zahl der von diesen Staatsangehörigen insgesamt besetzten Ar-
beitsplätzen in der Wirtschaft im Vergleich zu den jeweiligen Zahlen für die in 
Liechtenstein ansässige Bevölkerung in aussergewöhnlichem Masse zunimmt. 

Ausserdem werden die möglichen Auswirkungen aus dem späteren Beitritt Liech-
tensteins zum EWR berücksichtigt werden. Die Vertragsparteien des EWRA wer-
den sich zudem im Falle von auftretenden Schwierigkeiten um eine Lösung be-
mühen, die es Liechtenstein erlaubt, auf Schutzmassnahmen verzichten zu kön-
nen. 
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Auch im Bereich des freien Kapitalverkehrs (Direktinvestitionen und Immobilien-
investitionen) konnte für Liechtenstein eine Sonderregelung vereinbart werden. 
Zu Anhang XII EWRA (Freier Kapitalverkehr) bestehen Übergangsfristen, näm-
lich bis zum 1.1.1997 für Direktinvestitionen und bis zum 1.1.1999 für Immobi-
lieninvestitionen (Grunderwerb). In beiden Fällen konnte eine Verlängerung der 
Übergangsfrist erreicht werden, und es ist neu eine Überprüfungsmöglichkeit vor-
gesehen. 

Die ursprüngliche Frist bei Direktinvestitionen war auf den 1.1.1996 festgelegt. 
Das Problem besteht allein bei den Neuinvestitionen, nicht aber bei den Über-
nahmen. Neuinvestitionen können nicht ohne zusätzliche Arbeitskräfte durchge-
führt werden, der Arbeitsmarkt ist aber beschränkt. Liechtenstein braucht eine 
schrittweise Anpassung an die neue Situation. 

Bei den Immobilieninvestitionen war bisher die Frist auf den 1.1.1998 festgelegt. 
Es handelt sich um einen sensiblen Bereich, der nur schrittweise liberalisiert wer-
den kann. 

Mit der Erklärung des EWR-Rates im Bereich des Personenverkehrs und zum 
Grunderwerb sind die Interessen Liechtensteins auf Dauer berücksichtigt. 

9.3 Auswirkungen auf die liechtensteinischen Institutionen 

Ganz allgemein gesprochen wirkt sich das EWRA auf die Ausübung der Kompe-
tenzen durch die nationalen Institutionen in derselben Art aus wie jedes andere 
internationale Abkommen, das ein Staat abgeschlossen hat. Diese Auswirkungen 
rühren daher, dass jedes internationale Abkommen neben Rechten auch Pflichten 
der Vertragsparteien mit sich bringt, welche sich auf die Kompetenzausübung der 
verschiedenen Institutionen auswirken. Vor diesem Hintergrund hat das EWRA 
aufgrund seines weitreichenden Inhalts und der Komplexität der Materie auch 
erhebliche Konsequenzen. Dabei unterscheiden sich diese Konsequenzen nach der 
Art des EU-Rechts, das übernommen wird: Es ist zu unterscheiden zwischen je-
nen Rechtsakten (Verordnungen), die aufgrund des Abkommens in ihrem Wort-
laut Geltung haben (direkt anwendbar sind), und jenen Rechtsakten (Richtlinien), 
bei denen ein gewisser Spielraum in der Ausgestaltung des nationalen Rechts be-
steht. 
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Das EWRA tangiert in erster Linie Bereiche, welche in die Kompetenz des Staa-
tes fallen. Die Umsetzung des Abkommens im internen Bereich kann damit ohne 
Veränderung in der geltenden Kompetenzaufteilung zwischen Land und Gemein-
den erfolgen. 

Das EWRA wird keine grundsätzlichen Auswirkungen im Bereich der Gesetzes-
initiative und des Gesetzesreferendums haben. Es war allerdings ein Verfahren 
und eine entsprechende Rechtsmittelmöglichkeit zu schaffen, um EWR-widrige 
Gesetzesinitiativen als ungültig erklären zu können. 

Was die Kompetenzen des Hohen Landtags betrifft, wird er sich zu den neuen 
EWRRegeln dann aussprechen können, wenn diese gemäss Verfassung in seinen 
Kompetenzbereich fallen. Er wird auch weiterhin in den von den EWR-Regeln 
abgedeckten Bereichen legiferieren können, wobei diese Regeln beim Erlass nati-
onaler Gesetze zu beachten sind. Die verfassungsmässigen Befugnisse des Land-
tages bleiben im EWR gewahrt. 

Die Regierung wird in den vom Abkommen abgedeckten Bereichen ihre internen 
Befugnisse nurmehr im Rahmen der Regeln des EWR-Abkommens ausüben kön-
nen. Faktisch käme die Regierung auch bei einer Nichtteilnahme Liechtensteins 
am EWR nicht umhin, ihre Tätigkeit auf die Rechtsentwicklung in Europa auszu-
richten. Die scheinbare Verminderung ihrer Autonomie im Innern wird jedoch 
aufgewogen durch eine bedeutende Erweiterung ihrer Befugnisse nach aussen, 
denn die Regierung wird Liechtenstein in den EWR-Gremien zu vertreten haben, 
welche für das EWR-Recht und dessen Weiterentwicklung zuständig sind. Die 
Regierung wird für die Berücksichtigung der liechtensteinischen Interessen im 
Europäischen Integrationsprozess besorgt sein. 

Die liechtensteinische Justiz wird die EWR-Regeln anwenden und diesen gegen-
über den gegenteiligen nationalen Regeln den Vorrang geben müssen. 

Die Gemeinden sind insofern vom EWRA betroffen, als zahlreiche Bestimmun-
gen des Acquis auch Bereiche berühren, die im Vollzugsauftrag der Gemeinde 
liegen. Es handelt sich aber um materielle Veränderungen von gesetzlichen Be-
stimmungen und nicht um eine grundsätzliche Veränderung. Betroffen sein wer-
den die Gemeinden zu einem Teil auch von den Neuregelungen beim öffentlichen 
Beschaffungswesen. 
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Auf die Landesverwaltung insgesamt kommen neue Aufgaben zu, die teilweise 
nur durch die Erhöhung des Personalbestandes wahrgenommen werden können. 
Die Regierung ist davon überzeugt, dass sich der zusätzliche Personal- und Mit-
teleinsatz im Gesamtinteresse des Staates und seiner Bürgerinnen und Bürger 
rechtfertigt und lohnt. 

9.4 Allgemeine Bewertung des EWR-Abkommens 

Es ist im Rahmen der Ausführungen zum institutionellen Bereich festgestellt wor-
den, dass ein Beitritt zum EWRA einen souveränitätspolitischen und souveräni-
tätsrechtlichen Gewinn für Liechtenstein darstellt. Dies ist um so bedeutsamer, als 
die Eigenstaatlichkeit nicht nur einen Wert bildet, der für sich genommen erhal-
tenswürdig ist. Die Souveränität ist darüber hinaus eine Grundvoraussetzung für 
den wirtschaftlichen Erfolg des Landes. Auch zur langfristigen Sicherung ökono-
mischer Vorteile ist eine Bewahrung und Stärkung der Eigenstaatlichkeit unver-
zichtbar. Dies kann in der heutigen Phase der Entwicklung und auf die Zukunft 
bezogen nach Auffassung der Regierung nur durch eine Mitwirkung am Integrati-
onsprozess und nicht durch ein Fernbleiben von diesem erreicht werden. 

Das EWRA wurde teilweise, in etwas verkürzter Form, auch als ein "wirtschaftli-
cher Beitritt zur EU" bezeichnet. Auch die wirtschaftliche Betrachtungsweise und 
Bewertung der Konsequenzen und der Bedeutung dieses Abkommens auf Liech-
tenstein darf jedoch die ganzheitliche Betrachtungsweise nicht aus den Augen 
verlieren. Gerade der Kleinstaat wird auch in Zukunft darauf angewiesen sein, 
sich einen gewissen Bewegungsspielraum im Hinblick auf die nationale Gesetz-
gebung zu erhalten und damit spezifische wirtschaftliche Voraussetzungen und 
Bedingungen zu schaffen. 

Nachdem das EWRA von seiner grundsätzlichen Ausrichtung her ein wirtschaftli-
cher Vertrag mit erheblichen sozialen, rechtspolitischen, umwelt- und wirtschafts-
politischen Komponenten und einer politischen Dimension ist, scheint vorerst eine 
Bewertung aus wirtschaftlicher Sicht auch unter dem Grundsatz der ganzheitli-
chen Betrachtungsweise notwendig. 
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Die mit dem Inkrafttreten des EWR-Abkommens erfolgte Öffnung des Binnen-
marktes der Gemeinschaft für die EFTA-EWR-Staaten durch die Gewährleistung 
der vier Freiheiten hat zu einem umfassenderen Binnenmarkt von 17 Staaten in 
einem Wirtschaftsraum von 374 Mio. Menschen geführt. Es handelt sich damit 
beim Binnenmarktprojekt in seinem Umfang und in seinen Konsequenzen um 
einen engen westeuropäischen und wirtschaftlichen Zusammenschluss von bisher 
nicht bekannter Grösse. 

Liechtenstein verfügt wie kein anderes an den EWR-Verhandlungen beteiligtes 
Land über einen ausgesprochen begrenzten eigenen Binnenmarkt. Die in Liech-
tenstein produzierende Industrie ist in ausserordentlichem Masse exportorientiert 
und deshalb auf einen freien Marktzutritt angewiesen. Obwohl Liechtenstein über 
den Zollvertrag mit der Schweiz, über den Einbezug in die Freihandelsabkommen 
von 1972 mit der EG sowie durch die diesbezüglichen GATT-Regeln bereits ei-
nen guten Zugang zu den Märkten hat, sind die Bedingungen für einen umfassen-
den Binnenmarkt in verschiedenen Bereichen ohne die Teilnahme am EWR nicht 
erfüllt. Der ungehinderte Marktzugang durch die Teilnahme an der internationalen 
Arbeitsteilung führt zu einer kostengünstigeren Produktion. Der erhöhte Wettbe-
werbsdruck wird die wirtschaftlich starken Branchen stärken und zur Förderung 
der gesamten Wirtschaft beitragen. Dabei werden durch eine solche Entwicklung, 
wie dies für Anpassungsprozesse typisch ist, schwächere Branchen vermehrt in 
Schwierigkeiten geraten und möglicherweise vor grösseren Schwierigkeiten als 
heute stehen. 

Für die liechtensteinische Exportwirtschaft im gesamten ist der möglichst freie 
und ungehinderte Marktzugang die wichtigste Rahmenbedingung für eine wirt-
schaftliche Existenz in Liechtenstein und damit eines der wesentlichsten Standort-
elemente überhaupt. Dies gilt im übrigen nicht nur für die Exportindustrie, son-
dern auch für einen guten Teil der Gewerbebetriebe, welche heute schon in der 
gesamten Region und international tätig sind. 

Das auf dem liechtensteinischen Binnenmarkt tätige Gewerbe kann in bestimmten Be-
reichen durch eine grössere Freizügigkeit unter einen gewissen Druck geraten. Dabei ist 
jedoch darauf hinzuweisen, dass im Verhältnis zur Schweiz heute schon eine voll-
ständige Freizügigkeit und gegenüber der Republik Österreich Freizügigkeit in den 
meisten Bereichen besteht. Durch die Mitgliedschaft im EWR wird, dies ist für das 
Gewerbe insbesondere im Verhältnis zu Österreich wichtig, eine volle Freizügigkeit auf 
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der Basis des Gegenrechts erreicht. Es ist im übrigen nicht zu erwarten, dass gera-
de im gewerblichen Bereich überregionale Entwicklungen grösseren Ausmasses 
eintreten werden. 

Im Zusammenhang mit der Erhöhung der Freizügigkeit bestehen auch Befürch-
tungen hinsichtlich der Möglichkeiten der Aufrechterhaltung des im Vergleich zu 
verschiedenen EWR-Staaten hohen liechtensteinischen Lohnniveaus. Dazu ist 
folgendes festzuhalten: Grundsätzlich ist auch der Arbeitsmarkt ein Markt, auf 
dem die ökonomischen Gesetze Gültigkeit haben, d.h., dass Angebot und Nach-
frage den Preis bestimmen. Sofern ein uneingeschränkter Zuzug von zusätzlichen 
Arbeitskräften möglich wäre, das Angebot an Arbeitskräften also grösser würde, 
könnte dies zu einer verschärften Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt führen, wenn 
nicht neue Arbeitsplätze in entsprechender Anzahl geschaffen würden. 

Die an anderer Stelle dargestellte Sonderregelung für Liechtenstein sieht für die 
quantitativen Zulassungen eine Übergangsfrist und eine Verlängerungsmöglich-
keit dieser Frist sowie die Anwendung einer Schutzklausel vor. Es kann also da-
von ausgegangen werden, dass die Anzahl ausländischer Arbeitskräfte quantitativ 
weiterhin begrenzt werden kann. 

Die Entwicklungen in den Staaten der EU haben deutlich gezeigt, dass es trotz 
freiem Personenverkehr nicht zu den auch in verschiedenen EU-Mitgliedstaaten 
mit hohem Lohnniveau befürchteten Auswirkungen auf den Lohnstandard ge-
kommen ist. Die in der EU geltende Freizügigkeit hat nicht zu einer Nivellierung 
des Lohnniveaus in den einzelnen Mitgliedstaaten geführt. 

In den EU-Mitgliedstaaten bestehen zwar erhebliche Lohnunterschiede. Es ist 
aber nicht zu einer grösseren Arbeitnehmerwanderung, wie sie auch in der EU 
zum Teil befürchtet wurde, gekommen. Erhebliche Lohnunterschiede bestehen 
vielfach auch in den einzelnen Staaten selbst. Unterschiedliche Wirtschaftsstruk-
turen in den einzelnen Ländern und Regionen führen auch zu unterschiedlichen 
Lohnverhältnissen. So ist beispielsweise etwa auf das Nord-Süd- bzw. Ost-West-
Gefälle zu verweisen, aber auch auf die starken Unterschiede zwischen ländlichen 
Gebieten und wirtschaftlich stark entwickelten Agglomerationen. 
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Massgeblich für die wirtschaftlichen Verhältnisse und das aus diesen resultierende 
Lohnniveau wird weiterhin die Gesamtheit aller wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen sein. Es ist darauf hinzuweisen, dass wettbewerbsstarke, innovative Un-
ternehmen eine Voraussetzung für ein hohes Lohnniveau sind. Gerade diesen An-
forderungen entsprechen die Zielsetzungen des EWR in hohem Masse. 

Für die Länder ausserhalb des EWR, mit Ausnahme der Schweiz (siehe Kapitel 2) 
bleiben die Beschränkungen bei der Zuwanderung weiterhin unverändert beste-
hen. Natürlich gelten auch für ausländische Staatsangehörige die durch Gesetze 
und Gesamtarbeitsverträge vorgeschriebenen Arbeitsbedingungen und Lohnvor-
schriften. Im weiteren ist nicht anzunehmen, dass Zuwanderer aus dem EWR-
Raum sich mit tieferen Löhnen begnügen werden. 

Eine funktionierende Partnerschaft zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern, 
welche sich im Abschluss von Gesamtarbeitsverträgen dokumentiert, ist eine wei-
tere wesentliche Grundlage zur Erhaltung eines hohen Lohnniveaus. Gleichzeitig 
ist in diesem Zusammenhang auch darauf hinzuweisen, dass durch das EWRA 
gewichtige Verbesserungen für die Arbeitswelt in sozialpolitischer Hinsicht, vor 
allem im Bereich der Sicherung der Rechte des Arbeitnehmers, sowie für die 
Gleichstellung von Mann und Frau realisiert werden können. 

Die Landwirtschaft ist vom EWRA nur indirekt betroffen. Wesentlich grösser 
sind die Konsequenzen, die sich aus dem Abkommen der Uruguay-Runde des 
GATT ergeben. Verschiedene Fragen in diesem Bereich ergeben sich auch aus 
einer möglichen EU-Mitgliedschaft der Schweiz in einigen Jahren. 

Die liechtensteinischen Finanzdienstleistungen und der dazu gehörige sowohl 
für die Staatseinnahmen wie für die gesamte Wirtschaft ausserordentlich bedeut-
same Sektor können davon ausgehen, dass das EWRA die wesentlichen Rah-
menbedingungen dieses Bereichs nicht grundlegend verändert. Eine Steuerhar-
monisierung ist nicht Gegenstand des zum EWRA gehörenden Acquis. Dasselbe 
gilt auch für eine Veränderung des Bankgeheimnisses. Im Ganzen gesehen ist 
damit das EWRA eine Möglichkeit, sich den wirtschaftlichen Zugang zu 
Europa zu sichern, ohne die Rahmenbedingungen in diesen Bereichen in 
grundsätzlicher Weise zu verändern. Dabei ist einzuräumen, dass das EW-
RA auch in diesen Bereichen zu weitreichenden Veränderungen, insbesondere im 
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Hinblick auf die Zulassung zu bestimmten Berufen, führen wird, und dass euro-
paweit und international schon seit Jahren Tendenzen sichtbar sind, welche die in 
diesem Bereich gegebenen liechtensteinischen spezifischen Gegebenheiten in der 
Zukunft in Frage stellen können. Gerade die liechtensteinischen Finanzdienstleis-
tungen bilden jedoch einen Wirtschaftsbereich mit explizit europäischen und 
weltweiten Beziehungen, d.h. auch dieser Wirtschaftssektor ist auf den Zugang zu 
ausländischen Märkten existentiell angewiesen. 

Eine gesamtwirtschaftliche Betrachtung des EWRA fällt positiv aus, indem dieses 
Abkommen nicht nur das für einen kleinen hochentwickelten Staat und dessen 
Wirtschaft lebensnotwendige Prinzip des Zugangs zu den Märkten realisiert, son-
dern auch einen Zugang zur europäischen Integration ermöglicht, der keine flä-
chendeckende Übernahme des gesamten EU-Rechts, insbesondere in sensiblen 
Bereichen, beinhaltet. Zweifellos wird die liechtensteinische Wirtschaft jedoch in 
allen Bereichen Anpassungen, die mit Schwierigkeiten verbunden sein werden, 
vornehmen müssen. Eine Wirtschaft, die sich jedoch nicht anpasst, wird auf Dauer 
nicht erfolgreich sein. Gleichzeitig ist darauf hinzuweisen, dass das dynamische 
Element des Abkommens auch zur Konsequenz haben muss, dass Liechtenstein 
seine ihm wichtig scheinenden Interessen im Hinblick auf die künftige Entwick-
lung wahrnehmen muss. Das wichtigste Prinzip für die liechtensteinisehe Wirt-
schaft muss jedoch ihre innere Stärke sein, Veränderungen zu bewältigen, und der 
Staat wird weiterhin seine Aufgabe wahrnehmen müssen, nach Möglichkeit Rah-
menbedingungen zu bieten, die eine starke innere Substanz der Betriebe ermög-
lichen. Zusammen mit verstärkten Anstrengungen im Bildungsbereich und einer 
ständigen Innovationsbereitschaft können die heutigen positiven Faktoren der 
liechtensteinischen Wirtschaft auch künftig als eine wesentliche Grundlage der 
Entwicklung angesehen werden. 

Im Laufe der Verhandlungen und in der öffentlichen Diskussion in den verschiedenen 
Ländern spielten umweltpolitische Aspekte eine wichtige Rolle, was angesichts der 
generellen Bedeutung dieser Fragen nicht überrascht. Die Problematik ergab sich dar-
aus, dass das EWRA eine engere Zusammenarbeit auf dem Gebiete des Umwelt-
schutzes anstrebt, während die Umweltschutzvorschriften in einzelnen EFTA-Ländern 
strenger sind als im EU-Raum. Die EFTA-EU-Zusammenarbeit im Bereich des Um-
weltschutzes soll sich aufgrund des EWRA verstärken. Es ist eine gültige Erkenntnis, 
dass im Bereich des Umweltschutzes grenzüberschreitende Zielsetzungen angestrebt 



247 

werden müssen. Das EWRA hält denn auch fest, dass hohe Normen die Grundla-
ge für die Zusammenarbeit bilden sollen, die einzelnen Staaten aber das Recht 
haben, insbesondere im Bereich der anlagebezogenen Vorschriften strengere Re-
geln festzulegen. 

Die Umweltpolitik gemäss EWRA verfolgt neben dem Gesundheitsschutz nicht 
nur die Erhaltung und den Schutz der Umwelt, sondern auch deren Verbesserung. 
Daneben wird eine verantwortungsvolle Ressourcenverwendung gefordert. Zu-
dem ist die Etablierung und Durchsetzung des Verursacher- und Vorsorgeprinzips 
vorgesehen. Umweltbeeinträchtigungen sind an der Quelle zu bekämpfen. Ergänzt 
werden diese bedeutsamen Vertragsbestimmungen durch die verpflichtende Um-
weltschutzquerschnittklausel. Umwelterfordernisse werden zum Bestandteil der 
anderen Politiken der EWR-Parteien erklärt. Für keinen anderen Bereich schreibt 
das Abkommen eine vergleichbare Pflicht vor. 

Das EWRA ist, wie erwähnt, nicht nur ein wirtschaftliches Abkommen. Es wird 
auch die liechtensteinische Gesellschaft in verschiedener Hinsicht beeinflussen. 
Die Ausgestaltung der Sozialpolitik, des Arbeitsvertragsrechtes, der Umweltpoli-
tik und der verbesserte Zugang zu europäischen Bildungsinstitutionen und -
programmen können durchaus als positive Elemente einer künftigen Gestaltung 
des liechtensteinischen Staatswesens betrachtet werden. Ein Alleingang Liechten-
steins erscheint auch in dieser Beziehung nicht möglich und nicht positiv. 

Das EWRA wird zweifellos zu weitreichenden Veränderungen in vielen Berei-
chen der Wirtschaft, der Politik und der Gesellschaft führen. Diese Veränderun-
gen werden nicht nur mit positiven Aspekten verbunden sein. Sie können aber 
durchaus als Motor für eine dynamische Weiterentwicklung des Landes dienen. 
Wenn der liechtensteinische Status quo mit seinen Vorteilen erhalten werden soll, 
kann dies zumindest zum Teil nicht nur dadurch erreicht werden, dass sich ein 
kleines Land von der gesamteuropäischen Entwicklung abschliesst, sondern dass 
es diesen historischen Schritt in der europäischen Geschichte mitmacht. Nur auf 
diesem Wege besteht die Chance, verschiedene heute als positiv geltende Fakto-
ren auch in der Zukunft zur Verfügung zu haben. 

Die Bewertung des EWRA muss sich wesentlich am Eigenwert dieses Vertrages für 
unser Land, an seiner Bedeutung für die Partnerschaft mit der Schweiz und an seinen 
Alternativen orientieren. Da die Interessen Liechtensteins im EWR gewahrt sind, da die 
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enge Partnerschaft mit der Schweiz weitergeführt werden kann und da eine bere-
chenbare Alternative nicht besteht, ist nach Ansicht der Regierung die Teilnahme 
Liechtensteins am EWR zu verwirklichen. 
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10 WEITERES VORGEHEN 

Die Teilnahme Liechtensteins am EWR soll auf den 1. Mai 1995 verwirklicht 
werden. Nachdem die notwendigen Zustimmungsverfahren in der Schweiz zu den 
Verträgen zwischen Liechtenstein und der Schweiz abgeschlossen sind und die 
Vereinbarungen mit den EWR-Partnern, soweit sie Liechtenstein direkt und aus-
schliesslich betreffen, vorliegen, obliegt es nun im nächsten Schritt dem Hohen 
Landtag, den vorliegenden Bericht und Antrag zu behandeln und Beschluss zu 
fassen. Der Beschluss des Landtages sollte mit Hinblick auf die durchzuführende 
Volksabstimmung und das Inkrafttreten des EWRA für Liechtenstein am 1. Mai 
1995 in der zweiten Woche des Monats März 1995 gefasst werden. Da die Öffent-
lichkeit aufgrund der bisherigen offiziellen Stellungnahmen davon ausgeht, dass 
eine Volksabstimmung zum Landtagsbeschluss stattfinden wird, würde die Regie-
rung, ohne in die Rechte des Hohen Landtages eingreifen zu wollen, es begrüssen, 
wenn der Hohe Landtag von sich aus eine Volksabstimmung beschliesst. 

Die Regierung hat dem Landtag ein Informationskonzept unterbreitet, das auch 
als Grundlage für ihre weiteren Informationsaktivitäten dient. So finden kontra-
diktorische Veranstaltungen unter Beteiligung von Regierungsmitgliedern, Beam-
ten und Experten statt. Parteien und Interessenverbände sind aufgerufen worden, 
ihre Mitglieder objektiv zu informieren und eigene Veranstaltungen zu organisie-
ren. An schriftlichen Unterlagen wurden zahlreiche Merkblätter und weiteres In-
formationsmaterial abgegeben. Der "EWR-Briefkasten" in den Zeitungen nimmt 
zu zahlreichen Einzelfragen Stellung. Die Regierung hat mehrere Ausgaben des 
Faltblattes "EWR & Zollvertrag" allen Haushalten zugestellt, weitere Ausgaben 
sind in Vorbereitung. Über Inserate mit Bestelltalons in den Zeitungen können die 
Einwohnerinnen und Einwohner den Bericht und Antrag persönlich anfordern. 
Nach der Behandlung des Berichts und Antrags im Landtag wird eine Broschüre 
mit einer ausführlichen Zusammenstellung des Berichts und Antrags abgegeben. 
Zusammen mit den Abstimmungsunterlagen erhält jede Stimmbürgerin und jeder 
Stimmbürger eine Abstimmungsbroschüre, in welcher Wesen und Inhalt der Ab-
stimmungsvorlage dargestellt werden. Die Regierung ist der Ansicht, dass sie mit 
diesem Vorgehen das Informationsbedürfnis der Stimmberechtigten in optimaler 
Weise erfüllen kann. 
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11 ANTRAG 

Aufgrund der bisherigen Ausführungen stellt die Regierung den 

A N T R A G ,  

der Hohe Landtag wolle den Abkommen mit der Schweiz und den Abkommen 

mit den EWR-Vertragsparteien und damit der Teilnahme des Fürstentums Liech-

tenstein am Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) die Zustimmung erteilen. 

Die Zustimmung zu diesem Antrag beinhaltet die Zustimmung zu nachstehenden 

Rechtsinstrumenten und Auswirkungen: 

a) Abkommen mit der Schweiz 

- Vertrag vom 2. November 1994 zwischen Liechtenstein und der Schweiz 

betreffend die Änderung des Vertrages vom 29. März 1923 über den An-

schluss des Fürstentums Liechtenstein an das Schweizerische Zollgebiet 

- Vereinbarung vom 2. November 1994 zwischen Liechtenstein und der 

Schweiz zum Vertrag vom 29. März 1923 über den Anschluss des Fürsten-

tums Liechtenstein an das Schweizerische Zollgebiet 

- Zusatzprotokoll vom 2. November 1994 zwischen Liechtenstein und der 

Schweiz zum Vertrag über den Anschluss des Fürstentums Liechtenstein 

an das Schweizerische Zollgebiet, betreffend die Produktehaftpflicht 

- Abkommen vom 2. November 1994 zwischen dem Fürstentum Liechten-

stein und der Schweizerischen Eidgenossenschaft betreffend die Änderung 

des Abkommens vom 25. April 1968 über die Anerkennung und Voll-

streckung von gerichtlichen Entscheidungen und Schiedssprüchen in Zivil-

sachen 

- Notenaustausch zwischen dem Fürstentum Liechtenstein und der Schwei-

zerischen Eidgenossenschaft betreffend die Geltung der interkantonalen 

Vereinbarung über die Kontrolle der Heilmittel für das Fürstentum Liech-

tenstein 
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- Ergänzungsvereinbarung vom 2. November 1994 zwischen dem Fürsten-
tum Liechtenstein und der Schweizerischen Eidgenossenschaft zum Ver-
trag vom 22. Dezember 1978 über den Schutz der Erfindungspatente (Pa-
tentschutz-vertrag) 

- Vertrag vom 2. November 1994 zwischen dem Fürstentum Liechtenstein 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft betreffend die Änderung des 
Vertrages vom 9. Januar 1978 über die Besorgung der Post- und Fernmel-
dedienste im Fürstentum Liechtenstein durch die Schweizerischen Post-, 
Telefon- und Telegrafenbetriebe 

- Vereinbarung vom 2. November 1994 zwischen dem Fürstentum Liechten-
stein und der Schweizerischen Eidgenossenschaft zum Vertrag vom 9. Ja-
nuar 1978 über die Besorgung der Post- und Fernmeldedienste im Fürsten-
tum Liechtenstein durch die Schweizerischen Post-, Telefon- und Telegra-
fenbetriebe 

- Vereinbarung vom 2. November 1994 zwischen dem Fürstentum Liechten-
stein und der Schweiz betreffend die Ergänzung der Vereinbarung vom 6. 
November 1963 über die Handhabung der Fremdenpolizei für Drittauslän-
der im Fürstentum Liechtenstein und über die fremdenpolizeiliche Zu-
sammenarbeit 

- Vereinbarung vom 2. November 1994 zwischen dem Fürstentum Liechten-
stein und der Schweiz betreffend die Ergänzung der Vereinbarung vom 6. 
November 1963 über die fremdenpolizeiliche Rechtsstellung der beider-
seitigen Staatsangehörigen im anderen Vertragsstaat 

b) Abkommen mit den EWR-Vertragsparteien 

- Anpassungsprotokoll vom 17. März 1993 zum Abkommen über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum, Schlussakte, Gemeinsame Erklärung und Ver-
einbarte Niederschrift 

- Beschluss Nr. 1/95 des EWR-Rates betreffend das Inkrafttreten des EWR-
Abkommens für das Fürstentum Liechtenstein 

- Anpassungsprotokoll vom 17. März 1993 zum Abkommen zwischen den 
EFTA-Staaten zur Errichtung einer Überwachungsbehörde und eines Ge-
richtshofes vom 2. Mai 1992, in der Fassung vom 29. Dezember 1994 
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- Protokoll vom 24. November 1993 zur Änderung von Protokoll 4 zum Ab-

kommen zwischen den EFTA-Staaten zur Errichtung einer Überwachungs-

behörde und eines Gerichtshofes 

- Anpassungsprotokoll vom 17. März 1993 zum Abkommen über einen 

Ständigen Ausschuss der EFTA-Staaten vom 20. Mai 1992, in der Fassung 

vom 29. Dezember 1994 

- Anpassungsprotokoll vom 17. März 1993 zum Abkommen über einen Par-

lamentarischen Ausschuss der EFTA-Staaten vom 20. Mai 1992, in der 

Fassung vom 29. Dezember 1994 

c) Schaffung von 12 zusätzlichen Stellen in der Landesverwaltung sowie von 

einer Stelle bei der Mission des Fürstentums Liechtenstein bei den Europäi-

schen Gemeinschaften in Brüssel, 

d) Nachtragskredit von Fr. 75'000 zu Konto 015.318.00 (EWR-Auftragsver-

waltung), von Fr. 580'000 zu Konto 015.367.00 (EWR-Mitgliedsbeiträge) 

und von Fr. 60'000 zu Konto 017.367.00 (EFTA-Mitgliedsbeitrag), somit 

Nachtragskredit von insgesamt Fr. 715'000. 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Landtagspräsident, sehr geehrte Frauen und 

Herren Abgeordnete, den Ausdruck der vorzüglichen Hochachtung. 

REGIERUNG DES 
FÜRSTENTUMS LIECHTENSTEIN 






























































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































